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1892. 


Die Beamtenwahlen. 
(20. Jan. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Durch die Diſziplinarunterſuchung, welche gegen den Ab⸗ 
geordneten Grafen Limburg⸗Stirum wegen ſeiner Kritik an den 
Handelsverträgen eingeleitet worden iſt, wird denjenigen recht⸗ 
gegeben, die ſtets davor gewarnt haben, Beamte zu wählen. 
In dem Vorkommnis liegt ein Beweis dafür, daß der Wähler, 
wenn er einen unabhängigen Vertreter ſeiner Intereſſen im 
Parlamente haben will, ſich enthalten muß, einen ihm ſonſt 
vielleicht ſumpathiſchen Beamten zu wählen, weil dieſer bei dem 
Drucke, der unter Umſtänden auf ihn geübt wird, unmöglich 
die Unabhängigkeit behalten kann, die für einen Volksvertreter 
wünſchenswert iſt. 

Wenn ſchon Beamte, die zur Dispoſition geſtellt ſind, in 
Fragen, die mit ihrem früheren Amte nichts zu tun haben, auf 
Grund ihrer Beurteilung von Regierungsvorlagen diſziplinariſch 
verfolgt werden, jo iſt bei einem Beamten im Dienſte um fo 
mehr zu befürchten, daß er als Abgeordneter einem Drucke 
unterliegt, der von oben her auf ihn geübt werden und ſich in 
Begünſtigung oder Zurückſetzung in ſeinem amtlichen Verhältnis 
geltend machen kann, ohne daß der äußerliche, der Kritik unter⸗ 
worfene Apparat prozeſſualiſchen Verfahrens dabei Anwendung 
zu finden brauchte. 

Früher war es Tradition in zahlreichen Wählerſchaften 
Preußens, daß es nützlich ſei, Beamte und namentlich den Land⸗ 
rat in die Kammer zu wählen, weil dieſer ohnehin in der Lage 
ſei, Einfluß auf den Kreis und für die Kreiseingeſeſſenen aus⸗ 
zuüben, aber auch die Bedürfniſſe des Kreiſes genau kenne und 


an ihrer Befriedigung intereſſiert ſei. Neuerdings iſt die Stel⸗ 
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lung des Landrates in Preußen jedoch eine völlig andere ge⸗ 
worden. Wer in früheren Zeiten Landrat wurde, der wurde 
es mit dem Gedanken, in dieſer Stellung alt zu werden und 
ſie bis an ſein Lebensende als Kreiseingeſeſſener zu verwalten. 
Er war deshalb geneigt, als Abgeordneter die Intereſſen ſeines 
Kreiſes, wenn er glaubte, daß die Regierung ſie ſchädigte, zu 
verteidigen. Heutzutage iſt es umgekehrt; der Landrat wird in 
der Regel die Regierungsintereſſen dem Kreiſe gegenüber wahr⸗ 
nehmen. Die jetzigen Landräte ſind junge Aſſeſſoren oder ähn⸗ 
liche Beamte; ſie betrachten den Landratspoſten als eine Stufe 
ihrer Karriere. Um letztere zu fördern, ſind ſie in der Ver⸗ 
ſuchung, nach oben hin ſich dienſtbar, ſtrebend zu erweiſen und 
ſich ein Verdienſt daraus zu machen, die Intentionen der Re⸗ 
gierung mit Energie und Erfolg zu fördern, ohne ſich immer 
klar darüber zu werden, ob das Ergebnis für das Wohlbefinden 
der Kreiseingeſeſſenen nützlich iſt. Zwiſchen der Bezirksregie⸗ 
rung und dem Landrat beſtand früher eine Scheidelinie, jenſeits 
derer vom Landrat eine Vertretung der Kreisintereſſen bei 
Prüfung der Regierungsmaßregeln erwartet werden konnte. 
Gegenwärtig iſt der Landratspoſten der ſtaatlichen Bureaukratie 
vollſtändig einverleibt, und der Landrat, der nicht geneigt iſt, 
in ſeinem Kreiſe zu bleiben, bis er emeritiert wird, wird nur 
im Falle eines höchſt unabhängigen Charakters ſich dazu ver⸗ 
ſtehen, im Parlamente dem ihm vorgeſetzten Miniſter, von dem 
ſeine weitere Beförderung zum Oberregierungsrat, Präſidenten 
oder Miniſterialhilfsarbeiter abhängt, offen und mit der Schärfe 
entgegenzutreten, welche allein in der parlamentariſchen Arena 
Eindruck macht. Ahnlich wie mit dem Landrate aber verhält 
es ſich mit den meiſten Beamten. 
Es liegt alſo im Intereſſe der Wähler, wenn fie dasſelbe 
voll zur Geltung bringen wollen, ſich bei zukünftigen Wahlen 
der Wahl von Beamten nach Möglichkeit zu enthalten. Wir 
ſtimmen der „Poſt“ völlig zu, welche neulich ſchrieb: 

„Dieſe Auffaſſung iſt im Intereſſe der Regierung, wie ſicher nicht 
bezweifelt werden kann, nichts weniger als erwünſcht. Sie iſt auch ge⸗ 
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eignet, der parlamentariſchen Tätigkeit der zahlreichen und bis zu einem 
gewiſſen Grade nicht wohl entbehrlichen Beamten in dem Reichs⸗ und 
Landtage noch engere Schranken zu ziehen als dies bereits jetzt tat⸗ 
ſächlich der Fall war.“ 


Drohung mit den Polen an Rußland. 
(20. Jan. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die unnötige Schärfe der jetzigen Haltung Rußland gegen⸗ 
über wird erheblich verſtärkt durch die Art, wie die polniſche 
Unterſtützung der neuen Politik in offiziöſen Artikeln als ver⸗ 
deckte Batterie bezeichnet wird, die mitten im Frieden gegen 
Rußland errichtet iſt. Schon die Rede, durch welche der neue 
Erzbiſchof von Poſen und Gneſen ſich in Thorn als regierungs⸗ 
freundlich introduziert hat, und welche das Hauptargument für 
die Möglichkeit bildet, von ſeiner fünfzehnjährigen parlamen⸗ 
tariſchen Tätigkeit Umgang zu nehmen, enthält doch, ohne den 
Worten Gewalt anzutun, ein Bekenntnis zur Vergangenheit der 
ehemaligen Republik Polen und eine indirekte Erklärung, für die 
Wiederherſtellung derſelben nach wie vor tätig ſein zu wollen. 
Wenn man annimmt, daß ähnliche Motive in bezug auf die 
Vergangenheit für Inauguration eines franzöſiſchen Geiſtlichen 
im Elſaß, für Anſtellung eines däniſchen Prälaten in Nord⸗ 
ſchleswig geltend gemacht würden, Motive, in welchen das Zu⸗ 
rückſchrauben des gegenwärtigen Zuſtandes auf den vergangenen 
als letztes vorſchwebendes Ziel gekennzeichnet wäre, und man 
ſich den Eindruck klar macht, den dergleichen Demonſtrationen 
in Deutſchland hervorbringen müßten, ſo kann man ſich nicht 
wundern, wenn bei den ruſſiſchen Politikern den jetzigen polni⸗ 
ſchen Demonſtrationen gegenüber das Gefühl, ſchon im Frieden 
mit einem künftigen Appell an die polniſchen Untertanen Ruß⸗ 
lands bedroht zu werden, ebenfalls zutage tritt. Der Gedanke 
der Ruſſen, daß ſie vom Dreibunde vorkommendenfalls eine 
aggreſſive Politik zu erwarten haben, gewinnt dann an Ver⸗ 
ſtändlichkeit. 


Nachteilige Veränderung in den auswärtigen 
Beziehungen Deutſchlands. 


(24. Jan. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der Vertrag von 1879 (betreffend das deutſch⸗öſterreichiſche 
Bündnis) bezog ſich Rußland gegenüber lediglich auf deſſen 
etwaigen Angriff gegen die Verbündeten. Es wurde dement⸗ 
ſprechend von deutſcher Seite in Wien ſtets die Auffaſſung ver⸗ 
treten, daß das Bündnis nur die öſterreichiſch⸗ungariſche Monarchie 
decke, nicht auch deren Orientpolitik gegen Rußland; für dieſe 
war ſeitens Deutſchlands Oſterreich immer geraten worden, 
Schutz durch Sonderabkommen mit gleichintereſſierten Staaten, 
wie England und Italien zu ſuchen. Auf dem Boden dieſer 
vertragsmäßigen Auffaſſung war Deutſchland in der Lage, ſich 
ſtets mit Rußland zu verſtändigen und dadurch erfolgreich auf 
Oſterreich einzuwirken, falls dieſes Neigung zeigen ſollte, ſeiner 
Orientpolitik eine unerwünſchte Wendung zu geben. 

Dieſe vorteilhafte Lage, deren Aufrechterhaltung an das 
diplomatiſche Geſchick allerdings erhebliche Anforderungen ſtellte, 
wurde ſpäter für zu kompliziert erachtet; zugleich führten per⸗ 
ſönliche Verſtimmungen zur Preisgabe der guten Petersburger 
Beziehungen und dafür zur ruſſiſch⸗franzöſiſchen Annäherung. 
Die Situation, in welche Deutſchland hierdurch geraten iſt, kann 
nicht als eine günſtige angeſehen werden. Lag es früher in 
Deutſchlands Hand, ſich jederzeit mit Rußland zu verſtändigen, 
und zwar, wie wir annehmen müſſen, auf Grund beſtimmter, 
jetzt nicht mehr vorhandener Abmachungen !), die neben dem 
Vertrag mit Oſterreich beſtanden, jo iſt infolge der zwiſchen 
Deutſchland und Rußland eingetretenen Entfremdung jetzt Oſter⸗ 
reich in die Möglichkeit verſetzt, eventuell auf Deutſchland Preſſion 
zu üben, indem es ſich nach Petersburg wendet, was ebenfalls 
geſchehen kann, ohne den Vertrag mit Deutſchland zu brechen. 


) Andeutung des nach der Entlaſſung Bismarcks aufgegebenen 
Neutralitätsabkommens mit Rußland. 


4 


Für Abmachungen Oſterreichs mit Rußland ohne Vorwiſſen 
Deutſchlands iſt die bekannte Reichſtädter Konvention charak⸗ 
teriſtiſch, durch welche Oſterreich ſich Bosnien zuſichern ließ, be⸗ 
vor der ruſſiſch⸗türkiſche Krieg begann, was dann unter anderem 
zur Folge hatte, daß die öffentliche Meinung in Rußland ſich 
mit Entrüſtung gegen Deutſchland wandte, weil dieſes angeblich 
auf dem Berliner Kongreß Rußland um die Früchte ſeines 
Sieges gebracht und ſie Oſterreich zugewendet habe! 
Einſtweilen mag die Gefahr, daß Oſterreich über Deutſch⸗ 
lands Kopf hinweg Verſtändigung mit Rußland ſucht, nicht groß 
ſein; aber es fragt ſich, ob die jetzige Lage dauernd aufrecht zu 
erhalten iſt, ohne daß Deutſchland die Orientpolitik Oſterreichs 
gegen Rußland unterſtützt und damit den Zwecken des Friedens⸗ 
bundes wie ſeinen eigenen Intereſſen entgegenhandelt. Wenn 
nicht alles täuſcht, ſo liegen ſchon jetzt Anzeichen dafür vor, daß 
die Haltung der deutſchen Politik nicht mehr die völlig neutrale 
in den orientaliſchen Dingen iſt, die ſie früher zum Vorteile 
Deutſchlands war. Auf dieſem Wege aber würde Deutſchland 
allmählich in ein Abhängigkeitsverhältnis zu Oſterreich geraten, 
das ſeiner Machtſtellung und ſeiner nationalen Würde wenig 
angemeſſen wäre; es würde ſchließlich Gut und Blut für die 
Wiener Balkanpolitik riskieren!) und außerdem noch auf dem 
Wege der Handelsverträge Tribut zahlen müſſen. Das iſt eine 
Perſpektive, angeſichts deren man es verſtehen wird, weshalb 
Fürſt Bismarck immer und immer wieder davor warnte, es 
mit Rußland ganz zu verderben; man wird auch die Kurz⸗ 
ſichtigkeit derer erkennen, die jeden verſtändigen Politiker, der 
gegen die maßloſen antiruſſiſchen Verhetzungen der deutſchen 
Preſſe Stellung nahm, quaſi als Landesverräter behandelten. 
Die Anderung der europäiſchen Lage zu Deutſchlands Nach⸗ 
teil kann mit dem Hinweiſe auf die Macht des Dreibundes nicht 
entſchuldigt werden. Der Dreibund beſtand auch früher und 


) Wie es ſpäter durch die Bülowſche Bekundung der „Nibelungen⸗ 
treue“ geſchehen iſt. 


erhielt erhöhte Bedeutung gerade dadurch, daß Deutſchland in 
ihm freie Hand und die Führung in Europa beſaß. Wir fürchten, 
die Feſtigkeit des Bundes hat ſeitdem nicht zugenommen und 
wird auch nach den Handelsverträgen nicht zunehmen. Eine 
Kriſis in Italien, ein Thronwechſel in Oſterreich und ähnliche 
Ereigniſſe können die Grundlage des Bundes derart erſchüttern, 
daß ſeine Aufrechterhaltung trotz aller geſchriebenen Verträge 
unmöglich wird; dann aber wäre es für Deutſchland erſt recht 
bedenklich, wenn ihm, um nicht iſoliert zu ſein, keine andere 
Wahl bliebe, als mit Oſterreich im Orient durch dick und dünn 
zu gehen. Deutſchland könnte dann ins Schlepptau einer Macht 
geraten, die zwar die Umgeſtaltung der Dinge in Preußen und 
Deutſchland akzeptiert und ſich ihr unterworfen hat, von der 
aber niemand wiſſen kann, ob nicht alter Groll in ihr erwachen 
und nach Betätigung ſuchen würde, falls das Kriegsglück oder auch 
nur der Druck der europäiſchen Verhältniſſe ſich gegen das neue 
Reich kehrte, deſſen Suprematie in Oſterreich bei aller Ver⸗ 
tragstreue ſtellenweiſe doch nur widerwillig ertragen worden iſt. 


Polniſche Politik. 


(26. Jan. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Welche Wirkung die gegenwärtige Politik auf die National⸗ 
polen ausübt, tritt in ihrer Preſſe immer deutlicher hervor. Der 
„Goniee Wielkopolski“ verleiht den Empfindungen, welche das 
Polentum infolge der neueſten Zugeſtändniſſe beſeelt, bezeichnend 
Ausdruck, indem er ſchreibt, „die Sympathien der polniſchen 
Nation würden bald eine teure Ware ſein“. 

Das Blatt rechnet alſo ſchon darauf, daß Verhältniſſe ein⸗ 
treten könnten, in denen die Polen in die Lage kämen, für oder 
gegen Preußen reſp. Deutſchland Partei zu nehmen; denn wenn 
die Entſcheidung hierüber für die Polen von vornherein feſt⸗ 
ſtände, würde ſie keine „teure Ware“ ſein. Man ſcheint auf 
polniſcher Seite dazu zu neigen, eine Art Lizitationsverfahren 
darüber einzuleiten, mit wem das Polentum im Falle eines 
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Konfliktes gehen, wer ihm am meiſten bieten wird. Daß die 
Seite, auf die ſich die Polen ſtellen würden, nach polniſcher 
Auffaſſung nicht notwendig die preußiſche zu ſein braucht, geht 
aus einer ferneren Andeutung des polniſchen Blattes hervor, 
worin mit Bezug auf den neuen Erzbiſchof von Poſen die Zu⸗ 
verſicht ausgeſprochen wird, daß, wenn ſich die Notwendigkeit 
einer Entſcheidung herausſtellen ſolle, er nicht zurückſchrecken 
werde, ſelbſt vor den Toren Oſtrowos nicht. Damit ſind die 
Pforten des Gerichtsgefängniſſes gemeint, in dem der frühere 
Erzbiſchof Graf Ledochowski zwei Jahre verbüßt hat. Der neue 
Erzbiſchof wird auf dieſe Weiſe ermahnt, den Widerſtand im 
polniſchen Intereſſe gegen die Regierung nicht zu ſcheuen; er 
wird ſchon jetzt aufgefordert, die polniſche Sache eventuell gegen 
den Willen der preußiſchen Regierung und gegen die Macht der 
preußiſchen Gerichte zu vertreten. 

Die Kundgebungen des polniſchen Blattes finden ihre Er⸗ 
gänzung in der bekannten Thorner Rede des neuen Erzbiſchofs. 
Dieſer ſprach darin zu den Polen und Katholiken in ihrer Ver⸗ 
ſchmelzung; er redete im gemeinſchaftlichen Plural per „wir“ 
und „uns“, als er fragte: „Wo wird im Falle eines vom Oſten 
heraufziehenden Gewitterſturmes unſer Platz ſein?“ Er drückte 
damit die Überzeugung aus, daß die Gemeinſchaft, die er mit 
„wir“ bezeichnete, alſo die der preußiſch⸗polniſchen Katholiken, 
nicht abſolut an die preußiſche Politik gebunden ſei, ſondern nach 
eigenem Ermeſſen darüber zu entſcheiden habe, wo ihr Platz ſei. 

Der Reichskanzler hat dieſe Rede zwar für ſo preußiſch und 
ſo preußiſch⸗patriotiſch erklärt, wie man ſie überhaupt von den 
Bewohnern polniſcher Zunge in der Provinz Poſen erwarten 
dürfe. Wir können nicht leugnen, daß die Höhe unſerer Er⸗ 
wartung in dieſer Beziehung durch die Stablewskiſche Rede doch 
nicht vollſtändig erreicht worden iſt. Wir haben in den letzten 
Kriegen, die zur Herſtellung des deutſchen Reiches führten, die 
Überzeugung gewonnen, daß die große Maſſe der Bewohner 
polniſcher Zunge in der Provinz Poſen vorkommendenfalls be— 
reit iſt, mehr für Preußen und Deutſchland zu leiſten, als die 
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kühle Alternative von politischen Zweckmäßigkeitsgründen in der 
Thorner Rede in Ausficht ſtellt. Die polniſchen Soldaten find 
mit derſelben Entſchloſſenheit und Tapferkeit wie alle Truppen 
unter den preußiſchen Fahnen bereit geweſen, Blut und Leben 
für den Staat, dem ſie angehören, einzuſetzen, ohne ſich die 
Frage in bezug auf die Nützlichkeit für polniſch⸗nationale Be⸗ 
ſtrebungen vorzulegen, wie dies Herr Stablewski in ſeiner 
Thorner Rede getan hat. 

Die Kritik, welche der polniſche Erzbiſchof über die „Bis⸗ 
marckſche Herrſchaft“, wie er es nennt, ausgeſprochen hat, trifft 
die ganze Zeit der Regierung Kaiſer Wilhelms I. und die ge⸗ 
ſamte Politik, der wir die Herſtellung des Deutſchen Reiches 
verdanken. Sie iſt im Munde eines Nationalpolen, der dieſe 
Politik fünfzehn Jahre hindurch im preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe mit Schärfe öffentlich bekämpft hat, nicht überraſchend; ſie 
gewinnt ihre Bedeutung nur durch die Zuſtimmung und Billigung, 
die ſie von ſeiten der jetzigen Reichsregierung erhalten hat. 


Aberſchätzung 
der Kanzler⸗ und Miniſterverantwortlichkeit. 
(27. Jan. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Zu einer Berichtigung veranlaßt uns das in freiſinnigen 
und klerikalen Blättern herrſchende Beſtreben, den früheren 
Reichskanzler für jede einzelne Vorlage, die während der acht⸗ 
undzwanzig Jahre ſeiner Amtstätigkeit eingebracht worden iſt, 
verantwortlich zu machen. Das geſchieht aber natürlich nur, wenn 
das betreffende Geſetz ſich nicht bewährt hat; in anderem Falle 
wird das Verdienſt der Initiative für den Reichstag, das Volk, 
für irgendeinen Miniſter, General oder eine beliebige andere 
Stelle in Anſpruch genommen. 

Um die Verantwortlichkeit des Fürſten Bismarck für alles, 
was geſchehen iſt, zu begründen, wird die Stellung, die der⸗ 
ſelbe eingenommen hat, zu einer ganz ungeheuerlichen auf⸗ 
gebauſcht, wie ſie in der Wirklichkeit nie beſtehen konnte. 


8 


„Miniſterpräſident“ iſt in Preußen bekanntlich nicht mehr 
als ein Titel. Eine verfügende, korrigierende Direktorialgewalt 
auch nur wie ſie ein Regierungspräſident ſeinen Kollegen gegen⸗ 
über übt, wohnt dem Miniſterpräſidenten verfaſſungsmäßig nicht 
bei. Der eigentliche Miniſterpräſident iſt der König, der be⸗ 
fehlen kann. Der ernannte Miniſterpräſident wie jeder ſeiner 
Kollegen kann nur an den König appellieren gegen Beſchlüſſe, 
denen er nicht zuſtimmt, und muß im übrigen beſtrebt ſein, 
ſeine Kollegen durch Überredung und Bitten für feine Meinung 
zu gewinnen. Er iſt mit einer Verantwortlichkeit belaſtet, die 
eine ſehr viel weitere Tragweite hat, als ſeine Macht und ſein 
Stimmrecht im Miniſterium. Einzelne vortragende Räte, denen 
es gelungen iſt, ihre Reſſortchefs für ihre Meinung zu ge⸗ 
winnen, haben unter Umſtänden tatſächlich einen ſtärkeren Ein⸗ 
fluß auf die Entſchließungen des Miniſteriums gehabt als der 
Miniſterpräſident, wenn ihr Chef es auf ſich nahm, die Majorität 
der Kollegen für die Anſicht des betreffenden Rates einzunehmen; 
namentlich in ſolchen Fällen, wo der Rat mit der Spezialfrage, 
um die es ſich handelte, vertrauter war als ſein Chef, was bei 
arbeitsſcheuen Chefs naturgemäß, aber auch bei arbeitſamen 
infolge der Vielſeitigkeit der Reſſorts nicht ſelten zutrifft. 

Ein Geſetzentwurf von hundert und mehr Paragraphen, der 
die ſorgfältige, mitunter jahrelange Arbeit eines kompetenten 
Rates darſtellt, iſt in manchen Fällen ſchon für den Chef ſelbſt 
ein fait accompli, deſſen ſachkundiger Reviſion die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit oder auch die Arbeitsluſt des Chefs nicht immer ge⸗ 
wachſen iſt. Noch weniger fühlen die Kollegen des antrag⸗ 
ſtellenden Miniſters den Beruf, in alle Konſequenzen eines 
größeren Geſetzentwurfes ſachkundig einzudringen. Sie beauf⸗ 
tragen ihren Juſtitiarius, oder einen Rat ihres Vertrauens mit 
der Durchſicht aus dem Standpunkt der Frage, ob der Ent⸗ 
wurf etwas für das eigene Reſſort Verfängliches enthält; im 
übrigen werden ſie ſich über die Hauptgrundſätze der Vorlage 
ein eigenes Urteil zu bilden ſuchen, aber doch im großen und 
ganzen der Einſicht des vorlegenden Reſſortkollegen vertrauen 
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und von ihm in ähnlichen Fällen das gleiche Vertrauen er- 
warten. Ebenſo unmöglich iſt es für den Miniſterpräſidenten, 
deſſen Räte ſich nicht in den Ziffern von dreißig bis hundert 
bewegen, ſondern, ſoviel wir wiſſen, zwei oder drei ſind, jede 
Geſetzesvorlage mit dem gewiſſenhaften Gefühle eigener Ver⸗ 
antwortlichkeit für jeden Teil ihres Inhalts zu begleiten. In 
den Sitzungen des Staatsminiſteriums aber hat das Votum 
des Miniſterpräſidenten keine höhere Bedeutung als das jedes 
anderen Miniſters. Der Miniſterpräſident hat, wenn er in der 
Minorität bleibt, keine andere Waffe zur Verteidigung ſeiner 
Auffaſſung, als die Kabinettsfrage; aber die Stellung derſelben 
beſchränkt ihre Wirkung nicht immer auf die ſpeziellen Fragen, 
in bezug auf welche Meinungsverſchiedenheit vorhanden war. 
Wenn der Miniſterpräſident ſie ſtellt, ſo übernimmt er die Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Beſchaffung eines auch in allen übrigen 
Fragen ausreichenden Erſatzes, oder er muß ſich in der Lage 
fühlen, die Führung des betreffenden Reſſorts interimiſtiſch ſelbſt 
zu übernehmen und für die Weiterführung der Geſchäfte Sorge 
zu tragen. 

In noch viel höherem Grade wie der Einfluß des preußi⸗ 
ſchen Miniſterpräſidenten wird der des Reichskanzlers in der 
Preſſe überſchätzt. Derſelbe hat als ſolcher für den Inhalt der 
Vorlagen abſolut gar keine Verantwortlichkeit, ſondern nur ſo⸗ 
weit wie er als preußiſcher Bevollmächtigter, falls er das gleich⸗ 
zeitig iſt, ſie im Bundesrate eingebracht oder für dieſelben 
geſtimmt hat. In beiden Fällen aber kann er nicht nach per⸗ 
ſönlichem Ermeſſen verfahren, ſondern nur nach Inſtruktion, 
welche ihm der König auf Grund der Verhandlungen und Be⸗ 
ſchlüſſe des preußiſchen Miniſteriums erteilt. Der Reichskanzler 
kann in vielen Dingen ſelbſt die Initiative ergreifen, aber je 
weiter er den Kreis dieſer ſeiner Initiative ausdehnt, deſto 
weniger wird ihm Zeit bleiben, Vorlagen anderweitigen Ur⸗ 
ſprungs zu prüfen und ſich von der Richtigkeit jeder Einzelheit 
in denſelben gewiſſenhaft zu überzeugen. Fürſt Bismarck hat, 
wie auch die freiſinnigen Blätter, die ihn jetzt angreifen, wiſſen 
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könnten, jederzeit darauf gehalten, daß die im Reichstage von 
ihm vertretenen Vorlagen und Meinungen als ſolche der „ver⸗ 
bündeten Regierungen“ gekennzeichnet wurden und nicht als die 
einer in der Legislative gar nicht vorhandenen Reichsregierung, 
oder gar als die des Kanzlers ſelbſt, als eines nach Analogie 
der Miniſter der Einzelſtaaten auf dem Gebiete der Legislative 
verantwortlichen Vertreters. 

Der Reichskanzler ſpielt in der Geſetzgebung des Reiches 
als ſolcher gar keine Rolle; er iſt der verantwortliche Beamte 
auf dem Gebiete der dem Reiche überwieſenen vollziehenden 
Gewalt. Er iſt verantwortlich für alle Maßregeln der Reichs⸗ 
exekutive, für alle Handlungen der verſchiedenen Reichsämter, 
ſoweit er nicht durch das Stellvertretungsgeſetz gedeckt iſt. Es 
iſt eine ſtaatsrechtlich unrichtige Gewohnheit, den erſten preußi⸗ 
ſchen Bevollmächtigten, ſo oft er das Wort nimmt, als Reichs⸗ 
kanzler zu bezeichnen. Er hat in dieſer letzteren Eigenſchaft, 
wenn er nicht zugleich preußiſcher Bevollmächtigter iſt, nicht ein⸗ 
mal das verfaſſungsmäßige Recht, den Reichstagsverhandlungen 
beizuwohnen und nach Belieben das Wort zu ergreifen. Die 
Verantwortlichkeit für die an den Reichstag gebrachten Vorlagen 
liegt im vollſten Maße bei dem Bundesrate, bei der Geſamt⸗ 
heit der verbündeten Regierungen und ihren Miniſterien. Die 
freiſinnige Preſſe kennt das Reichsrecht nicht, auch nicht einmal 
die ſeit zwanzig Jahren geübte Praxis, wenn ſie behauptet, daß 
dieſer oberſte Grundſatz des Reichsrechtes in den bisherigen 
Verhandlungen jemals zweifelhaft geweſen wäre. Der Reichs⸗ 
tag ſelbſt hat der Fiktion zugeſtrebt, als ob der Reichskanzler 
der dem Reichstage verantwortliche Miniſter des Kaiſers außer⸗ 
halb der kaiſerlichen Exekutive ſei auch für die Geſetzgebung. 
Die äußere Form dieſes Beſtrebens kann aber den inneren 
Gehalt der Reichsverfaſſung nicht modifizieren, und die Aufgabe, 
die damit dem Reichskanzler geſtellt wäre, würde die Arbeits- 
kraft eines jeden, auch noch ſo arbeitskräftigen Mannes über⸗ 
ſchreiten. Es iſt alſo eine völlige Abſurdität, wenn die frei⸗ 
ſinnige Preſſe behauptet, Fürſt Bismarck habe keine andere Ver⸗ 
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antwortlichkeit neben der jeinigen geduldet, es müßte denn die Ver⸗ 
antwortlichkeit der freiſinnigen Blätter für die Staatsgeſchäfte 
gemeint ſein, die Fürſt Bismarck freilich nie „geduldet“ hat. 


Stellung Bismarcks zur Eulenburgſchen 
Verwaltungsreform. 
(27. Jan. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Das „Berliner Tageblatt“ beſpricht die veränderte Stellung 
der Landräte, um die Frage daran zu knüpfen, „wer denn aber 
mehr dazu beigetragen habe, um die ſteifnackigen preußiſchen 
Landräte aus der Schule Rochows zu geſchmeidigen, dienſtbar 
ſtrebenden Beamten zu machen als gerade Fürſt Bismarck und 
ſein politiſcher Handlanger Herr v. Puttkamer“. Das iſt ein 
Anachronismus. Die veränderte Haltung der Landräte iſt nicht 
unter dem Miniſterium Puttkamer erfolgt, ſondern ſie war das 
Ergebnis der Verwaltungsreform, welche unter den beiden Grafen 
Eulenburg als Miniſter des Innern vorgenommen wurde. Ob 
dies überall mit dem Einverſtändniſſe des Fürſten Bismarck ge⸗ 
ſchah, wird nur der beurteilen können, der Einſicht in die damaligen 
Verhandlungen des preußiſchen Staatsminiſteriums hatte. Unſere 
Zweifel darüber knüpfen ſich an die Vorgänge, welche den Rück⸗ 
tritt des zweiten Grafen Eulenburg zur Folge hatten. Dieſer Rück⸗ 
tritt ſtand bekanntlich in Verbindung mit einer Art von Separat⸗ 
votum, das der durch Krankheit damals von den Geſchäften des 
Miniſterpräſidenten ferngehaltene Fürſt Bismarck durch einen 
ſeiner Räte, Herrn Rommel, in der betreffenden parlamentari⸗ 
ſchen Verhandlung abgeben ließ. Ganz abgeſehen von dem Wort⸗ 
laute dieſes Separatvotums und von den uns nicht bekannten 
Einzelheiten der ſeit Jahr und Tag vorhergegangenen einſchlägigen 
Diskuſſion im Staatsminiſterium iſt ſchon an dieſem Symptom 
und an dem Ausſcheiden des damaligen Miniſters des Innern er⸗ 
kennbar, daß die Beſchlüſſe über weſentliche Teile der damaligen 
Verwaltungsreformgeſetzgebung im Schoße des preußiſchen 
Staatsminiſteriums ſchwerlich einſtimmig gefaßt worden waren. 
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Gloſſen zum preußiſchen Volksſchulgeſetz. 


(2. Febr. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Hamburger Nachrichten“ haben ſich bisher enthalten, 
auf den Text der Vorlage im Detail einzugehen. Es wird 
darauf im gegenwärtigen Stadium der Sache auch nicht ſo 
ſehr ankommen, da man nicht weiß, in welcher Form die Vor⸗ 
lage aus der Kommiſſionsberatung hervorgehen wird, und da 
die Regierung aus der dem Zentrum zu Gefallen eingebrachten 
Vorlage keine Kabinettsfrage macht, ſondern ſie diskutieren läßt. 
Die Regierung iſt, wie wir ſchon ſagten, durch die bloße Ein⸗ 
bringung der Vorlage dem Zentrum gegenüber in jedem Falle 
liberiert, wenn ſie etwa Verpflichtungen eingegangen ſein ſollte. 
Aber die Regierung Wilhelms I, hat den Kulturkampf nach 
Möglichkeit & l'amiable zum Abſchluſſe gebracht; um gegenüber 
der äußeren Situation des Reiches einen inneren Kampf zum 
Stillſtand zu bringen, der als eine Schwächung und als eine 
Möglichkeit der Anknüpfung an eine innere Unzufriedenheit von 
außen her hätte angeſehen werden können. Die frühere Re⸗ 
gierung hat ſich mit der Errungenſchaft begnügt, die immer 
noch als Gewinn des Kampfes übrig geblieben iſt: daß die 
Artikel 15, 16 und 18 der preußiſchen Verfaſſung beſeitigt 
wurden, womit die ſtaatliche Autorität in betreff der Schule in 
der Hauptſache wiederhergeſtellt und die Einbuße, welche ſie 
durch die Verfaſſung von 1850 erlitten hatte, wieder gutgemacht 
war. Das war immerhin der Mühe wert. Über die ſtaatliche 
Errungenſchaft aus dem Kulturkampfe würde letzterer durch das 
geplante Geſetz von neuem eröffnet werden, und zwar nicht in 
der Form eines Angriffes hierarchiſcher Beſtrebungen gegen die 
Staatsgewalt, ſondern mit umgekehrter Front in Geſtalt eines 
gouvernementalen Vorgehens gegen diejenigen ſtaatlichen Ele⸗ 
mente, in deren Intereſſe früher der Kulturkampf defenſiv 
geführt wurde und in deren Intereſſe man ſein Endreſultat, 
die Befreiung der Schule aus deren Beengung durch die er— 
wähnten Verfaſſungsartikel aufrecht erhalten hatte. Wir glauben, 
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daß der modus vivendi, wie er durch die ſpätere Reviſion der 
Maigeſetze erreicht wurde, auf längere Zeit lebensfähig geweſen 
ſein würde; wenigſtens hätten wir es gewünſcht. Aber wir 
können es nicht für nützlich halten, daß das vergrabene Kriegs⸗ 
beil des Kulturkampfes durch Regierungsvorlagen wieder aus⸗ 
gegraben, daß der Kampf, wie wir ſchon erwähnten, mit um⸗ 
gekehrter Front erneuert und damit zugleich in Geſtalt der 
Vorlage ein Erisapfel zwiſchen die Parteien des Parlaments 
geworfen wird. 

Die Verſetzung der Politik mit konfeſſionellen Fragen laßt 
ſich leider in paritätiſchen Staaten nicht immer vermeiden; aber 
ſie nach Möglichkeit zu vermeiden und da, wo dieſe Möglichkeit 
aufhört, zu verhüten, daß ſie brennender werden, iſt unſerer 
Anſicht nach eine Aufgabe vorſichtiger und verſöhnlicher Re⸗ 
gierungspolitik. 

Wir fragen uns vergebens nach den zwingenden Gründen, 
welche die Regierung in die unabweisliche Notwendigkeit verjegi 
haben könnten, den Kulturkampf durch eigene Initiative zu er⸗ 
neuern. Wir glauben nicht, daß es unmöglich geweſen ſein 
würde, in dem status quo ante der Vorlage auf abſehbare Zeit 
fortzuleben. Mag man ein Schulgeſetz erlaſſen, wenn der Zu⸗ 
ſtand der Schulen ein ſolches Geſetz als unentbehrlich erſcheinen 
läßt; aber war es wirklich nötig, die konfeſſionellen Zuſtände 
der Schule und das Autoritätsverhältnis zwiſchen Lehrer und 
Geiſtlichkeit in der Art, wie es geſchehen iſt, zur parlamentari⸗ 
ſchen Diskuſſion zu ſtellen, den Beſtrebungen nach Vertiefung 
der Kluft, welche die Parteien zwiſchen ſich aufzureißen ohnehin 
nur zu geneigt ſind, neue Kräfte zuzuführen und neue Streit⸗ 
punkte zwiſchen die Parteien zu werfen? 

Die Regierungsvorlage hat den Parteien hierzu ein Material 
geboten, welches zunächſt die konſervative Fraktion mit Ent⸗ 
ſchloſſenheit benutzt hat, indem ſie die Regierung auf ihr in der 
Rede des Herrn v. Buch enthaltenes Programm feſtzunageln 
und die Verſtändigung mit den liberalen Elementen zu er⸗ 
ſchweren verſucht hat. Es kann ſein, daß dieſes raſche Ver⸗ 


14 


fahren vom Standpunkte der Fraktionstaktik nützlich und erfolg⸗ 
verſprechend erſchienen iſt, aber vom ſtaatlichen Standpunkte 
und im Hinblick auf die fernere Zukunft bezweifeln wir unſer⸗ 
ſeits, daß es nützlich iſt, zwiſchen der Regierung und der 
nationalliberalen Partei Streit und Mißtrauen zu ſäen. Im 
Gegenteil, die konſervative Partei ſollte im Intereſſe ihrer 
eigenen Unabhängigkeit vom Zentrum ihre und der Regierung 
Beziehungen zu den Nationalliberalen gangbar erhalten. Keine 
dieſer beiden Parteien kann vorherſehen, wann und wie der 
Moment eintritt, wo die eine der anderen bedürfen wird, und 
die Parteikämpfe zwiſchen monarchiſchen Parteien ſollten immer 
nur ſo geführt werden, daß die Möglichkeit eines künftigen Zu⸗ 
ſammengehens und einer Verſtändigung nicht ausgeſchloſſen 
wird. Wir fürchten, daß dieſe Möglichkeit gefährdet wird, wenn 
ein Geſetz, gegen welches die Abneigung bis in den rechten 
Flügel der Freikonſervativen und jedenfalls in die gemäßigten 
Elemente der Konſervativen hineinreicht, von einer konſervativ⸗ 
klerikalen Majorität durchgezwungen wird. Die Möglichkeit 
hierzu liegt unzweifelhaft vor, und im Kampfgefühle der Parteien 
wiegt vielleicht die Freude, einſtweilen die Nationalliberalen 
kränken zu können, ſchwerer, als die kühleren Erwägungen zu⸗ 
künftiger Geſtaltung des Parteiweſens und die der Unterlagen 
für die Regierung. 

Nach den unwiderſprochenen Mitteilungen in der Preſſe 
darf man annehmen, daß der Finanzminiſter Miquel ſich ſolchen 
Erwägungen nicht verſchließt, und wir finden es erklärlich, daß 
ihm ein Platz in einem Miniſterium, welches ihn im Kampfe 
ohne andere Unterſtützung als das Zentrum und die ſtrengeren 
Konſervativen laſſen würde, mit ſeiner früheren Stellung zur 
nationalliberalen Partei nicht verträglich erſcheinen mag. Und 
da wir gerade Herrn Miquel für den Träger der bisherigen 
gouvernementalen Beziehungen zum Zentrum halten, ſo glauben 
wir, daß es ſeinen Bedürfniſſen nicht entſprechen wird, zwiſchen 
dem Zentrum und der nationalliberalen Partei definitiv und 
dauernd optieren zu müſſen. Wir laſſen es dahingeſtellt ſein, 
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ob es die Tendenz der konſervativen Fraktion geweſen ſein mag, 
den jetzigen Finanzminiſter in dieſe Lage zu verſetzen und ihn 
darin feſtzuhalten. Solange das Bündnis zwiſchen den Kon⸗ 
ſervativen und dem Zentrum hält, und ſolange der demokra⸗ 
tiſche Teil des Zentrums von den konſervativen Einflüſſen 
desſelben im Zaum gehalten wird, ſolange kann der Wechſel 
zwiſchen einem nationalliberalen und klerikalen Finanzminiſter 
in Preußen vom Standpunkte der Fraktionspolitik vielleicht als 
ein Gewinn bezeichnet werden; aber wir möchten ſolchen Be⸗ 
rechnungen gegenüber doch das Dichterwort zitieren: „Mit des 
Geſchickes Mächten iſt kein ew'ger Bund zu flechten.“ Unſer 
Glaube, daß auf dieſem Wege eine ſtaatliche Entwicklung zu⸗ 
ſtande zu kommen vermöchte, welche dem altpreußiſchen Konſer⸗ 
vatismus willkommen ſein könnte, iſt kein ſehr feſter. Wir 
fürchten, daß dieſer Weg in Regionen führt, in welchen der 
„Beunruhigungsbazillus“, das heißt die Unſicherheit über die 
Zukunft, noch ſehr viel üppiger wuchern würde als im letzten 
Jahre und jedenfalls ſtärker, als es bis zum Jahre 1890 
der Fall war. 

Vor 1890 kannte man dieſen Bazillus überhaupt nicht. Er 
iſt, wenn nicht ein Produkt, doch eine Erfindung der neuen 
Ara. Das Beſtreben, die Geſamtheit der ſtaatlichen Inter⸗ 
eſſenten durch Entgegenkommen zufriedenzuſtellen, führt ſehr 
ſchnell zu der Erfahrung, daß die Zufriedenheit des einen mit 
der Unzufriedenheit des andern gleichbedeutend iſt, und wir 
halten den Grundſatz, das Gute zu nehmen, da, wo man es 
findet, für keinen gouvernemental richtigen. Eine Regierung, 
wie die preußiſche, ſoll das Gute nicht finden, ſondern bringen. 
Ob man, ſelbſt wenn man ſucht, immer etwas findet, iſt frag⸗ 
lich; nur das, was man ſelbſt hat und dem Staate bringt, iſt 
ſicher. Die Initiative der Regierung ſollte deshalb unſerer 
Anſicht nach nicht dadurch bedingt ſein, daß ſie glaubt, etwas 
Gutes bei irgendeiner Fraktion gefunden zu haben, ſondern 
durch die ſelbſtändige Erwägung, ob das, was ſie nach ihrer 
Überzeugung der ſtaatlichen Zukunft bringt, das Richtige iſt. 
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In dem Gedankenvorrat einer einzelnen Fraktion und in der 
Neigung, der letzteren gefällig zu ſein, wird das Gute, oder 
ſagen wir das Richtige, überhaupt nicht immer zu finden ſein. 
Die Hitze des Kampfes, wie er zwiſchen den Parteien leider 
beſteht, macht gedankenarm für alles, was außerhalb des Be⸗ 
ſtrebens liegt, in augenblicklichen Gefechten zu ſiegen. 


Karolinen und Samoa. 
(3. Febr. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Wir glauben, daß, wenn Fürſt Bismarck für irgendetwas 
den Dank des Vaterlandes beanſpruchen kann, ſo iſt es für ſein 
Verhalten in dem Konflikte mit Spanien. Dieſer Staat hatte 
damals ſeine erſt ſieben Jahre alte Erklärung, daß ihn die 
Karolinen nichts angingen, einfach abgeleugnet; die ſpaniſche 
Preſſe hatte Deutſchland mit den empörendſten Invektiven über⸗ 
ſchüttet, auf den Karolinen war die deutſche Flagge wider⸗ 
rechtlich niedergeholt und beſchimpft worden, von dem deutſchen 
Geſandtſchaftshotel in Madrid hatte der fanatiſche Pöbel das 
Schild abgeriſſen — genug, es lag der ſchönſte Kriegsgrund 
für uns vor. Die Landung einer ſpaniſchen Flotte an der 
Nordſeeküſte ſtand nicht in Ausſicht, aber unſerer Marine war 
eine ihr höchſt erfreuliche Gelegenheit geboten, ihre Geſchütze 
an den ſpaniſchen Häfen zu probieren, ſpaniſche Schiffe zu ver⸗ 
nichten, kurz und gut, die Gelegenheit für eine auch für die 
inneren Angelegenheiten nicht unangenehme auswärtige Di⸗ 
verſion in Geſtalt eines Bombardements der Küſtenplätze des 
wortbrüchigen und inſolenten Spaniens war günſtig und ver⸗ 
lockend. Aber bei der Hartnäckigkeit der Spanier und bei der 
Schwierigkeit einer Landung in Spanien und eines ſchließlichen 
Marſches auf Madrid wäre der Krieg immerhin eine zweifel⸗ 
hafte Sache geweſen; er hätte außerdem die Handelsverbin⸗ 
dungen mit Spanien unterbrochen und ſie auf lange Jahre 
durch die Erbitterung der Spanier über das deutſche Vorgehen 
erheblich geſchädigt. Ein ſolcher Krieg wäre eine Unternehmung 
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wie die Napoleoniſchen Kriegszüge nach Mexiko und jo 
weiter geweſen. 

Für Kaiſer Wilhelm I. würde es nicht unerwünſcht geweſen 
ſein, ſeine Marine an der Arbeit zu ſehen, und er würde ohne 
Zweifel den Befehl hierzu erteilt haben, wenn ihm die Ehren⸗ 
frage im Konflikt mit Spanien irgendwie in einem ſcharfen 
Lichte dargeſtellt worden wäre. Für einen Miniſter, der das 
Bedürfnis gehabt hätte, ſeine inneren Schwierigkeiten durch 
auswärtige Verwickelungen zu erleichtern, wäre es alſo außer⸗ 
ordentlich bequem und eine berechtigte Gelegenheit geweſen, auf 
Koſten des ſpaniſchen und, wenn man will, des deutſchen Volkes 
die Gemüter des letzteren chauviniſtiſch zu beſchäftigen. Daß 
unſer Handel nach Spanien, der ſich auf beinahe fünfzig Mil⸗ 
lionen jährlichen gegenſeitigen Umſatzes beläuft, auf ein Menſchen⸗ 
alter unterbrochen worden wäre, konnte einem ſolchen Miniſter 
gleichgültig ſein. Wir halten es ſonach für eine der dankens⸗ 
werteſten Leiſtungen des Fürſten Bismarck, daß er dieſer Ver⸗ 
ſuchung zu einem ungefährlichen und ruhmreichen maritimen 
Vorgehen widerſtanden und ſich den Exzeſſen des ſpaniſchen 
Pöbels gegenüber benommen hat, wie der Kommandant einer 
überlegenen Truppe, der von der Straßenmeute mit Schmutz 
beworfen wird. 

Ein weiterer Vorwurf, den die „Kölniſche Zeitung“ in 
dieſer ſpaniſchen Epiſode gegen den Fürſten Bismarck erhebt, 
iſt der der Nachſuchung des päpſtlichen Arbitriums. Wir glauben 
aber, daß durch dieſen Schachzug, wie das volkstümliche Sprich⸗ 
wort ſagt, zwei Fliegen mit einer Klappe geſchlagen wurden. 
Das Papſttum iſt eine unabhängige, politiſche Macht, geradeſo 
wie Holland oder Schweden, und hätte man eine der beiden letz⸗ 
teren zum Schiedsſpruch angerufen, ſo würde auch die „Kölniſche 
Zeitung“ nichts dagegen gehabt haben, wenn ſie unſeren Dar⸗ 
legungen über die Unzweckmäßigkeit eines deutſch⸗ſpaniſchen 
Krieges, wie wir vorausſetzten, zuſtimmt. Wir wollen davon 
abſehen, ob Spanien das Arbitrium einer proteſtantiſchen Macht 
akzeptiert, ob es uns nicht dennoch genötigt hätte, unſer Recht 
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militäriſch zu nehmen und uns auf dieſe Weiſe den entlegenen 
Staat, der ſonſt mit uns keine Rivalitäten hat, dauernd zum 
Feinde zu machen. Der Papſt war eine Autorität, der auch 
der exaltierteſte Spanier ſich fügt, und da es der deutſchen 
Politik darauf ankam, die Möglichkeit eines unerwünſchten und 
ſchädlichen Krieges aus der Welt zu ſchaffen, ſo glauben wir, 
war es geſchickt von ihr, daß ſie den Papſt zum Schiedsrichter 
wählte. Außerdem war der Papſt für unſere inneren kon⸗ 
feſſionellen Angelegenheiten immerhin eine Potenz, deren Wirk⸗ 
ſamkeit gegenüber den inländiſchen Jeſuiten ins Gewicht fiel, 
und ihn durch eine Huldigung für ſeine hohe Stellung und 
ſeinen perſönlichen Charakter für uns in beſſere Stimmung 
zu verſetzen, war für einen deutſchen Miniſter, wenn er es 
vernachläſſigte, ein Fehler, und wenn er es tat, nicht zu 
tadeln. 

Mit noch ſtärkerem Recht wie die Verhütung des ſpaniſchen 
Krieges hätte man diejenige des Krieges mit Nordamerika wegen 
Samoa der deutſchen Politik zur Laſt legen können. Auch in 
dieſem Falle war die öffentliche Meinung in einem Staatsweſen, 
das ſtärker iſt als Spanien, in ungerechter Weiſe gegen uns 
aufgeſtachelt worden, ſie konnte durch eine ſchroffe, wenn auch 
berechtigte Haltung Deutſchlands leicht überkochen, und auch da 
fand das franzöſiſche Sprichwort Anwendung: le jeu n'en vaut 
pas la chandelle. Ein von uns nicht provozierter Krieg mit 
Nordamerika wäre in den inneren Verhältniſſen Deutſchlands 
für eine Regierung, wenn ſie reaktionär geweſen wäre, vielleicht 
nützlich geweſen; aber die deutſche Regierung hat damals nach 
dem vom Fürſten Bismarck ſtets vertretenen Grundſatz ge- 
handelt, daß, wenn man einen Krieg führe, man nach Beendi⸗ 
gung desſelben noch in der Lage ſein müſſe, nachzuweiſen, daß 
trotz aller inzwiſchen gebrachten Opfer der Krieg dennoch im 
Intereſſe des Landes gelegen habe. Wir erwähnen dies nur 
beiläufig gegenüber der geringſchätzigen Spitze, mit welcher die 
„Kölniſche Zeitung“ das päpſtliche Schiedsgericht in der Karo⸗ 
linenfrage gegen den Fürſten Bismarck verwertet. 
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Wir erſehen aus vielen öffentlichen Kundgebungen, daß in 
weiteren Bevölkerungskreiſen Dankbarkeit für die Politik des 
Fürſten Bismarck bei Herſtellung des Deutſchen Reiches beſteht, 
aber wir glauben doch auch nicht unerwähnt laſſen zu dürfen, 
daß bei der Rückkehr unſerer Truppen aus Frankreich die all⸗ 
gemeine Meinung auch bei uns vorherrſchte, daß wir in min⸗ 
deſtens fünf und in ſpäteſtens zehn Jahren einen neuen großen 
Krieg, und zwar nicht mit Frankreich allein zu führen haben 
würden. Niemand hat geglaubt, daß wir nach 1870/71 zwanzig 
Jahre Frieden haben würden. Wir möchten den Tadlern des 
päpſtlichen Schiedsſpruches in der Karolinenſache die Frage 
ſtellen, ob dieſe Leiſtung des Leiters der deutſchen Politik, deren 
Wirkung uns, wir glauben auch heute noch den Frieden erhält, 
nicht auch einiges Dankes wert wäre. Innerhalb der Leiſtungen 
des Fürſten Bismarck für die Erhaltung des Friedens aber 
ſpielt die Behandlung der Karolinenfrage und namentlich deren 
Beilegung durch den Papſt für jeden, der in die europäiſche 
Diplomatie eingeweiht iſt, eine ſehr bedeutende Rolle. 


Zur Rede des Kaiſers auf dem brandenburgiſchen 
Provinziallandtage.) 
(26. Febr. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die Veröffentlichung der kaiſerlichen Rede im „Reichsan⸗ 
zeiger“ iſt von keinem Miniſter kontraſigniert, ſtellt alſo im 
Sinne der Verfaſſung, auf deren Beobachtung wir halten, keine 
Regierungshandlung des Monarchen dar, ſondern eine aller⸗ 
höchſte Privatanſicht, über die wir uns der Kritik enthalten. 


) Die kaiſerliche Rede war am 24. Februar gehalten und wies 
unter anderem den bekannten Paſſus von den „mißvergnügten Nörglern“ 
auf, die „den deutſchen Staub von ihren Pantoffeln ſchütteln ſollten“. 
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Mackenzie. 
(27. Febr. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Anläßlich des Todes des engliſchen Arztes Mackenzie, der 
ſeinerzeit den Kaiſer Friedrich behandelt hat, nehmen einige 
Londoner und natürlich auch einige deutſch⸗freiſinnige Blätter 
ihr altes Verdächtigungsgewerbe gegen den Fürſten Bismarck 
wieder auf und beſchuldigen ihn, er habe die Thronbeſteigung 
des kranken Herrſchers dadurch verhindern wollen, daß er die 
Krankheit des letzteren öffentlich durch den „Reichsanzeiger“ als 
Krebs habe bezeichnen laſſen. Es iſt eine völlig unſinnige An⸗ 
ſicht, daß eine Erkrankung des Königs an Krebs zur Einſetzung 
einer Regentſchaft in Preußen nötige. Dieſer Gedanke iſt haupt⸗ 
ſächlich auf engliſchem Boden gewachſen und die Nachricht, daß 
die damalige Regierung eine entſprechende Auffaſſung gehegt 
habe, vollſtändig aus der Luft gegriffen; ob im ärztlichen oder 
im politiſchen Intereſſe, laſſen wir unentſchieden. In allen 
hausgeſetzlichen oder verfaſſungsmäßigen Beſtimmungen Preußens 
wird ſich keine Unterlage für die Behauptung auffinden laſſen, 
daß ein Thronfolger, der krebsleidend wäre, zur Regierung 
unfähig ſei. Wir können mit Sicherheit behaupten, daß die 
Frage der Einſetzung einer Regentſchaft niemals von irgend 
jemandem im Inlande ventiliert worden iſt und daß Beſpre⸗ 
chungen, die zur Zeit des Beſuches der Königin von England 
im Charlottenburger Schloß ohne deutſche Initiative ſtattgefun⸗ 
den haben, mit der allerentſchiedenſten Abweiſung jeder Mög⸗ 
lichkeit eines ſolchen Verfahrens geendigt haben. Es iſt eine 
poſthume Lüge im Sinne der Freunde Mackenzies und deſſen 
ärztlicher oder menſchlicher Reputation, wenn das Gegenteil 
nachher behauptet wird. Die Notiz im „Reichsanzeiger“ vom 
12. November 1887, daß das Leiden des Thronfolgers Farzino- 
matöſer Natur ſei, hatte gar keinen politiſchen, ſondern nur einen 
ärztlichen Charakter und konnte erſteren nicht haben, weil in 
deutſchen politiſchen Kreiſen der Gedanke, daß ein Krebsleiden ein 
dauerndes Hindernis im Sinne des Artikels 56 der Verfaſſung 
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jei, niemals aufgetaucht, geſchweige denn beſprochen worden iſt. 
Die Thronbeſteigung Kaiſer Friedrichs iſt in keinem einzigen 
Augenblick gefährdet geweſen. 


Fürſt Bismarck und die Liberalen. 
(27. Febr. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Liberale Correſpondenz“ behauptet, daß Fürſt Bismarck 
in der zweiten Hälfte der ſiebziger Jahre angefangen habe, 
der Mitwirkung der Liberalen, die er bei Errichtung des nord⸗ 
deutſchen Bundes und des Reiches nicht hätte entbehren können, 
müde zu werden. Das gerade Gegenteil iſt der Fall; die 
Liberalen fingen damals an, der Mitwirkung des Fürſten Bismarck 
müde zu werden und ſagten ſich mehr und mehr von ihm los, 
indem ſie die Beziehungen des Reichskanzlers zu ſeinen Kollegen 
in einer Zeit zu untergraben begannen, als es dem Fürſten 
Bismarck nicht gelang, die Berufung des Herrn v. Bennigſen 
an Stelle des ausſcheidenden Miniſters des Innern beim 
Könige durchzuſetzen. Die Reaktion des Reichskanzlers gegen 
dieſe Beſtrebungen war, wie die Umgeſtaltung des Mini⸗ 
ſteriums, rein defenſiver Natur. 


Rückſicht auf die Bundesgenoſſen. 
(28. Febr. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Kreuz⸗Zeitung“ macht es der „Kölniſchen Zeitung“ 
zum Vorwurf, daß dieſe auf den nachteiligen Eindruck hin⸗ 
gewieſen habe, den die neue preußiſche Schulpolitik in Italien 
hervorrufen müſſe. Die „Kreuz⸗Zeitung“ beſtreitet aufs ent⸗ 
ſchiedenſte, daß irgend jemand das Recht habe, ſich vom Stand⸗ 
punkte des Dreibundes in die inneren Angelegenheiten Deutſch⸗ 
lands zu miſchen, Deutſchland laſſe jedermann in dieſer Hinſicht 
freie Hand, müſſe aber auf voller Gegenſeitigkeit beſtehen. 

Das iſt ganz unſere Auffaſſung, nur bedauern wir, die Be⸗ 
folgung dieſes richtigen Grundſatzes in der deutſchen Politik 
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Oſterreich gegenüber in neuerer Zeit durchaus vermißt zu haben. 
Wenn irgend etwas als innere Angelegenheit zu gelten hat, ſo 
iſt es das wirtſchaftliche Leben eines Volkes, die autonome Re⸗ 
gelung ſeiner Zollpolitik. Auf die Geſtaltung dieſer Dinge aber 
iſt bei den Handelsvertragsverhandlungen nicht nur von Oſter⸗ 
reich, alſo vom Auslande aus, ſtarker Einfluß und zwar nach 
unſerer Auffaſſung zum Nachteile Deutſchlands ausgeübt worden, 
ſondern der deutſche Reichskanzler hat auch im Reichstage die 
Handelsverträge ausdrücklich mit dem Argumente unterſtützt, 
daß wir unſere Verbündeten ſtärken müßten; er hat alſo genau 
das getan, was die „Kreuz⸗Zeitung“ vom Standpunkte des 
deutſchen Nationalgefühls mit ihrem Interdikt belegt, das heißt 
er hat Angelegenheiten, die, wie die deutſche Zollge ſetzgebung, 
innere Politik ſind, vom Standpunkte der Dreibundspflege aus 
behandelt. War aber die Rückſicht auf Oſterreich bei den Handels⸗ 
verträgen nötig — wir beſtreiten es —, ſo fragen wir die 
„Kreuz⸗Zeitung“, die über den Hinweis der „Kölniſchen Zeitung“ 
auf die Wirkung der preußiſchen Schulvorlage in Italien ſo 
entrüſtet iſt, ob die Sympathien, auf denen der Dreibund be⸗ 
ruht, nicht auch Rückſicht auf das verbündete Italien, auf die 
dortigen inneren Zuſtände und Kämpfe verlangen, ob dieſe Rück⸗ 
ſicht nicht gerade ſo wichtig iſt, wie diejenige, die dazu führte, 
Oſterreich zuliebe unvorteilhafte Verträge abzuſchließen. Durch 
dieſen Abſchluß hat ſich die deutſche Politik den Grundſatz an⸗ 
geeignet, daß es nicht nur zuläſſig, ſondern notwendig ſei, die 
innere Politik des Landes nach den Bedürfniſſen ausländiſcher, 
uns verbündeter Staaten und mit Rückſicht auf dieſe einzu⸗ 
richten; es iſt ein Präzedenzfall dafür geſchaffen, daß die innere 
Politik des einen oder des anderen der verbündeten Länder ſo 
eingerichtet werden ſoll, daß ſie die — lediglich auf der Baſis 
der auswärtigen Politik und militäriſcher Erwägungen ab⸗ 
geſchloſſene — Allianz befeſtigen hilft. Unſerer Anſicht nach iſt 
dies zwar eine höchſt gefährliche Politik, aber nachdem ſie einmal 
in Deutſchland zur Annahme gelangt iſt, hat die „Kreuz⸗Zeitung“ 
kein Recht mehr, die von der „Kölniſchen Zeitung“ verlangte 
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Rückſichtnahme auf Italien bei der preußiſchen Schulgeſetzgebung 
als eine Art Landesverrat zu behandeln. Die Forderung der 
„Kölniſchen Zeitung“ ſtellt lediglich eine logiſche Konſequenz der 
Grundſätze und Anſchauungen dar, die Oſterreich gegenüber von 
deutſcher Seite offiziell anerkannt und vertreten worden ſind; 
nur wenn dieſe als unſinnig und ſchädlich abzuweiſen ſind, iſt 
es auch die Forderung der „Kölniſchen Zeitung“. Die Schul⸗ 
geſetzgebung iſt nicht mehr und nicht minder eine innere An⸗ 
gelegenheit, wie die Zollgeſetzgebung, und wenn bei Anderung 
der letzteren Rückſicht auf das verbündete Ausland ſtatthaft und 
notwendig war, ſo muß ſie es auch bei Modifikationen auf 
dem Gebiete der erſteren ſein. Die „Kölniſche Zeitung“ iſt mit⸗ 
hin nicht im Unrechte, wenn ſie ihre Beſorgnis ausſpricht, daß 
wir in Italien, wegen der bekannten dortigen Zuſtände und 
Kämpfe, infolge der preußiſchen Schulpolitik an Sympathie ver⸗ 
lieren könnten. Wie geſagt, wir halten unſerſeits das Prinzip 
der Rückſichtnahme auf das verbündete Ausland bei Maßregeln 
der inneren Geſetzgebung generell für unrichtig und ſchädlich, 
aber die „Kreuz⸗Zeitung“ kann nicht beſtreiten, daß durch die 
neue Handelsvertragspolitik, für welche die konſervative Partei 
im Reichstage mitgeſtimmt hat, dies falſche Prinzip deutſcher⸗ 
ſeits akzeptiert worden und daß jetzt im Deutſchen Reiche die 
Anſicht in Kraft ſteht, es ſei für die innere Politik des einen 
oder des anderen der verbündeten Staaten eine Hauptexigenz, 
ſich den Anſprüchen der Bundesſtaaten zu konformieren. 

Daß dieſe Auffaſſung bei uns in Geltung ſteht, glauben wir 
unter anderem aus der geplanten Einlöſung der Vereinstaler 
öſterreichiſchen Gepräges entnehmen zu können. Es findet dabei 
eine Freigebigkeit gegen Oſterreich ſtatt, die nur aus dem Be⸗ 
ſtreben, dieſem Staate gefällig zu ſein, alſo unſere inneren Maß⸗ 
regeln nach fremden Bedürfniſſen einzurichten, zu erklären iſt. 
Es beſtand für das Deutſche Reich rechtlich weder eine Ver⸗ 
pflichtung zur unbeſchränkten Annahme noch zum Austauſche, 
reſpektive zur Einlöſung der Vereinstaler öſterreichiſchen Ge⸗ 
präges. Wie kommen wir dazu, mit Oſterreich über die Ein⸗ 
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ziehung jeiner Vereinstaler eine Vereinbarung zu treffen, welche 
der Reichskaſſe eine Laſt von vielen Millionen Mark auferlegt? 
Wenn Oſterreich ſeine Vereinstaler einziehen wollte, jo hätte 
es dies auf ſeine Koſten tun müſſen, und wenn wir dieſe Münzen 
nicht mehr haben wollten, ſo konnten wir uns nach dem deutſchen 
Münzgeſetze darauf beſchränken, ſie nicht mehr anzunehmen. 
Die Beihilfe, die wir Oſterreich zur Einziehung ſeiner minder⸗ 
wertigen Vereinstalerſtücke leiſten, läßt ſich durch nichts recht⸗ 
fertigen, wenn nicht durch das Prinzip, daß die innere Geſetz⸗ 
gebung für den ausländiſchen Verbündeten arbeiten muß. Für 
jede Regierung gilt ſonſt der Grundſatz, daß ſie ihre Münzen 
ſelbſt, ohne fremde Beihilfe einlöſen muß. Die Sache liegt 
alſo ſo, daß wir Oſterreich nicht nur durch unſeren Ausfall von 
Zolleinnahmen, ſondern auch durch direkte hohe Beiſteuer zu 
ſeiner Talereinziehung unterſtützen, wozu die Mittel durch dies⸗ 
ſeitige Steuern aufgebracht werden müſſen! Es handelt ſich 
hierbei um eine ſo weſentliche Modifikation unſerer inneren 
Politik „vom Standpunkte des Dreibundes aus“, daß die von 
der „Kreuz⸗ Zeitung“ im Tone drohender Entrüſtung gegen die 
„Kölniſche Zeitung“ vorgebrachte Anklage: dieſe verlange von 
der preußiſchen Schulpolitik Rückſicht auf den Kampf, der in 
dem verbündeten Italien zwiſchen dem Quirinal und dem 
Vatikan ſtattfinde, einfach lächerlich erſcheint. 


Ledochowski. 
(28. Febr. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Vor einiger Zeit machte ein Aufſatz über die Ernennung 
des Kardinals Ledochowski zum Präfekten der Kongregation 
de propaganda fide die Runde durch die Preſſe. In dem Artikel 
war unter anderem erwähnt, daß Fürſt Bismarck und die da⸗ 
malige preußiſche Regierung ſich bei der Ernennung Ledochowskis 
zum Erzbiſchof von Poſen und Gneſen über deſſen wahre Ge⸗ 
ſinnung getäuſcht und den Bock zum Gärtner geſetzt hätten. Wenn 
damit beabſichtigt war, die jetzige Ernennung von Stablewski zu 
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beſchönigen, jo wird überſehen, daß Ledochowski ein diplomatiſch 
geſchulter Mann war, der ſich nicht leicht die Rolle angeeignet 
hätte, welche Stablewski fünfzehn Jahre lang im preußiſchen 
Landtage als Gegner der Regierung übernommen hatte, und 
daß demnach die Täuſchung im letzteren Falle eine erheblich 
größere geweſen iſt als im erſteren. 

Was die in jenem Artikel erwähnte Reiſe Ledochowskis in 
das deutſche Hauptquartier nach Verſailles betrifft, ſo iſt hierzu 
folgendes zu bemerken: Ledochowski war dorthin beſchieden 
worden, um ihm mitzuteilen, daß, wenn Deutſchland dem Papſte 
einen Dienſt leiſten ſolle, es Gegendienſte verlange, eine Hand 
waſche die andere. Ob er die Gegendienſte gewähren könne 
und ob er dazu die Macht habe, das wolle man daran erkennen, 
ob auf den franzöſiſchen Klerus dahin Einfluß geübt werde, 
daß dieſer auf die franzöſiſche Regierung im Intereſſe des 
baldigen Friedensſchluſſes einwirke. Ledochowski erklärte ſich 
zu dem Verſuche bereit und trat mit den franzöſiſchen Biſchöfen 
in Verbindung, erhielt aber einen totalen Refus, indem ſich 
herausſtellte, daß die franzöſiſchen Biſchöfe ihre nationalen Be⸗ 
ziehungen höher ſtellten als ihre Neigung, dem Papfſt einen 
Dienſt zu erweiſen. Erſt nachdem auf dieſe Weiſe die Impotenz 
des Papſtes und ſeine Machtloſigkeit den franzöſiſchen Geiſt⸗ 
lichen gegenüber feſtgeſtellt worden war, erfolgte deutſcherſeits 
die Ablehnung der Forderung, für ſeine Intereſſen einzutreten. 
Wenn es richtig iſt, daß Ledochowski damals eine andere Rich⸗ 
tung eingeſchlagen hat, ſo lag dies in der Erkenntnis, daß der 
Papſt nicht ſtark genug war, Deutſchland die erforderlichen 
Gegendienſte zu leiſten, eine Erkenntnis, die auf deutſcher Seite 
ſpäter in den inneren Kämpfen mit dem Zentrum befeſtigt 
worden iſt und welche die damalige Regierung zu der Über⸗ 
zeugung brachte, daß in der Katholizität Mächte exiſtierten, die 
den Papſt, auch abgeſehen von der Wirkſamkeit des franzöſiſchen 
Nationalgefühls bei den dortigen Biſchöfen, außerſtande ſetzten, 
für Dienſte, die ihm geleiſtet würden, ſeinerſeits Gegendienſte 
zu gewähren. 
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Annullierung von 1866. 
(28. Febr. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Kürzlich fand in Krefeld eine Verſammlung der Zentrums⸗ 
partei ſtatt, auf welcher der ultramontane Reichstags⸗ und Land⸗ 
tagsabgeordnete Bachem den Wunſch des Zentrums nach Wieder⸗ 
vereinigung Deutſchlands mit dem katholiſchen Oſterreich aus⸗ 
ſprach und begründete. Wir dürfen daraus ſchließen, daß der 
Abgeordnete Bachem und ſeine Geſinnungsgenoſſen nicht nur 
die Rückkehr zum alten Bunde mit Oſterreich, in dem wir ſogar 
den Dualismus vergeblich erſtrebten, im Auge haben, ſondern 
daß man auf klerikaler Seite ſogar die öſterreichiſche Vormund⸗ 
ſchaft, in der wir bis zum Jahre 1866 in Deutſchland lebten, 
wieder einführen will. 


Zum preußiſchen Volksſchulgeſetzentwurf. 


(28. Febr. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


In bezug auf das Volksſchulgeſetz und die Aufregung, die 
es hervorgerufen hat, müſſen wir daran feſthalten, daß es 
politiſch nicht geſchickt war, ohne Not mit der Vorlage einen 
Zankapfel zwiſchen die Parteien zu werfen, den modus vivendi, 
der mit der katholiſchen Kirche hergeſtellt war, zu ſtören und 
die erloſchenen Kohlen des Kulturkampfes durch Anblaſen aufs 
neue in Brand zu verſetzen. Wir erblicken den Grund hiervon 
nicht in wirklich vorliegenden Bedürfniſſen, ſondern in Ver⸗ 
ſprechungen, die dem Zentrum, um ſeine Unterſtützung zu ge⸗ 
winnen, gemacht worden ſind, und die zu halten man ſich nicht 
imſtande ſehen wird. Der Grundfehler beſteht darin, daß die 
Regierung glaubte, unverſöhnliche Gegner, wie Zentrum, Polen 
und Welfen durch Konzeſſionen verſöhnen und die Staatspolitik 
auf den Beiſtand von Elementeu baſieren zu können, die früher 
durch Jahrzehnte hindurch ſich als Todfeinde Preußens reſpektive 
des Reiches erwieſen haben und deren Bekümpfung demgemäß un⸗ 
ausgeſetzt eine der Hauptaufgaben der früheren Regierung war. 
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Italien 1870. 
(8. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Wir hatten neulich der während des Deutſch⸗Franzöſiſchen 
Krieges erfolgten Berufung des vormaligen Erzbiſchofs Ledo⸗ 
chowski in das deutſche Hauptquartier nach Verſailles mit dem 
Bemerken Erwähnung getan, daß dieſer Prälat damals erſucht 
worden ſei, durch den franzöſiſchen Klerus auf die franzöſiſche 
Regierung einen Druck im Sinne baldigen Friedensſchluſſes 
auszuüben und daß erſt, als dieſem Verlangen nicht entſprochen 
werden konnte, deutſcherſeits das nachgeſuchte Eintreten für die 
päpſtlichen Intereſſen abgelehnt worden ſei. Die „Weſer⸗Zeitung“ 
knüpft daran die Bemerkung, „es ſei überraſchend, wie nahe 
hiernach die deutſche Regierung daran geweſen ſei, einen der 
denkbar größten Fehler zu begehen, nämlich um eines etwas 
beſchleunigten Friedensſchluſſes willen die Einigung Italiens zu 
hintertreiben“. | 

Wir haben hierzu zu bemerken, daß die deutſche Politik 
damals hauptſächlich darauf gerichtet war, die Einigung Deutſch⸗ 
lands zu erreichen und daß diejenige Italiens für uns im Hinter⸗ 
grunde ſtand. Dies um ſo mehr, als der damalige Eindruck 
nicht war, daß König Viktor Emanuel unter keinen Umſtänden 
Napoleons Bundesgenoſſe werden würde, was vielleicht geſchehen 
wäre, wenn wir die erſten Schlachten verloren hätten. Dieſer 
Italien ungünſtige Eindruck wurde durch Garibaldi ſehr ver⸗ 
ſchärft, der, an der Spitze der italieniſchen extrem⸗nationalen 
Beſtrebungen, im Dienſte der Abhängigkeit Italiens von Frank⸗ 
reich uns wie ein toller Hund anfiel. Die Erbitterung gegen 
Garibaldi, nicht gemildert durch Sympathien für den König 
Viktor Emanuel und abfärbend auf Italien überhaupt, war 
damals nicht bloß im diplomatiſchen, ſondern auch im militäriſchen 
Hauptquartiere Deutſchlands eine ſehr lebhafte. Das Italien 
von heute iſt nicht mehr dasſelbe wie dasjenige, das uns im 
Jahre 1870 im Kriege mit Frankreich in Geſtalt Viktor Emanuels 
und Garibaldis gegenüberſtand und nicht mehr dasſelbe wie das 
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Italien von 1867 bis 1870 (Salzburg und jo weiter), das die 
Vorbereitungen einer italieniſch⸗öſterreichiſch⸗franzöſiſchen Tripel⸗ 
allianz nicht ſo unbedingt von der Hand gewieſen hätte, wie es 
das heutige Italien tun würde. 

Wir können alſo die nationalen Politiker der „Weſer⸗Zeitung“ 
nur darauf aufmerkſam machen, daß die Einigung Italiens, die 
beinahe hintertrieben zu haben die deutſche Politik angeklagt 
wird, damals nicht die Aufgabe war, für welche unſere Armeen 
bei Mars la Tour und Sedan bluteten, ſondern die Einigung 
Deutſchlands. Dieſe Einigung war um die Zeit, wo mit 
Ledochowski verhandelt wurde, nicht ſo unbedingt ſicher unter 
Dach und Fach gebracht, wie die heutigen Politiker der „Weſer⸗ 
Zeitung“ anzunehmen pflegen; unſere Abmachungen mit Frank⸗ 
reich waren noch ernſtlich durch die Möglichkeit einer Einmiſchung 
der neutralen Mächte bedroht, für welche die Verſuchung in dem 
Maße ſich ſteigerte, in welchem der feſte Angriff und die Ein⸗ 
nahme von Paris aus Gründen verſchleppt wurden, die uns 
hier nicht beſchäftigen. 

Die Haltung, die das damalige Italien bei einer Einmiſchung 
der neutralen Mächte Deutſchland gegenüber beobachtet hätte, 
war 1870 keineswegs mit derjenigen Sicherheit zu berechnen, 
mit welcher die „Weſer⸗Zeitung“ ſie heute einſchätzt. Die Politiker 
des Bremer Blattes haben eben die diplomatiſchen Kriſen von 
1870 nicht miterlebt und können deshalb mit der Leichtigkeit 
der Dilettanten Phraſen darüber drucken laſſen, daß es der 
„denkbar größte“ Fehler geweſen wäre, die Einigung Italiens 
zu verhindern. Der denkbar größte Fehler eines deutſchen 
Diplomaten wäre damals geweſen, wenn er die Einigung Deutſch⸗ 
lands derjenigen Italiens geopfert hätte. Wir glauben noch 
heute, daß, wenn der Papſt damals die Macht und den Willen 
gehabt hätte, den Zielen der deutſchen Politik ſeinen Beiſtand 
zu widmen, Deutſchland auch nicht abgeneigt geweſen ſein würde, 
das päpſtliche Intereſſe bei dem damaligen Italien zu vertreten, 
wenn es auf dieſem Wege die ſchnellere Sicherung der deutſchen 
nationalen Einigung hätte erreichen können. 
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Gründe des Fernbleibens vom Reichstage. 
(8. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Germania“ konſtruiert für ihre Zwecke einen Wider⸗ 
ſpruch daraus, daß Fürſt Bismarck ſich nach Zeitungsberichten 
zurzeit wohl befinde, während er andererſeits ſeine Nicht⸗ 
beteiligung an den parlamentariſchen Verhandlungen durch Ge⸗ 
ſundheitsrückſichten und ärztliche Vorſchriften vor der Offent⸗ 
lichkeit entſchuldigen laſſe. Die Geſundheit des Fürſten Bismarck 
beruht zurzeit eben auf der Tatſache, daß er allen politiſchen 
Geſchäften fern bleibt, das heißt, daß er nach Vorſchrift der 
Arzte ſeine nach vierzigjähriger Sorge und Arbeit angegriffenen 
Nerven nicht neuen Kämpfen ausſetzt. Sein Wegbleiben von 
den parlamentariſchen Verhandlungen wird alſo ſeitens der 
Arzte als Vorbedingung derjenigen Geſundheit betrachtet, deren 
ſich Fürſt Bismarck zurzeit erfreut. 

Außerdem wird der Fürſt vielleicht auch politiſche Bedenken 
haben, in der augenblicklichen Situation in Berlin zu erſcheinen; 
er wird die Beſorgnis hegen, durch einen ſolchen Zuſatz zu der 
chemiſchen Miſchung der Parteien eine politiſch ſchädliche Ein⸗ 
wirkung zu üben, was, aus der Chemie in die Phyſik über⸗ 
ſetzt, heißt: er wird ſich hüten wollen, gewitterſcheuen Leuten 
als Blitzableiter zu dienen, oder nach dem bekannten Sprich⸗ 
wort, die Hand zwiſchen Tür und Angel zu ſtecken in einer 
Situation, in welcher beide Teile froh wären, ihre Verlegen⸗ 
heiten auf einen Dritten abzuwälzen und die Streitfragen, welche 
die augenblicklichen Verlegenheiten verurſachen, in einen Kampf 
zwiſchen dem alten und dem neuen Kurſe überzuführen, um 
auf dieſe Weiſe der Unannehmlichkeit zu entgehen, daß jeder 
ſeinerſeits ausißt, was er ſich eingebrockt hat. Man kann an⸗ 
nehmen, daß die Abneigung des früheren Reichskanzlers, ſich 
als bouc &missaire für fremde Beſtrebungen herzugeben, eine 
ſehr lebhafte iſt. Zu ihrer Illuſtration wurde neulich in den 
Zeitungen erzählt, daß der Fürſt einem ſeiner Tiſchgäſte auf 
deſſen inter pocula geſtellte Frage, ob er ins Herrenhaus zu 
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gehen gedenke, gut gelaunt mit dem bekannten Verſe des Kommers⸗ 
buches von Bruder Straubinger geantwortet habe: 
„Da müßt' ich doch ein Eſel ſein, 
Ein Kerl als wie ein Rinde.“ 
Wir können dieſen Ausſpruch beſtätigen, müſſen aber bei 
dieſer Gelegenheit das Kommersbuch dahin korrigieren, daß es 
am angeführten Ort heißen muß: „ein Stück von einem Rinde“. 


Welfenfondsquittungen. 
(8. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Germania“ ſpricht von einer Aufregung, die in Fried⸗ 
richsruh wegen der buchhändleriſchen Ankündigung der Heraus⸗ 
gabe von hundert unverbrannten fakſimilierten Welfenfonds⸗ 
quittungen herrſchen ſolle. Von ſolcher Aufregung kann in 
Friedrichsruh keine Rede ſein. Für die Intereſſen des Fürſten 
Bismarck könnten alle, auch die geheimſten Akten des Welfen⸗ 
fonds publici juris werden; der Eindruck würde für manche 
Leute, die jetzt zu den alten Angreifern des Fürſten gehören, 
gewiß ſehr unbequem ſein, für ihn ſelbſt aber in keiner Weiſe. 


Frühere Reichsfeinde als Stütze der Regierung. 
(9. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Es iſt ein altes und wahres Wort, daß die Staaten ihre 
dauernde Stütze nur in den Elementen finden können, welchen 
ſie ihren Urſprung verdanken; daß das Deutſche Reich, ſo wie 
es beſteht, durch die ſympathiſche Mitwirkung des Zentrums, 
der Polen und des Fortſchritts angebahnt und hergeſtellt worden 
ſei, wird aber niemand behaupten können, dem die letzten zwanzig 
Jahre unſerer Geſchichte gegenwärtig ſind. 

Wenn wir auf die parlamentariſchen Beſtrebungen des Zen⸗ 
trums ſeit der Gründung dieſer Fraktion zurückblicken, ſo haben 
wir nicht den Eindruck, daß die Kräftigung des Deutſchen Reiches 
unter dem Hohenzollernſchen Kaiſerhauſe in der Tendenz der 
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Stifter und Mitglieder dieſer Fraktion gelegen hat. Die Parteien 
aber, welche dem Zentrum in der Bekämpfung der Reichs⸗ 
entwickelung unter Kaiſer Wilhelm I. vielfach zur Seite ge⸗ 
ſtanden haben, die freiſinnige, die ſozialdemokratiſche und die 
ſogenannte Volkspartei, haben ihre Stellung zur heutigen Reichs⸗ 
verfaſſung in unzweideutiger Weiſe durch ihre Ablehnung der⸗ 
ſelben bei den Verhandlungen und Abſtimmungen über deren 
Annahme zu erkennen gegeben. Wir haben von dieſen Parteien, 
wie von dem Zentrum, den Polen, den Welfen und den Sozial⸗ 
demokraten, einſtweilen kaum einen anderen Eindruck, als daß 
ſie mit unausgeſprochener innerer Genugtuung den Gang des 
neuen Kurſes in der Hoffnung beobachten, er werde ihre Ziele 
vielleicht nicht direkt erreichen, aber doch diejenigen der Re⸗ 
gierung Kaiſer Wilhelms I. zu Schaden bringen. Wir ſehen 
in dieſen Parteien zurückhaltende Beobachter des neuen Kurſes, 
welche fürchten, ihn in ſeiner Richtung zu ſtören. 

Daß das Zentrum und die Polen feſte Stützen der evangeli⸗ 
ſchen Kaiſerdynaſtie in Deutſchland auf die Dauer nicht ſein 
werden, iſt klar. Es gibt im Zentrum Leute, die auch aus anderen 
als rein konfeſſionellen Gründen mit der Entwickelung der letzten 
zwanzig Jahre unzufrieden ſind. Das neuliche Pronunciamento 
des Zentrumsabgeordneten Bachem über die Gründe, aus denen 
er das Ausſcheiden Oſterreichs aus dem Deutſchen Bunde be⸗ 
dauert, iſt in dieſer Beziehung ein Symptom, das nicht miß⸗ 
verſtanden werden kann und wir glauben nicht, daß der Abgeord⸗ 
nete Bachem im Zentrum zu den einflußloſen Mitgliedern gehört. 

Bei dieſer Sachlage würden die Konſervativen doch gut tun, 
ihr Verhältnis zum Zentrum etwas ſchärfer als bisher ins 
Auge zu faſſen. 


Zur Welfenfondsfrage. 
(24. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Wiener Neue Freie Preſſe“ beſpricht die Freigebung 
des Welfenfonds und nennt letzteren dabei „eins der wider⸗ 
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wärtigſten und gehäſſigſten Inventarſtücke des Bismarckſchen 
Regiments“. Es iſt merkwürdig, warum unter allen den ge⸗ 
heimen Fonds, die in verſchiedenen Staaten exiſtieren und be⸗ 
nutzt werden — und in allen anderen Staaten reichlicher als 
in Deutſchland — gerade der Welfenfonds in ſeiner früheren 
Verwendung als beſonders „widerwärtig und gehäſſig“ ſtigma⸗ 
tiſiert wird. Wenn die „Neue Freie Preſſe“ den Gebrauch ge⸗ 
heimer Fonds überhaupt als Pudendum betrachtet, jo ſollte fie 
ſich mit ihrer Kritik in erſter Linie an ihre heimiſchen Einrich⸗ 
tungen wenden; in Ofterreich fließen die Hilfsmittel aus Dis⸗ 
poſitionsfonds der verſchiedenſten Art ſehr viel reichlicher, als 
im Deutſchen Reiche jemals beanſprucht worden iſt. 

Daß ſolche Fonds auch bei uns Bedürfnis ſind, hat der 
Reichstag anerkannt, indem er fünfhunderttauſend Mark für 
geheime Ausgaben, die der Rechnungslegung nicht unterworfen 
ſind, zu bewilligen bereit iſt. Worin liegt nun der Unterſchied, 
der es als anſtändiger erſcheinen läßt, künftig aus dieſer halben 
Million Mark Zahlungen zu bewilligen oder zu empfangen, als 
es aus dem Welfenfonds der Fall war? Übrigens glauben wir 
kaum, daß aus letzterem innerhalb des letzten Jahrzehnts die 
politiſchen Verwendungen die Summe von fünfhunderttauſend 
Mark erreicht haben werden. Wir wiſſen, daß ein erheblicher 
Teil des Aufkommens durch Verwaltungskoſten des Fonds und 
durch Unterſtützungen reſpektive Zahlungen an Mitglieder und 
frühere Diener des welfiſchen Hauſes feſtgelegt war. Außer⸗ 
dem erſchien zweifellos, daß in den letzten Jahren der Welfen⸗ 
fonds hauptſächlich zur Pflege mancher kommunalen, wirtſchaft⸗ 
lichen und ſonſtigen Einrichtungen von allgemeinem Nutzen 
gedient hat, um ihn nicht zu theſauriſieren. 

In dem Berichte über die Anregung, die Herr v. Hammer⸗ 
ſtein dem Kaiſer zur Regelung der Welfenfondsfrage gegeben 
haben ſoll, iſt uns der Gedanke Seiner Majeſtät angenehm 
aufgefallen, den Welfenfonds der Provinz Hannover in ihrer 
Geſamtheit zuzuwenden und wir halten die Gründe, mit welchen 


Herr v. Hammerſtein dieſe landesherrliche Intention entkräftet 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. II. 
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hat, für abſolut hinfällig. Es hat ſich früher nie herausgeſtellt, 
daß, wie Herr v. Hammerſtein vorgetragen haben ſoll, han⸗ 
noverſche Gemeinden und Inſtitute Zuwendungen aus dem 
Welfenfonds ablehnen würden; im Gegenteil werden die Wünſche 
in dieſer Beziehung wohl nicht alle haben zur Erfüllung ge⸗ 
langen können. Wir wiſſen nicht, inwieweit Herr v. Hammer⸗ 
ſtein welfiſche Sympathien hegt und wundern uns nicht, wenn 
es der Fall iſt; für jemanden, der ſie hegt, muß es offenbar 
nützlicher erſcheinen, wenn der Welfenfonds in Zukunft für den 
welfiſchen Anteil der Bevölkerung Hannovers allein und nicht 
für die geſamte Provinz fruktifiziert wird. Wir werden ab⸗ 
warten, ob und in wie hohem Maße dies der Fall ſein, oder 
welche Verwendung der Herzog von Cumberland für die frag⸗ 
lichen Gelder haben wird. Den Welfen in Hannover wird die 
Auslieferung der 1867 bewilligten und beſchlagnahmten Dota⸗ 
tion für den König Georg natürlich erwünſcht ſein, und die 
Fähigkeit, aus dem Cumberlandſchen Vermögen welfiſchen Be⸗ 
ſtrebungen Geld zuzuwenden, wird jedenfalls dadurch ge⸗ 
ſteigert werden. 

Im übrigen haben wir immer geglaubt, daß wenn man 
überhaupt nach der welfiſchen Richtung hin die Mittel des 
Fonds bewilligen wollte, ſich daran wenigſtens irgendein Vor⸗ 
teil für Preußen oder die Provinz Hannover knüpfen werde; 
daß die Auslieferung vollſtändig gratis erfolgen würde, wird 
von den Welfen ſelbſt und der engliſchen Regierung kaum er⸗ 
wartet worden ſein. 

Über die frühere Verwendung des Einkommens im Sinne 
eines geheimen Fonds beſtehen in der öffentlichen Meinung, 
wie wir glauben, weſentliche Irrtümer. Wir enthalten uns 
jeder Andeutung über die Gelder, welche für militäriſche Zwecke 
durch den Generalſtab oder das Kriegsminiſterium gebraucht 
ſein können, oder für Preßzwecke von ſeiten des Miniſteriums 
des Innern; aber wir glauben, daß der Reichskanzler und das 
Auswärtige Amt vom Welfenfonds in dieſer Richtung nur einen 
minimen Gebrauch gemacht haben. Die hauptſächlichſte Ver⸗ 
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ſtimmung in der Preſſe, welche den Welfenfonds als eine 
finanzielle Macht erſcheinen ließ, gegen die der einzelne ver⸗ 
gebens ankämpfe, hat ſich, unſerer Wahrnehmung nach, früher 
an die Tätigkeit der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ ge⸗ 
knüpft, und doch hat dieſes Blatt, wie wir beſtimmt wiſſen, 
niemals einen Pfennig Subvention erhalten, ſondern die Ham⸗ 
burger Finanzkräfte, die über dasſelbe verfügten, haben es frei⸗ 
willig und unentgeltlich zur Verfügung des damaligen Reichs⸗ 
kanzlers ebenſo wie zu der des jetzigen geſtellt und wir haben 
den Eindruck, daß Übertreibung dieſer Bereitwilligkeit unter 
dem früheren Kurſe in geringerem Maße ſtattgefunden hat, 
wie ſie unter dem jetzigen vorkommt; der Redakteur Herr 
Pindter hatte früher offenbar mehr Widerſtandskraft gegen 
ſolche Zumutungen. Unterſtützungen von Redaktionen als ſolchen 
haben von amtlicher Seite aus unſeres Wiſſens überhaupt nie⸗ 
mals ſtattgefunden Redaktionen werden regierungsſeitig nur 
durch Nachrichten unterſtützt oder durch Boykottierung auf dieſem 
Gebiete fügſam gemacht. Geld wird aus Staatsmitteln kaum 
in einer andern Richtung flüſſig geworden ſein, als für einzelne 
gewandte Korreſpondenten, welche ſich unter Angabe der Zei⸗ 
tungen, zu denen ſie Zutritt hatten, zur Verfügung ſtellten und 
die dann in Blättern der verſchiedenſten Richtungen ihre Kor⸗ 
reſpondenzen in einem der Regierung wohlwollenderen Sinne 
einrichteten, als es ohne die angeknüpften Beziehungen der Fall 
geweſen ſein würde. Wir glauben, daß dieſe Praxis, wie ſie 
in Deutſchland in der Hauptſache zu verſchiedenen Zeiten und 
unter verſchiedenen Regimes ſich ausgebildet hat, auch in Zu⸗ 
kunft nicht erlöſchen wird, und daß die fünfhunderttauſend Mark 
des neuen geheimen Fonds genau dieſelbe Verwendung finden 
werden, wie früher der verhältnismäßig geringe Anteil der 
Zinſen des Welfenfonds, der für dieſen Zweck überſchüſſig war. 

Wozu alſo der Lärm und die Entrüſtung über den Welfen⸗ 
fonds? Als ob es unanſtändiger geweſen wäre, aus dieſem 
einen Zuſchuß zu beziehen, als es ſein würde, wenn dieſer Zu⸗ 
ſchuß aus einem ad hoc bewilligten geheimen Fonds käme! Im 
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Gegenteil, die Erinnerung an die Enthüllungen, welche beim 
Sturze Napoleons III. über die Verwendung franzöſiſcher ge⸗ 
heimer Fonds in die Offentlichkeit gerieten, ſollten eher dazu 
führen, dem geheimen Fonds einen Anſtrich von Anrüchigkeit 
zu geben, als dem Worte „Welfenfonds“. Alle diejenigen, auf 
welche dieſes Wort aufreizend wirkt, wie das rote Tuch auf 
den Stier, ſetzen ſich leicht dem Verdachte aus, daß ſie verſtimmt 
ſind, weil ſie an den Fleiſchtöpfen Agyptens keinen Anteil ge⸗ 
habt haben. Wir ſind übrigens der Anſicht, daß dieſe Fleiſchtöpfe 
im Vergleich mit dem, was ſie in jedem anderen Staate und 
in specie in der Heimat der „Neuen Freie Preſſe“ liefern, nur 
eine kümmerliche Vegetarianerkoſt enthielten. Mögen dieſe Leute 
mit den neu zu bewilligenden Fonds beſſere Geſchäfte machen! 


Kanzler und Miniſterpräſident. 
(24. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der „Hamburger Correſpondent“ ſchreibt bei Beſprechung 
der jetzigen Miniſterkriſe und der angeblich projektierten Tren⸗ 
nung der Kanzlerſchaft von dem Amte des preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten: 

„Ein Verſuch in dieſem Sinne tft ja ſchon im Jahre 1872 gemacht 
worden, als Fürſt Bismarck die Miniſterpräſidentſchaft niederlegte und 
ſich auf das Reich zurückzog. Aber Graf Roon hat es in der Stelle 
als preußiſcher Miniſterpräſident noch nicht ein Jahr ausgehalten und 
Fürſt Bismarck ſelbſt erklärte damals, daß die Trennung der beiden 
Amter unerträglich ſei.“ 


Dies trifft inſofern nicht zu, als Fürſt Bismarck während 
jener Zeit ſich nicht „auf das Reich zurückzog“, ſondern in ſeiner 
Eigenſchaft als preußiſcher Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten an den Sitzungen des preußiſchen Staatsminiſteriums 
unter dem Präſidium des Grafen Roon regelmäßig teilnahm, 
die wegen der Kränklichkeit des Grafen in deſſen Wohnung 
ſtattfanden. Ferner iſt die Initiative zur Anderung dieſes Mo⸗ 
dus und dieſer Situation weder vom Grafen Roon, noch vom 
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Fürſten Bismarck ausgegangen, ſondern von den übrigen Mi⸗ 
niſtern, namentlich unter Einfluß Camphauſens. Die Miniſter 
fanden aus verſchiedenen Gründen dieſes Verhältnis mit ihren 
Geſchäften unverträglich und trafen mit ihren Wünſchen nach 
Wiederherſtellung des alten Zuſtandes beim Grafen Roon aller⸗ 
dings auf lebhaftes Entgegenkommen. 


Angeblicher Brief Laskers über die Einigung 
Deutſchlands. 


(24. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


In den Zeitungen ſind vor einiger Zeit Briefe aus dem 
Nachlaß des Abgeordneten Lasker veröffentlicht worden, welche 
dem Jahre 1870 entſtammen. Darunter befindet ſich ein 
Schreiben, das der genannte Parlamentarier d. d. Berlin, 
15. Auguſt 1870 an den damaligen Grafen Bismarck über die 
Einigung Deutſchlands gerichtet hätte. Wie wir mitteilen können, 
hat Fürſt Bismarck auf Erkundigung erklärt, daß er keine 
Erinnerung hätte, einen Brief ſolchen Inhalts jemals empfangen 
zu haben. Wenn der Fürſt auch bei den unzähligen Briefen, 
die ihm zugegangen ſeien, für ſein Gedächtnis nicht mit ab⸗ 
ſoluter Sicherheit einſtehen könne, ſo würde er doch jemandem, 
der im norddeutſchen Parlamente als hervorragender Redner 
tätig geweſen und der beiſpielsweiſe die Aufnahme Badens in 
den Norddeutſchen Bund bereits früher öffentlich angeregt habe, 
ſchon aus Höflichkeit irgendwie geantwortet haben. Die Ant⸗ 
wort aber würde ſich im Nachlaſſe Laskers als Zubehör zu dem 
veröffentlichten Briefe vorgefunden haben müſſen, wenn letzterer 
wirklich abgeſchickt wäre und ſeine Adreſſe erreicht hätte, was 
bei den unruhigen Verhältniſſen jener Zeit nicht als unbedingt 
ſicher zu betrachten ſei. 

Was den Brief ſelbſt betrifft, ſo ſpricht er im voraus das 
Programm aus, das ſpäterhin annähernd verwirklicht worden 
iſt. Allerdings erfolgt dieſe Ausſprache vom Standpunkte eines 
parlamentariſchen Politikers aus, der mit den Schwierigkeiten, 
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der Politik der neutralen Mächte Vorſchriften zu machen und die 
Mächte bis zur vollſtändigen Beſiegung Frankreichs von der 
Einmiſchung abzuhalten, nicht vertraut ſein konnte. Der prak⸗ 
tiſchſte unter den Politikern, deren Programme durch dieſen 
Briefwechſel zutage gefördert werden, ſcheint uns noch der zu 
ſein, der die Frage aufwirft, was denn aber werden ſolle, wenn 
die neutralen Mächte ſich nicht ſo verhielten, wie es Herr 
Lasker ihnen vorſchreibe? 

Die beiden Hauptbedingungen der Erreichung der Ziele, 
um die es ſich damals handelte, waren erſtens die militäriſche, 
daß das deutſche Heer ſiegreich bliebe, und zweitens die diplo⸗ 
matiſche, daß die übrigen Großmächte im Falle des deutſchen 
Sieges von ihrer Einmiſchung abgehalten würden. Wir ſind 
weit entfernt, die Bedeutung der Vorarbeit der nationalen 
Politiker für die deutſche Einheit zu unterſchätzen; fie iſt ſeit 
1813 wirkſam geweſen, mitunter latent und verfolgt, mitunter 
öffentlich und fortſchreitend; aber die Blüten, welche ſie zur Zeit 
des Frankfurter Parlaments trieb, hatten eine unmittelbare 
Fruktifizierung nicht zur Folge. Ihre Mitarbeit war zwar 
unverloren, aber das Gewicht ihrer Ergebniſſe fiel in die Wag⸗ 
ſchale des ſchließlichen Erfolges, nachdem die Wünſche, von 
denen die Träger der deutſchen Bildung und des deutſchen 
Geiſtes beſeelt waren, ohne ſie ausführen zu können, durch 
Kaiſer Wilhelm, ſeine Politik und ſeine Waffen verwirklicht 
worden waren. Ob die parlamentariſche Tätigkeit des Ab⸗ 
geordneten Lasker dieſer Verwirklichung in allen ihren Phaſen 
förderlich geweſen iſt, darüber haben wir keinen Anlaß, einen 
poſthumen Streit zu erheben. 


Bancos Geiſt. 
(24. März 1892, Ab.⸗Ausg.) 


In dem Magdeburger „General-Anzeiger leſen wir in 
einer Betrachtung, die an den Jahrestag der Entlaſſung des 
Fürſten Bismarck anknüpft, unter anderem: 
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„Nach diefer Vergangenheit, nach dieſen Zeichen feines Geiſtes und 
Charakters kann für den Fürſten Bismarck kein brennender Wunſch 
mehr beſtehen, unter allen Umſtänden noch im hohen Greiſenalter die 
Zügel der Regierung zu führen.“ 


Wir glauben, daß Fürſt Bismarck während ſeines ganzen 
Lebens zu viel Beweiſe von politiſchem Urteile gegeben hat, 
als daß man ihn im Verdachte haben könnte, überhaupt den 
Rücktritt in den Dienſt zu erſtreben. Das Gegenteil würde 
eine gänzlich irrtümliche Beurteilung der Situation und der 
Perſon beweiſen, während freilich die Zumutung, daß Fürſt 
Bismarck, nachdem er ſein Leben in der Reichspolitik verbracht 
hat, ſich in ein geiſtiges Zellengefängnis ſperren und jede Mei⸗ 
nungsäußerung über Politik vermeiden ſolle, nicht nur Mangel 
an Kenntnis bekundet, ſondern außerdem eine Inſolenz enthält, 
wie wir ſie von einſichtigen Leuten noch nicht erlebt haben. 
Daß Fürſt Bismarck genötigt ſein ſollte, ſeine Meinung auf 
den Bänken des Reichstages auszuſprechen und die Möglichkeit 
hierzu durch ſtundenlanges Anhören von Reden zu erkaufen, 
die er in den Zeitungen leſen kann, iſt von einem bejahrten 
und im angeſtrengten Dienſte alt gewordenen Arbeiter auf dem 
Felde der Politik doch nur unter beſonderen Umſtänden zu ver⸗ 
langen. Die Notwendigkeit, dabei mit Gegnern in Berührung 
zu kommen, würde für den Fürſten Bismarck nur in ſeiner 
langjährigen Gewohnheit liegen und man könnte gegen ihn als 
Abgeordneten auch kaum ſo grob werden ohne präſidielle Ein⸗ 
miſchung, wie man es gegen ihn als Miniſter ziemlich dreißig 
Jahre hindurch geweſen iſt. Wenn der Fürſt in den Reichs⸗ 
tag ginge, ſo würde er den jetzigen Miniſtern in kurzer Ent⸗ 
fernung gegenüberſitzen; wir unſerſeits glauben aber nach Ge⸗ 
ſprächen, die der Fürſt geführt hat, annehmen zu ſollen, daß 
er bis jetzt keine Neigung hat, den neuen Miniſtern in der 
Rolle von Bancos Geiſt bei den Feſten, die ſie feiern, gegen⸗ 
überzuſtehen. 
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Reichskanzler und Miniſterpräſident. 
(27. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Im Reichstage iſt geſtern die ſtattgehabte Trennung des 
Reichskanzleramtes von der preußiſchen Miniſterpräſidentſchaft 
Gegenſtand der Debatte geweſen. Es iſt nicht unſere Abſicht, 
auf die Reden darüber einzugehen, wir möchten nur die An⸗ 
ſicht vertreten, daß die neu getroffene Einrichtung aus den 
früheren Erfahrungen heraus doch nicht als abſolut ungangbar 
zu bezeichnen iſt. Wenn man auf den Verſuch Bezug nimmt, 
der im Jahre 1873 in dieſer Beziehung gemacht wurde, ſo iſt 
dabei zu erwägen, daß zu jener Zeit das preußiſche Miniſterium 
mehr heterogene Elemente in ſich barg als heutzutage. Zwiſchen 
dem Miniſterpräſidenten Grafen Roon und ſeinen Kollegen 
walteten, abgeſehen von perſönlichen Beziehungen, weitgehende 
prinzipielle Meinungsverſchiedenheiten auf politiſchem Gebiete 
ob. Roon und Camphauſen, der nächſt ihm wohl der bedeu⸗ 
tendſte Miniſter des damaligen Kabinetts war, gehörten zwei 
Richtungen an, zwiſchen denen ſeit Jahrzehnten unvermeidliche 
Kämpfe im Innern geführt worden waren. Roon war kon⸗ 
ſervativ, Camphauſen liberal und die Form, in welcher der 
Verkehr beider Reſſorts, des Kriegs und der der Finanzen, 
geführt wurde, trug nichts zur Überwindung der Gegenſätze 
bei. Man kann durchaus nicht ſagen, daß der damalige Ver⸗ 
ſuch an Schwierigkeiten und Differenzen geſcheitert wäre, die 
zwiſchen dem preußiſchen Miniſterpräſidenten und dem Reichs⸗ 
kanzler ſtattgefunden hätten. Beide waren nach wie vor unter 
ſich vollkommen einig, da Graf Roon den Verſuchen reak⸗ 
tionärer Heißſporne, beide zu entzweien, dauernd widerſtand, 
wie ſeine kürzlich veröffentlichte Korreſpondenz auf das unzwei⸗ 
deutigſte beweiſt. Die Friktionen hatten innerhalb des preußi⸗ 
ſchen Miniſteriums ſelbſt ihre Wurzel. Das Kollegium vertrug 
ſich nicht mit ſeinem Vorſitzenden und letzterer, ohnehin leidend 
und müde, verzweifelte ſchließlich an der Möglichkeit, gegen dieſe 
Verſtimmung länger mit Erfolg anzukämpfen. Wenn man ſich 
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ein preußiſches Miniſterium denkt, das übereinſtimmt und durch 
perſönliches Wohlwollen unter ſich verbunden iſt, ſo halten wir 
den Beweis, daß die Trennung der Reichskanzlerſchaft von dem 
preußiſchen Miniſterpräſidium untunlich ſei, für noch nicht ge⸗ 
führt, und müſſen der Erfahrung, die darüber bevorſteht, die 
Entſcheidung des Streites anheimgeben. Nur liegt kein Grund 
vor, in dem jetzigen preußiſchen Miniſterium mit dem Grafen 
Botho Eulenburg an der Spitze Uneinigkeiten vorauszuſetzen, 
deren Beilegung dem geſchäftskundigen und formgewandten 
Präſidenten nicht gelingen ſollte. Er ſteht nach ſeiner ganzen 
Vergangenheit ſeinen Kollegen viel weniger fern wie ſeinerzeit 
Graf Roon den hervorragenderen Mitgliedern des Kabinetts, 
und ſeine Höflichkeit verläßt ihn auch in erregten Diskuſſionen nicht. 

In den bisherigen Erörterungen über die Trennungsfrage 
wird, wie wir glauben, die Stellung des preußiſchen Miniſters 
der auswärtigen Angelegenheiten unterſchätzt. Dieſer hat nicht 
nur die wenigen preußiſchen Diplomaten zu inſtruieren, ſondern 
er iſt auch der Reſſortminiſter für die Beziehungen Preußens 
zum Reiche, ſagen wir, für die „deutſchen Angelegenheiten“, 
die im preußiſchen Staatsminiſterium verhandelt werden; gewiß 
für Preußen keine unwichtige Aufgabe. Dem preußiſchen Mi⸗ 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten ſteht die Inſtruktion der 
ſiebzehn preußiſchen Stimmen im Bundesrate reſſortmäßig zu, 
und in Fällen, wo er der Zuſtimmung des Staatsminiſteriums 
ohne Rückfrage gewiß zu ſein glaubt, kann er dieſe Inſtruktion 
auf eigene Verantwortung erteilen und wenn er der Zuſtimmung 
des Geſamtminiſteriums zu bedürfen meint, ſo iſt er ſelbſt der 
vortragende Reſſortminiſter für ſeine eigene Sache. Profeſſor 
Laband unterſchätzt in ſeiner neulich mitgeteilten bezüglichen 
Ausführung die Wichtigkeit dieſes preußiſchen Miniſteriums, 
wenn er äußert, der preußiſche Staat bedürfe desſelben gar 
nicht mehr. Wir wüßten nicht, welche Beziehungen für Preußen 
wichtiger wären, als die zum Reiche, die der preußiſche Aus⸗ 
wärtige Miniſter reſſortmäßig verwaltet. Er hat für Preußen 
und deſſen Votum im Bundesrat dieſelbe Bedeutung wie die 
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entſprechenden Miniſter in Bayern, Sachſen und jo weiter. 
Preußen bedarf ſo gut wie dieſe Staaten für ſeine Beziehungen 
zum Reiche des Organs eines Auswärtigen Miniſteriums; ſo⸗ 
wenig wie jenen Staaten zugemutet werden darf, hierauf zu 
verzichten, kann dies bei Preußen geſchehen. Der Auswärtige 
Miniſter Preußens, der nicht zugleich Reichskanzler wäre, 
könnte ſogar dieſem ſeine Inſtruktion für den Bundesrat zu⸗ 
ſchicken und ihm unter Umſtänden das Leben ſehr ſchwer 
machen. Die Schwierigkeiten, die hier eintreten könnten, ſind 
bisher in der natürlichſten Weiſe durch Übertragung beider 
Amter auf eine Perſon vermieden worden, und dies wird ſo 
bleiben müſſen. 

Kann man ſagen, daß die deutſche Politik innerhalb des 
preußiſchen Miniſteriums mehr in der Hand des Auswärtigen 
preußiſchen Miniſters als in der des Miniſterpräſidenten liegt, 
ſo iſt es nicht wahrſcheinlich, daß dieſer Einfluß des preußiſchen 
Auswärtigen Miniſters dauernd mit der Politik des preußiſchen 
Geſamtminiſteriums in Widerſpruch treten könnte. Das leuchtet 
ein, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß die preußiſchen Staats⸗ 
miniſter, wir glauben ohne Ausnahme, Mitglieder des Bundes⸗ 
rates und an den Diskuſſionen desſelben zur Teilnahme jeder⸗ 
zeit berechtigt ſind, wenn auch die Abgabe des preußiſchen Votums, 
genau genommen, nur nach der Inſtruktion des preußiſchen 
Auswärtigen Miniſters erfolgen kann. Anderſeits werden die 
Ausſchüſſe des Bundesrates, in denen ſeine Beſchlüſſe ihre Vor⸗ 
bereitung finden, noch nicht von dem Reichskanzler, ſondern in 
der Regel von dem betreffenden preußiſchen Reſſortminiſter, 
und wenn er den Vorſitz nicht ſelbſt übernimmt, von einem 
höheren Rate in ſeinem Auftrage präſidiert, ſo daß der preußiſche 
Einfluß, unabhängig von dem Reichskanzler, ſeine Kanäle hat, 
durch die er ſich geltend machen kann. Wir ſehen deshalb 
a priori keinen Grund, warum, wenn das preußiſche Miniſterium 
in ſich einig und geſchloſſen bleibt, die jetzt ins Werk geſetzte 
Trennung des Reichskanzleramtes von der preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidentſchaft geſchäftlich unhaltbar ſein ſollte. Nur eine neue 
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Erfahrung kann hierüber belehren; die aus dem Roonſchen Bei- 
ſpiel entnommene deckt die Frage nicht. 

Man kann von der neuen Einrichtung ſagen, daß ſie das 
Prinzip des Kartells zwiſchen Konſervativen und National⸗ 
liberalen auf die Regierungsorgane überträgt. Das altkonſer⸗ 
vative Element findet durch den Reichskanzler, der moderierte 
Konſervatismus durch den Minifterpräfidenten, der National⸗ 
liberalismus durch den Finanzminiſter und vielleicht anderweit 
Vertretung. Außerdem ſchwebt über dieſem miniſteriellen Kartell 
die monarchiſche Gewalt unmittelbar und wirkſam als zuſam⸗ 
menhaltender Faktor, während das Zuſammengehen der dis⸗ 
paraten miniſteriellen Beſtandteile im Jahre 1873 nicht durch 
direkte Einwirkung des Kaiſers und Königs, ſondern nur durch 
die vermittelnde des damaligen Reichskanzlers geübt werden 
konnte. Wir glauben auch nicht, daß Fürſt Bismarck in ſeiner 
mehrfach angezogenen 1877er Rede die jetzt getroffene Einrich⸗ 
tung prinzipiell und für alle Zukunft für ungangbar hat er⸗ 
klären wollen, ſondern nur unter dem Eindruck geſprochen hat, 
daß es angebrachtermaßen 1873 unmöglich geweſen war, die 
Regierungsmaſchine unter dieſen Umſtänden in Gang zu halten. 

Die Wahl der Miniſter und die Geſtaltung der Miniſterien 
iſt übrigens heutzutage nicht mehr ſo wichtig, wie unter Kaiſer 
Wilhelm J., weil der jetzige Monarch der Aufgabe, die er ſich 
geſtellt hat, ſein eigener Kanzler zu ſein, gerecht wird und es 
ſomit nicht darauf ankommen kann, daß und wie eine Anzahl 
leitender Männer ſich in die Gewalten teilt. Auf der Tatſache, 
daß der Kaiſer und König die Politik ſelbſt leitet, beruht auch 
die Hoffnung, daß er ſeinerſeits ein politiſches Auseinander⸗ 
gehen des Reichskanzlers und des preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten nicht dulden und verhindern wird, daß der Staatswagen 
aus dem Geleiſe kommt. 
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Graf Eulenburg. 
(27. März 1892, Morg.- Ausg. 


Nach den Antezedenzien des Grafen Eulenburg) iſt zu ver⸗ 
muten, daß er den Liberalen näher ſteht als Graf Caprivi. 
Bei den hervorragendſten Vorkommniſſen ſeines früheren Mi⸗ 
niſteriums hat er ſich auf der liberalen Seite des Konſeils, 
wenn man ſie ſo nennen kann, befunden. Er hat nach dem 
Nobilingſchen Attentate gegen die Auflöſung des Reichstages 
ſentiert, für welche Frage damals im Miniſterrate ſeitens des 
Kronprinzen als Stellvertreter ſeines verhinderten Vaters die 
Entſcheidung getroffen wurde. Im zweiten Falle, der das 
Ausſcheiden des Grafen zur Folge hatte, war ſein Standpunkt 
auch der liberalere. Der Miniſterpräſident hatte an dem könig⸗ 
lichen Rechte der Beaufſichtigung der Landräte und Gemeinden 
feſtgehalten, Graf Eulenburg ſie gewählten Vertretern über⸗ 
tragen wollen. Wir laſſen die Richtigkeit der einen oder an⸗ 
deren Anſicht hier unerörtert, jedenfalls geht daraus hervor, 
daß der Konſervatismus des Grafen Eulenburg nicht bis zu der 
Linie reicht, die damals Fürſt Bismarck vertreten hat, und man 
kann von dem neuen Miniſterpräſidenten wie früher einen 
moderierenden Einfluß auf den Konſervatismus erwarten. 


Zur Politik der Freigebigkeit. 
(29. März 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der „Hamburger Correſpondent“ meint, es hätte ſich bei 
der Beurteilung, welche der Abſchluß der Berliner Miniſterkriſis 
im Auslande gefunden habe, herausgeſtellt, daß von den ver⸗ 
bündeten und befreundeten Mächten Deutſchlands das Ver⸗ 
bleiben des Grafen Caprivi als Reichskanzler mit Genugtuung 
begrüßt werde, da ſich derſelbe in der kurzen Zeit ſeiner Amts⸗ 


) Graf Botho zu Eulenburg, der neuernannte preußiſche Miniſter⸗ 
präſident. 
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führung ihr volles Vertrauen erworben habe. Ähnlichen Auf- 
faſſungen ſind wir in der übrigen Preſſe und auch im Parlamente 
begegnet und wir halten ſie auch nicht für unbegründet, wenn 
wir die Vorteile ins Auge faſſen, welche die betreffenden Staaten 
von Deutſchland während der Reichskanzlerſchaft Caprivis ge⸗ 
zogen haben. Insbeſondere bezweifeln wir nicht, daß die Kon⸗ 
zeſſionen, die England in Afrika, Oſterreich und Italien durch 
die Handelsverträge gemacht worden ſind, die Sympathien der 
Regierungen dieſer Länder dem Grafen Caprivi gewonnen 
haben, und daß man in London, wie in Wien und in Rom 
nach den bisherigen Ergebniſſen das Verbleiben des Grafen 
Caprivi im Reichskanzleramte nur wünſchen kann. Ob es aber 
im Intereſſe des Deutſchen Reiches liegt, die während der letzten 
zwei Jahre angewandten Mittel zur Erhaltung des Vertrauens 
des Auslandes weiter zu benutzen, iſt eine andere Frage. 
Man wäre berechtigt geweſen, aus den finanziellen Opfern, 
welche unter dem jetzigen Reichskanzler deutſcherſeits dem Aus⸗ 
lande gebracht worden ſind, den Schluß zu ziehen, daß wir 
— um mit Herrn v. Manteuffel zu reden — „heidenmäßig viel 
Geld“ hätten. Das ſcheint indes nicht der Fall zu ſein; wenig⸗ 
ſtens wird im Reiche wie in Preußen von allen Seiten Spar⸗ 
ſamkeit im Staatshaushalte als notwendig hingeſtellt, und ſelbſt 
offiziöſe Stimmen ſchließen ſich dieſer Auffaſſung an. Wenn es 
aber, hiernach zu urteilen, an Geld fehlt, ſo fragen wir uns 
um jo erſtaunter, wie man zu einer jo großen Freigebigkeit 
gegen das Ausland, wie ſie beim Abſchluſſe der Handelsver⸗ 
träge erfolgt iſt, ſich entſchließen konnte. Durch die Handels⸗ 
verträge ſind aus den Zolleinnahmen des Reiches zugunſten 
der auswärtigen Produzenten Revenuen aufgegeben worden, die 
von vielen auf ſiebzig, von der Regierung auf fünfunddreißig, 
und von ſonſtigen ſachverſtändigen Beurteilern auf fünfundvierzig 
Millionen Mark veranſchlagt werden. Zwar hat Graf Caprivi 
erklärt, dies ſei hauptſächlich geſchehen, um unſere Alliierten 
zu ſtärken, aber iſt die Erreichung dieſes Zweckes ſchon an ſich 
zweifelhaft, ſo erſcheint es mit Rückſicht auf die Finanzlage des 


45 


Reiches und der Bundesſtaaten nur um ſo zweifelhafter, ob die 
Regierung berechtigt war, unſere Verbündeten in der Weiſe zu 
„unterſtützen“, um fie bei guter Laune zu erhalten; die finan⸗ 
ziellen Opfer, die ihnen gebracht worden ſind, gewinnen dann 
erſt recht die Bedeutung eines „Tributes“, den Deutſchland an 
ſie zahlt, und der, wie wir fürchten, zwecklos bezahlt wird. 
Wenn ein plötzlicher Krieg ausbricht, ſo würden wir zwar die 
Koſten der Mobilmachung aufbringen, aber leicht würde uns 
das nicht werden. Wir erinnern daran, daß bei Ausbruch des 
franzöſiſchen Krieges die deutſchen Finanzquellen verſagten. 
Wenn man jetzt glaubt, daß wir reich genug ſind, nicht nur 
unſere eigenen Kriegskoſten zu beſtreiten, ſondern auch noch 
unſeren Alliierten Subventionen durch wirtſchaftliche Verträge 
zuzuwenden, ſo gibt es anderſeits Leute, welche die Anſicht 
vertreten, Deutſchland werde, trotz aller Opfer durch die Handels⸗ 
verträge, bei einem etwaigen Kriege für die Anleihen ſeiner 
Bundesgenoſſen miteintreten müſſen. Wenn aber mit einer 
ſolchen Möglichkeit gerechnet werden muß, ſo wäre es um ſo 
nötiger geweſen, unſere eigenen finanziellen Kräfte nicht zu 
ſchwächen. Was wir durch die Handelsverträge an Ofterreich 
gewähren, wird dort nicht theſauriſiert, ſondern verbraucht, 
Oſterreich wird deshalb beim Kriegsausbruch nicht reicher 
als heute ſein. 

Ahnlichen Geſichtspunkten wie der Handelsvertrag mit Oſter⸗ 
reich iſt das Abkommen mit dem Herzog von Cumberland unter⸗ 
worfen. Dasſelbe bedeutet keine finanzielle Stärkung von Reich 
und Staat, ſondern abermals nur eine Zuwendung an Dritte, 
die nicht nur ohne Nutzen, ſondern nicht einmal ohne Gefahr 
iſt. Selbſt wenn man von der Möglichkeit der Verwendung 
der Zinſen des Welfenfonds in ſpezifiſch welfiſchem Intereſſe 
abſieht, wird nicht Deutſchland, Preußen oder die Provinz Han⸗ 
nover den Vorteil aus dem Verbrauch jener Gelder durch den 
Herzog von Cumberland haben. Nach dem glaubhaften Zeug⸗ 
niſſe eines Wiener Gewährsmannes des „Hamburger Corre⸗ 
ſpondent“ wird das Abkommen der preußiſchen Regierung mit 
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dem Herzog von Cumberland, abgejehen von politiſchen Gründen, 
namentlich um deswillen in Oſterreich ſehr ſympathiſch begrüßt, 
weil der Herzog dort lebt und weil mithin ſein künftiger Mehr⸗ 
verbrauch, den er der preußiſchen Regierung zu verdanken hat, 
den öſterreichiſchen Gewerbetreibenden und ſo weiter zuſtatten 
kommt. Alſo auch hier iſt es nicht Deutſchland, ſondern Oſter⸗ 
reich, das aus Handlungen der preußiſchen Regierung Nutzen 
zieht. Indeſſen iſt damit die Folgenſchwere des Abkommens 
mit dem Herzog von Cumberland nicht erſchöpft. Es iſt be⸗ 
kannt, daß der Herzog durch dasſelbe weder auf Hannover, 
noch auf die Thronfolge in Braunſchweig verzichtet, ſondern 
daß letztere, ſogar nach preußiſchen offiziöſen Darſtellungen, in 
der Zukunft für möglich gehalten wird. Unſerer Anſicht nach 
aber wäre dringend zu vermuten, daß, wenn der Herzog von 
Cumberland als unabhängiger ſouveräner Fürſt in Braunſchweig 
regierte, dieſe Stadt für Hannover zu einem Koblenz im Sinne 
der Prätendentenzeit würde. Selbſt wenn der Herzog von Cum⸗ 
berland als regierender Herzog von Braunſchweig die Beſtre⸗ 
bungen zugunſten einer welfiſchen Reſtauration in Hannover 
perſönlich nicht begünſtigte, würde ſein Hof naturgemäß dennoch 
zum Mittelpunkte welfiſcher Umtriebe und das Braunſchweigiſche 
Kontingent zum Sammelplatze aller welfiſchen Offiziere werden, 
die jetzt in Sachſen dienen, um nicht preußiſchen Regimentern 
anzugehören. Welche Gefahr hierin unter Umſtänden, das heißt 
je nach der Entwickelung, welche die politiſche Situation in 
Deutſchland und Europa nimmt, für unſere innere Einheit und 
Sicherheit liegen würde, bedarf einer weiteren Auseinander⸗ 
ſetzung ebenſowenig, wie die Anſicht, daß man dieſe Gefahr in 
demſelben Maße vergrößert, als man ohne ausreichende Ga⸗ 
rantie gegen Mißbrauch die Mittel freigibt, welche bisher die 
Beſtimmung hatten, die welfiſche Agitation zu bekämpfen. 
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Fürſt Bismarck und die Konſervativen. 
(29. März 1892, Ab.⸗Ausg.) 


In einer Rede, die der Abgeordnete Stöcker neulich gehalten 
hat, gibt er der Auffaſſung Ausdruck, daß der nationalliberale 
Einfluß den Fürſten Bismarck ſeinerzeit in der inneren Politik 
von den konſervativen Bahnen abgelenkt habe. Herr Stöcker 
vergißt bei Beurteilung dieſer Ablenkung, wenn ſie überhaupt 
ſtattgefunden hat, daß es damals nicht in der Wahl des Fürſten 
lag, ob er mit den Konſervativen oder mit den Nationalliberalen 
gehen wollte. Sein Bedürfnis war eine zu Kompromiſſen 
führende Unterſtützung durch beide Parteien; er ſah ſich aber 
oft auf die der Nationalliberalen beſchränkt, da die konſervative 
Partei ihn nicht nur im Stiche ließ, ſondern ſich ſogar feind⸗ 
lich ſtellte. 

Um den Ausbau des Reiches in Angriff zu nehmen und um 
zu verhindern, daß die auf dem Schlachtfeld errungene Einheit 
durch einen Stillſtand der inneren Politik wieder in Zweifel 
geſtellt werde, bedurfte die Reichsregierung notwendig der parla⸗ 
mentariſchen Mitarbeit einer deutſchgeſinnten Majorität. Sie 
fand dieſelbe aber nicht bei den Konſervativen, ſondern aus⸗ 
ſchließlich bei den Nationalliberalen und war deshalb gezwungen, 
die Arbeit beim Ausbau und bei Befeſtigung des Reiches mit 
dieſer Partei in Angriff zu nehmen. Daß die Zurückhaltung, 
reſp. die Gegnerſchaft, der Konſervativen auf die Richtung, die 
dieſer Ausbau nahm, nicht ohne Einfluß bleiben konnte, liegt 
auf der Hand; die Regierung würde überhaupt keine Majorität 
im Reichstage erlangt haben, wenn ſie dieſer Unterſtützung durch 
die liberale Partei nicht hätte Rechnung tragen wollen. 

Die Entfremdung gegen den Fürſten Bismarck hat bei den 
Führern der Konſervativen vielleicht ſchon im Jahre 1866 in 
Prag begonnen, als eine konſervative Deputation dem Streben 
des damaligen Miniſterpräſidenten, den inneren Konflikt bei der 
Rückkehr nach Berlin zu ſchließen, durch den Verſuch einer Ein⸗ 
wirkung auf den König entgegentrat und bei gewiſſen Stim⸗ 
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mungen des hohen Herrn auch Anklänge fand, obſchon die 
Deputation nicht anzugeben wußte, welche Geſtaltung der zu⸗ 
künftigen Entwicklung Deutſchlands ihr nach den Ereigniſſen 
des Jahres 1866 vorſchwebte, wenn bei der Heimkehr des ſieg⸗ 
reichen Heeres der ſeit bald ſechs Jahren ſchwebende Konflikt 
unverändert fortgeſponnen werden ſollte. Ob die Gegnerſchaft 
gegen die Regierungspolitik, welche in den letzten ſechziger Jahren 
bei den Konſervativen öffentlich zum Ausbruch kam (z. B. in den 
Kämpfen um den hannöverſchen Provinzialfonds und ähnliches), 
an die Erinnerung an die Prager Vorgänge und an die In⸗ 
demnitätswendung in der Thronrede in bewußter Weiſe an⸗ 
knüpfte, laſſen wir dahingeſtellt ſein; jedenfalls waren die An⸗ 
griffe gegen den Miniſterpräſidenten ſchon damals lebhafter, als 
mit freundlichen Beziehungen der konſervativen Fraktion und 
mit deren Unterſtützung der Regierungspolitik verträglich war. 

Nach dem franzöſiſchen Kriege, beiſpielsweiſe bei Gelegenheit 
des Schulaufſichtsgeſetzes, ſtiegen die Angriffe, welche von kon⸗ 
ſervativer Seite gegen den Miniſterpräſidenten gerichtet wurden, 
zu einer Schärfe, die zum vollſtändigen Abbruche des perſön⸗ 
lichen Verkehrs zwiſchen dem Fürſten Bismarck und ſeinen 
früheren Freunden führte. Die Stimmung und die Abſicht der 
konſervativen Führer kennzeichnete ſich durch ihren Niederſchlag in 
den bekannten Araartikeln der Nathuſiusſchen „Kreuz⸗Zeitung“, 
in der öffentlichen Demonſtration der Deklaranten und ſchließlich 
am ſchärfſten in der „Reichsglocke“ und dem Verhalten ihrer 
Freunde und Mitarbeiter. Letztere gehörten faſt ausſchließlich 
der konſervativen Fraktion an, ſoweit ſie nicht zu Hofkreiſen 
und zu dem damaligen Hausminiſterium in Beziehung ſtanden; 
ſie bemühten ſich während des Präſidiums des Grafen Roon, 
dieſen von ſeinem Freunde, dem Miniſterpräſidenten, zu trennen 
und letzteren auch unmittelbar bei Seiner Majeſtät dem Könige 
als einen „Gegner der Armee“ zu verdächtigen. 

Daß das Vakuum, welches die Konſervativen zu dieſer Zeit 
zwiſchen ſich und ihrem früheren Mitarbeiter, dem Reichskanzler, 


ließen, von der liberalen Seite bereitwilligſt ausgefüllt wurde, 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. II. 49 


war nicht zu verwundern, und die Folge davon beſtand darin, 
daß liberale Einflüſſe in der Geſetzgebung, durch welche das 
Reich befeſtigt und ausgebaut wurde, das Übergewicht hatten. 
Konſervative Einflüſſe konnten ſich nicht geltend machen, ſolange 
die konſervative Partei dem leitenden Staatsmanne ihre Mit⸗ 
wirkung verſagte und ihn mit der leidenſchaftlichen Schärfe be⸗ 
kämpfte, von welcher die Deklarantenperiode und die „Reichs⸗ 
glocke“ Zeugnis ablegten. Das Bedürfnis der maßgebenden 
Führer der Konſervativen, in der Beſetzung des Kanzlerpoſtens 
einen Wechſel herbeizuführen, iſt ſeit jener Zeit mehr als ein⸗ 
mal zutage getreten und hat ſeine Befriedigung vor zwei Jahren 
gefunden. Die Haltung der konſervativen Partei beim Aus⸗ 
ſcheiden des Fürſten Bismarck aus dem Dienſte bewies, daß 
ihr der Perſonenwechſel kein unwillkommener war. 


Weiteres zur Indemnitätsfrage. 
(7. April 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Der „Reichsbote“ kritiſiert unſere neulichen Angaben über 
die konſervative Deputation, die im Jahre 1866 in Prag beim 
Könige von Preußen erſchien, um gegen die Indemnität zu 
wirken. Das konſervative Blatt äußert ſich dabei in einem 
Sinne, der beweiſt, daß es die Bedeutung der Indemnität 
abſolut verkennt und ſie mehr aus dem Geſichtswinkel der 
Fraktionspolitik als vom ſtaatsrechtlichen Standpunkte aus be⸗ 
trachtet. Der „Reichsbote“ bezeichnet den Indemnitätsantrag 
als ein pater peccavi. Es iſt dies derſelbe Ausdruck, der da⸗ 
mals in Prag gebraucht wurde, um Eindruck auf den König 
zu machen, während für jeden, der mit den parlamentariſchen 
Traditionen vertraut iſt, der Antrag auf Indemnität kein 
Sündenbekenntnis, ſondern im Gegenteil einen Antrag auf An⸗ 
erkennung der Tatſache bedeutet, daß in dem ſtreitigen Falle 
von ſeiten der Regierung nach Lage der Umſtände richtig ge⸗ 
handelt worden ſei, ſo daß alſo die Bewilligung der Indemnität 
eine Anerkennung für die Regierung involviert. Der „Reichs⸗ 
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bote“ hat in ſeiner Redaktion vielleicht einen philologiſch ge⸗ 
bildeten Mitarbeiter, der ihn darüber belehrt, daß er im vor⸗ 
liegenden Falle den Begriff Indemnität mit dem der Amneſtie 
verwechſelt hat. Um dem „Reichsboten“ auseinanderzuſetzen, 
daß der Indemnitätsantrag als „unglücklichſter Gedanke“ von 
ihm nicht glücklich bezeichnet wird, und welche Zuſtände in 
Deutſchland wie in Europa bei Fortſetzung des preußiſchen 
Verfaſſungskonfliktes Platz gegriffen haben würden, müßten wir 
einen hiſtoriſchen und politiſchen Vortrag halten, für den unſere 
Spalten heute keinen Raum bieten. 


Der geſcheiterte Plan eines allmählichen Ausſcheidens 
des Fürſten Bismarck. 


(13. April 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „National⸗Zeitung“ ſchreibt in einem Artikel über die 
Trennung der Amter des Reichskanzlers und des preußiſchen 
Miniſterpräſidenten, man dürfe wohl die Behauptung aufſtellen, 
daß ſchwerlich die Geſamtheit der amtlichen Aufgaben des Fürſten 
Bismarck auf irgendeinen Nachfolger übergegangen wäre, wenn 
des erſteren Ausſcheiden ſich in der friedlichen Weiſe vollzogen 
hätte, wie etwa Graf Moltkes Rücktritt von dem Poſten des 
Generalſtabschefs; es ſeien Andeutungen bekannt geworden, daß 
trotz des zwiſchen der Krone und dem erſten Kanzler entſtandenen 
Gegenſatzes ein „allmähliches“ Ausſcheiden des Fürſten Bismarck 
aus ſeinen Amtern, alſo wohl eine Teilung derſelben, zuerſt 
ins Auge gefaßt geweſen ſei; nur die unerwartet raſche Zu⸗ 
ſpitzung des Konflikts habe die Ausführung des Planes ver⸗ 
eitelt und den Übergang der ungeteilten Amtslaſt des Fürſten 
Bismarck auf den Grafen Caprivi zur Folge gehabt. 

Es hat zu der Zeit, von welcher die „National⸗Zeitung“ 
ſpricht, allerdings die Abſicht beſtanden, daß Fürſt Bismarck 
Reichskanzler, ſein Sohn, Graf Herbert, auswärtiger Miniſter 
bleiben, Herr v. Caprivi aber preußiſcher Miniſterpräſident 
werden ſollte; und zwar ſollte dieſe Teilung vorläufig und ver⸗ 
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ſuchsweiſe bis zu den nächſten Reichstagsverhandlungen bejtehen 
bleiben. Wir glauben auch zu wiſſen, daß damals Fürſt Bis⸗ 
marck Herrn v. Caprivi, auf den die Wahl des Monarchen 
allerdings ſchon von anderer Seite gelenkt worden war, als 
Vorſitzenden des preußiſchen Kabinetts in Vorſchlag gebracht 
hat, und zwar weil der damalige Reichskanzler zu jener Zeit, 
als die Verſöhnungspolitik noch nicht eingeführt war, ſondern ein 
innerer Kampf im Staatsintereſſe unvermeidlich ſchien, in Herrn 
v. Caprivi den Mann ſah, den liberaliſierenden und ziviliſti⸗ 
ſchen Einflüſſen im Miniſterium eventuell die Spitze zu bieten. 


Fürſt Bismarck und die Annektion Belgiens. 
(23. April 1892, Morg.⸗Ausg.) 


In Pariſer Blättern ſind dieſer Tage Mitteilungen über 
angebliche Ratſchläge gemacht worden, die Fürſt Bismarck ſeiner⸗ 
zeit bezüglich der Annektion Belgiens durch Frankreich dem 
Kaiſer Napoleon erteilt haben ſoll; es iſt ſogar ein angeblicher 
Brief, den der Kaiſer Napoleon im Juli 1870 an den Herzog 
von Grammont gerichtet habe, im Wortlaut veröffentlicht worden. 
Wir brauchen allen denen, welche die aktenmäßige Geſchichte 
jener Zeit geleſen haben und die fakſimilierten Briefe Bene⸗ 
dettis kennen, nicht erſt zu ſagen, daß es ſich bei allen dieſen 
Veröffentlichungen einfach um franzöſiſche Erfindungen handelt. 
Für Deutſchland war es nur dankenswert, daß der norddeutſche 
Bundeskanzler damals die nationale deutſche Frage als die ihn 
allein beherrſchende angeſehen hat. Neben derſelben wird die 
belgiſche für ihn vielleicht auch ein Intereſſe gehabt haben, aber 
vorzugsweiſe in der Richtung, zunächſt zu erproben, welche 
Leiſtungen England zugunſten der von ihm garantierten belgi⸗ 
ſchen Unabhängigkeit praktiſch auf ſich nehmen werde, falls dieſe 
Unabhängigkeit durch Frankreich gefährdet würde. Es iſt leicht 
möglich, daß Fürſt Bismarck den Norddeutſchen Bund und 
Preußen nicht als den primo loco-Geranten für die belgiſche 
Unabhängigkeit angeſehen hat, ſondern der Meinung geweſen 
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ift, daß auch die übrigen europäiſchen Mächte dafür gleichzeitig 
und gleichmäßig eintreten müßten. Und wie das Verhalten 
des Norddeutſchen Bundes ſich geſtaltet haben würde, nachdem 
Frankreich in Belgien eingebrochen wäre, geht aus den oben 
erwähnten franzöſiſchen Publikationen auch nicht hervor. Wir 
haben in anderweitigen Veröffentlichungen, die aus dem Ge⸗ 
dächtnis der ſchnell lebenden Gegenwart verſchwunden ſein 
werden, die Angabe gefunden, daß Graf Benedetti dem Grafen 
Bismarck die offene Frage geſtellt habe: „Würden Sie uns 
angreifen, wenn wir in Belgien einrückten?“, und daß die Ant⸗ 
wort darauf geweſen ſei: „Nein!“, während auf die weitere 
Frage: „Was werden Sie dann tun?“ geantwortet worden ſei: 
„Nous chercherons notre Belgique ailleurs!“, wahrſcheinlich mit 
der Bedeutung: wir werden die Maingrenze beſeitigen und die 
volle Einigung Deutſchlands vollziehen, die 1866 noch nicht 
tunlich ſchien. Was aus Belgien geworden wäre, war für die 
deutſche Politik vorläufig eine Frage zweiten Ranges; ein fran⸗ 
zöſiſch⸗deutſcher Krieg wäre bei dieſer Entwicklung ſchwerlich 
ausgeblieben, und wenn derſelbe den Verlauf wie 1870/71 ge⸗ 
nommen hätte, ſo würde auch Belgien wieder erſtanden ſein. 
Ob Deutſchland alsdann den Ruhm ſeines franzöſiſchen Krieges 
mit England zu teilen gehabt hätte, indem England ſich ſeiner 
Garantie für Belgien erinnert haben würde, iſt eine Frage, die 
zu beantworten heute kein Bedürfnis vorliegt. Aber gewiß iſt, 
daß man den Fürſten Bismarck nicht tadeln kann, wenn ihm 
auch damals ſchon die deutſchen nationalen Intereſſen höher 
geſtanden haben, als die Gefahren und Kämpfe, welche über 
Belgien von Frankreich heraufbeſchworen werden konnten. 


Abſichten des Fürſten Bismarck in bezug auf den 
General v. Caprivi. 
(23. April 1892, Morg.⸗Ausg., und 29. April 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Wir hatten neulich geäußert, Fürſt Bismarck habe im März 
1890 Herrn v. Caprivi als Vorſitzenden des preußiſchen Kabi⸗ 
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wären, jedenfalls habe die Erfahrung gezeigt, daß derartige Be⸗ 
ſorgniſſe unbegründet geweſen ſeien. 

Solche Betrachtungen treffen bei den Ereigniſſen von 1830 
und 1848 in demſelben Maße zu. Auch dieſe Ereigniſſe zu be⸗ 
fürchten, lag kurze Zeit vor ihrem Eintritte kein Anlaß vor. 
Dieſer Umſtand aber bot ebenſowenig einen Grund dar, die 
Stärke und Feſtigkeit der meiſten Regierungen zu irgendeiner 
Zeit als etwas Gleichgültiges zu betrachten. Im Anfange des 
Jahres 1890 war die Geſamtlage im Sinne einer vorſorglichen 
und ordnungsliebenden Regierung wohl kaum ſo harmlos wie 
vor 1830 und 1848, und die Tatſache, daß in den ſeitdem ver⸗ 
floſſenen zwei Jahren keine bedrohlichen Erſcheinungen ſtatt⸗ 
gefunden haben, iſt keineswegs ein Beweis dafür, daß ſie nicht 
noch vorkommen können; bei der Wahl der Miniſter aber hat 
man ſich in Preußen gewöhnt, nicht bloß die nächſte Zukunft, 
ſondern dauernde Zuſtände im Auge zu haben. Wenn man 
behaupten wollte, weil zwei Jahre lang kein gewaltſamer Vor⸗ 
gang ſtattgefunden habe, ſo brauche man auch keine Regierung, 
welche geneigt und imſtande ſein werde, ſolchem die Spitze zu 
bieten, ſo hat dieſes Argument denſelben Wert, als wenn man 
ſagen wollte, ſeit zweiundzwanzig Jahren haben wir keinen 
Krieg gehabt und es iſt deshalb eine Täuſchung über die Zu⸗ 
kunft geweſen, wenn man unſere Armee überhaupt verſtärkt 
hat. Ein Staat wie Preußen und das Deutſche Reich kann nicht 
auf die Möglichkeit verzichten, jederzeit in der Lage zu ſein 
auch ſolchen Ereigniſſen entgegenzutreten, welche in den beiden 
letzten Jahren nicht ſtattgefunden haben, und wenn Fürſt Bis⸗ 
marck — in der Tat nicht im März, ſondern Anfang Februar 
1890, nach Erlaß der kaiſerlichen Proklamationen — in der Sorge 
geweſen iſt, daß Verhältniſſe eintreten könnten, die eine feſte 
Regierung notwendig machten, und wenn ſolche Ereigniſſe zwei 
Jahre hindurch nicht eingetreten ſind, ſo liegt darin noch kein 
Beweis, daß die damaligen Befürchtungen des Fürſten Bis⸗ 
marck übertrieben geweſen wären. Daß beſtimmte Befürchtungen 
ſeinem Rate zugrunde gelegen haben, glauben wir überhaupt 
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nicht; nur der Wunſch, daß ihm ein Miniſterpräſident folgen 
möge, der allen Eventualitäten gewachſen ſei, wird ihm den 
Gedanken eingegeben haben, dem Könige die Ernennung eines 
Militärs zu ſeinem Nachfolger im Amte des preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten zu empfehlen. 

Die „Daily News“ ſagen über dieſelbe Frage, der Kaiſer 
habe 1890 nicht an einen Konflikt geglaubt. Seine Majeſtät 
hat aber dennoch im Hinblick auf die Möglichkeit eines ſolchen 
den ihm vorgeſchlagenen General zum preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten ernannt; er wird alſo, ſelbſt wenn er an einen un⸗ 
mittelbar drohenden Konflikt nicht geglaubt hat, die Möglichkeit 
eines ſolchen nicht bezweifelt haben; denn es iſt nicht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ſeine Wahl ausſchließlich durch die politiſchen 
Antezedentien des Herrn v. Caprivi auf dieſen gelenkt worden 
ſei. Wenn die „Daily News“ ſagen, der Kaiſer hätte ſich ge⸗ 
weigert, den Konflikt zu provozieren, ſo war für eine ſolche 
Weigerung kein Platz, da die Zumutung eines ſolchen Konflikts 
niemals Seiner Majeſtät nahegetreten iſt. 

Ob Fürſt Bismarck, wie die „Straßburger Poſt“ ſagt, ſich 
im Februar 1890 über die innere Lage getäuſcht hat, darüber 
werden wir die Antwort von der Zukunft zu erwarten haben. 
Wir glauben nicht, daß das Gefühl der Sicherheit in dieſer 
Beziehung während und nach den Streiks von 1889 ein all- 
gemeines geweſen iſt, und die Regel: „Si vis pacem para bellum“ 
iſt auch auf Kraftmeſſungen im Innern anwendbar, zu denen 
die Sozialdemokratie bei uns den Anlaß geben konnte, ſei es 
aus eigener Initiative, ſei es durch äußere Anſtöße, wie wir 
ja auch die deutſchen Aufſtände von 1830, die polniſchen von 
1831 und die Bewegung des Jahres 1848 in Deutſchland nicht 
der eigenen Initiative, ſondern der Ausbreitung der Brände 
verdanken, die in Frankreich ausbrachen. Die franzöſiſchen Auf⸗ 
ſtände vom Juli 1830 und Februar 1848 wirkten eben an⸗ 
ſteckend. Sollte dieſer Bazillus ſeine Anſteckungskraft jetzt gänz⸗ 
lich verloren haben und kann man die Entwicklung der Dinge 
in Frankreich heutzutage auf Jahre hinaus berechnen? Fürſt 
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wären, jedenfalls habe die Erfahrung gezeigt, daß derartige Be⸗ 
ſorgniſſe unbegründet geweſen ſeien. 

Solche Betrachtungen treffen bei den Ereigniſſen von 1830 
und 1848 in demſelben Maße zu. Auch dieſe Ereigniſſe zu be⸗ 
fürchten, lag kurze Zeit vor ihrem Eintritte kein Anlaß vor. 
Dieſer Umſtand aber bot ebenſowenig einen Grund dar, die 
Stärke und Feſtigkeit der meiſten Regierungen zu irgendeiner 
Zeit als etwas Gleichgültiges zu betrachten. Im Anfange des 
Jahres 1890 war die Geſamtlage im Sinne einer vorſorglichen 
und ordnungsliebenden Regierung wohl kaum ſo harmlos wie 
vor 1830 und 1848, und die Tatſache, daß in den ſeitdem ver⸗ 
floſſenen zwei Jahren keine bedrohlichen Erſcheinungen ſtatt⸗ 
gefunden haben, iſt keineswegs ein Beweis dafür, daß ſie nicht 
noch vorkommen können; bei der Wahl der Miniſter aber hat 
man ſich in Preußen gewöhnt, nicht bloß die nächſte Zukunft, 
ſondern dauernde Zuſtände im Auge zu haben. Wenn man 
behaupten wollte, weil zwei Jahre lang kein gewaltſamer Vor⸗ 
gang ſtattgefunden habe, ſo brauche man auch keine Regierung, 
welche geneigt und imſtande ſein werde, ſolchem die Spitze zu 
bieten, ſo hat dieſes Argument denſelben Wert, als wenn man 
ſagen wollte, ſeit zweiundzwanzig Jahren haben wir keinen 
Krieg gehabt und es iſt deshalb eine Täuſchung über die Zu⸗ 
kunft geweſen, wenn man unſere Armee überhaupt verſtärkt 
hat. Ein Staat wie Preußen und das Deutſche Reich kann nicht 
auf die Möglichkeit verzichten, jederzeit in der Lage zu ſein 
auch ſolchen Ereigniſſen entgegenzutreten, welche in den beiden 
letzten Jahren nicht ſtattgefunden haben, und wenn Fürſt Bis⸗ 
marck — in der Tat nicht im März, ſondern Anfang Februar 
1890, nach Erlaß der kaiſerlichen Proklamationen — in der Sorge 
geweſen iſt, daß Verhältniſſe eintreten könnten, die eine feſte 
Regierung notwendig machten, und wenn ſolche Ereigniſſe zwei 
Jahre hindurch nicht eingetreten ſind, ſo liegt darin noch kein 
Beweis, daß die damaligen Befürchtungen des Fürſten Bis⸗ 
marck übertrieben geweſen wären. Daß beſtimmte Befürchtungen 
ſeinem Rate zugrunde gelegen haben, glauben wir überhaupt 
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nicht; nur der Wunſch, daß ihm ein Miniſterpräſident folgen 
möge, der allen Eventualitäten gewachſen ſei, wird ihm den 
Gedanken eingegeben haben, dem Könige die Ernennung eines 
Militärs zu ſeinem Nachfolger im Amte des preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten zu empfehlen. 

Die „Daily News“ ſagen über dieſelbe Frage, der Kaiſer 
habe 1890 nicht an einen Konflikt geglaubt. Seine Majeſtät 
hat aber dennoch im Hinblick auf die Möglichkeit eines ſolchen 
den ihm vorgeſchlagenen General zum preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten ernannt; er wird alſo, ſelbſt wenn er an einen un⸗ 
mittelbar drohenden Konflikt nicht geglaubt hat, die Möglichkeit 
eines ſolchen nicht bezweifelt haben; denn es iſt nicht wahr⸗ 
ſcheinlich, daß ſeine Wahl ausſchließlich durch die politiſchen 
Antezedentien des Herrn v. Caprivi auf dieſen gelenkt worden 
ſei. Wenn die „Daily News“ ſagen, der Kaiſer hätte ſich ge⸗ 
weigert, den Konflikt zu provozieren, ſo war für eine ſolche 
Weigerung kein Platz, da die Zumutung eines ſolchen Konflikts 
niemals Seiner Majeſtät nahegetreten iſt. 

Ob Fürſt Bismarck, wie die „Straßburger Poſt“ ſagt, ſich 
im Februar 1890 über die innere Lage getäuſcht hat, darüber 
werden wir die Antwort von der Zukunft zu erwarten haben. 
Wir glauben nicht, daß das Gefühl der Sicherheit in dieſer 
Beziehung während und nach den Streiks von 1889 ein all⸗ 
gemeines geweſen iſt, und die Regel: „Si vis pacem para bellum“ 
iſt auch auf Kraftmeſſungen im Innern anwendbar, zu denen 
die Sozialdemokratie bei uns den Anlaß geben konnte, ſei es 
aus eigener Initiative, ſei es durch äußere Anſtöße, wie wir 
ja auch die deutſchen Aufſtände von 1830, die polniſchen von 
1831 und die Bewegung des Jahres 1848 in Deutſchland nicht 
der eigenen Initiative, ſondern der Ausbreitung der Brände 
verdanken, die in Frankreich ausbrachen. Die franzöſiſchen Auf⸗ 
ſtände vom Juli 1830 und Februar 1848 wirkten eben an⸗ 
ſteckend. Sollte dieſer Bazillus ſeine Anſteckungskraft jetzt gänz⸗ 
lich verloren haben und kann man die Entwicklung der Dinge 
in Frankreich heutzutage auf Jahre hinaus berechnen? Fürſt 
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Bismarck hat offenbar im Februar 1890 nicht geglaubt, daß 
dies möglich ſei. In den zwei Jahren, wo innere Konflikte 
bei uns ausgeblieben ſind, iſt außerdem viel geſchehen, was 
Fürſt Bismarck bei ſeiner Berechnung der Zukunft nicht vor⸗ 
ausgeſehen hat. Wir meinen damit die beſchwichtigende Be⸗ 
handlung aller derer, die früher als Gegner des Reiches tätig 
geweſen waren: die Sozialdemokratie, das Zentrum, die Polen, 
die Franzoſen im Elſaß und in letzter Inſtanz die Welfen. In 
betreff der dieſen Elementen gemachten Konzeſſionen iſt Fürſt 
Bismarck allerdings nicht fähig geweſen, in die Zukunft zu 
blicken, und wir glauben auch kaum, daß es gelingen wird, auch 
nur einen der genannten Gegner durch Konzeſſionen zu verſöhnen. 


Die Vermögensſteuer. 
(25. April 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die Grundzüge der weiteren Steuerreform in Preußen ſind 
am Sonnabend im „Staats⸗Anzeiger“ veröffentlicht und von uns 
geſtern mitgeteilt worden. Es wird darin beſtätigt, daß bei den 
Beratungen im preußiſchen Finanzminiſterium über die Be⸗ 
ſchaffung der Mittel zur Deckung des Ausfalls, welcher durch 
Überweiſung der Grund⸗ und Gebäude⸗ reſp. der Gewerbeſteuer 
an die Kommunen dem Staatsſäckel entſteht, der Plan einer Ver⸗ 
mögensſteuer in erſter Linie ventiliert wird. Es iſt eine be⸗ 
ſondere Heranziehung des fundierten Einkommens im Verhältnis 
zu dem eigentlichen Arbeitseinkommen ins Auge gefaßt; dieſe 
ſoll aber eventuell nicht, wie es das natürlichſte wäre, durch 
Zuſchlag von vielleicht einem Prozente Steuer auf fundiertes 
Einkommen erfolgen, angeblich weil eine angemeſſene Unter⸗ 
ſcheidung des fundierten und des nicht fundierten Einkommens 
innerhalb der Einkommenſteuer auf zu große finanzielle Schwierig⸗ 
keit ſtoße. Viel leichter laſſe ſich das Ziel einer ſtärkeren Heran⸗ 
ziehung des fundierten Einkommens in der Form einer Er⸗ 
gänzungsſteuer zur Einkommenſteuer erreichen, welche die Wert⸗ 
objekte nach Abzug der Schulden direkt treffe. Aus dieſer 
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Bevorzugung der Beſteuerung des ertragloſen Beſitzes vor dem 
Zuſchlage auf das lebendige Einkommen iſt zu ſchließen, daß 
die Vermögensſteuer in der für das Geſetz angekündigten Vor⸗ 
lage an den Landtag ihren Platz finden wird, falls ſich nicht 
rechtzeitig allſeitiger Widerſpruch dagegen erhebt. 

Wir unſerſeits können nur vor der Betretung des Weges, 
der mit der Vermögensſteuer eingeſchlagen werden ſoll, ein⸗ 
dringlich warnen. Dem Vorteile, den ſie bietet, ſtehen ebenſo 
große oder größere Nachteile gegenüber. Zu ihren Gunſten 
wird unter anderem angeführt, man laufe bei der Form des 
Zuſchlags zu der Haupteinkommenſteuer Gefahr, die wirtſchaft⸗ 
liche Tätigkeit doppelt zu beſteuern, die geringere Tüchtigkeit 
aber ſteuerlich zu prämiieren, während man durch die Ver⸗ 
mögensſteuer auch diejenigen Leute „faſſen“ könne, die wegen 
Trägheit oder Ungeſchick aus ihrem Beſitz nicht die gehörige 
Rente herausſchlügen, ferner diejenigen, die einen großen Teil 
ihres Vermögens in unproduktive Anlagen ſteckten (in Paläſte, 
Parks, Kunſtſammlungen), und endlich auch diejenigen, die von 
langer Hand ſpekulierten, alſo die Inhaber von ſtädtiſchen oder 
vorortlichen Grundſtücken, die von Jahr zu Jahr ihrem Inhaber 
durch Wertſteigerung einen Vermögenszuwachs, aber noch kein 
Renteneinkommen brächten. 

Gegen den erſten Teil dieſer Lobrede auf die Vermögens⸗ 
ſteuer läßt ſich der Einwand erheben, daß umgekehrt die Ver⸗ 
mögensſteuer diejenigen ungerecht und hart treffen würde, die 
durch natürliche Unfähigkeit, durch Krankheit, Invalidität und 
durch andere Gründe an der gehörigen Ausnutzung ihres Be⸗ 
ſitzes verhindert ſind, die unter gleichem Beſitz an ertragloſen 
Vermögensobjekten da vielleicht nur zwei Prozent Gewinn zu 
erzielen vermögen, wo ein anderer zehn Prozent und mehr 
herausſchlägt. Ihnen gegenüber liefe dieſer Beſteuerungsmodus 
auf den alten Satz hinaus: Wer hat, dem ſoll gegeben werden, 
wer nichts hat, dem ſoll genommen werden! Es wäre dies eine 
geſetzliche Belaſtung der Schwachen, eine Umkehrung der kaiſer⸗ 
lichen Botſchaft vom 17. November 1881, nach welcher der Staat 
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den wirtſchaftlich Schwachen helfend zur Seite treten, nicht aber 
ſie ſtärker belaſten ſoll als die Geſchickteren, Kräftigeren und 
Tüchtigeren. Namentlich auf dem Lande würde eine ſolche Ver⸗ 
mögensſteuer ſehr ſchädliche Folgen haben, indem der kränkliche, 
ſchwächliche oder ungeſchickte Bauer, der ohnehin weniger er⸗ 
wirbt als ſein geſunder, tüchtiger Nachbar, ſchwer von der Ver⸗ 
mögensſteuer getroffen und in Feindſchaft gegen den Staat ge⸗ 
trieben werden würde, der ihn für körperliche, intellektuelle oder 
ſonſtige Schwächen, die ihm anhaften und ihm Schaden bringen, 
auch mit einer Steuer belegt. Die Vermögensſteuer iſt eine 
Steuer, die allen denjenigen, die nicht das Zeug und das Geſchick 
zum lukrativen Betriebe haben, zuruft: „Ihr ſeid dumme un⸗ 
brauchbare Kerle und müßt folglich für die Klugen mitbezahlen!“ 

Daß mittels der Vermögensſteuer die Beſitzer von Paläſten, 
Parks und Gemäldegalerien getroffen werden können, iſt un⸗ 
beſtreitbar. Aber wir fragen, wer wird unrentables Beſitztum 
überhaupt haben wollen, wenn er alljährlich noch eine hohe Ab⸗ 
gabe darauf bezahlen ſoll? Es würde dadurch auf die reichen 
Leute ein Druck in der Richtung ausgeübt werden, daß ſie ſich 
in Erwerb und Herrichtung von Luxusbeſitz, mag er in Palüſten, 
Parks, Gemäldeſammlungen oder ſonſtigen Kunſt⸗ oder kunſt⸗ 
gewerblichen Wertobjekten beſtehen, erheblich einſchränken. Auf 
dieſe Weiſe würde dem geſamten Erwerbsleben des Volkes ein 
ſchwerer Schaden durch die Steuer zugefügt und die Beſitzfreudig⸗ 
keit geſtört. Es wird ſogar Leute geben, die lieber ihre Parks 
niederhauen und ihre Galerien verkaufen, ehe ſie ſie einer 
ſolchen Steuer unterwerfen laſſen. 

Aber es handelt ſich nicht bloß um die Beſitzer von Parks 
und Gemäldegalerien, ſondern die geplante Steuer muß not⸗ 
wendig allen Luxusbeſitz treffen, wenn ſie konſequent durch⸗ 
geführt wird, was ſie wiederum muß, wenn nicht eine ungerechte 
Ungleichheit in der Beſteuerung des ertragloſen Beſitzes an Ver⸗ 
mögensobjekten eintreten ſoll. Wie will man gerechterweiſe die 
Grenze finden, vor der die Beſteuerung der ertragsloſen Werte 
halt zu machen hat? So gut Parks und Gemälde dieſer Steuer 
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unterworfen ſein würden, könnte man den Schmuck der Damen, 
die Brillanten der Ordensſterne und ſchließlich auch das Ball⸗ 
kleid im Schranke zur Steuer heranziehen. 

Faſſen wir alle dieſe Geſichtspunkte zuſammen, ſo gelangen 
wir zu dem Ergebniſſe, daß die Vermögensſteuer unter allen 
Umſtänden ein brutales, rohes, vexatoriſches Geſetz ſein und die 
Tendenz aufweiſen würde, den reichen Mann in gehäſſiger Weiſe 
zu treffen, daneben aber die Wirkung hätte, die aus natürlichen 
Gründen weniger tüchtigen Beſitzer zu bedrücken, die Erwerbs⸗ 
tätigkeit der Nation einzuſchränken und die allgemeine Un⸗ 
zufriedenheit zu erhöhen. Wir können unſere vorläufigen Be⸗ 
merkungen übrigens nicht abſchließen, ohne wiederum darauf 
hinzuweiſen, daß, wenn man ſich nicht ohne genügenden Grund 
entſchloſſen hätte, auf fünfzig bis ſiebzig Millionen Reichszoll⸗ 
einnahmen durch die Handelsverträge zu verzichten, man ſich jetzt 
ſchwerlich in der Lage ſehen würde, ſolche ſchwere Eingriffe in die 
privaten Beſitzverhältniſſe der Staatsbürger ins Auge zu faſſen. 


Aberwindung der Sozialdemokratie. 
(29. April 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Frankfurter Zeitung“ ſagt, Fürſt Bismarck kenne zur 
Überwindung der Sozialdemokratie kein Mittel, als das Rezept 
„Blut und Eiſen“. Weiß denn die „Frankfurter Zeitung“ ein 
anderes? Dann werden Staat und Geſellſchaft ihr gewiß ſehr 
dankbar ſein, wenn ſie es mitteilt. Den Fürſten Bismarck be⸗ 
ſchuldigt die „Frankfurter Zeitung“ aber zu Unrecht, daß er 
kein anderes gekannt habe. Er hat Kaiſer Wilhelm I. zum Er⸗ 
laß der Botſchaft vom 17. November 1881 geraten und damit 
den Verſuch gemacht, durch Abſtellung gerechter Beſchwerden den 
Verzicht auf ungerechte, das heißt auf Anſprüche zu gewinnen, 
welche weder in der heutigen geſellſchaftlichen Ordnung noch in 
irgend einer anderen, die ſich die Phantaſie der Sozialiſten aus⸗ 
denken kann, ihre Erfüllung finden werden. Die „Frankfurter 
Zeitung“ behauptet, daß das Ausnahmegeſetz gegen die Sozial⸗ 
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demokratie dieſelbe zur Verzweiflung hätte treiben können. Ein 
Verluſt für das Deutſche Reich würde es nicht ſein, wenn die 
Sozialdemokratie an der Ausführbarkeit ihrer Utopien ſchließ⸗ 
lich verzweifelte, und wenn das Ausnahmegeſetz, oder ein 
ſchärferes, hierzu hätte beitragen können, wie die „Frank⸗ 
furter Zeitung“ anzunehmen ſcheint, ſo wäre ſeine Exiſtenz 
hinreichend gerechtfertigt geweſen. 


Nochmals: Die Indemnitätsfrage. 
(29. April 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Kreuz⸗Zeitung“ fährt in wiederholten Artikeln fort, 
ihr Bedauern darüber auszudrücken, daß 1866 nach dem Frieden 
die Indemnität nachgeſucht und nicht der Konflikt fortgeſetzt, 
reſp. mit einem Staatsſtreich unter Aufhebung oder Modifikation 
der Verfaſſung fortgeſetzt worden ſei. Wir möchten einſtweilen 
das in dieſer Richtung politiſierende Blatt fragen, wie es ſich 
etwa die Anderung der preußiſchen Verfaſſung denkt, die den Ein⸗ 
lauf in einen ſicheren monarchiſch⸗konſervativen Hafen dauernden 
inneren Friedens gewährt haben könnte. Wir halten die preußiſche 
Verfaſſung, ſo wie ſie iſt, an ſich noch für keine mit dem mon⸗ 
archiſchen und konſervativen Prinzipe in Widerſpruch ſtehende; 
im Gegenteil, ſie gewährt ein Gleichgewicht zwiſchen monarchiſcher 
und parlamentariſcher Einwirkung, wie es die meiſten anderen 
heutzutage in Europa geltenden Verfaſſungen kaum bieten. Jede 
der drei geſetzgebenden Gewalten in Preußen hat ein Veto gegen 
Veränderung der rechtlichen Situation, und die vollziehende Ge⸗ 
walt fällt in ihrem vollen Umfange dem Könige zu. 

Es war gewiß möglich, 1866 im Jubel über die Siege den 
Satz zur Anerkennung zu bringen, daß die Verfaſſung für das 
vergrößerte Preußen nicht berechnet ſei, alſo revidiert werden 
müſſe, und daß Artikel 118 der Verfaſſung, welcher auf die An⸗ 
paſſung der preußiſchen Verfaſſung an die deutſche Bezug nimmt, 
als rechtliches Fundament dazu benutzt werden konnte. Aber 
wir würden der „Kreuz⸗Zeitung“ dankbar ſein, wenn ſie uns 
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den Teil der Verfaſſung, deren Reviſion fie gewünſcht haben 
würde, näher bezeichnete und mitteilte, was ſie an Stelle der ab⸗ 
geſchafften Beſtimmungen geſetzt haben würde. Wenn man die 
Verfaſſung nicht revidiert hätte, aber der Oppoſition den Rück⸗ 
zug aus ihrer Sackgaſſe nicht eröffnet hätte, wie würde ſich dann 
die Stellung des Königs und ſeiner Regierung für Preußen 
und Deutſchland geſtaltet haben? Die „Kreuz⸗Zeitung“ erwähnt 
in ihren Artikeln die Einwirkung deſſen, was zu geſchehen hatte, 
auf die Geſtaltung Deutſchlands mit keiner Silbe. Unſerer An⸗ 
ſicht nach waren der Krieg von 1866, der Friedensſchluß mit 
Oſterreich und der Friedensſchluß mit der Mehrheit der Oppo⸗ 
ſition nur einzelne Teile der nationalen Politik Preußens, deren 
Ergebnis das heutige Deutſche Reich bildet. Wenn der Konflikt 
in Preußen im Herbſt 1866 fortgeſetzt worden wäre, ſo glauben 
wir, daß dies alle Gegner, die Preußen damals in Deutſchland 
und außerhalb der deutſchen Grenzen hatte, mit großer Be⸗ 
friedigung erfüllt hätte. Daß Frankreich ſeine Revanche für 
Sadowa ſuchen würde, war damals auch den uneingeweihten 
Politikern ſo wenig zweifelhaft, wie daß es in dem Kampfe mit 
Frankreich bei der Ungewißheit, welche Stellung Oſterreich dazu 
nehmen würde, darauf ankam, die nationale Kraft nicht nur 
Preußens, ſondern des geſamten Deutſchland möglichſt zu 
ſtärken und zuſammenzuhalten. Schon ein fortgeſetzter Konflikt 
in Preußen war dieſem Zwecke nicht dienlich; die außerpreußi⸗ 
ſchen Staaten aber, wo die „Kreuz⸗Zeitungs“⸗Partei und ihre 
Politik keine leitende Stellung haben, würden durch die öffent⸗ 
liche Meinung ihrer Bevölkerung zur Parteinahme für die 
preußiſche Oppoſition in noch ſtärkerem Maße als vor 1866 
gedrängt worden ſein. Man würde in Preußen bei Fortſetzung 
des Konfliktes mit der Preſſe und mit dem Vereinsweſen ſchwer⸗ 
lich auf die Dauer haben in Frieden leben können, keinesfalls 
aber bei den liberalen Maſſen in und außer Preußen einen 
begeiſterten Aufſchwung für die preußiſche „Kreuz⸗Zeitungs“⸗ 
Politik zu erwarten gehabt haben. Die Parteifreunde der 
preußiſchen Oppoſition würden ihre antipreußiſche Preßtätigkeit 
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bis nach Leipzig, Hamburg und ſelbſt nach Deſſau vorgeſchoben, 
es würde in ganz Deutſchland keine unpopulärere Regierung 
wie die preußiſche gegeben haben. Es wäre das eine äußerſt 
ungeſchickte Vorbereitung auf den bevorſtehenden franzöſiſchen 
Krieg und auf die Durchführung der nationalen Einheit in 
Deutſchland geweſen. 

Letztere in ihrem ſeit 1866 begonnenen Aufſchwunge zu 
lähmen, können wir uns kein wirkſameres Mittel denken, als 
die Politik, welche die „Kreuz⸗Zeitung“ ſeit 1866 ihrerſeits nach⸗ 
träglich empfiehlt und vertritt. Wenn man von der deutſchen 
Entwicklung, wie es die „Kreuz⸗Zeitung“ tut, gänzlich abſieht, 
wenn man außerdem den inneren Frieden in dem vergrößerten 
Preußen als nebenſächlich und wertlos auffaßt, dann hätte man 
allerdings, geſtützt auf die Begeiſterung der damaligen Siege, 
eine Zeitlang ein vergrößertes und im Sinne der „Kreuz⸗ 
Zeitung“ gewaltſam beherrſchtes Preußen herſtellen können. 
Mit dieſem Ideal mag die „Kreuz⸗Zeitungs“⸗Politik verträglich 
ſein, mit der Gründung und der Erhaltung des Deutſchen 
Reiches aber iſt ſie es nicht. 


Fürſt Bismarck und der Sozialismus. 
(6. Mai 1892, Morg.⸗Ausg.) 


In der fortſchrittlichen Preſſe wird der alte Vorwurf gegen 
den Fürſten Bismarck neu erhoben, daß er den Sozialismus 
groß gezogen habe. Es heißt die Natur der europäiſchen Ent⸗ 
wickelung vollſtändig verkennen, wenn man das Anwachſen der 
Sozialdemokratie auf die Geſetzgebung eines einzelnen Staates 
und die Perſönlichkeiten einzelner Miniſter zurückführen will. Der 
Sozialismus iſt das Ergebnis des ſeit Jahrhunderten in den 
Völkern wirkſamen und bei Gelegenheit zum Ausbruch ge⸗ 
langenden, in der menſchlichen Natur liegenden Strebens des 
einzelnen, ſeine Lage zu verbeſſern und zu dieſem Zwecke, wenn 
die geſetzliche Entwickelung ihm in der Richtung der Menſchen⸗ 
beglückung nicht raſch genug geht, ſie aus eigener Kraft zu 


64 


fördern. Die Neigung dazu wächſt erfahrungsmäßig mit der 
Bildung, durch die den Unbemittelten ein breiterer Einblick in 
das Leben der herrſchenden Klaſſen gegeben wird, ſowie mit 
der Vermehrung der moraliſchen und materiellen Mittel, über 
die ſie verfügen können, um ihren Wünſchen nach Verbeſſerung 
ihrer Lage Geltung zu verſchaffen. Die Umwälzung, die im 
vierzehnten Jahrhundert in den meiſten deutſchen Städten zu⸗ 
gunſten der Zünfte und der arbeitenden Klaſſe den herrſchenden 
Geſchlechtern gegenüber ſtattfand, die Jacquerie in Frankreich, 
der Bauernkrieg in Deutſchland gehören alle in die Kategorie 
der ſozialiſtiſchen Bewegungen; der heutige Sozialismus zeigt 
ſich ſchon in einzelnen Erſcheinungen der franzöſiſchen Re⸗ 
volution mit denſelben Beſtrebungen und Argumenten wie heute, 
er iſt mit ihnen in dieſem Jahrhundert in Frankreich zuerſt im 
öffentlichen Leben aufgetreten in den Agitationen von Proudhon, 
Fourier und den ſonſtigen Apoſteln der Phalanſtere. 

Die Verbreitung dieſer für jeden Beſitzloſen anſprechenden 
Auffaſſungen iſt uns in Deutſchland zunächſt von Frankreich 
und England überkommen, gerade wie die Prinzipien der großen 
franzöſiſchen Revolution ihren Urſprung nicht in Deutſchland 
genommen, ſondern ſeit hundert Jahren einen Einfuhrartikel 
von ſteigendem Umfange geliefert haben, deſſen Etappen nach 
den neunziger Jahren die Julirevolution und die Februar⸗ 
revolution waren. Die Grundſätze der letzteren fanden in Deutſch⸗ 
land nicht bloß politiſchen Anklang bei den höheren Schichten, 
ſondern ſie machten auf die arbeitende Bevölkerung den Ein⸗ 
druck, dem wir das Berliner Tagelöhnerparlament, wie es im 
Volksmunde genannt wurde, mit ſeinen ſchleſiſchen, pommerſchen 
und ſo weiter Handarbeitern verdankten, die auf Grund der 
Verſprechung gewählt waren, daß die beſitzloſen Arbeiter ſo 
und ſo viel Morgen Land, eine Kuh und ſechzig Taler vom 
Staate empfangen würden. Wir haben demnächſt ſeit 1848 
erlebt, daß das ſozialiſtiſche Element zunächſt in Frankreich und 
in Belgien im Wachſen geblieben iſt und daß ſein heutiger Auf⸗ 
ſchwung in Deutſchland gleichen Schritt hielt mit der Ent⸗ 
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wickelung der Preßfreiheit, des Vereinsrechts, der Freizügig⸗ 
keit, kurz mit der freiſinnigen Geſetzgebung. 

Fürſt Bismarck hat einmal in einer Rede geſagt, der Fort⸗ 
ſchritt ſei eine außerordentlich günſtige Vorfrucht für den Sozialis⸗ 
mus. Es würde zu viel Raum erfordern, wollte man an Einzel⸗ 
heiten die Richtigkeit dieſes Satzes nachweiſen; man müßte ein 
Buch darüber ſchreiben. Aber die Geſetzgebung und der Ein⸗ 
fluß derjenigen parlamentariſchen Fraktionen, welche die obrig⸗ 
keitliche Autorität einzuſchränken für ihre Aufgabe hielten, die 
Freiheit der Bewegung und die geſteigerte Wohlhabenheit der 
arbeitenden Klaſſen haben dem Sozialismus die Gelegenheit ge⸗ 
boten, auch bei uns den der menſchlichen Natur jederzeit an⸗ 
haftenden Begehrlichkeiten freien Spielraum zu geben. Die be⸗ 
wegende Kraft, welche dieſen Begehrlichkeiten innewohnt, wird 
ſtets und überall da, wo ſie nicht durch Gegendruck nieder⸗ 
gehalten wird, mit der gleichen Energie wie bei früheren ge⸗ 
ſchichtlichen Ereigniſſen aufſtreben, ſobald ihr Wind und Sonne 
günſtig ſind. Sie hat die Natur ſeiner elementaren Kraft, die 
ſich Raum ſchafft, ſoweit ſie nicht durch Gegendruck in den 
Schranken gehalten wird, welchen die Sorge für salus publica 
ihr zieht. Daß ſie die Notwendigkeit dieſer Schranken ſelbſt 
erkennen und ſie ſelbſt errichten ſollen, daß ſie die Gefahren 
ſchrankenloſer Entwickelung ſelbſt genau begreifen ſollen, iſt von 
den Maſſen, die dabei beteiligt ſind, nicht zu erwarten, nament⸗ 
lich nicht, wenn geſchickte Führer ihnen nicht nur die Unſchäd⸗ 
lichkeit, ſondern auch die Berechtigung ihrer Beſtrebungen ver⸗ 
möge überlegener Bildung und Gewandtheit einleuchtend zu 
machen wiſſen. 

Es gehört ein erhebliches Maß von Unehrlichkeit dazu, an⸗ 
geſichts dieſer Tatſachen einzelnen Staatsmännern, wie hier dem 
Fürſten Bismarck, die Schuld an Bewegungen aufbürden zu 
wollen, die nach den menſchlichen Naturgeſetzen überall erfolgen 
und ſo weit gehen werden, wie es ihnen die zur Gegenwirkung 
berufenen Kräfte freiwillig oder gezwungen geſtatten. Der 
Sozialismus hat ſich in Frankreich, Belgien, England und ſo 


66 


weiter lange vor dem Fürſten Bismarck zu derſelben prinzipiellen 
Höhe entwickelt, wie heute in Deutſchland, und iſt nur durch die 
Staatsgewalt der genannten Länder abgehalten worden, ſtärker 
und für dieſelbe gefährlicher anzuwachſen als bisher. Dies An⸗ 
wachſen wird auch in Deutſchland ſtattfinden, ſoweit die Geſetze 
des Staates und das Zuſammenhalten der nichtſozialiſtiſchen 
Staatsbürger es nicht hindert. Fürſt Bismarck hat im Sinne 
der kaiſerlichen Botſchaft vom 17. November 1881 den Verſuch 
angeregt, dadurch, daß der Staat dem Streben der arbeitenden 
Klaſſen durch Verbeſſerung ihrer Lage entgegenkam, die Motive 
der Unzufriedenheit dieſer Klaſſe zu mildern. Ob die dadurch 
angeregte Geſetzgebung wirkſamen Erfolg in ihrer Richtung haben 
wird, und welchen, kann nur die Erfahrung lehren, durch die 
auch die Mißgriffe korrigiert werden können, welche die be⸗ 
treffende Geſetzgebung und die Art ihrer Ausführung mit ſich 
gebracht haben. Aber der Gedanke, daß auf dieſem Wege die 
Klaſſen zu einer wunſchloſen Zufriedenheit gebracht werden 
könnten, hat gewiß jedem der beteiligten Geſetzgeber fern gelegen, 
und er wäre angeſichts der Triebe der Menſchennatur auch ein 
utopiſcher. Es gibt nicht viele Millionäre, welche mit ihrer 
Lage vollſtändig zufrieden wären und ſie nicht zu verbeſſern 
ſtrebten; wie ſollte es möglich ſein, für die beſitzloſen Klaſſen 
einen Gemütszuſtand herbeizuführen, der bei den wohlhabenden 
Mitgliedern der menſchlichen Geſellſchaft ſelbſt auf rein materiellem 
Wege, wenn nicht unerreichbar iſt, ſo doch nur ausnahmsweiſe 
erreicht wird. Wir müſſen auch annehmen, daß der Menſch 
in dieſer Welt prädeſtiniert iſt, unzufrieden zu ſein; denn mit 
voller Zufriedenheit aller würde vorausſichtlich auch das Er⸗ 
ſterben ſtrebſamer Energie in der geſamten Menſchheit ver⸗ 
bunden ſein. 

Wir glauben demnach, daß das Anwachſen des Sozialismus, 
ſoweit er nicht durch Gegenwirkung gehemmt wird, ein natür⸗ 
liches Ergebnis der Zeit und einer Entwickelung der Menſch⸗ 
heit iſt, deren Förderung man eher den Gegnern des Fürſten 
Bismarck als ihm ſelbſt zuzuſchreiben berechtigt iſt. Eine Nation, 
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die fich gegen die Gefahren und Ungerechtigkeiten des Sozialis⸗ 
mus nicht wehrt, wird ihm verfallen, wer immer die Perſonen 
ſein mögen, die an ihrer Spitze ſtehen. 


Nordoſtſeekanal. 


(18. Mai 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Man wird ſich erinnern, daß der Kanalbau zuerſt im Jahre 
1864 bei den Verhandlungen mit dem Prinzen von Auguſten⸗ 
burg eine Rolle von politiſcher Nachwirkung geſpielt hat, in⸗ 
dem der Erbprinz die Erfüllung der damit verbundenen 
preußiſchen Anſprüche nicht glaubte zuſagen zu können. Fürſt 
Bismarck hat damals das Unternehmen in erſter Linie aus 
militäriſchen Rückſichten betrieben, um durch den Kanal Kiel 
indirekt zum Nordſeehafen zu machen, und nach ſeinen Plänen 
ſollte der Kanal vom linken Elbufer aus, wo der Bau im 
flachen Marſchlande leichter als im holſteiniſchen Landrücken ſein 
würde, bis zum Jadehafen und wenn möglich bis zur Ems 
verlängert werden. Auch wenn letzteres nicht geſchieht, ſo hat 
der Kanal immer zur Folge daß die geſamte deutſche Flotte 
mit gleicher Leichtigkeit in Oſtſee und Nordſee auftreten kann 
und daß eine Blockade an jedem der beiden Meere ihr über⸗ 
legen ſein müßte; aber in noch höherem Maße wäre dies der 
Fall, wenn die deutſche Flotte auch aus der Jade und aus 
der Ems Ausfallspforten hätte. Das ſind Zukunftspläne, die 
vorderhand nicht in Berechnung ſtehen. 

Den Kanal in ſeiner heutigen Begrenzung hat der frühere 
Reichskanzler gleich nach Erwerbung von Schleswig⸗Holſtein 
durch Preußen wieder in Ausſicht genommen, aber den König 
Wilhelm damals gegen den Widerſpruch teils der Finanzverwal⸗ 
tung, teils der Landesverteidigungskommiſſion nicht ſofort dafür 
gewinnen können. Von militäriſcher Seite wurde gegen den 
Kanal eingewendet, daß der Schutz dieſes Werkes eine zu ſtarke 
Beteiligung der Landarmee erfordern würde, die alsdann ander⸗ 
weit nicht in voller Stärke gebraucht werden könne. Der frühere 
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Reichskanzler war der Meinung, daß die betreffenden Landes⸗ 
teile mit Rückſicht auf Hamburg, Kiel und Lübeck ohnehin gegen 
jede von Norden her zu erwartende Invaſion gedeckt werden 
müßten. Es gelang ihm erſt nach Eingang der franzöſiſchen 
Kriegskontribution, die Wiederaufnahme des Unternehmens durch⸗ 
zuſetzen und einen hinreichenden Anteil an den Kontributions⸗ 
geldern dafür ſicherzuſtellen. Es iſt daher erklärlich, daß der 
frühere Reichskanzler jeden Fortſchritt des Kanalbaues mit 
Intereſſe verfolgt. 


Der Druck auf Italien. 
(19. Mai 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben ſchon früher Veranlaſſung gehabt, hervorzuheben, 
daß die Zugehörigkeit Italiens zum Dreibunde weſentlich von 
der Einwirkung abhängig iſt, die England auf Italien ausübt, 
weil letzteres, wenn es nicht Gefahr laufen will, im Kampfe 
um die Herrſchaft im Mittelmeer iſoliert zu werden und der 
franzöſiſchen Macht zu unterliegen, der eventuellen Deckung 
ſeiner Küſten durch die engliſche Flotte ſicher ſein muß. Es 
liegt andererſeits im engliſchen Intereſſe, die italieniſche Mittel⸗ 
meerpolitik Frankreich gegenüber zu fördern. Für England iſt 
es nützlich, im Mittelmeer ein unabhängiges Italien zu haben; 
von Frankreich wird heute, wie unter den Napoleons, ein 
abhängiges Italien erſtrebt. England hat ein erhebliches Inter⸗ 
eſſe daran, nicht nur die Türkei, ſondern noch mehr Italien 
Frankreichs wegen in der jetzigen Machtſtellung zu erhalten. 

Sind ſomit die Beziehungen Englands zum Dreibunde durch 
Italien, und durch nichts anderes, bedingt, ſo iſt es ein Irrtum, 
wenn man annimmt, wie dies im Eckardtſchen Buche „Berlin, 
Wien und Rom“ geſchieht, daß Englands Unterſtützung des 
Dreibundes durch das gute Geſchäft geſichert ſei, das England 
bei dem Austauſch von Helgoland gegen Sanſibar mit Deutjch- 
land gemacht hat. Das Objekt, um das es ſich bei dieſem Ge- 
ſchäft handelt, iſt überdies für eine Weltmacht wie England, die 
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über 350 Millionen Einwohner gebietet, von zu geringem Ge⸗ 
wicht, als daß es die ſchwere engliſche Staatslokomotive in ihrem 
Gange irgendwie beeinfluſſen könnte. Dieſer Gang iſt zu allen 
Zeiten ſtets nur auf das eine Ziel der Vertretung ausſchließ⸗ 
lich engliſcher Intereſſen ohne Rückſicht auf andere Staaten ge⸗ 
richtet geweſen, und das dürfte auch in Zukunft ſo bleiben. 

Unter dieſen Geſichtspunkten, das heißt weil Italiens Zu⸗ 
gehörigkeit zu dem Dreibunde weſentlich von England abhängt, 
erſcheint es unratſam, auf Italien, wenn es ſich in finanzieller 
Schwierigkeit befindet, irgendwelchen Druck zwecks Erhöhung 
ſeiner Militärmacht auszuüben und dies mit Dreibundsrückſichten 
zu motivieren. 

Wenn Italien aus finanziellen Gründen der Verſuchung aus⸗ 
geſetzt iſt, „auf Koſten des Dreibundes ein bequemes Daſein zu 
führen“, wie ſich die „Kreuz⸗Zeitung“ ausdrückt, ſo ſollte man 
es ruhig gewähren laſſen. Selbſt ein minder ſtarkes Italien, 
das ſich nach ſeiner Decke ſtreckt, leiſtet dem Dreibunde, wenn 
es auf ſeiner Seite bleibt, immer noch gute Dienſte. Die Ge⸗ 
fahr, gegen die der Dreibund errichtet iſt, die eines Doppel⸗ 
krieges mit Frankreich und Rußland, iſt Deutſchland allenfalls 
imſtande abzuhalten, wenn ſeine Politik richtig geleitet wird. 
Dabei iſt vorausgeſetzt, daß Deutſchland auf die Unterſtützung 
der vollen öſterreichiſch⸗ungariſchen Armee rechnen kann. Dieſe 
Bedingung des Erfolges fällt fort, wenn ſich Oſterreich infolge 
der Haltung Italiens genötigt ſähe, ſeine halbe Armee zur 
Deckung ſeiner italieniſchen Grenze zu verwenden. Das Ziel 
einer verſtändigen Dreibundspolitik muß alſo darauf gerichtet 
bleiben, den Verbleib Italiens im Dreibunde möglichſt zu ſichern, 
und wenn Italien in der Verſuchung iſt, aus finanziellen Gründen 
in dieſer Beziehung zu ſchwanken, ihm ſeine Entſchließung zu⸗ 
gunſten des Dreibundes zu erleichtern. Dies geſchieht nicht, in⸗ 
dem man Italien im Namen des Dreibundes Daumenſchrauben 
anſetzt, um es zur Erhöhung ſeiner militäriſchen Leiſtungen zu 
zwingen. Das iſt auch inſofern unberechtigt, als Italien keine 
Dreibundsverpflichtung zu irgendeiner beſtimmten Armeeziffer 
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hat. Jede italienische Armee, die zur Verfügung der Dreibunds⸗ 
politik ſteht, muß dieſer willkommen ſein; wir halten es daher 
nicht für klug, eine Preſſion auf Italien dahin auszuüben, daß es 
mehr Soldaten ſtellen ſolle, als ſeine Finanzen ihm erlauben. 


Panſlawismus. 
(20. Mai 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der ruſſiſche Panſlawismus hat ſeine Richtung nach Süden 
und Südweſten und folgt dabei mehr den konfeſſionellen Bahnen 
als dem Abſtammungsprinzipe. Das griechiſche Kreuz auf der 
Sophienkirche in Konſtantinopel iſt immer das letzte Ziel des 
volkstümlichen Panſlawismus in Rußland geweſen. Die Be⸗ 
kehrung der lutheriſchen Deutſchen iſt daneben ein polizeilicher 
Sport für Beamte, die ihre Karriere durch Pobjedonoſzew und 
dergleichen Leute machen wollen; ſie hat für das proteſtantiſche 
Bewußtſein etwas Kränkendes, aber für die europäiſche Politik 
eine nicht in dem Maße ins Gewicht fallende Bedeutung, wie 
das zur Zeit Katharinas vorhandene Beſtreben, alle griechiſchen 
Orthodoxen unter der Zäſareopavie Rußlands zu vereinigen. 

Der religiöſe Fanatismus der Ruſſen unterſcheidet wenig 
zwiſchen ſlawiſcher und anderer Abſtammung und unterſchätzt 
das Nationalgefühl der zu aſſimilierenden Völkerſchaften im Ver⸗ 
gleich mit dem religiöſen Bekenntnis. Im vorigen Jahrhundert 
und ſpäter bis zu den griechiſchen Aufſtänden hatte man darauf 
gerechnet, daß die Nachkommen der Hellenen die Liebe zum 
Popen über die Erinnerungen an Aleibiades und Plato ſtellen 
würden, und ſah ſich enttäuſcht, nachdem man ſie befreit hatte. 
Ahnlich ging es mit den Rumänen und ſelbſt bei den Bulgaren, 
wo zu der griechiſchen Kirche noch die ſlawiſche Abſtammung 
kommt. Hier hat ſich als das erſte Bedürfnis der von den 
Türken befreiten Reiche die Unabhängigkeit von der ruſſiſchen 
Herrſchaft herausgeſtellt. Dieſe Mißerfolge haben den Pan⸗ 
ſlawismus nicht entmutigt, und die Unzugänglichkeit für die ge⸗ 
machten Erfahrungen berechtigt zu der Vermutung, daß den 
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Ruſſen noch mehr wie am Panſlawismus an dem Beſitz der 
Meerengen liegt, die immerhin mohammedaniſch bleiben können, 
wenn ihr Verſchluß nur die Küſten des Schwarzen Meeres 
ſchützt. Wenn der Panſlawismus eine wirklich durchſchlagende 
Leitung in der ruſſiſchen Politik hätte ſo müßte es ihm will⸗ 
kommen ſein, wenn in Poſen, Weſtpreußen und in Schleſien 
die Deutſchen poloniſiert würden, denn die Polen ſind Slawen, 
aber wir haben bisher immer geſehen, daß der Panſlawismus 
mit der Feindſchaft gegen das polniſche Element abſolut ver⸗ 
träglich iſt. Wenn wir über dieſe tatſächliche Erſcheinung eine 
Konjektur machen ſollen, ſo ſuchen wir die Urſache in der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Konfeſſionen. Soweit die Orthodoxie reicht, wird 
Slawismus vorausgeſetzt; katholiſche Slawen haben in ihr keine 
Stelle und dies würden auch die Tſchechen ſehr bald empfinden, 
wenn ſie dem ruſſiſchen Einfluſſe jemals direkter als bisher unter⸗ 
liegen ſollten. 

Wir halten den Panſlawismus für eine Phantasmagorie, 
der das Streben nach dem Beſitz von Konſtantinopel in Nebel 
hüllt, und die orthodoxe Kirche mehr für das treibende Element 
als das Slawentum. Für antiruſſiſche Publiziſten in Deutſch⸗ 
land iſt der Panſlawismus ein Schibbolet geworden, das be⸗ 
nutzt wird, ohne daß irgendjemand das Bedürfnis nach Klar⸗ 
heit über das Weſen der Sache hat, um die es ſich dabei handelt. 
Für die deutſche Politik bedeutet unſerer Anſicht nach der Pan⸗ 
ſlawismus das Drängen nach den Meerengen und weiter nichts. 
Die damit verbundene antideutſche Stimmung hat nicht das 
Ziel, die Popen in Oſtpreußen einzuführen, ſondern ſie wird 
in der ruſſiſchen Preſſe hauptſächlich gepflegt durch die Ein⸗ 
flüſſe, welche Polen, Franzoſen, Nihiliſten und Sozialdemokraten 
auf dieſelbe üben. Die Elemente, von denen dieſe Einflüſſe 
auf die ruſſiſche Preſſe ausgehen, haben ein ſtarkes Intereſſe 
daran, daß der Friede zwiſchen Rußland und Deutſchland nie⸗ 
mals ſicher erſcheine und daß der Krieg zwiſchen beiden Ländern 
nach Möglichkeit gefördert werde. Nur aus dem Kriege und 
ſeinen Folgen können Verhältniſſe hervorgehen, unter denen die 
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polniſchen, die franzöſiſchen, die nihiliſtiſchen und die republika⸗ 
niſchen Tendenzen zur Blüte gedeihen. Für den vorwiegenden 
Einfluß in der ruſſiſchen Hetzpreſſe gegen Deutſchland halten 
wir den polniſchen. Der Pole iſt gewandter als der Ruſſe und 
in der Regel gebildeter; ſeine Meiſterſchaft in konſpiratoriſchem 
Zuſammenhalten iſt in Europa bekannt, und wenn man die 
polniſchen Einflüſſe in der ruſſiſchen Preſſe beſeitigen könnte, ſo 
glauben wir, daß die Deutſchfeindlichkeit der letzteren erheblich 
abgeſchwächt erſcheinen würde. 


Fürſt Bismarck und Forckenbeck. 
(4. Juni 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Anläßlich des Todes des Herrn v. Forckenbeck iſt deſſen Ver⸗ 
hältnis zum Fürſten Bismarck in der Preſſe vielfach zum Gegen⸗ 
ſtand unzutreffender Darſtellungen gemacht worden. So ſchreibt 
zum Beiſpiel die „Weſer⸗Zeitung“: 


„Mit Bismarck perſönlich ſtand Forckenbeck nicht zum beſten. Er 
hatte einſt, als der Kanzler im Parlament mit heftigen Invektiven 
gegen eine Partei vorging, leiſe an die Glocke gerührt, um ihn zur 
Mäßigung zu mahnen. Bismarck wandte ſich heftig um und erklärte, 
daß er nicht unter der Diſziplin des Präſidenten ſtehe, ſondern kraft 
eigenen Rechtes ſpreche. Um ſo mehr hielt der Kronprinz Friedrich Wil⸗ 
helm von Forckenbeck. Bismarck machte ſpäter eine halbausgeſprochene 
Andeutung, daß er die Laſten ſeines Amtes nur weitergetragen habe, 
um zu verhindern, daß ſein Rücktritt Forckenbeck zugute komme. Vollends 
loderte Bismarcks Zorn in Flammen auf, als Forckenbeck im Mai 1879 
den Verſuch machte, durch Einberufung eines „deutſchen Städtetages“ das 
geſamte Bürgertum gegen die Zölle auf Lebensmittel zu organiſieren. 
Der Verſuch ſcheiterte bekanntlich. Als ein Jahr ſpäter Bismarck auch 
das Steuer ſeiner Kirchenpolitik umgelenkt hatte, wie das der Zollpolitik, 
und die nationalliberale Partei dabei eine zweideutige Stellung ein⸗ 
nahm, ſchied Forckenbeck mit Stauffenberg, Bamberger, Rickert, Lasker, 
Braun und einigen zwanzig Abgeordneten aus der nationalliberalen 
Partei aus, um die liberale Vereinigung, die ſogenannte ſezeſſioniſtiſche 
Partei, zu gründen. Im Frühling 1884 beteiligte er ſich an der Ver⸗ 
ſchmelzung der Sezeſſioniſten und Fortſchrittler zur deutſch⸗freiſinnigen 
Partei.“ 
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Soviel Sätze, ſoviel Unrichtigkeiten. Herr v. Forckenbeck hat 
niemals die Glocke gerührt, um den Fürſten Bismarck zur 
Mäßigung zu mahnen, ſondern um ſeine lärmenden Gegner 
zur Ruhe zu bringen; Herr v. Forckenbeck hat ſtets gewartet, 
bis Fürſt Bismarck ſeine Rede beendet hatte, und dann ſeiner 
Meinung Ausdruck gegeben. Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
Forckenbeck und dem früheren Reichskanzler können möglicher⸗ 
weiſe in der Frage der präſidialen Diſziplin über die Mit⸗ 
glieder des Bundesrates, wenn ſie im Reichstage ſprechen, ſtatt⸗ 
gefunden haben; wir glauben aber kaum, daß jemals ein Mitglied 
des Bundesrates vom Präſidenten des Reichstages diſziplinariſch 
unterbrochen oder rektifiziert worden iſt. Wir erinnern uns 
nur einer Sitzung, in welcher der vormalige Reichskanzler, zu 
Herrn v. Forckenbeck gewandt, den Ausdruck gebrauchte: „Sie 
ſind Präſident des Reichstages, ich des Bundesrates!“ In dieſer 
lakoniſchen Andeutung mag der Anſpruch des Reichskanzlers ge⸗ 
legen haben, daß diſziplinariſche Außerungen über die Reden 
der Mitglieder des Bundesrates, wenn überhaupt jemandem im 
Saale, nur dem Präſidenten des Bundesrates zuſtehen könnten. 

Im übrigen glauben wir, daß die Beziehungen zwiſchen den 
beiden Herren in gegenſeitiger Anerkennung der Ehrlichkeit, mit 
der jeder feine Überzeugung im Streite vertrat, niemals un⸗ 
freundliche geweſen ſind. Daß Herr v. Forckenbeck als Politiker 
vermöge der Lebhaftigkeit ſeiner Überzeugungen mitunter die 
Ruhe verlor, zeigte ſeine Rede im Zoologiſchen Garten und ſein 
Gedanke, Deputationen aller Städte nach Berlin zu berufen 
nach Analogie der Konföderierten in der erſten franzöſiſchen Re⸗ 
volution. Wir glauben, daß die Einſicht, hiermit zu weit ge⸗ 
gangen zu ſein, auf Herrn v. Forckenbecks weitere Entſchließungen 
und auf ſein Verhalten nicht unweſentlich zurückgewirkt hat. 

Was die „Weſer⸗Zeitung“ in bezug auf den damaligen Kron⸗ 
prinzen Friedrich Wilhelm andeutet, iſt pure Erfindung. Herr 
v. Forckenbeck hatte gute Beziehungen zum Kronprinzen, aber 
Nachfolger des Fürſten Bismarck würde er unter der ſpäteren 
Regierung Kaiſer Friedrichs nicht geworden ſein. Von einer 
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Rivalität zwiſchen Forckenbeck und dem Fürſten Bismarck ift 
niemals die Rede geweſen. Schon mehrere Jahre vor dem 
Hintritt Kaiſer Wilhelms I. hat der damalige Kronprinz über 
ſeinen Entſchluß, den Fürſten Bismarck als Reichskanzler bei⸗ 
zubehalten, weder dieſen ſelbſt noch ſonſt Eingeweihte im Zweifel 
gelaſſen. Nicht minder unzutreffend iſt das, was die „Weſer⸗ 
Zeitung“ über den urſächlichen Zuſammenhang der Einſtellung 
des Kulturkampfes mit der Sezeſſion behauptet. Die Sezeſſion 
iſt nicht durch die kirchenpolitiſche Wendung veranlaßt worden, 
ſondern umgekehrt dieſe durch jene, die Sezeſſion war eine 
zwingende Urſache, weshalb die Kirchenpolitik der Regierung 
aufgegeben werden mußte, da die Hauptvertreter des Kultur⸗ 
kampfes in das fortſchrittliche Lager und damit in die Bundes⸗ 
herrſchaft des Zentrums übergingen. 


Die militäriſchen Anſprüche an Italien. 
(4. Juni 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Perſeveranza“ behauptet, Crispi habe ſeinerzeit in 
Friedrichsruh beim Fürſten Bismarck ein militäriſches Protokoll 
unterzeichnet, durch welches Italien ſich verpflichtete, eine gewiſſe 
Anzahl von Armeekorps den Verbündeten zu Hilfe zu ſenden. 
Dieje Behauptung iſt völlig aus der Luft gegriffen. Crispi hat 
in Friedrichsruh niemals irgend etwas Derartiges unterſchrieben. 
Verhandlungen ſind natürlich bei jeder Anweſenheit des italie⸗ 
niſchen Staatsmannes in Friedrichsruh gepflogen worden, aber 
ein Abkommen, irgendeine Unterſchrift politiſcher Natur hat 
niemals ſtattgefunden, in bezug auf die italieniſche Heeresſtärke 
nicht einmal eine mündliche Verabredung oder auch nur Be⸗ 
ſprechung. Fürſt Bismarck hat ſchon damals der Überzeugung 
gelebt, daß die gegenſeitige Freundſchaft und das Zuſammen⸗ 
halten zwiſchen Deutſchland und Italien von der Stärke des 
italieniſchen Heeres nicht abhängig ſei. Der frühere Reichs⸗ 
kanzler hat ſtets die Anſicht vertreten, daß für den Dreibund 
Italien mit einer größeren oder geringeren Heeresmacht als 
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der heutigen immer ein Genoſſe ſei, deſſen Freundſchaft zu pflegen 


und zu erſtreben ſei; dieſe Auffaſſung iſt auch in Friedrichsruh 
für den Verkehr des Fürſten Bismarck mit Crispi ſtets maß⸗ 
gebend geweſen. Wie man in dieſer Auffaſſung eine Gering⸗ 
ſchätzung Italiens ſuchen kann, iſt nicht erſichtlich; im Gegenteil 
geht daraus das Anerkenntnis hervor, daß Italien, wie immer 
es ſeine Armee derzeit ausrüſtet, das Gewicht einer europäiſchen 
Großmacht hat, deren Freundſchaft wünſchenswert iſt und ge⸗ 
ſucht wird. Es wäre umgekehrt eine Mißachtung unſeres Ver⸗ 
bündeten und des Gewichts des italieniſchen Nationalſtaates, 
wenn man eine Heeresziffer fingieren wollte, von deren Er⸗ 
reichen oder Nichterreichen das Maß des Gewichts abzuhängen 
hätte, das auf die Freundſchaft dieſer Macht zu legen ſei. 


Neue Verdächtigungen des Fürſten Bismarck. 
(12. Juni 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Wenn die Zeitungen wahrheitsgemäß berichten, hat der 
Reichstagsabgeordnete Bamberger unlängſt in einer Wähler⸗ 
verſammlung in Alzey, ſeinem Wahlkreiſe, in beſtimmteſter 
Weiſe geſchildert, wie Fürſt Bismarck unmittelbar vor ſeinem 
Abgang den Plan fertig hatte, der Verfaſſung zur Not mit Ge⸗ 
walt beizukommen. Er ſcheine daran gedacht zu haben, einen 
Konflikt heraufzuſchwören, mit Hilfe eines ſchneidigen Generals 
ihn auf militäriſche Weiſe zu löſen und nach einem Sieg über 
die Volksvertretung den Kaiſer durch alle dieſe Exzeſſe ſo mit 
dem Volke und der Volksvertretung zu verfeinden, daß derſelbe 
dann um ſo willenloſer ſich in die ſchützende Arme ſeines Kanz⸗ 
lers retten müßte. Unter Kaiſer Friedrich habe der Kartell⸗ 
reichstag gegen die Krone mobil gemacht werden ſollen, unter 
Kaiſer Wilhelm II. die Krone gegen den vom Kartell erlöſten 
Reichstag. Das alles ſei aber ganz anders gekommen zum 
Glück Deutſchlands, zum Glück der Welt. 

Wir erblicken in dieſen Bambergerſchen Auslaſſungen einen 
Beweis, daß die bisher gegen den Fürſten Bismarck in Umlauf 
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geſetzten Unwahrheiten und Verleumdungen anfangen, ſich un⸗ 
wirkſam zu erweiſen, und daß man ſich neue ausdenken muß. 
Solche Phantaſtereien, wie die obigen, ſollte man aber von 
einem ſonſt als Redner ſo nüchtern und zerſetzend auftretenden 
Kritiker wie Herrn Bamberger nicht vermuten. Daß Fürſt 
Bismarck bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Amte an die Mög⸗ 
lichkeit gedacht hat, es könne im Laufe der nächſten Jahre ein 
Konflikt eintreten und daß er deshalb zu ſeinem Nachfolger im 
preußiſchen Miniſterpräſidium einen ſchneidigen General vor⸗ 
geſchlagen hat, um etwaige ziviliſtiſche Defekte anderer Miniſte⸗ 
rien in Konfliktsfällen zu decken, das iſt ja ſehr wohl möglich. 
Aber von da bis zu dem verbrecheriſchen Beſtreben, einen Kon⸗ 
flikt heraufzubeſchwören, um Krone, Parlament und Parteien 
als Opfer kanzleriſcher Herrſchſucht gegeneinander chaotiſch aus⸗ 
zuſpielen, iſt doch ein Vorwurf, gegen den eine dreißigjährige 
beſonnene und patriotiſche Amtsführung des erſten Kanzlers 
hätte ſchützen ſollen. Die Wahrung der Verfaſſungen und ins⸗ 
beſondere der Reichstagsverfaſſung gegen unitariſche, ſozialiſtiſche 
und parlamentariſche Angriffe hat ſich der erſte Reichskanzler 
während ſeiner ganzen Amtsführung jederzeit angelegen ſein 
laſſen, und wie ihm dieſe Sorge am Herzen lag, hat er noch 
beim vorjährigen Empfange der Studenten in Kiſſingen bekundet 
wobei er, zur verwunderlichen Kritik unſerer Nörgler, der 
Jugend das ſtrenge Feſthalten an der Verfaſſung in erſter Linie 
ans Herz legte. 

Es iſt richtig, wenn die „Weſtdeutſche Allgemeine Zeitung“ 
in einer Beſprechung der Bambergerſchen Phantaſtereien ſagt, 
daß der frühere Reichskanzler den Verſuch einer Trennung des 
Reichskanzleramtes von der preußiſchen Miniſterpräſidentſchaft 
bereits ins Auge gefaßt hatte und deshalb bei ſeiner Beſchrän⸗ 
kung auf die Geſchäfte des Reichskanzlers der Preußen ver⸗ 
bleibenden Exekutivgewalt eine Stärkung zu verſchaffen wünſchte, 
in welcher ein Erſatz für ſeinen eigenen Rücktritt vom Miniſter⸗ 
präſidenten gewährt würde. Aber da er für ſich ſelbſt nur die 
Stellung des Reichskanzlers ohne territoriale Exekutivgewalt 
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behalten wollte, jo konnte er von dieſer aus um fo weniger in 
die Lage kommen, umſtürzende Beſtrebungen in verfaſſungs⸗ 
feindlichem Sinne unternehmen oder durchführen zu wollen. 
Wir können dieſe ganze Bambergerſche Anzapfung alſo nur in 
die Kategorie der Gehäſſigkeiten verweiſen, welche Unterlagen 
zu Verleumdungen gegen den Fürſten Bismarck willkürlich her⸗ 
ſtellen, wenn ſie ſich tatſächlich nicht darbieten. 


Welfenlegion. 
(12. Juni 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Germania“ beſchäftigt ſich mit den früheren Leiſtungen 
aus dem Welfenfonds und führt dabei in gehäſſiger Weiſe die 
Gewährung von Penſionen an die Herren Meding und v. Holle 
an. Es iſt jedem in Erinnerung, welche Haltung die „Han⸗ 
noverſche Legion“, die ſich als „Hannoverſche Armee“ betrachtete 
und gerierte, in den Jahren vor 1870 eingenommen hat, wie 
ſie in Holland, in der Schweiz und ſchließlich in Frankreich als 
fremde Truppe eingemietet und einquartiert war und mit welchen 
Zukunftshoffnungen ſie ſich getragen hat. Der franzöſiſche Krieg 
war damals vorauszuſehen und wurde ſchon 1867 wegen 
Luxemburg nicht ohne Schwierigkeit vertagt, hauptſächlich viel⸗ 
leicht, weil man deutſcherſeits der Meinung war, daß jedes 
Jahr Aufſchub dieſes mit Wahrſcheinlichkeit vorauszuſehenden 
Krieges der deutſchen Armee in Hannover, Heſſen, Naſſau, 
Schleswig⸗Holſtein und auch in den damals ſchon kriegsver⸗ 
bündeten ſüddeutſchen Staaten einen Zuwachs von mehr als 
hunderttauſend nach preußiſchem Muſter ausgebildeter Mit⸗ 
kämpfer verſchaffen werde. Das iſt eine Frage, die der Ge⸗ 
ſchichte anheimfällt; aber darüber war ſchon damals kein Zweifel, 
daß die Herſtellung eines unabhängigen Königreichs Hannover, 
für die ein Teil des früheren Königlich Hannoverſchen Heeres im 
Auslande bereitgehalten wurde, nur infolge eines Krieges er⸗ 
ſtrebt werden könne, den Frankreich allein, oder im Bunde mit 
Oſterreich, gegen den Norddeutſchen Bund geführt haben würde. 
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Wenn auch 1870 beim Ausbruch des Krieges keine Welfen- 
legion mehr in Frankreich ſtand, ſo lag doch die Tatſache vor, 
daß vormals hannoverſche Offiziere ſich bereit hielten, auf Be⸗ 
fehl des Königs Georg wieder in Aktivität zu treten; und daß 
ſie eine Gefolgſchaft von Unteroffizieren und Soldaten, wenn 
auch vielleicht weniger zahlreich, doch immer noch gefunden 
haben würden, ebenſogut wie auf ihrer Wanderung nach Hol⸗ 
land, nach der Schweiz und nach Frankreich, war ſehr wahr⸗ 
ſcheinlich. Für die deutſche Politik wäre es aus vielen Gründen 
menſchlicher und politiſcher Natur eine Kalamität geweſen, wenn 
ſie hannoverſche Soldaten in den Reihen der Landesfeinde gefun⸗ 
den hätte, oder genötigt geweſen wäre, gegen aufſtändiſche Bewe⸗ 
gungen in dem Lande zwiſchen Weſer und Elbe militäriſch und 
kriegsrechtlich einzuſchreiten. Wir können es deshalb nur als 
einen weſentlichen Dienſt, welcher der nationalen Sache und 
dem nationalen Gefühle erwieſen worden iſt, anſehen, wenn es 
gelungen iſt, jeder derartigen Bewegung im Keime zuvorzu⸗ 
kommen und zu verhindern, daß deutſches Blut nach deutſchem 
Kriegsrechte vergoſſen wurde. Daß Männern, welche erfolg⸗ 
reich zur Verhinderung ſolcher Kalamität mitgewirkt haben, ihre 
Zukunft ſichergeſtellt wurde, war ein Verfahren, für das jeder 
deutſche Patriot der damaligen Regierung noch heute dank⸗ 
bar ſein wird. 


Angebliche Heraufbeſchwörung von Konflikten. 
(18. Juni 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die freiſinnige Preſſe fährt trotz unſeres neulichen Dementis 
fort, die Bambergerſchen Außerungen zu fruktifizieren, daß 
Fürſt Bismarck im Frühjahre 1890 einen inneren Konflikt habe 
heraufbeſchwören wollen. Wir können nur wiederholen, daß 
dieſe Angaben jeder Begründung entbehren. Jeder verſtändige 
Staatsmann wird für den Fall eintretender Konflikte Vorſorge 
zu treffen haben, aber die Behauptung, daß Fürſt Bismarck 
Konflikte abſichtlich und um Gelegenheit zu umſtürzenden Ver⸗ 
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faſſungsbrüchen zu erhalten, herbeizuführen verſucht habe, iſt 
eine verleumderiſche Inſinuation. Es liegt in dieſen Dingen 
eine Analogie mit der Frage auswärtiger Kriege vor. Fürſt 
Bismarck hat ſtets der Tendenz, einen Krieg, weil er nützlich 
ſchien oder ſpäterhin doch eintreten würde, herbeizuführen, mit 
voller Energie Widerſtand geleiſtet, nicht bloß in der Luxem⸗ 
burger Sache, ſondern auch ſpäter in den ſiebziger und achtziger 
Jahren. Noch viel weniger iſt die Beſchuldigung berechtigt, 
daß er einen inneren Konflikt künſtlich herbeizuführen verſucht 
habe, um ihn gegen die Verfaſſung auszubeuten. Die Mög⸗ 
ſichkeit eines Konfliktes nach den Streikerlebniſſen von 1889 im 
Frühjahr 1890 außer acht zu laſſen, wäre eine ſträfliche Leicht⸗ 
‚ertigfeit geweſen. Die Politik des Fürſten Bismarck war 
immer darauf gerichtet, den Konflikt, wo es irgend anging, zu 
verhüten, aber doch notwendigerweiſe auch auf die Möglichkeit 
ſeiner Abwehr, falls er dennoch eintreten ſollte. 


Verhältnis zum Kaiſer. 
(18. Juni 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben uns über die ſogenannten „Ausſöhnungs“ artikel 
der Blätter in der Hauptſache des Urteils enthalten und be⸗ 
ſchränken uns auf die Wiederholung unſerer Anſicht, daß bei 
uns zu Lande das Wort „Ausſöhnung“ für das Verhältnis des 
Kaiſers zu ſeinem früheren Miniſter ein ungeſchickt gewähltes 
iſt. Wir wiſſen nicht, ob Fürſt Bismarck bei Seiner Majeſtät 
in Ungnade iſt, aber wenn er es wäre, ſo wird er eben ruhig 
abzuwarten haben, ob und wann dieſe Situation aufhört. Das 
Verhältnis iſt kein zweiſeitiges gleichſtehender Beteiligter, ſondern, 
ſoweit es exiſtiert, notwendig ein einſeitiges. Die „Liberale 
Korreſpondenz“ vom 13. Juni enthält einen außerordentlich 
heftigen Artikel mit ſehr ſtarken Ausdrücken, welcher das Ver⸗ 
hältnis auf eine perſönliche Gegnerſchaft zwiſchen dem früheren 
Kanzler und dem Kaiſer hinauszuſpielen ſucht. Wir haben uns 
unſerſeits, und, ſoviel wir wiſſen, hat ſich auch Fürſt Bismarck 
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in feinen Außerungen zu Interviewern niemals eine Kritik über 
den Kaiſer oder eine Polemik gegen Seine Majeſtät erlaubt. 
Unſer Grundſatz iſt immer: Measures, not men. Wenn wir 
aber finden, daß die Regierung Seiner Majeſtät politiſche Wege 
geht, die wir nicht billigen, ſo halten wir es mit der monarchi⸗ 
ſchen Treue für abſolut vereinbar, wenn wir unſere abweichende 
Meinung kundgeben und, ſoviel wir können, dazu tun, daß wir 
in der öffentlichen Meinung und im Parlament Anerkennung 
für dieſelbe gewinnen, ſobald und ſolange wir ſie für die rich⸗ 
tigere halten. Ob unſere „Preßbosheiten“, wie die „Liberale 
Korreſpondenz“ es nennt, wirkungslos bleiben, iſt für uns nicht 
maßgebend; unſer Bedürfnis iſt, dixisse et salvare animam. 
Wir wollen uns von jeder Verantwortlichkeit für politiſche Irr⸗ 
tümer freihalten, auch wenn wir dadurch keinen weiteren Erfolg 
gewinnen als den in dem Zeugnis der Geſchichte und der Nach⸗ 
welt liegenden. 

Dieſelben Blätter, die auf der einen Seite den Fürſten 
Bismarck anklagen, daß er ſich widerſtrebend gegen die kaiſer⸗ 
lichen Intentionen benehme, behaupten auf der anderen, daß er 
für das, was ſie irrtümlich als „Ausſöhnung“ charakteriſieren, 
ſchwärme und alle möglichen Intrigen anſpinne, um wieder 
in Lohn und Brot des Staates zu gelangen. Wir glauben, 
daß ſie den Fürſten Bismarck nach der einen Richtung hin 
verleumden und nach der anderen unterſchätzen. 


Reiſe nach Wien. 


(18. Juni 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Fürſt Bismarck wird ſeine Reiſe nach Wien zur dortigen 
Vermählungsfeier ſeines älteſten Sohnes, des Grafen Herbert, 
mit dem heutigen Berliner Mittagsſchnellzuge von Friedrichs⸗ 
ruh aus antreten. Die Fahrt geht heute bis Dresden, wo, 
wie bereits mitgeteilt iſt, dem Fürſten umfangreiche Ovationen 
dargebracht werden ſollen. 

In Oſterreich wird ſich der Fürſt wegen der vielfachen 
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dortigen Gegenſätze in der Bevölkerung mit Zurückhaltung zu 
bewegen haben, um nicht in den Anſchein einer Parteinahme 
für innere öſterreichiſche Fragen zu geraten. Um Verſuchungen 
zu Demonſtrationen ſeinerſeits tunlichſt vorzubeugen, wird der 
Fürſt beiſpielsweiſe ſeinen Weg nicht über Prag nehmen, ſon⸗ 
dern abſeits von dieſer böhmiſchen Hauptſtadt, in welcher die 
Verſtimmungen, die das Parteileben in Böhmen beherrſchen, 
ihren Kulminationspunkt finden. Auch in Wien wird Fürſt 
Bismarck ſchon durch ſeine Geſundheit genötigt ſein, ſich allen 
öffentlichen Vorkommniſſen nach Möglichkeit zu entziehen, da ſein 
Alter und ſeine Kräfte eben nur eine einfache Reiſe geſtatten. 


Die Meinung des Fürſten Bismarck. 
(4. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben mit der Kundgebung unſerer Anſicht über die 
Angriffe der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ ) auf den 
Fürſten Bismarck zurückgehalten, ſolange wir den Eindruck 
nicht kannten, den dieſe Philippika auf ihren Adreſſaten gemacht 
hat. Wir haben uns jetzt danach erkundigt und die Antwort 
mit dem plattdeutſchen Worte erhalten: „Dor lach' ick öwer!“ 
Der Fürſt nimmt die Artikel der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ nicht ernſthaft und hält ſie nicht für „offiziös“, ſondern 


) Die Artikel der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ richteten ſich 
gegen das Interview, das Fürſt Bismarck bei ſeiner Anweſenheit in 
Wien (gelegentlich der dortigen Vermählungsfeier des Grafen Herbert) 
dem Herausgeber der „Neuen Freien Preſſe“ gewährt hatte. Das 
Berliner Regierungsblatt war nicht vor der Frage zurückgeſchreckt, ob 
die Außerungen des Fürſten noch patriotiſch ſeien? Ferner hatte es 
ihn beſchuldigt, ſein eigenes Werk der Zerſtörung auszuſetzen, lediglich 
aus Arger darüber, daß er nicht mehr Kanzler ſei. Am Schluß hieß 
es: „Niemand kann den Umfang des Schadens ermeſſen, den der Fürſt 
dem eigenen Vaterlande zuzufügen willens iſt. Niemand kennt die 
Waffen, die er glauben mag bereit zu haben; aber die Pflicht, die höchſten 
Güter der deutſchen Nation auch gegen den Mann zu verteidigen, der 
dieſe Güter einſt am meiſten gefördert, darf von den Führern des 
Staates weder verkannt noch zurückgewieſen werden.“ 
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für Theaterdonner hinter den Kuliſſen, den Herr Pindter als 
Jupiter tonans beſorgt hat. 

Der Fürſt hat ſeiner Verwunderung über die komiſche 
Überhebung des freiherrlich v. Ohlendorffſchen Blattes draſti⸗ 
ſchen Ausdruck gegeben, und wir können es nur als eine dumm⸗ 
dreiſte Unverſchämtheit bezeichnen, wenn Herr Pindter über den 
früheren Reichskanzler zu Gericht ſitzen und ſich den Anſchein 
der Überlegenheit geben will. Hierin liegt der klarſte Beweis, 
daß ſo erfahrene und wohlerzogene Leute, wie die jetzigen 
Staatsleiter, nicht hinter den Artikeln der „Norddeutſchen All⸗ 
gemeinen Zeitung“ ſtecken können. Der Fürſt beſtreitet die 
Möglichkeit, daß eine andere Verantwortlichkeit als die redaktio⸗ 
nelle der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ hinter ihren 
Artikeln zu ſuchen iſt; er ſieht in dem Verſuche der demokrati⸗ 
ſchen und klerikalen Preſſe, die Elaborate des Herrn Pindter 
ſtaatlicher Reſponſabilität zuzuſchreiben, eine Beleidigung für die 
Miniſter, deren politiſche und ſoziale Erziehung über dem 
Niveau ſteht, an das die norddeutſchen Artikel heranreichen. 
Der Fürſt findet, daß es einen lächerlichen Eindruck machen 
muß, wenn der Redakteur Pindter ſich auf das Katheder 
ſetzt und den früheren Reichskanzler, der dreißig Jahre 
lang die Politik zur Befriedigung der Krone und des Volkes 
geführt hat, wie in einer Sonnabendzenſur auf der Schule 
abkanzelt in der Tonart eines Verweiſes, dem wegen frü⸗ 
herer guter Aufführung eine ſchärfere Strafe einſtweilen 
nicht folge. 

In dieſer Drohung finden wir namentlich den Beweis, daß 
die norddeutſchen Artikel Politiker höherer Ordnung nicht zu 
Verfaſſern haben können. Kein Miniſter namentlich würde das 
Maß von Unfehlbarkeit für ſich in Anſpruch nehmen, welches 
darin läge, daß jeder Zweifel an der Zweckmäßigkeit der Maß⸗ 
regeln und der Richtung ſeiner Politik ſtraffällig ſei. Kein 
Miniſter, der mit der Vergangenheit des eigenen Landes und 
dem parlamentariſchen Leben anderer Staaten einigermaßen 
vertraut iſt, könnte über die Kritik ſeines Vorgängers ſo un⸗ 
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beſonnen in Zorn geraten, wie der Redakteur der „Norddeut⸗ 
ſchen Allgemeinen Zeitung“ es getan hat. 

Wir haben im Reiche noch keine Tradition über die Stellung 
des Reichskanzlers zu ſeinem Nachfolger; dieſelbe ſoll ſich erſt 
bilden. Fürſt Bismarck iſt der erſte Reichskanzler außer Dienſt 
und Graf Caprivi der erſte Nachfolger eines Kanzlers; gegen die 
preußiſchen Miniſter iſt aber in den wenigen Jahrzehnten des 
preußiſchen Verfaſſungslebens ſowohl in der Preſſe wie im 
Parlament eine ganz andere Sprache geführt worden als 
jetzt. Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ braucht nur die 
Reden der zweifellos monarchiſchen Oppoſition von Vincke, 
Simſon, Beſeler und anderen gemäßigten Liberalen gegen alle 
Miniſter bis 1866 nochmals durchzuſehen, um das Maß ihrer 
Empfindlichkeit, das ſie, wie wir glauben, mit Unrecht, den heu⸗ 


tigen Miniſtern zuſchreibt, als unverträglich mit den verfaſſungs⸗ 


mäßigen Zuſtänden zu erkennen. 

Wir glauben, daß die heutigen Miniſter, wenn ſie auf ihren 
bisherigen Wegen fortfahren und wenn die praktiſchen Folgen 
ihrer Maßregeln ſich dem Lande erſt mehr als bisher fühlbar 
gemacht haben werden, noch ganz andere Dinge zu hören be⸗ 
kommen werden, als die, welche die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ jetzt zu ihrem Verdruß in dem Interview der „Neuen 
Freien Preſſe“ geleſen hat. Und wenn Fürſt Bismarck, der 
Einladung des Pindterſchen Blattes folgend, ſeinen Platz im 
Reichstage einnähme, ſo glauben wir nicht, daß ſeine Kritik an 
Maßregeln, die er nicht billigt, ſich in den Grenzen der ihm 
zugeſchriebenen Wiener Außerungen halten würde. 

Wir halten den kritiſchen Teil der norddeutſchen Artikel für 
unwahr und die ad hominem gerichtete Drohung ſtrengeren 
Verfahrens gegen den Fürſten Bismarck für eine geſchmackloſe 


Lächerlichkeit. Übrigens ſollten wir glauben, daß der „Nord⸗ 


deutſchen Allgemeinen Zeitung“ wegen ihrer Angriffe auf den 
Fürſten doch etwas unheimlich zumute ſein wird, wenn ſie 
die fanatiſchen Zuſtimmungen lieſt, die ihre Artikel in allen 
reichsfeindlichen oder reichszweifelhaften Organen gefunden haben. 
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Die „Freiſinnige Zeitung“ rühmt ſich, das erſte und einzige 
Blatt geweſen zu ſein, das volles Verſtändnis für die Elaborate 
der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ gehabt habe. Darin 
irrt ſie. Die ſozialdemokratiſchen Blätter, wie der „Vorwärts“, 
die „Berliner Volks⸗Zeitung“, die „Germania“ und die kleriko⸗ 
ſozialiſtiſchen Preßorgane im allgemeinen haben ſich mindeſtens 
Kopf an Kopf mit der „Freiſinnigen Zeitung“ gehalten. 

Für dieſe inländiſche Blöße hat die offiziöſe Preſſe und die 
„Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ ſelbſt Deckung im Auslande 
geſucht, und zwar namentlich in dem Beifalle, den ein Teil der 
engliſchen Preſſe für die antibismarckſchen Artikel gehabt hat. 
Auch die „Kölniſche Zeitung“ zitierte in dieſem Sinne den Lon⸗ 
doner „Standard“ mit dem epitheton ornans „konſervativ“. 
Der „Standard“ mag in England konſervativ ſein, in aus⸗ 
wärtigen Fragen iſt er einfach engliſch. Und wenn in Deutſch⸗ 
land Stimmen laut werden, welche die Felonie ſo weit treiben, 
daß ſie die deutſche Politik und die deutſche Armee unter Um⸗ 
ſtänden in engliſche Dienſte ſtellen wollen, ſo iſt jeder, der hier⸗ 
vor warnt, dem engliſchen Biedermann natürlich ein ernſtes 
Argernis; er fühlt ſich dem widerſpenſtigen Deutſchen gegenüber 
zur Verleumdung berechtigt, indem er ihm ſchuld gibt, daß er 
den Kaiſer angreife und Staatsgeheimniſſe verrate. 

Daß alle diejenigen Blätter, denen an der Feindſchaft zwi⸗ 
ſchen Rußland und Deutſchland liegt, auf die Seite der „Nord⸗ 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“ treten, iſt ebenſo ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, wie die Zuſtimmung in den Organen der ungariſchen 
Chauviniſten. Aber wir unſerſeits danken für dieſe Geſell⸗ 
ſchaft, die nach der Anſicht der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ das Programm der deutſchen Politik beſtimmend be⸗ 
einfluſſen zu ſollen ſcheint. 

Auch die engliſchen Blätter finden, daß es der kaiſerlichen 
Regierung frei ſtehe, den Fürſten Bismarck durch gerichtliche 
Klage zum Schweigen zu bringen. Es würde im höchſten 
Grade intereſſant ſein, wenn der Verſuch dazu gemacht würde. 
Daß er dem Fürſten Bismarck ſelbſt unwillkommen wäre, 
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glauben wir nicht. Er hat ſchwerlich gegen einen dramatiſchen 


Abſchluß ſeiner politiſchen Laufbahn etwas einzuwenden, auch 


wenn die Folgen für ihn ernſter ſein könnten, als es nach Lage 
der Geſetzgebung möglich iſt. Es erſcheint immerhin bezeichnend, 
daß der Ruf nach Polizei und Staatsanwalt gegen den früheren 
Reichskanzler ſich in engliſchen, ungariſchen, freiſinnigen, kleri⸗ 
kalen, ſozialdemokratiſchen Blättern und in der „Norddeutſchen 


Allgemeinen Zeitung“ findet. Man kann darin ein generelles 


Anzeichen des gemeinſamen Urſprungs aller dieſer Artikel in 
den Zeitungen des Auslandes und des Zentrumskartells er⸗ 
blicken und darf vermuten, daß die zentrale Verſandſtelle für 
alle dieſe Artikel dieſelbe ſei. 


Fürſt Bismarck über „Herrn Pindter“. 
(4. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Wir haben zu unſerem erſten Artikel über die Angriffe 
der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ gegen den Fürſten 
Bismarck noch einiges hinzuzufügen. Herr Pindter ſchreibt: 

„Eine Außerung des Fürſten Bismarck, welche den Kaiſer mittelbar 
beſchuldigt, bereits im Herbſt 1889 von der Abſicht, den Fürſten Bis⸗ 
marck zu entlaſſen, den Kaiſer von Rußland unterrichtet zu haben, 


widerſpricht ſo ſehr dem monarchiſchen Gefühl, daß wir dabei nicht ver⸗ 
weilen mögen.“ 


Fürſt Bismarck beſtreitet, jemals die Außerung getan zu 
haben, daß der Zar auf die angegebene Weiſe von den Plänen 
der Zukunft unterrichtet worden ſei; der Fürſt hat keine Ver⸗ 
mutung darüber ausgeſprochen, woher der Kaiſer von Rußland 
bereits im Oktober 1889 das Bedürfnis gehabt hat, über die 
Dauer des Bismarckſchen Miniſteriums beruhigt zu werden. 

Herr Pindter fährt in bezug auf Außerungen, die dem 


Fürſten Bismarck in der „Weſtdeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 


zugeſchrieben worden ſind, fort: 


„Wiederum wird die Ehrfurcht vor dem Kaiſer durch die vollkommen 
willkürliche Behauptung verletzt, der verſtorbene Windthorſt könne ſeine 
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vor der Entlaſſungskriſe getane Äußerung, daß General v. Caprivi der 
Nachfolger ſein werde, nur aus dem Munde des Kaiſers gehabt haben.“ 

Es iſt ein Irrtum, daß Fürſt Bismarck die Vermutung 
ausgeſprochen habe, Windthorſt habe die Kunde von der Kan⸗ 
didatur Caprivis aus dem Munde des Kaiſers gehabt. Der 
Fürſt hält eher das Umgekehrte für möglich und glaubt, daß 
Caprivi der Kandidat des Zentrums weit früher geweſen ſei 
als der des Kaiſers, da die antibismarckſchen Beziehungen des 
jetzigen Reichskanzlers zum Zentrum bis in die Zeit der „Reichs⸗ 
glocke“ zurückreichen und uns nichts darüber bekannt iſt, daß 
ihre Fortſetzung ſpäter unterbrochen worden iſt. Für die Be⸗ 
ziehungen Caprivis zum Zentrum ſpricht auch die Erinnerung 
daran, daß unmittelbar nach ſeinem Eintritt ins Amt das 
Zentrum zur Hauptſtütze der Regierung befördert wurde und 
die Intimität zwiſchen dieſer Partei und der Regierung die 
Steigerung erfuhr, die in der Apotheoſe Windthorſts bei deſſen 
Tode kulminierte, demnächſt den Polen als Zentrumsgäſten zu⸗ 
gute kam und durch Einbringung des Schulgeſetzes handgreif⸗ 
lich zum Ausdruck gelangte. Nach Zurückziehung dieſer Vor⸗ 
lage iſt dem äußeren Anſcheine nach das Wohlwollen des 
Zentrums für den heutigen Kanzler unverändert dasſelbe ge⸗ 
blieben. — Wenn Windthorſt in ſeiner letzten Unterredung mit 
dem Fürſten Bismarck den General v. Caprivi als Nachfolger 
im preußiſchen Präſidium bezeichnet hat, ſo braucht er die In⸗ 
formation hierüber nicht aus dem Munde des Kaiſers gehabt 
zu haben, wohl aber verfügt das Zentrum über manche Ver⸗ 
bindungen bei Hofe, auch abgeſehen von der franzöſiſchen und 
katholiſchen Frau eines zur Zeit des Kanzlerwechſels bei Hofe 
ſehr angeſehenen Pädagogen. 

Herr Pindter ſagt ferner, die Kritik, die Fürſt Bismarck an 
dem Tun und Laſſen ſeiner Nachfolger übe, biete einen „An⸗ 
blick ohnegleichen“. Das beweiſt lediglich geſchichtlich-politiſche 
Unkenntnis. Wir ſehen von entſprechenden Vorgängen in Eng- 
land und Ungarn ganz ab und erinnern Herrn Pindter nur 
an das Faktum, daß zum Beiſpiel Thiers nicht nur Guizot, 
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ſondern auch die Miniſter Napoleons in keiner Weiſe geſchont 
hat. Dieſer Klageruf des Herrn Pindter beweiſt nur, wie ver⸗ 
wöhnt bei uns die gouvernementale Preſſe von dem Servilis⸗ 
mus der neuen Zeit iſt; ſie kann keinerlei Widerſpruch vertragen. 

Herr Pindter ſpricht von der Kritik des Fürſten Bismarck 
an den jetzigen Regierungsmaßregeln als von einem „verderb⸗ 
lichen Beginnen“. Fürſt Bismarck iſt umgekehrt überzeugt, 
daß vielmehr das Beginnen der heutigen Miniſter dem Staate 
zum Verderben gereicht; dieſe Anſicht wird in Deutſchland viel⸗ 
fach geteilt und nur von den früheren Reichsfeinden bekämpft. 

Herr Pindter äußert endlich: 

„So ſtehen die Männer, denen die ehrenvolle Berufung zuteil ge⸗ 
worden, das Werk des Fürſten Bismarck fortzuführen, vor der Aufgabe, 


ihre Arbeit vor allem zu ſchützen vor dem Mann, deſſen Schöpfung ſie 
erhalten ſollen.“ 


Fürſt Bismarck iſt der Anſicht, daß die heutigen Miniſter 
ſein Werk nicht fortſetzen und alles andere eher betreiben als 
ſein Werk; — er verwahrt ſich gegen die Mitverantwortlichkeit, 
die darin läge, daß dies ſein Werk ſei. 

Der Fürſt wundert ſich übrigens trotz alledem darüber, daß 
die jetzigen Miniſter es nicht für erforderlich gehalten haben, 
ſofort nach dem Erſcheinen der Pindterſchen Artikel in der 
„Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ dieſelben durch den „Reichs⸗ 
Anzeiger“ zu desavouieren; denn dieſe Artikel ſchaden ihnen 
ſelbſt und dem Staate mehr als dem Fürſten Bismarck. 


Beziehungen zu Dresden und München. 
(4. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Es beruht auf Entſtellung oder Erfindung, wenn in den 
Zeitungen berichtet wird, daß der König von Sachſen und der 
Regent von Bayern ihrerſeits in gleicher Weiſe wie der Wiener 
Hof infolge von Berliner Einwirkungen die Begegnung mit dem 
früheren Reichskanzler vermieden hätten. Der letztere hat bei 
beiden deutſchen Bundesfürſten ſich brieflich entſchuldigt, daß er 
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ſich perſönlich ſchicklicherweiſe nicht melden könne, weil jein 
Aufenthalt in Dresden, reſpektive München zu kurz bemeſſen 
ſei, um innerhalb desſelben eine Beſcheidung über eine Audienz 
erwarten zu können. Von den beiden Monarchen ſind dem 
Fürſten Bismarck darauf ſehr gnädige Antworten zugegangen 
und von bayeriſcher Seite iſt ihm die Reiſe von Salzburg 
nach Kiſſingen durch das Anerbieten von Extrazügen nach 
und von München weſentlich erleichtert worden; ebenſo ſind 
dem Fürſten in Kiſſingen ganz wie in früheren Zeiten könig⸗ 
liche Equipagen ſowie Poſt⸗ und Telegrapheneinrichtungen zur 
Verfügung geſtellt worden. 


Die Einwirkung in Wien. 
G. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ wirft die Frage auf, 
ob das Benehmen des Fürſten Bismarck wohl patriotiſch ſei? 
Wir antworten mit der Gegenfrage, ob es wohl patriotiſch war, 
das Erſcheinen eines Mannes von der Stellung und der Ver⸗ 
gangenheit des Fürſten in Wien mit Uriasbriefen zu begleiten, 
die ſeinen Empfang bei einem Monarchen unmöglich machten, 
mit welchem der Fürſt ſeit vierzig Jahren — 1852 war er 
zuerſt als Geſandter bei ihm akkreditiert — in amtlichen und per⸗ 
ſönlichen Beziehungen geſtanden hat, die jederzeit, auch bei politi⸗ 
ſchen Diſſenſen, von der Gnade des Kaiſers Franz Joſeph und von 
der Verehrung des Fürſten für denſelben getragen waren. Wir 
ſind da überzeugt, daß eine Begegnung des Kaiſers Franz Joſeph 
mit dem früheren Kanzler für die von letzterem angebahnten 
freundſchaftlichen Beziehungen beider Staaten in keiner Weiſe 
nachteilig, vielleicht ſogar förderlich geweſen wäre. 

Die Mittel, die benutzt worden ſind, um dem Kaiſer von 
Oſterreich den urſprünglich von ihm beabſichtigten Empfang des 
Fürſten Bismarck zu verleiden, machen den Eindruck einer Ge⸗ 
ringſchätzung und Schädigung der geſellſchaftlichen Stellung des 
Fürſten, die notwendig als perſönliche Kränkung wirken mußte. 


89 


Daß vom Fürſten Bismarck die Audienz beim Kaiſer Franz 
Joſeph nachgeſucht wurde, war eine ganz unabweisbare Kon⸗ 
ſequenz der vierzigjährigen perſönlichen und amtlichen Be⸗ 
ziehungen, die zwiſchen dem Kaiſer Franz Joſeph und dem 
früheren Kanzler vorhanden waren. Es wäre von letzterem 
eine Unhöflichkeit geweſen, wenn er es unterlaſſen hätte, ſich in 
Wien zur Audienz zu melden und wenn er den Wunſch, emp⸗ 
fangen zu werden, nicht zum Ausdruck gebracht hätte. Daß 
er durch Berliner Einflüſſe in die Kategorie von Perſönlichkeiten 
verwieſen wurde, die man nicht empfangen kann, fällt in die 
Analogie der früher üblichen Scheltbriefe, mit denen Perſonen 
an fremden Orten diskreditiert wurden und vor Verkehr mit 
ihnen gewarnt wurde. Wir können in dem Vorleben des Fürſten 
Bismarck nichts finden, was eine ſo beleidigende Klaſſifizierung 
verdient hätte. 

Wenn ſonach die „Konſervative Korreſpondenz“ dem Fürſten 
Bismarck zugeſteht, daß er ſich auf ſeiner Reiſe in Berlin, in 
Dresden und anfangs auch in Wien korrekt und loyal gezeigt 
habe, alsdann aber von einer „unbegreiflichen Wendung“ ſpricht, 
ſo wird ſie ſich nach unſeren obigen Angaben das Rätſel ſelbſt 
löſen können. Wir glauben, daß die Berliner und Dresdner 
„korrekte“ Stimmung des Fürſten nicht ſtandgehalten hat gegen 
den Eindruck, den er in Wien von den Berliner Mitteilungen 
über ihn erhalten hat, und daß er ſich durch die Mißachtung 
der ſozialen Höflichkeit, an die er ſich in ſeinem Leben gewöhnt 
hat, auch ſeinerſeits von ſolchen Höflichkeitsrückſichten und nicht 
von politiſchen entbunden geglaubt hat. Politiſch können wir 
in dem Interview der „Neuen Freien Preſſe“ wenigſtens nichts 
Neues entdecken und würden aus demſelben keine Anderung der 
Lage und keinen Anlaß zu publiziſtiſchem Zorne gefunden haben, 
auch wenn der frühere Kanzler ſich durch ſeine Namensunter⸗ 
ſchrift mit dem Wortlaut der Wiedergabe ſeiner mündlichen 
Außerungen einverſtanden erklärt hätte. Die Form läßt uns 
allerdings die perſönliche Rückſichtnahme vermiſſen, die wir bei 
früheren politiſchen Außerungen des Fürſten gewöhnt waren. 
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Vielleicht huldigt auch er dem Grundſatz à corsaire corsaire et 
demi und iſt entſchloſſen, höflich nur gegen höfliche Leute zu bleiben. 

Die „National⸗Zeitung“ berichtet, daß Fürſt Bismarck über 
die Mittel, durch welche ſein Wunſch, eine Audienz beim Kaiſer 
Franz Joſeph zu erhalten, vereitelt wurde, „heftig aufgebracht“ 
worden ſei. Wir geben das mit der Modifikation zu, daß das 
Wort „heftig“ zu ſtreichen iſt. Vielleicht trifft auch das Epi⸗ 
theton „aufgebracht“ nicht auf eine Stimmung zu, in der 
man ſich der Höflichkeitsrückſichten, denen man früher infolge 
eigener Erziehung Rechnung getragen hat, durch das Ver⸗ 
halten anderer entbunden fühlt. 


Weitere Stellungnahme des Fürſten. 
(5. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Der „Weſtfäliſche Merkur“ behauptet vom Fürſten Bismarck, 
dieſer ſuche den Kampf um jeden Preis, er müſſe ſeinem Grolle 
Luft machen und zugleich ſeinem Ehrgeiz genügen, der die Ver⸗ 
ſchollenheit und Vergeſſenheit nicht vertrage. Darin liegt eine 
Übertreibung. Tatſache iſt, daß Fürſt Bismarck auch außer 
Dienſt den Kampf nicht eben ſcheut. Sein tätiger Geiſt kann 
nicht plötzlich aufhören, ſich mit dem Inhalte ſeines früheren 
Lebens zu beſchäftigen, der Fürſt kann es nicht ſchweigend mit 
anſehen, wenn er das Werk ſeines Lebens für gefährdet hält. 
Er iſt der Anſicht, daß dieſe Gefährdung nicht in ſeiner Kritik 
der Regierung liegt, ſondern in den Maßregeln der letzteren, 
und er hält es für ſeine Pflicht, vor ähnlichen Maßregeln, wie 
die von ihm getadelten, zu warnen. Gewiß hat der „Weſt⸗ 
fäliſche Merkur“ recht, wenn er meint, daß Fürſt Bismarck ſich 
in dieſer Beziehung, alſo in ſeinem Recht zu warnen, niemals 
zum Stillſchweigen verurteilen laſſen werde und daß Drohungen 
mit ſtrafrechtlicher Verfolgung und Verhaftung ihn ſicher nicht 
ſchrecken; im Gegenteil! Außerdem ſetzen wir bei ſeinen Gegnern 
und auch bei der Redaktion der „Norddeutſchen Allgemeinen 
Zeitung“ ſo viel juriſtiſche Bildung voraus, daß ſie die Drohung 
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mit ſtrafrechtlicher Verfolgung und Verhaftung innerlich ſelbſt 
als Windbeutelei erkennen werden. Sollten wir hierin irren, 
ſo würde es uns ſehr intereſſieren, das Klagefundament näher 
formuliert zu ſehen, auf Grund deſſen die „Norddeutſche All⸗ 
gemeine Zeitung“ und ihre demokratiſchen, ſozialiſtiſchen und kleri⸗ 
kalen Freunde ein gerichtliches Einſchreiten gegen den Fürſten 
Bismarck für möglich halten. 

Wenn Preßäußerungen, die man auf den Fürſten Bismarck 
zurückführt, als ſtrafbar angeſehen werden, warum verſucht man 
nicht ein gerichtliches Einſchreiten gegen die betreffenden Blätter, 
anſtatt Drohungen und Injurien gegen den früheren Reichs⸗ 
kanzler, wie ſie die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ gedruckt 
hat, ohne Erwiderung und Korrektiv durch amtliche Außerungen 
zu laſſen. Als Injurie dürfen wir es ohne Zweifel bezeichnen, 
wenn die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“, an welcher bisher 
der Verdacht der Offizioſität haftet, „mit Schrecken zu erkennen“ 
behauptet, daß die Erinnerungen des Fürſten Bismarck anfingen, 
ſich völlig zu verwirren. Es iſt nichts leichter, als ſolche In⸗ 
jurien zurückzugeben, aber wir halten dies unter unſerer Würde. 
Wir beſchränken uns auf die Bemerkung, daß wenn die „Nord⸗ 
deutſche Allgemeine Zeitung“ behauptet, der neue Kurs ſetze das 
Werk des Fürſten Bismarck, alſo den alten Kurs, fort und ſie 
verteidige ihn gegen ſeinen eigenen Urheber, daß wir uns dann 
bezüglich der Urteilskraft, die hinter dieſer Anſicht ſteht, gewiſſer 
Beſorgniſſe nicht entſchlagen können. Fürſt Bismarck beſtreitet 
ſeinerſeits durchaus, daß der neue Kurs mit dem alten identiſch 
ſei und ſeine (des Fürſten) Politik weiterführe; er ſieht vielmehr 
im neuen Kurſe einen Bruch mit dem alten, dem er ſeine amt⸗ 
liche Tätigkeit gewidmet hat. 


Die Preßbeziehungen des Fürſten. 


(5. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die Invektiven der offiziöſen Preſſe gegen den Fürſten Bis⸗ 
marck nehmen vorzugsweiſe den Inhalt von Artikeln der „Weſt⸗ 
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deutſchen Allgemeinen Zeitung“ zur Grundlage, während nach 
Angabe des Berichtes über das Wiener Interview der Fürſt 
das genannte Blatt nur in der Form der Ablehnung der Mit⸗ 
verantwortlichkeit für den Artikel desſelben erwähnt hat. Zu 
regelmäßigem Verkehr mit dem Fürſten in Friedrichs ruh iſt 
aus geographiſchen Gründen kaum eine andere der drei in dem 
Wiener Geſpräch genannten Redaktionen!) als die der „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ in der Möglichkeit. Für die angefochtenen 
Veröffentlichungen der „Weſtdeutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
glauben wir aber nicht, daß dem Fürſten Bismarck irgendwelche 
Verantwortlichkeit auferlegt werden kann. 


Wie Fürſt Bismarck umgekehrt gehandelt hätte. 
(7. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Dr. Lieber?) hat in ſeiner Kölner Rede unter anderem gejagt, 
wenn zur Zeit ſeiner Amtsführung ein hoher Beamter Ahn⸗ 
liches getan hätte, was jetzt Fürſt Bismarck tue, ſo ſäße er 
längſt in Spandau. Man fragt ſich unwillkürlich, wie es Fürſt 
Bismarck als Reichskanzler wohl hätte anfangen ſollen, einen 
ſolchen Sünder nach Spandau zu bringen. Doch nur durch 
Herbeiführung einer gerichtlichen Verurteilung. Zu einer ſolchen 
aber können wir bisher in den dem Fürſten Bismarck zu⸗ 
geſchriebenen Außerungen eine Unterlage nicht entdecken. 

Wir glauben überhaupt nicht, daß ähnliche Verhältniſſe, wie 
die heutigen, ſolange Fürſt Bismarck Kanzler war, jemals 
hätten eintreten können; wenn aber dennoch, wenn ein Staats⸗ 
mann von gleichwertiger Stellung alſo, nehmen wir etwa an 
der Feldmarſchall Graf Moltke, einem ihn beſuchenden Publi⸗ 
ziſten gegenüber eine ähnliche Kritik gegen den früheren Reichs⸗ 
kanzler geübt hätte, wie die demſelben jetzt zugeſchriebene, ſo 
glauben wir doch nicht, daß Fürſt Bismarck dann den Grafen 

) Außer den „Hamburger Nachrichten“ waren noch „Allgemeine 


Zeitung“ und „Weſtdeutſche Allgemeine Zeitung“ genannt. 
) Der bekannte Zentrumsführer. 
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Moltke in polternder Sprache mit Beleidigungen und dunklen 
Drohungen in einem offiziöſen Blatte hätte überſchütten laſſen. 
Wir ſind eher geneigt, anzunehmen, daß er in einer ſolchen 
Lage mit einem Manne von der Bedeutung des Feldmarſchalls 
Moltke in eine höfliche Korreſpondenz getreten ſein würde, um 
zu konſtatieren, inwieweit der Feldmarſchall den ihm zugeſchrie⸗ 
benen Wortlaut der Zeitungsartikel zu vertreten bereit ſei, und 
um bei divergierenden Anſichten ſeinen Kritiker über die Richtig⸗ 
keit des Verfahrens und die Unrichtigkeit der Kritik aufzuklären. 

So wären ähnliche Vorkommniſſe zwiſchen europäiſch ge⸗ 
bildeten Staatsmännern desſelben großen Landes unſerer An⸗ 
ſicht nach zu behandeln geweſen, vorbehältlich der Berechtigung, 
die ſtattgehabte Korreſpondenz, wenn das Bedürfnis dazu ent⸗ 
ſtanden wäre, der Offentlichkeit zu übergeben. | 

Zwiſchen dem Fürſten Bismarck und dem Grafen Moltke 
haben gelegentlich Meinungsverſchiedenheiten ſtattgefunden, die 
auch in der Publiziſtik erkennbar wurden; wir nennen beiſpiels⸗ 
weiſe Anſichtsverſchiedenheiten über den Nordoſtſeekanal und 
über die Kriegs⸗ und Friedensfrage von 1867 und 1875. Die 
Divergenzen haben ungeachtet paralleler publiziſtiſcher Vertretung 
nie zu ſchriftlichen oder mündlichen Erörterungen geführt, welche 
die Form des zwiſchen wohlerzogenen Staatsmännern üblichen 
Verkehrs verlaſſen hätten. Namentlich wären Drohungen von 
der einen oder der anderen Seite jeder von beiden als Un⸗ 
geheuerlichkeit, wenn nicht als Lächerlichkeit erſchienen. Der⸗ 
gleichen kommt eben nicht vor außerhalb des Gebietes, welches 
von kleinſtädtiſchen Begriffen und Gewohnheiten beherrſcht iſt, 
wie ſie bei angeblich offiziöſen Redaktionen leicht vorhanden ſein 
können. Wohlerzogene Männer, welche die Gewohnheiten und 
Empfindungen europäiſcher Staatsmänner haben, verfallen auf 
dergleichen Abwege nicht. 
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Abermalige Abwehr. 
(8. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Bei der offiziöſen Empfindlichkeit gegen kritiſche Außerungen 
des Fürſten Bismarck ſcheint völlig überſehen zu werden, daß 
der frühere Reichskanzler in jeder Seſſion, in jedem Jahre und 
an jedem Tage ſeines amtlichen Wirkens in den Blättern und 
im Parlament Angriffe erfahren hat, mit denen die auf den 
Grafen Caprivi nicht annähernd verglichen werden können; wir 
erinnern nur an die Konfliktszeit. 

Wenn die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ die Miniſter 
in geſchehener Weiſe mit dem Schilde des Staates zu decken 
ſucht und jede Anzweiflung ihrer politiſchen Maßregeln und 
ihres Berufes zu Miniſtern als unpatriotiſchen Angriff behandelt, 
wenn die Miniſter mit einem ſolchen Nimbus der Unfehlbarkeit 
umgeben werden, wozu ſind dann Verfaſſung, Preßfreiheit und 
ſo weiter vorhanden? Und wenn ſogar fortgeſchritten liberale 
Blätter, wie etwa die „Voſſiſche Zeitung“, die von Machtmitteln 
des Staates gegen die Kritik des Fürſten Bismarck ſpricht, in 
dieſe Tonart einſtimmen, ſo haben wir noch nie ein ſtärkeres 
ruere in servitium bei unſeren geſinnungsſtarken Hütern der 
verfaſſungsmäßigen Freiheit beobachten können als hier, wo ſie 
aus Haß gegen den Fürſten Bismarck mit wahrem Fanatismus 
für die miniſterielle Infallibilität eintreten und jeden Zweifel 
an ihr mit Landesverrat zu identifizieren ſuchen. Wir fragen 
demgegenüber: Verliert jemand ſein ſtaatsbürgerliches Recht der 
freien Meinungsäußerung in Wort und Schrift etwa dadurch, 
daß er früher Miniſter geweſen? Wenn man die Preßurteile 
auf der ganzen Linie von der „Norddeutſchen Allgemeinen Zei- 
tung“ über die „Germania“ bis zur „Freiſinnigen Zeitung“ 
über die Auslaſſungen des Fürſten Bismarck lieſt, ſo ſollte man 
an die Bejahung dieſer Frage durch das preußiſche oder deutſche 
Staatsrecht glauben. Und wenn man ſich darauf beruft, daß 
Fürſt Bismarck früher ſelbſt die Oppoſition eines ehemaligen 
Miniſters mit den Worten als unberechtigt bezeichnet habe, er 
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werde feinem Nachfolger nie entgegentreten, jo haben wir dies 
dahin zu berichtigen, daß der Fürſt lediglich geſagt hat, er 
hoffe zu Gott, daß er der Verſuchung dazu nicht ausgeſetzt werde. 
Dieſe Hoffnung iſt eben nicht in Erfüllung gegangen. Das iſt 
nicht ſeine Schuld, und wenn ihn die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ für ſeine berechtigte Oppoſition mit Invektiven über⸗ 
ſchüttet, ſo ſollten wir doch meinen, daß ihr und ihren Freunden 
allmählich unheimlich bei der Wahrnehmung zumute werden 


müßte, daß ſie bei ihren Angriffen auf den Fürſten Bismarck 


nicht nur die Herren Lieber, Richter, Bebel, die Polen und ſo 
weiter, ſondern auch das deutſchfeindliche Ausland auf ihrer 
Seite haben. 

Vielen dieſer Preßangriffe auf den Fürſten Bismarck ſcheint 
namentlich auf ſeiten einzelner deutſcher Blätter eine unbeſtimmte 
Angſt, Fürſt Bismarck könne in ſein früheres Amt zurückkehren, 
zugrunde zu liegen. Wir glauben die ängſtlichen Herren hier⸗ 
über vollſtändig beruhigen zu können. Auch die Wiener Auße⸗ 
rung des Fürſten, er ſei beim Kaiſer in Ungnade und bei Auf⸗ 
hören derſelben werde ſich das perſönliche Verhältnis von ſelbſt 
ordnen, kann ſich doch nur auf dieſes beziehen, nicht auf amt⸗ 
liche und politiſche Stellungen. Der bezüglichen Außerung des 
Fürſten wird niemand eine andere Tragweite beilegen, als die 
der perſönlichen und geſellſchaftlichen Verkehrsbeziehungen. In 
dieſer Hinſicht hängt die Herſtellung des alten Verhältniſſes 
zweifellos nur von der höchſten Inſtanz ab. Aus der einen 
Äußerung des Fürſten Bismarck auf Bereitwilligkeit zur Über⸗ 
nahme eines Amtes oder gar des Reichskanzlerpoſtens zu 
ſchließen, iſt ebenſo willkürlich wie grundlos. Daß Fürſt Bis⸗ 
marck geneigt wäre, wieder Reichskanzler zu werden, glauben 
wir auch dann nicht annehmen zu können, ſelbſt wenn Herr 
Eugen Richter ihn darum bitten ſollte. 

Was das künftige Eingreifen des Fürſten Bismarck in die 
Reichstags⸗ oder Herrenhausverhandlungen betrifft, ſo beruht 
die Anführung aus dem Wiener Interview über den Fürſten 
als „Chef der Oppoſition“ ohne Zweifel auf einem Mißver⸗ 
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ſtändnis. Fürſt Bismarck hat nur — und auch der Text des 
Wiener Blattes widerſpricht dem nicht — unter den Gründen, 
weshalb er bisher nicht in den Reichstag gegangen ſei, die Ge⸗ 
fahr angegeben, in die Rolle eines „Chefs der Oppoſition“ zu 
geraten, die ihm widerſtrebe. Daß der Fürſt ſich nicht mit dem 
Gedanken ſchmeichelt, bei ſeinem Erſcheinen im Reichstage irgend⸗ 
welche ihm zuſtimmende Oppoſition hinter ſich zu haben, deſſen 
ſind wir gewiß. Er wird vereinzelt ſein, als „Wilder“ auf⸗ 
treten. Aber ſeine ganze Vergangenheit ſpricht nicht dafür, daß 
dieſe Vereinſamung ihn abhalten werde, diejenigen Vorlagen und 
Anträge zu kritiſieren, von denen er Schädigung der Reichs⸗ 
intereſſen, ſo wie er ſie verſteht, befürchtet. Die Minorität und 
die Iſolierung iſt für den Fürſten nichts Neues, ſeine politiſche 
Laufbahn hat ihn beides reichlich erfahren laſſen, ohne ihn in 
ſeinen Überzeugungen zu erſchüttern. Und auch die Invektiven, 
denen er im Reichstage von ſeiten des leidenſchaftlicheren Teiles 
ſeiner Gegner ausgeſetzt ſein könnte, werden nach parlamen⸗ 
tariſcher Möglichkeit kaum das Maß derer erreichen können, die 
er als Reichskanzler und als preußiſcher Miniſterpräſident hat 
über ſich ergehen laſſen müſſen. Es kommt für ihn nur darauf 
an, ſich mit den Unbequemlichkeiten abzufinden, die es für einen 
wohlerzogenen Mann in ſeiner Stellung hat, anderen ſeines⸗ 
gleichen gegenüber dieſelbe Sprache zu reden, die gegen ihn An⸗ 
wendung findet. Fürſt Bismarck glaubt namentlich nicht, daß 
er im Reichstage beim Zentrumskartell aus Zentrum, Polen, 
Freiſinn, Sozialdemokraten, Welfen und Franzoſen, Unter⸗ 
ſtützung finden würde. Im übrigen wird er bei einzelnen, aber 
nicht bei den Fraktionen auf ſtillſchweigende Zuſtimmung zu 
rechnen haben, auf ausgeſprochene nur bei ſolchen Abgeordneten, 
die ſich vom miniſteriellen Einfluſſe unabhängig fühlen. Wie 
groß die Zahl derſelben ſein wird, wiſſen wir nicht. Fürſt Bis⸗ 
marck ſtrebt auch gar nicht nach einer Gefolgſchaft, ſondern 
handelt nur unter dem Pflichtgefühle, ſeinen Widerſpruch zu 
erheben, wenn er den Staatswagen für unrichtig inſtradiert hält, 
er handelt auf Grund der Überzeugung, daß es ihm nach vierzig⸗ 
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jähriger Erfahrung in der Politik nicht geſtattet jei, zu ſchweigen, 
wenn er glaubt, daß das Reich durch geplante Maßregeln und 
Vorlagen Schaden erleiden könnte. 


Zurechtweiſung der „Kölniſchen Zeitung“. 
(8. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Kölniſche Zeitung“ findet, daß Fürſt Bismarck bei ſeiner 
Kritik von Regierungsmaßregeln die Ehrenpflicht des Amts⸗ 
geheimniſſes außer acht gelaſſen habe. Wir erwarten, daß das 
rheiniſche Blatt nähere Angaben darüber macht, wodurch der 
frühere Kanzler das Amtsgeheimnis verletzt hat. Wir glauben, 
daß Fürſt Bismarck nichts beſprochen hat, was nicht publici 
juris und die Wiederholung der Überzeugung war, die er ſchon 
im Dienſt als Kanzler amtlich vertreten hat. 

Die „Kölniſche Zeitung“ hat wohl noch immer das Bedürfnis, 
das ſie vor längerer Zeit dazu bewog, in bezug auf den Fürſten 
Bismarck zu behaupten, er „laufe nörgelnd und polternd hinter 
dem Reichswagen her“. Wir wiſſen nicht, welche Rolle achtbarer 
iſt: die des „Polterers“ hinter dem Wagen, oder die des Bett⸗ 
lers, der mit dem Hute in der Hand hinter dem Wagen herläuft 
um irgendein Almoſen von offiziöſer Begünſtigung zu erhalten 


Die Erlaſſe im „Reichs⸗ Anzeiger“. 
(10. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der im „Reichs⸗Anzeiger“ veröffentlichte Erlaß, welchen der 
jetzige Reichskanzler am 23. Mai 1890 an die auswärtigen Ver⸗ 


treter über den Fürſten Bismarck gerichtet hat, beweiſt, daß 


ſchon damals, alſo kaum zwei Monate nach der Entlaſſung des 
erſten Kanzlers, das Bedürfnis beſtand, den Staatsmann, der 
faſt dreißig Jahre hindurch die Politik erfolgreich geleitet hatte 
und Träger des deutſchen Anſehens im Auslande war, zu 
diskreditieren, die fremden Regierungen vor ihm zu warnen 
und ihn anrüchig erſcheinen zu laſſen. Da die deutſchen 
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Diplomaten im Auslande ſchwerlich einer Belehrung darüber 
bedurft haben werden, wie ſie in ihrem amtlichen Verkehr 
den Fürſten Bismarck zu behandeln hätten, kann der Zweck 
des Zirkulars nur der geweſen ſein, den der jetzigen Regie⸗ 
rung mißliebigen früheren Reichskanzler auch in dem Aus⸗ 
lande kreditlos zu machen, und der Ton des Erlaſſes würde 
wahrſcheinlich noch viel ſchärfer ausgefallen ſein, wenn ſein Ur⸗ 
heber das volle Einverſtändnis Seiner Majeſtät dafür erlangt 
hätte, was uns, nach einer Wendung zu ſchließen, „indes“ nicht 
der Fall geweſen zu ſein ſcheint. Wir können uns mit dem 
Gedanken, daß dergleichen Prozeduren zu den Aufgaben der 
deutſchen Regierung gehören, nicht vertraut machen. Wir finden 
es ungewöhnlich, daß man wegen innerer Meinungsverſchieden⸗ 
heiten mit dem früheren Kanzler und wegen Preßäußerungen 
desſelben ſich an das Ausland gewendet hat, um dort Pro⸗ 
paganda gegen den Fürſten zu machen. Während ſonſt die An⸗ 
ſicht dahin geht, daß Botſchafter und Geſandtſchaften unter anderem 
dazu da ſind, die Intereſſen und die Rechte der einzelnen deut⸗ 
ſchen Staatsbürger zu beſchützen und zu fördern, ſo erſcheinen 
dieſe Vertretungen hier im Lichte einer Art von „heimlichen 
Gerichten“, von Femen, welche dazu da ſind, um gegen die 
Mitbürger, mit denen man unzufrieden iſt, an das Ausland zu 
appellieren, indem ſie beauftragt werden, ſich erforderlichenfalls 
über den Fürſten Bismarck und ſeine Tätigkeit mißbilligend zu 
äußern. Man hat im Mai 1890 von der Exiſtenz eines ſolchen 
Zirkulars geſprochen, ohne daß die Sache Glauben gefunden 
hätte; jetzt liegt die amtliche Beſtätigung vor. 

Ob es patriotiſch war, perſönlichem Arger in dieſer Weiſe 
Luft zu machen, laſſen wir dahingeſtellt ſein. Fürſt Bismarck 
hatte von Anfang an beabſichtigt, mit ſeinem Nachfolger in Frieden 
zu leben, und hat ſeinerzeit den „Hamburger Nachrichten“, die 
dem neuen Kurs nicht trauten, mehrfach den Wunſch ausgeſprochen, 
Herrn v. Caprivi nicht anzugreifen. Aber die friedlichen Abſichten 
des Fürſten fanden kein Entgegenkommen; es trat eine Art Boy⸗ 
kottierung von Friedrichsruh ein, es erfolgten Winke und Ein⸗ 
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wirkungen; Leute, die bis dahin mit dem Fürſten in Verkehr 
geſtanden hatten, wurden davon abgebracht. Sondierungen nach 
dem Grunde hiervon ergaben, daß die Betreffenden ſchließlich 
das Auswärtige Amt und den Reichskanzler als diejenigen Stellen 
bezeichneten, die ſie am meiſten zu fürchten hätten, wenn ſie den 
Fürſten beſuchen wollten. Die perſönliche Verſtimmung iſt alſo 
nicht vom Fürſten Bismarck hervorgerufen worden, ſondern 
wurzelte in dem abſolut unbegründeten Mißtrauen, daß der 
Fürſt die Stellung des Herrn v. Caprivi erſtrebte. 

Was den Erlaß nach Wien betrifft, ſo glauben wir, wie 
geſagt, nicht, daß er die Summe der an den öſterreichiſchen Hof 
ergangenen Mitteilungen erſchöpft; wir glauben im Gegenteil, 
daß dieſe eine Mitteilung den gewünſchten durchſchlagenden Effekt 
nicht gehabt hat; wir glauben, daß weitere Schritte in Wien 
erfolgt ſind, wenn auch nicht in bezug auf die Hochzeit des Grafen 
Herbert, ſo doch in bezug auf den Empfang des Fürſten. Die 
Art, wie die Ausdehnung des Boykotts gegen den Fürſten Bis⸗ 
marck auf Wien mit Erfolg erſtrebt worden iſt, ſteht durch ganz 
unanfechtbare, klaſſiſche Zeugniſſe feſt. Dieſer Eingriff in die 
perſönliche und geſellſchaftliche Stellung eines in Wien und in 
der Wiener Geſellſchaft akkreditierten Staatsmannes wie Fürſt 
Bismarck mußte für dieſen ebenſo verletzend ſein, wie jede Art 
von Ausſchließung aus geſellſchaftlichen Kreiſen, zu denen der 
Betroffene naturgemäß gehört. Es iſt auch mindeſtens un⸗ 
gewöhnlich, daß einem Botſchafter verboten wurde, Einladungen 
zu einem Familienfeſte im Hauſe ſeines früheren Vorgeſetzten 
anzunehmen, zu deren Annahme er ſich vor dieſem Verbot bereit 
erklärt hatte. Durch die Depeſche vom 9. Juni wird die Be⸗ 
hauptung widerlegt, daß in Wien keine offiziellen Schritte gegen 
den Fürſten Bismarck erfolgt ſeien, namentlich durch den Auf⸗ 
trag, die Depeſche ſofort zur Kenntnis des Grafen Kalnoky zu 
bringen; denn es hätte nicht den gewollten Zweck gehabt, bloß 
den deutſchen Botſchafter zu inſtruieren. 

Die Verbindung, in welche der Erlaß vom 9. Juni d. J. 
die Hochzeit des Grafen Herbert mit den Gerüchten über eine 
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Annäherung zwiſchen dem Fürſten Bismarck und Seiner Maje⸗ 
ſtät dem Kaiſer bringt, erſcheint uns gezwungen; ebenſo das Maß, 
das für eine ſolche Annäherung im voraus genommen wird, 
wenn der Fürſt Bismarck den erſten Schritt dazu tue. Letzteres 
wird als „unentbehrliche Vorausſetzung“ für die „Gerüchte“ über 
eine Annäherung bezeichnet und deren Fehlen konſtatiert. An 
einem ſolchen Mangel pflegen „Gerüchte“ meiſt zu leiden; die 
Annahme ſelbſt kann nicht überraſchen. Wie weit dieſe Annähe⸗ 
rung, wenn ſie ſtattfinden ſollte, gehen könne, unternimmt der 
Urheber des amtlichen Erlaſſes dahin zu begrenzen, daß die 
öffentliche Meinung nicht das Recht zu der Annahme erhielte, 
Fürſt Bismarck hätte wieder auf die Geſchäfte irgendwelchen 
Einfluß erhalten. Wir glauben nicht, daß das Maß und die 
Wirkung einer ſolchen Annäherung, falls ſie überhaupt ſtatt⸗ 
fände, ſich im voraus genau beſtimmen ließen. Wir können die 
heutige amtliche Welt und die öffentliche Meinung über die 
Eventualitäten, die damit für unſere Zukunft ausgeſchloſſen 
werden ſollten „ vollſtändig beruhigen, indes liefern die beiden 
publizierten Depeſchen ſchon heute den Beweis, daß Fürſt Bis⸗ 
marck „irgendwelchen“ Einfluß auf die Geſchäfte bereits wieder 
gewonnen hat. Die beiden Aktenſtücke, die das Auswärtige Amt 
zu den ihm obliegenden Geſchäften ohne Zweifel rechnet, ſind 
doch nicht ohne „irgendwelchen“ Einfluß des Fürſten auf dieſe 
Geſchäfte entſtanden; im Gegenteil, wir erkennen in dieſem Ein⸗ 
greifen der Organe der Reichspolitik in die Privatverhältniſſe 
des früheren Kanzlers eine von dieſem ungeſuchte Wirkung ſeines 
Einfluſſes, wodurch die Träger der amtlichen Gewalt ſich auf ein 
Feld haben drängen laſſen, welches, wie wir glauben, außer⸗ 
halb der Aufgaben der Reichspolitik liegt. Es entſpricht unſerer 
Anſicht nach den Reichsintereſſen nicht, wenn derjenige, der über 
zwanzig Jahre lang das deutſche Anſehen im Auslande in ſich 
verkörpert hatte, auf dieſe Weiſe im Auslande in ſeinem Rufe 
geſchädigt wird; denn die vorhandenen Einrichtungen des Reiches 
und auch die Politik, die jetzt angeblich „weitergeführt“ wird, 
rühren von ihm her. 
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Fürſt Bismarck und Graf Caprivi. 
(11. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Der „Hamburgiſche Correſpondent“ veröffentlicht einen offi⸗ 
ziöſen Artikel, worin darauf hingewieſen wird, daß Fürſt Bis⸗ 
marck Ende Mai und Anfang Juni 1890 ſich gegenüber den 
Interviewern des „Petit Journal“ und des „Daily Telegraph“ 
über Herrn v. Caprivi ſehr anerkennend ausgeſprochen habe. 
Die zitierten Außerungen beweiſen, daß der Fürſt eine günſtige 
Meinung von dem Charakter des jetzigen Reichskanzlers gehabt 
hat, deren Anderung auch noch heute nirgends nachgewieſen iſt. 
Im Mai und Juni 1890 hat Fürſt Bismarck ohne Zweifel die 
Überzeugung gehabt, daß die Politik des alten Kurſes — wie 
das aus miniſteriellen, amtlichen Kundgebungen in der erſten 
Zeit nach ſeiner Entlaſſung zu ſchließen war — fortgeführt 
werden würde. Die Enttäuſchung darüber, daß dies nicht der 
Fall war, konnte wohl ſein Urteil über die Richtigkeit der neuen 
Politik beeinfluſſen, brauchte aber in keiner Weiſe dasjenige über 
den perſönlichen Charakter ſeines Nachfolgers zu modifizieren. 
Wenn der „Hamburgiſche Correſpondent“ an ſeine Reproduktion 
der Außerungen des Fürſten die Bemerkung knüpft: Der näm⸗ 
liche Mann, den der frühere Reichskanzler damals gelobt habe, 
ſolle nur ein „gewöhnlicher Streber“, ein politiſcher Intri⸗ 
gant“ ſein, ſo iſt das eine vollkommen verlogene Inſinuation, 
wie wir ſie in Lieberſchen und ſozialdemokratiſchen Blättern, 
aber nicht im „Hamburgiſchen Correſpondent“ geſucht hätten. Fürſt 
Bismarck hat ſich unſeres Wiſſens über den perſönlichen Cha⸗ 
rakter des jetzigen Reichskanzlers in keiner ſeiner Kundgebungen 
in einer Weiſe ausgeſprochen, welche mit den zitierten Auße⸗ 
rungen aus dem Sommer 1890 in Widerſpruch ſtände. Auch 
die von uns gebrachte Kritik berührt nicht den Charakter des 
Generals, ſondern nur ſeine amtlichen Leiſtungen und man kann 
ein integrer Charakter ſein, ohne dadurch, wenn man die Lei⸗ 
tung der Politik eines großen Landes übernommen hat, gegen 
jede Kritik dieſer Politik Deckung zu finden. 
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Wir haben den jetzigen Kanzler niemals als einen perſön⸗ 
lichen Feind feines Vorgängers bezeichnet, auch niemals ge⸗ 
glaubt, daß er ſich um ſeine jetzige Stellung bemüht oder auch 
nur ſie gern übernommen habe, wir ſind aber der Anſicht, daß 
er in dieſer Stellung getragen iſt von dem Vertrauen ſolcher 
Parteien, deren Beſtrebungen wir dem Reiche für nachteilig 
halten. Ob ihn ſelbſt dieſes Vertrauen freut oder nicht, gehört 
nicht zur Sache. Daß ſeine Ernennung zum Reichskanzler eine 
vollſtändige Überraſchung für ihn war, glauben wir noch heute, 
aber nicht, daß ſie es für Herrn Windthorſt war. Wenn die 
Wünſche und das Vertrauen des Zentrums ſich für den Fall eines 
Kanzlerwechſels Herrn v. Caprivi zuwandten und wenn dieſer, 
als der Fall eintrat, die kaiſerliche Ernennung in ſoldatiſchem 
Gehorſam annahm, ſo wird ihm niemand daraus einen Vorwurf 
machen. Auch wir haben es nicht getan, ſondern nur die Tatſache 
konſtatiert, daß Graf Caprivi dem Zentrum genehm iſt und von 
ihm geſtützt wird. Dies beweiſt die ganze Geſchichte ſeiner amtlichen 
Tätigkeit von der Annäherung an Windthorſt bis zu den jüngſten 
öffentlichen Kundgebungen des Zentrums durch Herrn Lieber. 

Um eine widerſpruchsvolle Beurteilung des jetzigen Reichs⸗ 
kanzlers durch den Fürſten Bismarck nachzuweiſen, hebt der 
„Hamburgiſche Correſpondent“ auch die einſtige Ernennung des 
Generals Caprivi zum Chef der Admiralität hervor. Dieſe 
Ernennung geſchah auf Militärbefehl des Kaiſers; der damalige 
Reichskanzler aber hat aus ſeinen Erinnerungen an Caprivis 
frühere Beziehungen zu ſeinen reichsglöckneriſchen Gegnern keinen 
Grund entnommen, die Entſcheidung des Kaiſers in Zweifel zu 
ziehen. Die „Reichsglocke“ war ein weſentlich vom Zentrum 
gefördertes Unternehmen, bei dem der Ultramontanismus Bei⸗ 
ſtand fand von ſeiten der Feinde des erſten Kanzlers im Lager 
der „Kreuz⸗ Zeitung“, und zwar in der Richtung Dieſt⸗Daber 
und in der Richtung des damaligen vortragenden Rates im 
Miniſterium des Innern, Herrn v. Lebbin. Verſucht wurde es, 
zu dieſer Oppoſition auch den verſtorbenen Feldmarſchall v. Man⸗ 
teuffel heranzuziehen und namentlich deſſen unmittelbare Be⸗ 
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ziehungen zum König Wilhelm I. in Mitwirkung zu nehmen zur 
Fruktifizierung der Fiktion, als ob die kanzleriſche Tätigkeit der 
„Armee“ ſchade. Die Verdächtigungen gingen ſo weit, daß dem 
Kanzler eine unerklärliche Feindſchaft gegen die Armee zuge⸗ 
ſchrieben wurde. Der Feldmarſchall v. Manteuffel weigerte ſich, 
beim König gegen den Fürſten Bismarck tätig zu ſein, und 
machte letzterem nähere Mitteilungen über die betreffende An⸗ 
gelegenheit und den Verſuch, ihn dafür zu gewinnen. Der Ver⸗ 
kehr mit markanten Trägern dieſer reichsglöckneriſchen Beſtre⸗ 
bungen, wie zum Beiſpiel der mit dem verſtorbenen Geheimrat 
Lebbin und dem neuerdings militäriſch rehabilitierten Major 
v. Dieſt⸗Daber, involviert noch nicht notwendig die Annahme 
eines gleichen Maßes von Feindſchaft gegen den Fürſten Bis⸗ 
marck, welches die genannten Herren dieſem widmeten. Der 
Verſuch, einflußreiche Leute am Hofe, wie den Feldmarſchall 
v. Manteuffel, zur Bekämpfung des Fürſten Bismarck beim 
Kaiſer Wilhelm J. zu gewinnen, iſt ſchon eher ein Sym⸗ 
ptom, aber die Erinnerung daran hat den früheren Kanzler 
nicht bewogen, die Ernennung des Generals v. Caprivi zum 
Chef der Admiralität zu verhindern, im Gegenteil hat der da⸗ 
malige Reichskanzler demnächſt in allem Vertrauen mit dem 
heutigen Reichskanzler ſeine Arbeit fortgeſetzt. Die „Reichsglocken⸗ 
Erinnerungen“ haben auf die wohlwollende Beurteilung des 
perſönlichen Charakters ſeines früheren Kollegen beim Fürſten 
Bismarck niemals Einfluß geübt. Der Mangel an Einverſtändnis 
in der Politik bedingt nicht notwendig eine ungünſtige Be⸗ 
urteilung der perſönlichen Achtbarkeit. Wenn man ſonach aus 
den früheren, für den Charakter des Generals v. Caprivi durch⸗ 
aus günſtigen Kundgebungen des Fürſten Bismarck und aus dem 
angeblichen Widerſpruch, in welchem damit unſere objektive Kritik 
des neuen Kurſes ſteht, den Schluß zieht, daß hierin ein Zeugnis 
für die „Verwirrung des Gedächtniſſes“ und den geiſtigen Nieder⸗ 
gang des Fürſten liege, ſo zeigt das nur, daß die Gehäſſigkeit, mit 
welcher die ſozialdemokratiſchen Blätter den Fürſten angreifen, 
der offiziöſen Preſſe gegenüber Anſteckungskraft betätigt hat. 
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Die Einwirkungen in Wien. 
(11. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Wir haben neulich angedeutet, daß wir die Mitteilungen, 
welche in Sachen des Empfanges des Fürſten Bismarck durch 
den Kaiſer von Oſterreich von Berlin nach Wien ergangen ſind, 
durch den vom „Reichsanzeiger“ veröffentlichten Erlaß nicht für 
erſchöpft hielten. Wenn wir dabei nur von Wien ſprachen, ſo 
haben wir damit die nach Peſt, wo ſich zu jener Zeit das Hof⸗ 
lager des Kaiſers Franz Joſef befand, gerichteten Vorſtellungen 
natürlich nicht ignorieren wollen. — Der Erlaß vom 9. Juni d. J. 
iſt früher ergangen, als das amtliche Nachſuchen des Fürſten 
Bismarck um eine Audienz beim Kaiſer Franz Joſef; dieſe Bitte 
um Audienz konnte ſomit am 9. Juni in Berlin noch nicht be⸗ 
kannt ſein. Um den Fürſten Bismarck bei ſeinem Beſuche am 
öſterreichiſchen Hofe zu diskreditieren, wäre allerdings die In⸗ 
ſtruktion an den Prinzen Reuß, ſich gegen den Grafen Kal⸗ 
noky — der natürlich ſeinem Souverain davon Mitteilung 
machte — in dem vorgeſchriebenen Sinne zu äußern, ſchon hin⸗ 
reichend geweſen, wenn die diplomatiſchen Eröffnungen an den 
Grafen Kalnoky ſofort ein gleichgeſtimmtes Entgegenkommen 
gefunden hätten. Es wird aber behauptet, daß man in Wien auf 
die erſte Einwirkung hin keine Neigung gehabt habe, d’&pouser 
de rancune étrangère, und daß der ſtärkere Druck zwecks Ver⸗ 
ſagung einer Audienz erſt ſpäter geübt worden ſei, nachdem 
Prinz Reuß nach Berlin gemeldet hatte, daß der Fürſt um 
eine Audienz beim Kaiſer Franz Joſef amtlich nachgeſucht habe. 
Dies kann aber nach den Zeitverhältniſſen erſt mehrere Tage 
nach dem 9. Juni der Fall geweſen ſein. 


Demokratiſch⸗ſozialiſtiſche Exzeſſe. 
(11. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


In der demokratiſch⸗ſozialiſtiſchen Preſſe — aber freilich nur 
vorwiegend, nicht ausſchließlich in dieſer — feiert zurzeit der 
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alte Haß gegen den Fürſten Bismarck wahre Orgien geifernder 
Wut, die ſich hauptſächlich gegen die Perſon des früheren Reichs⸗ 
kanzlers richtet. Es iſt hierbei vielleicht die inſtinktive Furcht 
wirkſam, daß ihr das Rezept, das ſie jetzt zur Verfügung zu 
haben glaubt, von ſeiten des Fürſten doch noch verdorben werden 
könnte. Die Beſchimpfungen und Verleumdungen, die gegen 
die Perſon des erſten Kanzlers in der genannten Preſſe ge⸗ 
richtet werden, ſind ſelbſt für das Talent des Herrn Eugen 
Richter unerreichbar, und das will viel ſagen. Andererſeits iſt 
uns die Sucht einzelner Blätter aufgefallen, dem Fürſten Bis⸗ 
marck die heitere Gemütsverfaſſung, von der wir geſprochen 
haben, abzuſtreiten und dafür eine krankhafte Reizung ſeines 
Gallenorgans zu behaupten. Wenn ſich kein neuer Blind oder 
Kullmann mobil machen läßt, ſo ſoll wenigſtens durch Ver⸗ 
derben der Kiſſinger Kur nachteilig auf die Geſundheit des 
Fürſten eingewirkt werden. So ungefähr iſt der Eindruck, den 
dieſe Zornesausbrüche machen. Wir müſſen dieſe Hoffnung zu⸗ 
ſchanden machen; der Fürſt befindet ſich vollkommen guter Laune. 
Wenn es nicht gelingt, einen neuen Blind oder Kullmann auf 
ihn loszulaſſen, ſo wird der Zweck, ihn durch Arger ums Leben 
oder um das ihm verbliebene Maß von Geſundheit zu bringen, 
noch lange nicht erreicht werden. | 


Ablehnung des Erſcheinens im Reichstage. 
(12. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


In der Preſſe dauern die Ermahnungen an den Fürſten 
Bismarck fort, in den Reichstag zu gehen und von dort aus 
ſeine Kritik gegen die Regierung fortzuſetzen. Wir ſind der An⸗ 
ſicht, daß die Entſchließung darüber, ob der Fürſt in den Reichs⸗ 
tag gehen will oder nicht, ihm allein zuſteht und daß er ſich 
darüber höchſtens ſeinen Wählern gegenüber zu verantworten 
hat. Wir richten das freundliche Erſuchen an die Blätter, ſich 
in dieſer Beziehung nicht den Kopf des Fürſten Bismarck zu 
zerbrechen. Der Fürſt iſt zum Erſcheinen im Reichstage ebenſo 
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berechtigt, wie zum Wegbleiben, zum Reden im Parlament 
ebenſowohl wie zur Außerung ſeiner Anſichten in der Preſſe. 
Einſtweilen ſcheint letzteres aber wirkſamer zu ſein als das 
Reden im Reichstage, da ſämtliche Fraktionen durch ihre Inter⸗ 
eſſen an feſte Bahnen gebunden ſind und teils von jeher Gegner 
der Politik des alten Kurſes geweſen ſind, teils durch ihre Sorge 
um die Zukunft ihrer Fraktionspolitik an Abweichungen des 
neuen von dem alten Kurſe, auch wenn ſie ihnen nicht gefallen, 
ſich gebunden fühlen. Die öffentliche Meinung der gebildeten 
Deutſchen, welche nicht Reichstagsmitglieder ſind, iſt im weſent⸗ 
lichen vorurteilsloſer und weniger durch Parteiintereſſen okku⸗ 
piert, alſo zugänglicher für eine Politik, welche lediglich die 
Geſamtintereſſen des Reiches im Auge hat. Es gibt ein fran⸗ 
zöſiſches Sprichwort: „Der ſchlimmſte Taube iſt der, der nicht 
hören will!“ Zu dieſer Sorte von Tauben gehören doch die 
meiſten Leute, die den Partei⸗ und Fraktionskampf in Parla⸗ 
ment und Preſſe zu ihrer Lebensaufgabe und zur Grundlage 
ihrer vorhandenen oder erſtrebten Lebensſtellung gemacht haben. 
Man kann im Reichstage ſagen, was man will; die Fraktionen 
ſind für die Abſtimmung bereits gebunden, bevor die Sitzung 
beginnt, und verſchließen ſich prinzipiell allen Gegengründen 
und der Prüfung derſelben. Die Fälle, wo eine Parlaments⸗ 
rede einen entſcheidenden Einfluß auf die Abſtimmung geübt 
hat, ſind bei wichtigen Fragen ſehr ſelten; die Entſcheidung er⸗ 
folgt bereits in den Fraktionsſitzungen. 


Fürſt Bismarck und Fürſt Ferdinand von Bulgarien. 
(12. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Bezüglich des Zuſammentreffens des Fürſten Bismarck mit 
dem Prinzen Ferdinand von Koburg in München teilen wir 
mit, daß der Prinz den Wunſch äußern ließ, den früheren 
Kanzler zu beſuchen. Fürſt Bismarck, der im Begriff ſtand, 
auszufahren, ließ ihm ſagen, daß er in der Ungewißheit über 
ſeine Tagesordnung keine Stunde für den Beſuch beſtimmen 
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könne, und daß er deshalb auf jeiner Ausfahrt beim Prinzen 
vorfahren werde. Dies geſchah und darauf machte der Prinz 
ſeinen Gegenbeſuch. Irgendeine politiſche Bedeutung oder Kon⸗ 
ſequenz hat dieſer Beſuch natürlich nicht. 


Der Zweck der Veröffentlichung im „Reichsanzeiger“. 
(12. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Zur Zeit, als der Erlaß vom 23. Mai 1890 an die aus⸗ 
wärtigen Miſſionen verſandt wurde, lag von politiſchen Auße⸗ 
rungen des entlaſſenen Reichskanzlers nichts vor, als die fried⸗ 
liebenden Unterhaltungen mit dem Ruſſen Lwow („Nowoje 
Wremja“), durch die Fürſt Bismarck den Ruſſen von der Fried⸗ 
lichkeit und Freundſchaft Deutſchlands zu überzeugen und den 
ruſſiſchen Publiziſten zu veranlaſſen ſuchte, falſche Vorſtellungen 
ſeiner Landsleute in dieſer Hinſicht zu beſeitigen, was auch ge⸗ 
ſchehen iſt. Wir glauben, daß der Fürſt damit der Reichspolitik 
einen Dienſt erwieſen hat. Der ziemlich freie Bericht des 
Franzoſen Henri des Houx im „Matin“ über ſeine Unterredung 
mit dem Fürſten Bismarck lag vielleicht ebenfalls ſchon vor, 
als der Erlaß vom 23. Mai 1890 erging, aber auch in bezug 
auf ihn gilt das Geſagte. 

Sonach ſind wir nicht imſtande, uns ein ſicheres Urteil dar⸗ 
über zu bilden, was der Zweck der beiden jetzt im „Reichs⸗ 
anzeiger“ publizierten Erlaſſe war. Ein beſtimmtes Ziel, ein 
Petitum derſelben iſt uns kaum erfindlich. 

In unſerer Verlegenheit, ein ſolches zu finden, wird uns 
von Berlin aus der Gedanke eingegeben, das Hauptgewicht bei 
den Erlaſſen, reſpektive bei ihrer Veröffentlichung ſei in dem 
Satz zu ſuchen, daß dem Fürſten Bismarck niemals wieder 
„irgendwelcher“ Einfluß auf die Politik eingeräumt werden 
würde. Es iſt wahrnehmbar geweſen, daß unter dem Einfluß 
von Gerüchten über eine Annäherung des Fürſten Bismarck an 
das heutige Regime die Beſorgnis ſeiner Gegner und insbe⸗ 
ſondere der Gefolgſchaft des Zentrums, der frühere Kanzler 
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könne wieder Einfluß gewinnen, im Steigen war. Es iſt wohl 
denkbar, daß das Zentrumskartell, als Stütze der Capriviſchen 
Politik, der Regierung gegenüber irgendeine Bürgſchaft gegen 
die Wiederkehr des Fürſten Bismarck verlangt hat, eine öffent⸗ 
liche, amtliche Abſage, ein Verſprechen, daß niemals wieder ein 
Einfluß des alten Kurſes in Kraft treten ſolle. Das Zentrums⸗ 
kartell mag ſich die Frage vorgelegt haben: wer bürgt uns da⸗ 
für, daß, wenn wir parlamentariſch den neuen Kurs durch 
unſere Stimmen unterſtützen, wenn wir ſeine Wünſche befrie⸗ 
digen, daß man uns nicht, nachdem dies geſchehen iſt, als ent⸗ 
behrlich behandelt und zum alten Kurſe zurückkehrt. Das Ver⸗ 
ſprechen der Regierung, dergleichen nicht zu tun, liegt allerdings 
in dem betreffenden Satze des veröffentlichten Aktenſtückes vom 
23. Mai 1890. 

Wir können uns auch ſchwer erklären, warum die Anweiſung 
an den Prinzen Reuß in bezug auf das Verhalten des Bot⸗ 
ſchaftsperſonals bei Gelegenheit der Wiener Hochzeit mit einem 
ſolchen Pronunciamento über die Verſöhnungsgerüchte und über 
den feſten Entſchluß, dem früheren Kanzler „irgendwelchen“ 
Einfluß niemals wieder zu geſtatten, eingeleitet worden iſt. Für 
das Botſchaftsperſonal und deſſen Verhalten zur Hochzeit war 
dies Pronunciamento gleichgültig; das bloße Verbot der Be⸗ 
teiligung hätte genügt. Es lag kein ſachliches Bedürfnis vor, 
dies Verbot dem kaiſerlichen Botſchafter gegenüber durch die 
Kundgebung zu komplizieren, daß der frühere Kanzler niemals 
wieder zu Einfluß gelangen ſolle. Auch ohne ein ſolches Ver- 
ſprechen der Reichsregierung würde Prinz Reuß feine Inſtruk⸗ 
tionen genau ausgeführt haben. Wir können nicht leugnen, 
daß uns dieſer für amtliche Anweiſungen ungewöhnliche Vor⸗ 
wand zu einem Verbot, auf einer Hochzeit zu erſcheinen, den 
Eindruck von etwas künſtlich Aufgeklebtem in dem ganzen Er- 
laſſe macht, wir möchten ſagen: von einer poſthumen Verbrei⸗ 
terung ſeiner Tragweite. 

Es würde uns Beruhigung gewähren, wenn wir einen an- 
deren praktiſchen Zweck der Veröffentlichung dieſer Erlaſſe uns 
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denken könnten, aber unſer Nachdenken weiſt uns keinen anderen 
auf als den oben als wahrſcheinlich bezeichneten, dem Zentrums⸗ 
kartell eine Bürgſchaft der Dauer der antibismarckſchen Politik 
zu geben, dem Zentrum Urfehde zu ſchwören und es über die 
Rückberufung des Fürſten Bismarck öffentlich zu beruhigen. 
Wenn uns unſere Gegner helfen wollen, andere Motive dieſer 
Veröffentlichungen zu entdecken, ſo werden wir dies als ein 
lediglich im Intereſſe der geſchichtlichen Eindrücke unſerer na⸗ 
tionalen Entwickelung liegendes Beſtreben anerkennen und ihm 
entgegenkommen. 


Caprivi und das Zentrum. 
(12. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Daß Graf Caprivi im „Reichsanzeiger“ die Deduktion wider⸗ 
legt habe, er ſei der Kandidat des Zentrums geweſen, können 
wir in keiner Weiſe zugeben. Er mag das Vertrauen des 
Zentrums nicht erſtrebt haben, aber er hat es beſeſſen. Wie 
iſt es möglich, daß ein preußiſcher Miniſter die Maßregeln er⸗ 
greifen kann, die von der erſten Annäherung an Windthorſt 
an durch die Begünſtigung der polniſchen Aſpirationen, durch 
die Art der Vertretung der Schulvorlage ergriffen wurden, 
ohne der Kandidat des Zentrums zu ſein, er mag es wollen 
oder nicht; von der jüngſten Verherrlichung Caprivis durch den 
Abgeordneten Lieber ganz zu ſchweigen. Ob die „Reichsglocke“ 
und die Herren v. Lebbin, Dieſt⸗Daber, Los und ſo weiter Be⸗ 
ziehungen zum Zentrum gehabt haben, ob die mißlungenen 
Verſuche, den Feldmarſchall v. Manteuffel zum Einſchreiten 
gegen den damaligen Reichskanzler und zur Verſtimmung Kaiſer 
Wilhelms I. gegen denſelben zu bewegen, mit Beziehungen zum 
Zentrum in Verbindung gebracht werden können, das alles iſt 
gleichgültig bei Beurteilung der Frage, ob das Zentrum 1890 
danach ſtrebte, den Reichskanzler zu beſeitigen, und ob das da⸗ 
mals Windthorſtſche Zentrum Herrn v. Caprivi als Erſatzmann 
in Ausſicht genommen hatte. Ganz unabhängig von Reichs⸗ 
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glockenerinnerungen geht aus den Ereigniſſen nach dem März 
1890 unwiderleglich hervor, daß der Nachfolger des Fürſten 
Bismarck das vom Zentrum auf ihn geſetzte Vertrauen durch 
ſeine Politik gerechtfertigt hat. 


Wirkungsloſigkeit der „Verfemung“ des Fürſten 
Bismarck. 
(13. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Verfemung“ — wie die „Magdeburger Zeitung“ es 
nennt — des Fürſten Bismarck durch die bekannten Erlaſſe hat 
in Wien doch nur auf die dortigen amtlichen Kreiſe Eindruck 
gemacht, auf die ſtädtiſchen ſchon gar nicht, wie der Empfang 
der ſtädtiſchen Behörden im dortigen Rathauſe beweiſt, aber 
namentlich auß die hohe öſterreich⸗ungariſche Ariſtokratie nicht. 
Obſchon die Saiſon in Wien ſchon längſt geſchloſſen und die 
Hauptſtadt für die höhere Geſellſchaft leer war, ſo würde man 
doch ſchwerlich irgendwo anders als in Wien eine ähnliche Ver⸗ 
ſammlung von vornehmen und ſchönen Frauen in der toten 
Saiſon zuſammenbringen können, wie ſie am Polterabend vor 
der Hochzeit im Palffyſchen Palais verſammelt war. Wer 
einen Blick in dieſe Verſammlung geworfen hat, war an⸗ 
genehm überraſcht durch den Anblick ſo zahlreicher ſchöner 
Frauen, ſo geſchmackvoller Toiletten, ſo glänzenden Schmuckes, 
wie er dort im Kerzenlicht ſchimmerte, und wenn man die 
Namen der Anweſenden kennen lernte, ſo konnte man ſicher 
nicht ſagen, daß die „Verfemung der Hochzeit“ in der öſter⸗ 
reich⸗ungariſchen Ariſtokratie „irgendwelchen“ Eindruck gemacht 
hätte. 

Eine analoge Betrachtung könnte man über die Ovationen 
anſtellen, die dem Fürſten Bismarck zurzeit in Kiſſingen in 
immer zunehmender Zahl und Stärke von der Bevölkerung aus 
nah und fern, von den Badegäſten, wo er ſich nur zeigt, be- 
reitet werden. Tagtäglich wird das Erſcheinen von neuen, 
ähnlichen Deputationen, wie die aus Jena, aus Württemberg und 
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anderen Bundesſtaaten angemeldet und daneben beweiſt die unge⸗ 
heure Anzahl von Huldigungs⸗Briefen,⸗Telegrammen und⸗Sen⸗ 
dungen, die in Kiſſingen unausgeſetzt eintrifft und faſt nicht bewältigt 
werden kann, daß die Begeiſterung für den Fürſten Bismarck in 
den deutſchen Ländern nach Bekanntwerden der Erlaſſe nicht nur 
nicht abgenommen, ſondern unter dem Eindruck der amtlichen Ab⸗ 
ſage an den Fürſten Bismarck an Umfang und Intenſität er⸗ 
heblich zugenommen hat. Es iſt ganz erſichtlich, daß das heim⸗ 
liche Gerichtsverfahren, das von der bureaukratiſchen Diplomatie 
gegen den Fürſten Bismarck eingeleitet worden iſt, in ſeiner 
Wirkung bis in die öffentliche Meinung der Bevölkerung nicht 
entfernt hineinlangt. 

Was die Wirkung der amtlichen und offiziöſen Angriffe gegen 
den Fürſten Bismarck auf dieſen ſelbſt anlangt, ſo können wir 
nur wiederholen, daß ſie ihn weder „erregt“ haben, noch ihm 
beſondere „geiſtige Anſtrengungen“ verurſachen, die ſeiner Bade⸗ 
kur ſchädlich ſein könnten. Dieſe Hoffnung ſollte man je eher 
je beſſer aufgeben. Die Gegner überſchätzen den Eindruck, den 
ihre Angriffe gegen den Fürſten Bismarck auf dieſen machen. 
Sie ſollten ſich nur vergegenwärtigen, daß ein Mann in den 
Jahren des Fürſten Bismarck, der ſeit vierzig Jahren an 
gröbere öffentliche Angriffe, Verdächtigungen und Verleum⸗ 
dungen gewöhnt iſt, einigermaßen abgehärtet gegen ſolche 
Dinge iſt und im Gegenteil die Muße ſeines Badelebens gern 
damit ausfüllt, Kenntnis von der Fortdauer des Kampfes 
und der Kampfesmittel, die gegen ihn angewendet werden, 
zu nehmen. 


Reviſion der Anſicht über Caprivi. 
(13. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 
Die „Voſſiſche Zeitung“ ſchreibt bei Beſprechung der beiden 
Erlaſſe im „Reichsanzeiger“: 


„Noch am 24. April 1890 hatten die Hamburger Nachrichten ge⸗ 
ſchrieben, Fürſt Bismarck habe ihnen direkt den Wunſch ausgedrückt, 
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Herr v. Caprivi, den er wegen feiner perſönlichen Eigenſchaften hoch⸗ 
ſchätze, möge ſeinem Charakter und der Schwierigkeit ſeiner Aufgabe 
entſprechend mit Rückſicht behandelt werden. Der Fürſt ſei mit Herrn 
v. Caprivi befreundet und wünſche es zu bleiben.“ 


Das iſt richtig. Aber nach der ganzen Boykottierung des 
Fürſten, wie ſie ſich in dem Erlaß vom 23. Mai 1890 kenn⸗ 
zeichnet und nachdem der neue Kurs ſich immer mehr von dem 
alten entfernt hatte und dem Fürſten daneben die perſönlichen 
kleinlichen Mittel, die gegen ihn in Anwendung gebracht wurden, 
mehr und mehr klar geworden waren, nachdem er alſo ſeinen 
Nachfolger ſelbſt längere Zeit an der Arbeit beobachtet hatte, 
ſcheint allerdings eine Wandlung ſeiner Anſicht über ihn ein⸗ 
getreten zu ſein. Der Fürſt iſt allmählich zu der Erkenntnis 
gelangt, daß die Unterſtützung des Generals v. Caprivi, zu 
der er einen erſten Anlauf genommen hatte, nicht durchführbar 
ſei, da der neue Kurs eben eine andere Richtung einzuſchlagen 
begann. Die Notwendigkeit, die bis dahin nicht vorgelegen 
hatte, die Politik eines großen Landes ſelbſtändig zu leiten, 
rückte eben die Erſcheinung des neuen Kanzlers allmählich in 
ein neues Licht. Das erſte Urteil über den General v. Caprivi 
als Reichskanzler war naturgemäß kein abſchließendes; erſt 
wenn jemand ſeine Selbſtändigkeit auf dem geſpannten Seile 
des unabhängigen Miniſters produziert, läßt ſich ein Urteil über 
ſein Gleichgewicht und ſeine Muskelkraft gewinnen. 


Der Zweck der Wiener Einwirkungen. 
(14. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der zweite Abſatz in der Depeſche des Reichskanzlers 
v. Caprivi an den deutſchen Botſchafter in Wien, Prinzen Reuß, 
vom 9. Juni 1892, welcher beginnt: „Für die Gerüchte“ und 
ſchließt: „irgendwelchen Einfluß gewonnen“, ſteht mit dem ganzen 
übrigen Text erſichtlich in ſehr loſem Zuſammenhange, bildet 
aber zugleich den einzigen Teil des Aktenſtückes, bei dem man 


ſich ein Bild des politiſchen Zweckes machen kann, der mit der 
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Veröffentlichung der Inſtruktion an den Wiener Botſchafter ver⸗ 
bunden ſein könnte. Die Inſtruktion würde, wenn ſie ſich auf 
ihren zweiten Teil: „Falls der Fürſt“ bis zum Schluß be⸗ 
ſchränkt hätte, ihren Zweck beim Prinzen Reuß vollſtändig er⸗ 
reicht haben, und es lag für dieſen Zweck kein Bedürfnis vor, 
die Erklärung zu geben, die „Annäherung des Fürſten werde 
niemals ſo weit gehen können, daß der Fürſt wieder irgend⸗ 
welchen Einfluß auf die Leitung der Geſchäfte gewänne“. Wohl 
aber lag für diejenigen, welche die Möglichkeit der Wiederkehr 
ſolchen Einfluſſes fürchteten, der Wunſch nahe, irgendeine 
öffentliche und amtliche Bürgſchaft dafür zu beſitzen, daß ſie 
durch parlamentariſche Fügſamkeit gegenüber den Regierungs⸗ 
wünſchen gegen die Wiederherſtellung irgendwelchen Bismarck⸗ 
ſchen Einfluſſes auf die Geſchäfte gedeckt ſein würden. Wir 
freuen uns, dieſe bereits in der Abendnummer vom 12. d. Mts. 
erwähnte Auffaſſung gefunden zu haben, von der aus wir die 
Bedürfnisfrage in bezug auf dieſe Veröffentlichung und die po⸗ 
litiſche Tragweite derſelben beſſer als bisher zu beurteilen im⸗ 
ſtande ſind. In dieſer Auffaſſung bildet die Veröffentlichung 
einen politiſchen Schachzug der Regierung zur Sicherſtellung 
parlamentariſcher Anlehnungen, den wir uns logiſch erklären 
können. Wäre unſere Anſicht unzutreffend, ſo würden Motive 
und Ziele der Veröffentlichung uns dunkel bleiben. 


Engliſche Anſprüche. 
(14. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Ergötzlich iſt das entrüſtete Schimpfen der engliſchen Preſſe 
über die ihr unerfreuliche Wahrnehmung, daß der frühere Reichs⸗ 
kanzler ſeinen Einfluß verwendet, um die Unabhängigkeit der 
deutſchen Politik von der engliſchen zu wahren. In England 
hat man ſich eben daran gewöhnt, Deutſchland als den folg⸗ 
ſamen Bundesgenoſſen zu betrachten. Schon zur Zeit des Krim⸗ 
krieges galt es im Sinne Englands als Felonie, daß Preußen 
nicht für England fechten wollte, und von ähnlichen Auffaſſungen 
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hat ſich England auch heute noch nicht freigemacht, und jo wäre 
es für engliſche Blätter wie „Standard“, „Daily News“, „Mor⸗ 
ning Poſt“, „Daily Chronicle“ und jo weiter natürlich ſehr 
ärgerlich, wenn der Einfluß des Fürſten Bismarck für die 
deutſche Politik ſchließlich maßgebender bliebe als die Neigung, 
der höheren Leitung Englands zu folgen. Der „Standard“ 
findet, dies ſei ein „ernſter Skandal“, der Fürſt ſei ein illoyaler 
Untertan, der beſchuldigt wird, Staatsgeheimniſſe zu veröffent⸗ 
lichen — welche das ſind, ſagt er nicht — und Stimmung gegen 
den Kaiſer hervorzurufen — während doch ſeine Kritik nur die 
verantwortlichen Miniſter trifft. Der „Standard“, das Regie⸗ 
rungsorgan des freien England, iſt der Anſicht, es ſtände der 
Regierung frei, den Fürſten Bismarck durch gerichtliche Ver— 
folgung zum Schweigen zu bringen, aber auch in Preußen er⸗ 
freut ſich jeder Staatsbürger des Rechtes, ſeine Anſichten durch 
Wort und Schrift öffentlich kundzugeben. Der „Standard“ 
ſcheint das nicht zu wiſſen und glaubt augenſcheinlich, daß im 
Deutſchen Reich die perſönliche Freiheit des einzelnen zur Ver⸗ 
fügung der jeweiligen Miniſter ſtehe, wie das vor hundert 
Jahren in manchen Ländern der Fall war und wie es noch 
heute in der Türkei der Fall iſt. 

Die „Daily News“ ſpricht von Indiskretionen, ohne ſolche zu 
bezeichnen; indiskret erſcheint dem Blatte ohne Zweifel alles, 
was mit der engliſchen Politik nicht übereinſtimmt. „Daily 
News“ ſpricht von Roheiten bei Anſpielung des Fürſten auf 
hohe Perſonen und ſogar auf die Kaiſerin Friedrich, ohne daß 
es uns möglich wäre, zu ermitteln, auf welche Unterlagen dieſe 
Entſtellung gegründet wird. Das Blatt gibt außerdem die 
Lügen wieder, der Fürſt habe Oſterreich, Italien und die Schweiz 
zu der Art beglückwünſcht, wie fie bei Abſchluß der Handels- 
verträge ſein eignes Land übertölpelt hätten. Fürſt Bismarck 
hat dem Grafen Kalnoky und ebenſo dem Interviewer der 
„Neuen Freien Preſſe“ nur geſagt, er nehme es Ofterreich nicht 
übel, wenn es ſeinen Vorteil wahrgenommen habe, und ſeine 
Geſinnung für Oſterreich ſei dadurch in keiner Weiſe abge- 
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ſchwächt, daß Oſterreich den Mangel an Geſchick auf deutſcher 
Seite benutzt habe; er würde, wenn er als Vertreter deutſcher 
Intereſſen einer weniger gewandten Vertretung Oſterreichs gegen⸗ 
über geſtanden hätte, auch ſeinerſeits kein Bedenken getragen 
haben, dieſen zufälligen Vorteil für ſein Vaterland wahrzu⸗ 
nehmen. Es iſt alſo ein großer Irrtum, wenn behauptet wird, 
Fürſt Bismarck ſei gegen Oſterreich wegen der Handelsverträge 
verſtimmt; er befindet ſich noch heute in derſelben Geſinnung 
Oſterreich gegenüber, in der er vor dreizehn Jahren den Ab⸗ 
ſchluß des Bündniſſes mit Ofterreich erſtrebt und erreicht hat. 
Es iſt dies etwas anderes als eine Beglückwünſchung, es handelt 
ſich nur um die Verſicherung, daß die bundesfreundliche Ge⸗ 
ſinnung des früheren Kanzlers durch die ſchlechten Geſchäfte, 
welche ſein Land bei den Handelsverträgen gemacht habe, nicht 
alteriert worden ſei. 

Die „Morning Poſt“ debütiert mit dem Unſinn, daß Fürſt 
Bismarck ſich bemühe, dem Deutſchen Reiche Schwierigkeiten 
in Beziehung auf Rußland zu bereiten, während das einzige, 
was vorliegt, die Empfehlung ſorgfältiger Pflege der gegen⸗ 
ſeitigen Beziehungen, die Grundlage dieſer irrigen Anſicht über 
die Außerung des Fürſten bildet. „Daily Chronicle“ drückt 
ſich etwas gemäßigter in ähnlicher Richtung aus. 

Das Widerliche an allen dieſen engliſchen Preßſtimmen iſt die 
Heuchelei, mit der ſie ihre ganz berechtigte Vertretung engliſcher 
Intereſſen und ihren Wunſch, Deutſchlands Macht für dieſelbe 
ausnutzen zu können, in eine Art Sorge für das Deutſche Reich 
und für den Ruf des Fürſten Bismarck einkleiden. Die eng⸗ 
liſche Politik, ſollte man danach glauben, ſei in bezug auf eigene 
engliſche Intereſſen freigebiger und aufopfernder für alle anderen 
Nationen und habe jederzeit chriſtliche Hingebung aus dem 
Grunde der Nächſtenliebe im Laufe der letzten Jahrhunderte 
an den Tag gelegt. 

In den engliſchen Preßſtimmen werden einſichtige Lenker der 
deutſchen Politik viel eher eine Warnung vor, als eine Ermun⸗ 
terung zu einer Politik ſehen, welche für England in dem Ge⸗ 
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danken ihre Begründung findet, daß eine Million deutſcher 
Soldaten auf dem Kontingent für engliſche Intereſſen vorkom⸗ 
mendenfalls verfügbar ſein müßten. 


Monarch und Miniſter. 


(14. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Ein Berliner Blatt hat kürzlich auf eine frühere Außerung 
des Fürſten Bismarck verwieſen, daß er auch mit einem unrecht⸗ 
habenden Könige gehen würde. Es iſt anzunehmen, daß bei 
ſolchen Außerungen an Situationen gedacht iſt, wie ſie bei uns 
ſchwerlich vorkommen, nämlich wo der König einer Unterſtützung 
dringend bedarf und ſie von ſeiten anderer nicht findet, ſei es 
im Vollbeſitz des Thrones wie König Wilhelm 1862, ſei es bei 
Gefährdung des Thrones. Wir glauben keineswegs, daß König 
Wilhelm 1862 zu den unrechthabenden Königen gehörte, aber 
wir glauben, daß ſchon er in die Lage gekommen war, wo ein 
perſönlicher Anhänger die Frage nach Recht oder Unrecht des 
Königs nicht mehr juriſtiſch ſo genau unterſuchte, um ein Haar 
darin zu ſpalten. Von ähnlichen Situationen iſt heute keine 
Rede; Seine Majeſtät der Kaiſer befindet ſich glücklicherweiſe 
im Vollbeſitz ſeiner Macht und es fehlt demſelben nicht an 
Dienern, die bereit ſind, ſeinen Willen zu vollziehen. Wir wiſſen 
nicht, woher der „Börſen⸗Courier“ die Empfindung ſchöpft, daß 
Fürſt Bismarck, oder wenigſtens ſeine Organe ſich bemüht 
hätten, den Glauben zu erwecken, als ob die Beziehungen zwi⸗ 
ſchen dem früheren Reichskanzler und dem Kaiſer noch nicht 
endgültig abgebrochen ſeien. Andere Gegner machen uns und 
unſeren Geſinnungsgenoſſen im Gegenteil den Vorwurf, daß 
wir die bedauerliche Tatſache des Abbruches nicht hinreichend 
verhüllt hätten. 


Törichte Zumutungen. 
(14. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Kreuz⸗Zeitung“ iſt der Anſicht, jedermann dürfe die 
Regierung kritiſieren, nur nicht Fürſt Bismarck; während die 
Worte anderer wirkungslos verhallten, habe das Urteil des 
Staatsmannes, der die Politik des Staates gemacht und alle 
Geheimniſſe des Staates kenne, eine ganz andere Wirkung. 
Der Verſuch, den Fürſten wegen exzeptioneller Bedeutung mund⸗ 
tot zu machen, iſt ebenſo töricht, wie der ſeit zwei Jahren immer 
wiederkehrende Hinweis auf die Schädigung, welche die früheren 
Verdienſte des Fürſten Bismarck dadurch erlitten. Die „Kreuz⸗ 
Zeitung“ könnte doch die Beurteilung darüber, was für den 
Fürſten Bismarck erlaubt oder nicht erlaubt iſt, füglich dieſem 
überlaſſen; er iſt zeit ſeines Lebens gewohnt geweſen, ſich ein 
eigenes Urteil über ſeine Handlungen zu bilden. Auf „olym⸗ 
piſche Ruhe des großen Dichters“, welche die „Kreuz⸗Zeitung“ 
ihm empfiehlt, macht er keinen Anſpruch; er hat ſein Leben 


im Kampf um reale Dinge verbracht und iſt an den Kampf 


gewöhnt. \ 

Wenn die „Kölniſche Zeitung“ an den Fürſten Bismarck die 
Forderung ſtellt, er ſolle ſeine Meinungsäußerungen in der 
Preſſe mit ſeinem Namen decken, ſo erinnert das einigermaßen 
an die Napoleoniſche Einrichtung, daß jede Preßäußerung von 
dem Verfaſſer unterzeichnet werden mußte. Sollte es im Be⸗ 
ſtreben der „Kölniſchen Zeitung“ liegen, dieſe Einrichtung bei 
uns einheimiſch zu machen? Wir glauben das kaum. Und 
wenn es der Fall iſt, warum werden in der „Kölniſchen Zei⸗ 
tung“ nicht die Artikel, die das Blatt bringt, von deren Ver⸗ 
faſſern gezeichnet und durch dieſelben gedeckt? 

Die „Kölniſche Zeitung“ ſagt in einer gegen uns gerichteten 
perſönlichen Bemerkung, die Beſchimpfung, mit dem Hute in 
der Hand um offiziöſe Almoſen zu bitten, treffe nicht zu; die 
von dem rheiniſchen Blatte gegen den Fürſten Bismarck er⸗ 
hobene Beſchuldigung, daß er polternd und nörgelnd hinter dem 
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Reichswagen herlaufe, auch nicht. Wenn die „Kölniſche Zei⸗ 
tung“ Vorwürfe macht, die nicht zutreffen, ſo darf ſie ſich über 
Rückzahlung in gleicher Münze nicht wundern. 


Deutſch⸗ruſſiſche Beziehungen. 


(45. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Kölniſche Zeitung“ ſtellt in einem Artikel über den 
Fürſten Bismarck und die deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen die 
Behauptung auf, ſeitdem Deutſchland mit ſeiner ganzen Macht 
für die „volle, großmächtliche Exiſtenz“ Oſterreich⸗Ungarns ein⸗ 
zuſtehen habe, werde es von jedem Vorſtoß der ruſſiſchen Orient⸗ 
politik, welche dieſe Exiſtenz bedrohen würde, in ſeiner eigenen 
Sicherheit, in ſeiner „eigenen Zukunft“ ſelbſt mitgetroffen. 

Die Frage, ob ein Vorſtoß der ruſſiſchen Orientpolitik die 
Exiſtenz Oſterreichs bedrohen würde, muß jedenfalls von der 
Beurteilung der deutſchen Politik abhängig bleiben. Orientaliſche 
Händel können allerdings eine ſolche Entwickelung nehmen, daß 
die Exiſtenz Oſterreichs bedroht wird, aber daß dies von jeder 
ruſſiſchen Bewegung im Orient von Haus aus anzunehmen ſei, 
iſt eine petitio prineipii und man wird die deutſche Entſchließung 
in dieſer Beziehung nicht vor dem Eintritt der Kriſis präjudi⸗ 
zieren dürfen. 

Ebenſo iſt es in dem Artikel der „Kölniſchen Zeitung“ un⸗ 
richtig, wenn von der Reichstagsrede des Fürſten Bismarck im 
Jahre 1888 geſagt wird, ſie bringe zum Ausdruck, daß die 
Verſuche, das alte vertraute Verhältnis mit Rußland wieder 
herzuſtellen, geſcheitert geweſen ſeien. Es ſoll damit behauptet 
werden, die heutige Abkühlung des deutſch⸗ruſſiſchen Verhältniſſes 
ſei 1888 ſchon vorhanden geweſen, alſo habe ſeitdem keine Ver- 
ſchlechterung der deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen ſtattgefunden und 
die Rede vom Jahre 1888 habe einen definitiven und dauern- 
den Bruch mit Rußland bezeichnen wollen. 

Das alte vertraute Verhältnis, wie es zur Zeit Kaiſer Wil⸗ 
helms I. zwiſchen Deutſchland und Rußland ſtattgefunden hatte, 
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konnte allerdings ſchon damals nicht mehr erſtrebt werden, wohl 
aber doch Beziehungen, wie ſie vier Jahre vorher, im Jahre 1884, 
in Skiernevize noch zwiſchen den drei Kaiſern hergeſtellt worden 
waren, nachdem alle Eindrücke des Berliner Kongreſſes und des 
öſterreichiſchen Bündniſſes ſchon ſechs Jahre lang in voller 
Wirkung geſtanden hatten. Wir ſchreiben die Erſchwerung auch 
dieſes Zieles nicht ausſchließlich dem Ausſcheiden des Staats⸗ 
mannes zu, welcher das Vertrauen Alexanders III. beſaß, ſon⸗ 
dern die Verſchärfung der Gegenſätze zwiſchen Berlin und 
St. Petersburg iſt unſerer Anſicht nach hauptſächlich durch die 
Politik erfolgt, welche von preußiſcher Seite in den polniſchen 
Fragen unter den Einflüſſen des Zentrums ausgeführt worden 
iſt, und durch welche die preußiſche Polenpolitik wiederum auf 
Wege gedrängt werden kann, die nach dem Umſturz von 1848 
zu beſchreiten verſucht wurden und in kurzer Zeit ſchließlich in 
dem vollen und blutigen Bruch des polniſchen Elementes mit 
der preußiſchen Regierung ihren Abſchluß fanden. Das wird 
ſich mitten im Frieden nicht wiederholen, aber die große Politik 
wird nicht für ruhige und friedliche Situationen allein gemacht 
und auch nicht mit ſo kurzer Verfallzeit. Die Ausſicht, daß 
wiederum Vorbereitungen zur Erregung der polniſchen Stim⸗ 
mung mit dem Ziele der Revoltierung des ruſſiſchen Polens 
gemacht werden könnten, kann das Vertrauen zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Rußland in ihrer Politik unmöglich fördern, und 
außerdem wird unter allen, welche behaupten, daß die Stimmung 
zwiſchen beiden Reichen und das Vertrauen ihrer regierenden 
Kreiſe zueinander heute dieſelben ſeien wie vor zwei Jahren, 
wohl keiner an die Richtigkeit dieſer wunderlichen Behauptung 
glauben. Man müßte ſich gegen die Wirklichkeit verſchließen, 
wenn man ſolche Behauptungen aufitellt. 

Nicht bloß der Mangel an Eroberungsbedürfniſſen zwiſchen 
beiden Reichen iſt von dem alten Kurſe als Friedensargument 
geltend gemacht worden, ſondern auch die Intereſſenloſigkeit 
Deutſchlands im Oriente. Wir beſtreiten, daß Deutſchland von 
jedem Vorſtoße der ruſſiſchen Orientpolitik mitbetroffen wird. 
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Gerade das Beiſpiel einer Vergewaltigung Rumäniens be⸗ 
hufs Durchmarſches nach Bulgarien würde das deutſche Intereſſe 
nur dann berühren, wenn zwiſchen Deutſchland und Rumänien 
ein ähnliches Abkommen exiſtierte wie zwiſchen Deutſchland 
und Oſterreich. Wir wiſſen nicht, ob dies der Fall iſt. Im 
übrigen gehört Bulgarien nach den Ergebniſſen des Berliner 
Kongreſſes zweifellos zum Reviere des ruſſiſchen Einfluſſes, 
wie denn auch damals den Ruſſen überlaſſen wurde, einen 
Fürſten von Bulgarien nach ihrer Wahl zu beſtellen, was ſie 
taten, ohne darauf gefaßt zu ſein, daß der Neffe der ruſſiſchen 
Kaiſerin, der Prinz von Battenberg, von Rußland abfallen 
werde. Wir glauben aber gar nicht, daß ruſſiſche Abſichten 
zum Durchmarſch nach Bulgarien vorliegen, auch ganz abgeſehen 
von den wirtſchaftlichen Verhältniſſen, die gegenwärtig der ruſſi⸗ 
ſchen Politik Zurückhaltung empfehlen. Deutſchland hat die ver⸗ 
faſſungsmäßige Pflicht, das Intereſſe und den Willen, Ofterreich- 
Ungarn, wenn es von Rußland angegriffen wird, beizuſtehen, 
und es kann kein Zweifel obwalten, daß dies vorkommendenfalls 
geſchehen würde. Aber wir haben keine Verpflichtung über⸗ 
nommen, für irgendeine Geſtalt der ruſſiſchen Beziehungen zur 
Türkei Krieg zu führen. 

Wir glauben, wie geſagt, nicht, daß die Stellung Deutſch⸗ 
lands zu Rußland, wie die „Kölniſche Zeitung“ behauptet, 
heutzutage dieſelbe iſt, wie zur Zeit des Rücktritts des Fürſten 
Bismarck. Wir halten mit der „Kölniſchen Zeitung“ für richtig, 
daß mit der ruſſiſch⸗franzöſiſchen Annäherung nur als mit einer 
Möglichkeit oder Wahrſcheinlichkeit noch heute zu rechnen ſei, 
beſtreiten aber, daß Fürſt Bismarck ſie als vollzogene Tatſache 
angeſehen habe; wir glauben, daß ſie ganz von der Geſchicklichkeit 
abhängt, mit der unſere auswärtige Politik geführt wird. Wir 
haben mit Rußland nach voller Kenntnis der Kongreßergebniſſe 
und der deutſch⸗öſterreichiſchen Verträge zur Zeit von Skiernevize 
um das Jahr 1884 die vertrauensvollſten Beziehungen gepflegt 
und die Herſtellung ſolcher auch zwiſchen Rußland und Oſter⸗ 
reich mit Erfolg vermittelt. Wir haben auch noch bis zum 
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Ausſcheiden des erſten Kanzlers die freundſchaftlichſten Be⸗ 
ziehungen zu Rußland trotz unſerer Verpflichtungen, dem an⸗ 
gegriffenen Oſterreich beizuſtehen, in dem Maße gepflogen, wie 
es aus den Reichstagsreden des Fürſten Bismarck in den 
Jahren 1887 und 1888 mit aller Deutlichkeit hervorgeht. 
Wir wollen Behauptungen der Gleichwertigkeit der Be⸗ 
ziehungen zwiſchen beiden Regierungen zugeben, wenn es heute 
auch noch verſucht wird, eine ähnliche Dreikaiſerzuſammenkunft, 
wie die von Skiernevize, zuſtande zu bringen, um den Frieden 
der drei Reiche untereinander und namentlich auch den zwiſchen 
Rußland und Oſterreich⸗Ungarn zu befeſtigen. Solange nichts 
derart oder auch nur das Beſtreben danach erſichtlich iſt, be⸗ 
haupten wir auch, daß unſere Beziehungen zu Rußland nicht 
mehr die ſind, wie ſie im Oktober 1889 zur Zeit des letzten 
Zarenbeſuchs in Berlin waren. Wir erinnern ſchließlich noch 
daran, daß im Herbſt 1882, alſo zu einer Zeit, wo ſchon alle 
ruſſiſchen Empfindlichkeiten feſtlagen und die öffentliche Meinung 
beſchäftigten, der ruſſiſche Miniſter Giers dem Fürſten Bismarck 
in Varzin einen Beſuch abſtattete und daß noch 1886 bei der 
Begegnung in Franzensbad die politiſchen Beziehungen von 
vollſtem gegenſeitigen Vertrauen getragen waren, und daß im 
Herbſt 1889 der Zar alsdann dem Fürſten Bismarck ſein per⸗ 
ſönliches Vertrauen ausgeſprochen hat. Die Behauptung, daß 
ſich an den ruſſiſchen Beziehungen ſeit dem Ausſcheiden des erſten 
Kanzlers nichts geändert habe, iſt demgegenüber nicht aufrecht 
zu erhalten. Wir glauben nicht, daß Herr v. Caprivi den Be⸗ 
ſuch eines ruſſiſchen leitenden Miniſters bei ſich gewärtigen kann. 


Deutſchland und Rußland. 
(17. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die Wiener „Preſſe“ führt in einem Artikel, deſſen ſonſtige 
Übertreibungen wir unberührt laſſen, an, daß auf dem Berliner 
Kongreß die Ruſſen in dem Widerſtande Englands einem ge⸗ 
bietenden Widerſtand begegnet ſeien. Warum könnte das nicht 
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wieder geſchehen? Warum will man die Laſt des Widerſtandes 
gegen Rußland von den Schultern des intereſſierten britiſchen 
Reiches auf die des nichtintereſſierten deutſchen Reiches abwälzen? 
Ebenſo richtig iſt die Angabe der „Preſſe“, daß auf dem Ber⸗ 
liner Kongreſſe Disraeli⸗Beaconsfield das Weſentlichſte zur 
Schmälerung der Erfolge Rußlands beigetragen habe; wie 
ſtimmt das aber zu den Hetzereien, durch die in Rußland der 
Eindruck zu erwecken verſucht wird, daß es der Einfluß des 
Fürſten Bismarck geweſen ſei, dem jene Schmälerung zu ver⸗ 
danken ſei? Die „Preſſe“ fährt fort: „Einige Jahre nach Ab⸗ 
ſchluß desſelben waren die ruſſiſch⸗preußiſch⸗deutſchen Beziehungen 
nichts weniger als glatt. Fürſt Bismarck hielt es aber des⸗ 
ungeachtet für angemeſſen, auch das ruſſiſche Eiſen nach Mög⸗ 
lichkeit warm zu halten; daß das ruſſiſche nicht bis jetzt rot⸗ 
glühend geblieben iſt, das macht er nun dem neuen Kurſe zum 
ſchweren Vorwurf.“ Das trifft ſchon nicht ganz zu; die Be⸗ 
gegnung von Skiernevize zeigt, daß die Beziehungen nicht nur 
der Länder, ſondern auch der Kaiſer ganz glatte waren. Den 
Fürſten Bismarck anzuklagen, daß er deſſenungeachtet für an⸗ 
gemeſſen hielt, auch das ruſſiſche Eiſen nach Möglichkeit warm 
zu halten, iſt doch eine geradezu lächerliche Anklage. Iſt es 
nicht Pflicht eines deutſchen Auswärtigen Miniſters, unnötige 
und unfruchtbare Kriege mit Rußland mit allen Mitteln zu 
verhüten, die mit dem eigenen Intereſſe und der eigenen Ehre 
verträglich ſind? Wir bedauern es gerade, wenn unſere Be⸗ 
fürchtung zutreffen ſollte, daß das ruſſiſche Eiſen in jüngſter 
Zeit nicht mehr nach Möglichkeit warm gehalten worden ſei. 
Ebenſowenig können wir einen Vorwurf darin finden, wenn 
die „Preſſe“ dem Fürſten Bismarck das Zeugnis erteilt, er 
habe die Dinge ausſchließlich von feinem preußiſch⸗deutſchen 
Geſichtspunkte aus beurteilt. Würde es nicht an Landesverrat 
geſtreift haben, wenn er etwas anderes getan hätte, wenn er 
ſein Amt etwa aus engliſchem oder auch aus öſterreich-unga⸗ 
riſchem Standpunkte verſehen hätte? Letzterer iſt ſicherlich be— 
rückſichtigt worden, ſoweit es mit dem deutſchen Intereſſe irgend⸗ 
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wie verträglich war; darüber hinaus aber darf ein deutſcher 
Miniſter doch nicht gehen, ohne pflichtvergeſſen zu werden. 
Was die „Preſſe“ von der erdrückenden Mehrung des ruſſiſchen 
Machtgewichts durch Vordringen im Orient, von ruſſiſchen Vor⸗ 
poſten am Adriatiſchen und Agäiſchen Meere ſagt, von einer 
Diktatur Rußlands über Europa, die zurückzuhalten im Inter⸗ 
eſſe Deutſchlands liege, iſt Zukunfsmuſik, der wir eine politiſche 
Bedeutung nicht beilegen. Das Wort vom pommerſchen Gre⸗ 
nadier und dem Wert ſeiner geſunden Knochen, deſſen die 
„Preſſe“ überdrüſſig geworden iſt, und das ſie ſich freut, vom 
neuen Kurs nicht mehr zu hören, hat für uns und alle fried⸗ 
liebenden Deutſchen noch dieſelbe Geltung wie früher. 

Die „Kreuz⸗Zeitung“ ſpricht von der Vorbereitung zu dem 
großen Entſcheidungskampfe zwiſchen Slawen und Germanen. 
Auf einen ſolchen Kampf muß man ſich einrichten, aber ent⸗ 
ſcheidend wird er niemals ſein. So wenig wie die Unter⸗ 
werfung faſt ganz Europas durch Napoleon J. zu einer defini⸗ 


tiven Entſcheidung zwiſchen Romanen und Germanen führte, 


ſo wenig wird auch zwiſchen Slawen und Germanen ein end⸗ 
gültig entſcheidender Kampf ſtattfinden, und wir glauben nicht, 
daß die Vorſehung dieſe beiden großen Nationen abſichtslos 
nebeneinander geſtellt hat, oder mit der Abſicht, daß die eine 
der anderen unterworfen ſein ſollte. Nicht einmal zwiſchen 
Deutſchland und Frankreich hat irgendeiner von den zahlloſen 
Kämpfen ſeit dreihundert Jahren die Bezeichnung eines Ent⸗ 
ſcheidungskampfes verdient; noch weniger wird dies zwiſchen 
Deutſchland und Rußland der Fall ſein. Dieſe beiden Länder 
haben weit mehr die Fähigkeit, nebeneinander in Frieden zu 
exiſtieren, als es uns mit dem weſtlichen Nachbar möglich iſt. 
Wir glauben, daß das Beſtreben, gewaltige Kämpfe dieſer Art 
zu verhüten, die Haupttätigkeit unſerer Diplomatie in Anſpruch 
nehmen muß. Mißlingt die Erhaltung des Friedens dennoch, 
ſo muß man auf den Kriegsfall ſo gut wie möglich vorbereitet 
ſein; aber wünſchenswert iſt ſein Eintritt nicht und notwendig 
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Wenn die „Kreuz⸗Zeitung“ Rußland gegenüber auf das 
Wort des früheren Reichskanzlers: „Wir Deutſchen fürchten Gott 
und ſonſt nichts auf der Welt“ hinweiſt, ſo können wir ihr mit⸗ 
teilen, daß ſich Fürſt Bismarck auch heute noch zu ſeinem da- 
maligen Ausſpruch bekennt und daß er noch jetzt wie damals, 
wo er das Wort ſprach, überzeugt iſt, daß wir jeden defenſiven 
Krieg mit Gottes Hilfe ſiegreich beſtehen werden; aber ein zu 
erſtrebendes oder ſicher in Ausſicht zu nehmendes Ziel wird der 
Krieg zwiſchen Deutſchland und Rußland deshalb doch nicht; 
zu verhüten, daß er unnötigerweiſe ſtattfindet, muß die Haupt⸗ 
aufgabe der deutſchen Staatskunſt bleiben. 


Mißverhältniſſe. 
(19. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


In einigen Blättern, zum Beiſpiel in der „Weſer⸗Zeitung“ 
und in der „Straßburger Poſt“, wird die Auffaſſung vertreten, 
daß die Beteiligung des Prinzen Reuß an der Wiener Hochzeit zu 
falſchen Schlüſſen auf die Stellung der jetzigen Regierung hätte 
Anlaß geben müſſen und deshalb unterſagt worden ſei; es ſei 
für die deutſche Regierung „nahezu eine Pflicht geweſen, den 
befreundeten Wiener Hof nicht ohne Nachricht darüber zu laſſen, 
wie man ſich deutſcherſeits zu der Hochzeit ſtelle“. Es liegt in 
dieſer ganzen Auffaſſung eine Unterſchätzung der Stellung des 
Deutſchen Reichs und eine Überſchätzung einer Privathochzeit, 
die vollſtändig harmlos und ohne Folgen verlaufen ſein würde, 
wenn man ſich amtlich gar nicht um ſie bekümmert hätte. Von 
einer „Stellung des Deutſchen Reichs zur Hochzeit“, über die 
in Wien aufzuklären notwendig geweſen wäre, konnte überhaupt 
gar keine Rede ſein, und folglich auch nicht von falſchen Schlüſſen, 
die aus derſelben möglich geweſen wären. In den gegenteiligen 
Preßäußerungen gelangt die nämliche Überſchätzung einer pri⸗ 
vaten Hochzeitsfeierlichkeit zum Ausdruck, wie ſie amtlich durch 
den Erlaß vom 9. Juni bekundet worden iſt und im Auslande 
namentlich Verwunderung erregt hat. Wir glauben nicht, daß 
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aus der Beteiligung des Prinzen Reuß an der Hochzeit politi- 
ſche Schlüſſe zu ziehen geweſen wären, ſondern wir ſind der 
Anſicht, daß durch die amtliche Verhinderung der Beteiligung 
das Deutſche Reich der Hochzeit des Grafen Bismarck in einer 
Form gegenübergeſtellt worden iſt, die recht deutlich zeigt, wie 
das perſönliche Element und die perſönliche Empfindlichkeit im 
neuen Kurſe vorwiegen. 

Wie die Sache in Wien aufgefaßt worden iſt, geht aus 
einem Briefe!) hervor, der von dort aus darüber geſchrieben 
iſt und dem wir nachſtehende Sätze entnehmen: 

„Der Erlaß des Grafen Caprivi vom 9. Juni, den die Hamburger 
Nachrichten in ihrer letzten Sonntagsnummer mit außerordentlicher 
Mäßigung beſprechen, hat hier allgemein und zumal in den vornehmen 
Geſellſchaftskreiſen peinlich berührt. Die kränkende Spitze der Capriviſchen 
Auslaſſung richtet ſich danach nicht bloß gegen den Fürſten Bismarck, 
ſondern auch gegen die Mitglieder der öſterreich⸗ungariſchen Ariſtokratie, 
welche die Hochzeitsfeierlichkeiten gaben und die Einladungen ergehen 
ließen. Fürſt Bismarck und ſeine Familie waren bei der Hochzeit 
ebenſo wie Prinz Reuß und der dem gräflich Hoyosſchen Paare ver⸗ 
ſchwägerte deutſche Botſchaftsrat nichts anderes als Gäſte des Grafen 
Palffy, der Gräfin Andraſſy und des Grafen Hoyos. So war es für 
die Gaſtgeber eine von ihnen mit Recht empfundene Kränkung, daß die 
genannten Mitglieder der Botſchaft die bereits dankend angenommene 
Einladung ohne Angabe triftiger Gründe nach einigen Tagen wieder 
refüſierten. Der Botſchafter hat dies bei ſeinem feinen Taktgefühl ſo 
lebhaft empfunden, daß er darüber krank geworden iſt, denn die Un⸗ 
höflichkeit, die er zu begehen hatte, richtete ſich gegen die einladenden 
öſterreich⸗ungariſchen Herrſchaften.“ 

Wir vermiſſen bei den Einwirkungen in Wien und bei den 
Erlaſſen das wünſchenswerte Augenmaß bezüglich der Stellung 
der Politik eines großen Reiches zu Vorkommniſſen des 
alltäglichen Lebens — und dies Mißverhältnis wird noch er⸗ 
heblich erweitert durch die Publikation der Erlaſſe. Wir ver⸗ 
mögen für dieſe letzteren noch immer kein anderes Motiv als 
logiſch zuläſſig zu entdecken, als die Herſtellung einer Bürg⸗ 
ſchaft gegen Wiederkehr irgendwelchen Einfluſſes des Altreichs⸗ 
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kanzlers durch eine amtliche Publikation. Warum der erite 
Erlaß heute, nach zwei Jahren, veröffentlicht wurde, iſt uns 
noch weniger erkennbar, wenn die Veröffentlichung nicht etwa 
unter dem Eindrucke erfolgt iſt, daß der zweite, kleinere Erlaß 
nicht hinreichend Fülle und äußeren Umfang habe. Im erſten 
Erlaß vom Jahre 1890 tritt das erwähnte Mißyverhältnis 
zwiſchen Vorgängen des privaten Lebens und der Staatspolitik 
noch ſchärfer hervor als in dem zweiten Erlaß. Es handelt 
ſich in ihm nicht um die Hochzeit, ſondern nur um die Unzu⸗ 
friedenheit mit einer deutſchen Zeitung, der unſerigen; dieſe 
Unzufriedenheit wird durch ein Zirkular des Reichskanzlers an 
alle Kaiſerlich Deutſchen und Königlich Preußiſchen Vertretungen 
im Auslande zur Kenntnis aller ausländiſchen Regierungen in 
allen Weltteilen gebracht! Dieſer Unzufriedenheit iſt dadurch 
eine erhöhte Wichtigkeit zu geben verſucht, daß die betreffenden 
Artikel unſeres Blattes aus der Zeit vor dem 23. Mai 1890 
als direkte Kundgebungen des früheren Reichskanzlers den 
fremden Regierungen gegenüber bezeichnet wurden; denn die 
Interviews mit Lwow und des Hour waren die einzigen, die 
bis dahin ſtattgefunden hatten. Dieſe aber ſind, ſelbſt wenn 
man jedes einzige Wort daraus für authentiſch annimmt, ſo 
harmlos, ſo friedliebend und ſo frei von jeder Kritik der gegen⸗ 
wärtigen Regierung, daß ſich die öffentliche Meinung nach 
wiederholter Prüfung derſelben von der Unmöglichkeit überzeugt 
hat, daß ihr Inhalt zu Anklagen des früheren Reichskanzlers 
bei den fremden Regierungen Anlaß gegeben haben ſollte. 
Unſere Gegner haben inzwiſchen ſchon den Rückzug in dieſer 
Beziehung angetrelen und halten ſich allein an die damals er— 
ſchienenen Artikel unſeres Blattes; ſie erzeigen alſo den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ die Ehre, daß nur wegen ihrer Publika⸗ 
tionen ein Weltzirkular der Regierung des Deutſchen Reiches 
und Preußens an alle ihre Vertreter bei den fremden Mächten 
erlaſſen wurde. Wir können daraus mit Genugtuung auf das 
Gewicht ſchließen, das unſerem Blatte und ſeinem Inhalte da- 
mit beigelegt worden iſt. 
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Angebliche Verfehlung des Fürſten. 


(19. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Zu den bekannten Verſuchen, die Verſagung der Wiener 
Audienz auf dortige Entſchließung und nicht auf Berliner Ein⸗ 
wirkung zurückzuführen, tritt in der „Kreuz⸗Zeitung“ die Ent⸗ 
ſtellung, daß Fürſt Bismarck mit ſeinem kaiſerlichen Herrn auf 
Kriegsfuß ſtehe, daß er ſich deshalb nicht ohne weiteres bei 
dem nächſten Freunde und Verbündeten des Deutſchen Kaiſers 
hätte anmelden und nicht hätte erwarten dürfen, daß er ſo 
empfangen werde, „als wenn nichts in der Welt geſchehen wäre“. 
Wir möchten die „Kreuz⸗Zeitung“ um Auskunft darüber er⸗ 
ſuchen, was denn ihrer Meinung nach geſchehen iſt, um den 
von ihr behaupteten Kriegsfuß zu begründen. Wenn jeder 
Deutſche, der an der miniſteriellen Politik etwas auszuſetzen 
hat, dadurch auf Kriegsfuß mit dem Kaiſer geriete und deshalb 
an befreundeten Höfen nicht mehr empfangen werden könnte, 
dann müßten die „Kreuz⸗Zeitung“ und ihre Freunde ſeit Jahr⸗ 
zehnten auf dem Kriegsfuße mit dem regierenden Hauſe geſtan⸗ 
den haben und auf amtlichem Wege bei den fremden Höfen als 
nicht mehr courfähig erklärt worden ſein. Wir erinnern uns 
aus dem deutſchen und preußiſchen Verfaſſungsleben ſehr heftiger 
Invektiven und Kritiken ſeitens der Preſſe und der Abgeord⸗ 
neten gegen die einzelnen Miniſter ſowohl wie gegen ganze 
Miniſterien; wir haben aber niemals davon gehört, daß ſolche 
Kritiken und die Vermutung der Urheberſchaft von Zeitungs⸗ 
artikeln der preußiſchen oder irgendeiner anderen Regierung 
Anlaß gegeben hätte, Zirkulare an ihre Vertreter bei den 
fremden Mächten zu erlaſſen, um vor den Kritikern und Tad⸗ 
lern miniſterieller Machtvollkommenheit heimlich zu warnen und 
ſolche heimliche Warnungen ſpäter zu veröffentlichen. 
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Nochmals: Amſchlag der Stimmung gegen Caprivi. 
(20. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


8 Wir konſtatieren nochmals, daß die vom Fürſten Bismarck 
anfangs geſuchten guten Beziehungen zum neuen Reichskanzler 
nicht von Friedrichsruh aus unhaltbar gemacht worden ſind. 
Wir haben dies letzter Tage eingehender nachgewieſen; heute er⸗ 
innern wir daran, daß Graf Caprivi öffentlich in parlamen⸗ 
tariſchen Verhandlungen auf Friedrichsruh in wenig freundlichem 
Sinne angeſpielt und bei anderer Gelegenheit Marginalien ſeines 
Vorgängers verleſen hat, die ohne gleichzeitige Bekanntgabe der 
Aktenſtücke, auf die ſie ſich bezogen, zu nachteiligen Schlüſſen 
veranlaſſen konnten. Wenn die anfänglich wohlwollende Stim⸗ 
mung des Fürſten Bismarck ſeinem Nachfolger gegenüber nicht 
anhielt, ſo iſt der Anlaß hierzu alſo nicht vom Fürſten Bismarck 
ausgegangen, ſondern von ſeiten des jetzigen Reichskanzlers. 
Aber alle dieſe perſönlichen Dinge würden den Fürſten ſchwer⸗ 
lich zu einer Oppoſition gegen die Politik ſeines Nachfolgers 
veranlaßt haben; hätte dieſer den alten Kurs beibehalten, ſo würde 
er vom Fürſten Bismarck trotz alledem unterſtützt worden ſein. 
Die ſchärfſte Kritik der neuen Politik liegt in der Bundes⸗ 
genoſſenſchaft, bei der ſie Unterſtützung findet. Wenn man die 
heutigen Beziehungen der Parteien und Fraktionen zur Re⸗ 
gierung ins Auge faßt, ſo wird man unwillkürlich an das hübſche 
Lied von Mühler erinnert: „Rechter Hand, linker Hand, alles 
vertauſcht!“ 

Alle Gegner der Herſtellung des Deutſchen Reiches und 
deſſen Entwickelung, die entſchiedenſten Feinde der Politik des 
alten Kurſes ſtehen heute auf ſeiten des neuen, und zwar mit 
einer Leidenſchaftlichkeit, die notwendig Verdacht gegen die Ehr⸗ 
lichkeit ihrer Überzeugung erwecken muß. Für die eingeſchlagene 
Politik aber trägt Graf Caprivi die Verantwortlichkeit allein. 
Wenn dem Kaiſer politiſch richtige Anträge vorgelegt und mit 
Sachkunde zur Auswahl geſtellt werden, ſo ſind wir überzeugt, 
daß der Monarch auch die richtigen auswählt. 


Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. II. 
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Fürſt Bismarck und Graf Caprivi. 


(21. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der „Weſtfäliſche Merkur“ ſchreibt, Fürſt Bismarck habe 
ſeine Behauptung zurücknehmen müſſen, daß General v. Caprivi 
der Kandidat des Zentrums geweſen ſei. Dies iſt eine voll⸗ 
ſtändige Entſtellung der Wahrheit und der Sachlage. Zunächſt 
und der Form nach hat nicht Fürſt Bismarck, ſondern unſer 
Blatt Herrn v. Caprivi für den Kandidaten des Zentrums ge⸗ 
halten; aber wir wüßten nicht, wo wir dieſe Behauptung zu⸗ 
rückgenommen hätten; im Gegenteil, wir halten ſie in voller 
Ausdehnung aufrecht. Wir ſind heute noch der Überzeugung, 
die wir ausgeſprochen haben: daß nämlich Herr v. Caprivi den 
Kanzlerpoſten nicht angeſtrebt hat, daß er aber von dem Zentrum 
für denſelben in Ausſicht genommen worden iſt, daß das Zen⸗ 
trum daran gearbeitet hat, den Kanzlerpoſten für Herrn v. Caprivi 
frei zu machen, daß noch heute das Zentrum die feſteſte Stütze 
des jetzigen Kanzlers iſt und daß es ihn verteidigt gegen jede 
wirkliche oder eingebildete Gefahr der Verdrängung. Das Zen⸗ 
trum glaubt, an dem Grafen Caprivi einen Kanzler nach ſeinem 
Herzen zu haben, und das iſt auch ohne die dahingehende Er⸗ 
klärung, die Herr Lieber im Namen des Zentrums abgegeben 
hat, einleuchtend. 

Wenn wir nicht glauben, daß Graf Caprivi den Kanzler⸗ 
poſten erſtrebt hat, ſo ſind wir dagegen der Anſicht, daß er ihn 
jetzt feſthält und mit Schärfe gegen jede Möglichkeit einer Ande⸗ 
rung eintritt. Dabei ſcheint ſich Graf Caprivi in dem Irrtum 
zu befinden, daß Fürſt Bismarck danach ſtrebe, wiederum ſein 
Nachfolger zu werden. Graf Caprivi wird durch jedes Symptom, 
das bei Hofe in der Richtung einer kaiſerlichen Annäherung an 
den früheren Kanzler ſtattfindet, empfindlich berührt; in der 
offiziöſen Preſſe wird dann regelmäßig, um die Verſtimmungen 
des Kaiſers neu zu beleben, geſagt, die Oppoſition des Fürſten 
Bismarck richte ſich direkt gegen den Thron, während die Tat⸗ 
ſache doch nur die iſt, daß politiſche Ambitionen, bei denen Fürſt 
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Bismarck unbeteiligt ift, um die Gunſt des Kaiſers miteinander 
kämpfen. Der jetzige Kanzler will ſeine Stellung nicht ver⸗ 
lieren und hat dabei ſeit Jahren unzutreffend angenommen, 
daß er von ſeiten des Fürſten Bismarck in derſelben bedroht 
oder gefährdet werde. Dieſer Argwohn hat ihn ſchon im Mai 
1890 zu dem großen Zirkular nach auswärts, dann zu ver⸗ 
ſchiedenen unprovozierten perſönlichen Spitzen gegen den früheren 
Reichskanzler im Parlament, namentlich aber bei jedem An⸗ 
ſcheine kaiſerlicher Verſöhnlichkeit zu Schritten veranlaßt, die 
notwendig von der anderen Seite Abwehr fanden. Dieſe Ab⸗ 
wehr iſt es, die von den offiziöſen und Zentrumsblättern regel⸗ 
mäßig als gegen den Thron gerichtet geſchildert wird. Es handelt 
ſich dabei weniger um einen Kampf zwiſchen dem Grafen Caprivi 
und dem Fürſten Bismarck, als um Herſtellung, Erhaltung und 
Verſchärfung kaiſerlicher Verſtimmungen gegen den früheren 
Reichskanzler. Dieſe Arbeit wird ſeit zwei Jahren emſig be⸗ 
trieben, und der Zirkularerlaß vom 23. Mai 1890 iſt das erſte 
in der Offentlichkeit bekannt gewordene authentiſche Dokument 
darüber. 

Auch in dieſem Jahre, bei den Wiener Vorgängen, iſt es 
unſeres Wiſſens wiederum der perſönliche Einfluß des Grafen 
Caprivi geweſen, welcher der Auffaſſung des Kaiſers, wie ſie ſich 
in dem Glückwunſch desſelben zur Verlobung des Grafen Herbert 
ausdrückte, eine andere Richtung zu geben gewußt hat, die in 
dem Erlaß nach Wien vom 9. Juni 1892 ſich äußerte und in 
der amtlichen Veröffentlichung desſelben kulminierte. Wir haben 
keinen Zweifel darüber, daß die wohlwollende Stimmung des 
Kaiſers noch bis zur Kieler Begegnung andauerte und daß die 
Wendung in derſelben durch amtliche Einwirkungen herbeigeführt 
worden iſt. Daß der Kaiſer, als er den Grafen Herbert Bis⸗ 
marck zu ſeiner Verlobung beglückwünſchte, noch nicht die Ab⸗ 
ſicht gehabt haben kann, das Verbot der Beteiligung an der 
Hochzeit zu genehmigen, iſt wohl mit Sicherheit anzunehmen. 

Die tertii gaudentes, von denen die „National⸗Zeitung“ bei 
dieſem Streite ſpricht, mögen zahlreicher vorhanden ſein, als 
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das Blatt ſelbſt meint, und namentlich in den ehemals reichs⸗ 
feindlichen Fraktionen; aber die duo litigantes find eigentlich 
nicht vorhanden. Wir glauben nicht an einen Streit Caprivi⸗ 
Bismarck, wir glauben nur an die einſeitige Abwehr jeder 
Möglichkeit einer Annäherung des früheren Kanzlers an den 
Kaiſer. Wenn man behauptete, daß zwiſchen dem Zentrum 
und dem Fürſten Bismarck ein Streit beſtände, an dem der 
jetzige Kanzler ſeine Freude hätte, ſo würde man ſchon eher 
ein zutreffendes Gleichnis haben. 


Zur antiſemitiſchen Agitation. 
(23. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Verſchiedene Vorgänge der jüngſten Vergangenheit haben in 
verſchiedenen Blättern mehr oder minder erregte Erörterungen 
über die ſogenannte Judenfrage hervorgerufen. Wir haben uns 
bisher enthalten, daran teilzunehmen, und uns auf Mitteilung 
von Tatſachen, ſoweit ſie zum Beiſpiel in gerichtlichen Verfahren 
vorlagen, beſchränkt. Es iſt auch nicht unſere Abſicht, hiervon 
abzuweichen; wir halten es aber für nützlich, einige Geſichts⸗ 
punkte in den Vordergrund zu rücken, deren Beachtung wir in 
der bisherigen Diskuſſion öfter vermißt haben. 

Dahin gehört in erſter Linie, daß die antiſemitiſche Agitation, 
ſo wie ſie jetzt in der Preſſe und in Verſammlungen betrieben 
wird, zu praktiſchem Ergebnis ſchwerlich führen kann. Es iſt 
Tatſache, daß der iſraelitiſche Volksſtamm vielen anderen Be⸗ 
völkerungselementen im Gelderwerb überlegen iſt. Dieſe Tat⸗ 


ſache und ihre Folgen laſſen ſich nicht aus der Welt ſchaffen, 


wenn man nicht zu Maßregeln wie die Bartholomäusnacht, die 
Sizilianiſche Veſper oder dergleichen greifen will, was ſelbſt die 
leidenſchaftlichſten Antiſemiten kaum für zuläſſig und möglich 
halten werden. Außerdem würden ſich, wenn man überhaupt 
Ausnahmemaßregeln gegen beſtimmte Bevölkerungsklaſſen im 
Intereſſe von Staat und Volk zur Anwendung bringen wollte, 
Objekte von erheblich größerer Schädlichkeit für den Staat als 


132 


#- 1 J 
a h /// 


die Juden darbieten. So zum Beiſpiel halten wir die Gefahr, 
die dem Staat und der Geſellſchaft von der Sozialdemokratie 
droht, für ſehr viel ernſter als diejenige, welche auf die Übel- 
ſtände zurückgeführt wird, die ſich aus den jüdiſchen Eigentümlich⸗ 
keiten für das Erwerbsleben und die geſchäftliche Moral ergeben. 

Die Antiſemiten heben die dem Gemeinweſen nachteiligen 
Eigenſchaften der Juden ſcharf hervor, aber Wege zur prak⸗ 
tiſchen Abhilfe zeigen ſie nicht. Was bisher von dieſer Seite 
in Vorſchlag gebracht worden iſt, würde, ſelbſt wenn ſich eine 
Regierung fände, die es ausführte, das Übel, das den Klag⸗ 
grund bildet, nur verſchlimmern. So zum Beiſpiel würden ſich 
diejenigen intelligenten jüdiſchen Elemente, die von der richter⸗ 
lichen und Anwaltslaufbahn ausgeſchloſſen würden, dann dem 
Handel und ſonſtigem Erwerb zuwenden und dadurch die wirt⸗ 
ſchaftliche Macht der Juden noch vermehren. 

Der Hauptgrund des Argers über die Juden bildet, daran 
muß man feſthalten, die größere Erwerbsfähigkeit derſelben. 
Dieſe entſpringt aber Stammeseigenſchaften, die unausrottbar 
ſind. Der Jude iſt infolge ſeiner natürlichen Veranlagung im 
Gelderwerb klüger als der Chriſt; er iſt, wenigſtens ſolange er 
noch kein Vermögen erworben hat, arbeitſamer und ſparſamer 
als viele ſeiner chriſtlichen Mitbewerber in der Branche, in der 
er überhaupt tätig iſt. Und ſelbſt wenn er ſein Ziel erreicht 
hat und reich geworden iſt, bleibt er ſparſamer, ſolange ihn 
die Renommierſucht nicht erfaßt. Auch der junge begüterte 
Iſraelit unterſcheidet ſich vielfach von ſeinen gleichſituierten chriſt⸗ 
lichen Altersgenoſſen. Junge Ifraeliten, die in Liederlichkeit, 
Spiel und Gelagen ſich und ihr Vermögen zugrunde richten, 
ſind verhältnismäßig ſelten. Anderſeits erklärt ſich die größere 
Fähigkeit der Juden zum Gelderwerb daraus, daß ſie finanziell 
mehr wagen als der Chriſt. Der Jude mag im Kugelregen 
vielleicht nicht tapferer und kühner ſein als der Chriſt, aber bei 
Geſchäftsunternehmungen iſt er entſchieden couragierter und 
riskiert mehr. Der Jude iſt ohne Zweifel durchſchnittlich auch 
ſkrupelfreier in der Wahl der Mittel, die ſeinen Unternehmungen 
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dienen. Dies alles gibt ihm einen Vorſprung im Gelderwerb, 
der ſich durch geſetzliche Maßregeln nicht beſeitigen läßt. Es 
iſt natürlich, daß die jüdiſchen Fähigkeiten zum Gelderwerb ſich 
in der Zeit, in der wir leben, wo jede Erwerbstätigkeit offene 
Bahn hat, wo alles dem Gelderwerb zuſtrebt, noch ſtärker als 
früher betätigen und in ihren Ergebniſſen ſichtbar werden. 

Iſt aber der Jude von ſeiner Geburt ab mit einer größeren 
Fähigkeit für den Gelderwerb dotiert, ſo wird man dieſe Be⸗ 
günſtigung, die er für ſeine Erwerbstätigkeit von der Vorſehung 
vorauserhalten hat, nicht durch fortwährende Deklamationen über 
die Schädlichkeit dieſer Naturgabe beſeitigen können. Schreien 
über einen Schaden nützt nichts; man muß Mittel zu ſeiner 
Abſtellung anzugeben wiſſen. Und das vermiſſen wir bisher 
an der antiſemitiſchen Agitation. 


Wiederholte engliſche Angriffe. 
(27. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die engliſchen Blätter, namentlich die Salisbury befreundeten, 
fahren fort, den Fürſten Bismarck mit Heftigkeit anzugreifen. 
Das Motiv dazu liegt, wie wir wiederholt hervorheben zu ſollen 
glauben, in der engliſchen Empfindung, daß der frühere Reichs⸗ 
kanzler der entſchiedenſte Gegner einer Politik iſt, welche die 
deutſche Armee den engliſchen Machtbeſtrebungen zur Verfügung 
geſtellt wiſſen will. Es gibt in England Leute, die es heute 
noch wie zur Zeit des Krimkrieges als eine Auflehnung be⸗ 
trachten, wenn Deutſchland nicht die Kriege Englands führen 
und nicht deſſen Feindſchaften in Europa auf ſich nehmen will. 
Sie ſchließen die Augen vor der Tatſache, daß Deutſchland mit 
ſeiner Militärorganiſation niemals Kriege für fremde Zwecke 
führen kann, ſondern nur ſolche, zu denen es durch direkte Ver⸗ 
letzung deutſcher Intereſſen gezwungen iſt, alſo weſentlich defen⸗ 
ſive Kriege, wie ſie dem publizierten Texte des deutſch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Bündniſſes entſprechen, der hoffentlich inzwiſchen keine 
Abänderung erfahren hat. Wir wollen abwarten, ob die Glad⸗ 
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ſtoneſche Preſſe ſich in ähnlicher Tonart, in welcher der „Standard“ 
und die offiziöſen engliſch⸗deutſchen Organe die Polemik gegen 
den Fürſten Bismarck perſönlich geführt haben, äußern und 
welche Politik Gladſtone ſelbſt einſchlagen wird. Einſtweilen 
läßt ſich das noch nicht berechnen. 


Die „Wallfahrt“ nach Kiſſingen. 
(27. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die deutſchfreiſinnige „Liberale Korreſpondenz“ beſpricht die 
„Wallfahrt der badiſchen Nationalliberalen nach Kiſſingen“ und 
äußert dabei, „die Veranſtalter ſeien übrigens keineswegs die 
hervorragenden Politiker Bismarckſcher Obſervanz, ſondern Per⸗ 
ſonen zweiten und dritten Ranges, ganz beſonders keine Parlamen⸗ 
tarier und ſolche, die es in Kürze werden wollten“. Ein beſſeres 
Zeugnis des parlamentariſchen Hochmutes als vorſtehendes kann 
namentlich vom liberalen Standpunkte dem deutſchen Volke nicht 
geliefert werden. Alſo alle, die nicht Parlamentarier ſind oder 
es in Kürze zu werden Ausſicht haben, ſind nach freiſinniger 
Auffaſſung heute zweiten Ranges! Dieſe anmaßende Einſchätzung 
aller Deutſchen, die nicht zu den parlamentariſchen Strebern 
gehören, alſo der überwältigenden Mehrheit des deutſchen Volkes, 
durch ein freiſinniges Preßorgan verdient doch zu den Akten 
genommen zu werden! Wir kennen die Rangklaſſen nicht, nach 
denen die „Liberale Korreſpondenz“ die deutſche Bevölkerung 
einteilt, aber wer die Kiſſinger „Wallfahrt“ am vorigen Sonntag 
mit eigenen Augen geſehen hat, wird den Eindruck gehabt haben, 
daß die Teilnehmer, mögen ſie einen Rang haben welchen ſie 
wollen, wohlerzogene und gebildete Leute waren, die ſich während 
des ganzen Verlaufes der Demonſtration mit Ruhe und An⸗ 
ſtand zu benehmen wußten. Auch im übrigen iſt keinerlei Störung 
vorgekommen, obwohl die herbeigeſtrömten vielen Tauſende die 
Bevölkerung Kiſſingens für die Zeit der Kundgebungen auf mehr 
als die doppelte Zahl geſteigert hatten. 
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Frauen in der Politik. 
(29. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


In mehreren Blättern findet „ſttliche Entrüſtung“ gegen 
unritterliche Hineinziehung von „Frauen“ in die politiſche Dis⸗ 


kuſſion ſtatt. Dieſe Entrüſtung hat zur logiſchen Vorausſetzung, 


daß Frauen keinen Einfluß auf die Politik haben. Das iſt 
irrtümlich. Der Satz „Cherchez la femme!“ gilt nicht nur im 
Privatleben, ſondern auch in der Politik. 


Der Wert der Außerungen des Fürſten. 
(29. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Wie bereits erwähnt worden iſt, hat neulich die „Kreuz⸗ 
Zeitung“ geäußert, die Meinung des Fürſten Bismarck ſei zu 


wichtig, als daß er ſie wie jeder andere Staatsbürger frei äußern 


dürfe. Wir würden den betreffenden Satz des Berliner Blattes 
unterſchreiben, wenn ſtatt wichtig richtig in ihm ſtände. Mei⸗ 
nungen, die kein Fundament haben und von der Wahrheit ent⸗ 
fernt ſind, können ſchwerlich eine bedenkliche Wirkung für den 
Staat haben, mag ſie ausſprechen, wer will. „Was andere dii 
minorum gentium ſagten oder ſchrieben,“ fuhr die „Kreuz⸗Zeitung“ 
fort, „werde heute beachtet, morgen wieder vergeſſen; was aber 
der Fürſt Bismarck ſage oder ſchriebe, hätte bleibenden Wert.“ 
Letzteres kann doch nur dann richtig ſein, wenn das, was Fürſt 
Bismarck ſagt oder ſchreibt, zutrifft. Wenn der frühere Reichs⸗ 
kanzler leichtfertige oder unrichtige Urteile fällte, ſo würden ſie 
auch aus ſeinem Munde keinen bleibenden Wert haben. 


Nochmals die Erlaſſe. 
(30. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Es iſt bereits mehrfach auf die auffällige Erſcheinung hin⸗ 
gewieſen, daß — wie aus dem im „Reichsanzeiger“ veröffent⸗ 
lichten Erlaß vom 23. Mai 1890 an die auswärtigen Miſſionen 
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hervorgeht — ſchon zwei Monate nach der Zeit, bis zu welcher 
Fürſt Bismarck die Geſchäfte und die Politik des Deutſchen 
Reiches verantwortlich geleitet hatte, der diplomatiſche Apparat 
eben dieſes Reiches aufgeboten wurde, um den erſten Kanzler 
im Auslande herabzuſetzen und zu verdächtigen. Für die darin 
liegende wunderliche Inſinuation, daß Fürſt Bismarck in den 
zwei Monaten ſeit ſeiner Entlaſſung ein ganz anderer Menſch 
geworden ſei, als er im Amte war, hatte man keine Emp⸗ 
findung, und daß man ſich dabei ſagen mußte, eine ſolche Kritik 
der Perſon des eben erſt aus dem Amt gejchiedenen erſten 
Kanzlers treffe notwendig auch deſſen frühere Arbeit, richte ſich 
gegen die ganze Regierung Kaiſer Wilhelms I., erhöhte die 
Seltſamkeit des Vorganges! Es bleibt nichts übrig, als in dem 
Erlaß vom 23. Mai 1890 den Beweis dafür zu erblicken, wie 
ſtark der Einfluß perſönlicher Stimmungen und Verſtimmungen 
die Politik des Reiches beherrſcht. 

Noch ſtärker wird man hiervon überzeugt, wenn man den 
Erlaß vom 9. Juni d. J. nach Wien und deſſen amtliche Ver⸗ 
öffentlichung ins Auge faßt. Es liegt hier die Tatſache vor, 
daß das Anſehen eines Weltreiches, wie des deutſchen, auf⸗ 
geboten wurde, um die Feier der Hochzeit eines Privatmannes, 
die Einladungen zu derſelben zu beeinfluſſen. Es iſt ein eigen⸗ 
tümlicher Kontraſt, die deutſche Reichsgewalt, die deutſche Groß⸗ 
macht im Kampfe zu ſehen mit den Grafen Hoyos und Palffy, 
um dieſen die Zahl der Gäſte zu beſchränken, die ſie zu einer 
Privatfeierlichkeit eingeladen hatten, um einige derſelben, welche 
die Einladung bereits angenommen hatten, zur Abſage zu nötigen! 
Wir ſagten es ſchon: hätte man den Grafen Herbert Bismarck 
ſich ruhig verheiraten laſſen, ohne ſich um die Hochzeit und deren 
Gäſte zu kümmern, ſo glauben wir nicht, daß irgendein Inter⸗ 
eſſe des Deutſchen Reiches dadurch geſchädigt worden wäre, wohl 
aber, daß die Arbeitskraft unſerer Vertretung in Wien für wic)- 
tigere Zwecke geſchont worden wäre. Es iſt ein Unikum in den 
diplomatiſchen Annalen, daß die Botſchaft eines ſo großen Reiches, 
wie es das deutſche iſt, der Hochzeit eines Privatmannes gegen— 
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über in der bekannten Weile in Tätigkeit geſetzt worden iſt. 
Wir ſind der Anſicht, daß die Kontrolle privater Geſelligkeit 
im Auslande und die Einwirkung auf private Dinereinladungen 
nicht zu den Aufgaben gehören, zu deren Löſung hochgeſtellte 
Staatsmänner berufen und Botſchaftsgehälter bewilligt werden; 
ebenſowenig wie wir es ihres Dienſtes erachten, dem Auslande 
eine geringere Meinung von der Qualität eines einzelnen deutſchen 
Staatsangehörigen beizubringen. Das Budget für den diplo⸗ 
matiſchen auswärtigen Dienſt des Reiches wird für Zwecke dieſer 
Art vom Reichstage nicht bewilligt. 

In der offiziöſen Preſſe wird der Verſuch gemacht, die An⸗ 
nahme feſtzuhalten, als ob außer dem Erlaſſe vom 9. Juni 1892 
in Wien keine weitere Einwirkung in betreff des Fürſten Bis⸗ 
marck ausgeübt worden ſei. Selbſt wenn das nachgewieſen 
werden könnte, wäre damit vollſtändig genug geſchehen, um den 
Eindruck zu befeſtigen, daß die ergriffenen Maßregeln außer 
jedem Verhältniſſe zu dem erſtrebten Zwecke ſtanden und daß 
dergleichen Einwirkungen nicht zu den politiſchen Geſchäften der 
auswärtigen Diplomatie des Deutſchen Reiches gehören. Aber, 
wie wir nur immer wiederholen können, iſt der Nachweis in 
keiner Weiſe geführt, daß anderweitige Mitteilungen als die im 
„Reichsanzeiger“ publizierten anläßlich des Wiener Aufenthalts 
des Fürſten Bismarck nach Wien und Peſt nicht ergangen, und 
daß alſo unſere Wiener Angaben, wonach noch anderweitige 
Preſſionen geübt worden wären, falſch ſeien. Die Sache läge 
ſchon anders, wenn die Veröffentlichung im „Reichsanzeiger“ 
von der amtlichen Verſicherung begleitet geweſen wäre — daß 
andere Mitteilungen in dieſer Sache nicht ergangen ſeien. Dieſe 
Erklärung iſt aber nicht erfolgt und auch nicht nachgeholt worden, 
obwohl ſie, wenn man einen Beweis nach dieſer Richtung hin 
hätte führen wollen, das Minimum des vorhandenen Beweis⸗ 
materials hätte bilden müſſen. Wir legen indes hierauf kein 
Gewicht weiter; der Erlaß vom 9. Juni 1892 und ſeine amt⸗ 
liche Veröffentlichung genügt vollſtändig, um die Urteile zu recht⸗ 
fertigen, welche über die amtliche Einmiſchung in dieſe An⸗ 
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gelegenheiten vom Standpunkte der auswärtigen Politik gefällt 
worden ſind. Wir glauben nicht, daß die auswärtigen Akten 
irgendeiner anderen Großmacht, wenn ſie veröffentlicht würden, 
ein Analogon dieſes deutſchen Vorganges aufzuweiſen hätten. 


Eine deutſche Weltausſtellung. 


(680. Juli 1892, Ab.⸗Ausg.) 


In der Preſſe findet zurzeit die Weltausſtellungsfrage leb⸗ 
hafte Erörterung. Unſerer Anſicht nach wird der Erfolg der 
Ausſtellung weſentlich von dem Geſchick und der Energie der 
leitenden Kräfte bei uns abhängen. Wenn dieſe dieſelben ſein 
ſollten, die wir bei den Handelsverträgen am Werk geſehen 
haben, ſo drängen ſich uns Zweifel auf. Aber wer weiß, welche 
Leute wir in mehreren Jahren an der Spitze haben; ſchlimmer 
als jetzt kann es in dieſer Beziehung allerdings kaum werden. 
In anderen Ländern, namentlich in Frankreich und England, 
hängt das Schickſal eines Unternehmens, wie eine Weltausſtel⸗ 
lung iſt, nicht entfernt in dem Maße von der Regierung ab 
wie bei uns. Für Frankreich zum Beiſpiel iſt der Vorteil von 
Paris allein entſcheidend. Wenn Paris zufrieden iſt, iſt es das 
Land auch. Paris hat keine Oppoſition zu erwarten. Alles 
was Paris in ſolchen Dingen vorſchlägt, gewinnt ſofort einen 
nationalen Charakter und reißt alle Franzoſen mit ſich fort. 
Das iſt in Deutſchland bezüglich Berlins in keiner Weiſe der 
Fall. Bei uns iſt die Haltung der Regierung für den Erfolg 
ausſchlaggebend. Haben wir eine kümmerliche Regierung, ſo 
wird die Weltausſtellung ſicher mißlingen; aber freilich wird 
auch beim Vorhandenſein einer energiſchen das Gelingen ſehr 
viel mehr Schwierigkeiten als in Frankreich unterworfen ſein. 
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Graf Caprivi und das Zentrum. 
(31. Juli 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Angeblich um unſere Behauptung zu entkräften, daß Graf 
Caprivi im März 1890 der Kandidat des Zentrums für den 
Reichskanzlerpoſten geweſen ſei, berichtet die „Freiſinnige Zei⸗ 
tung“ folgendes: 

„Caprivis Name iſt bei einer ganz anderen Gelegenheit genannt 
worden. Im Jahre 1888 iſt bei dem zweimaligen Thronwechſel in 
vielen Kreiſen von der Möglichkeit geſprochen worden, Bismarck könne 
abgehen; ſo auch im Frühjahr 1888 eines Tages im Foyer des Reichs⸗ 
tags. Dabei wurde erklärlicherweiſe die weitere Frage erörtert, wer 
wohl den Kanzlerpoſten übernehmen könne. Windthorſt, der ſich an 
dieſer Unterhaltung beteiligte, ſagte, es müſſe ein General ſein, und 
nach einigem Überlegen nannte er Caprivi, der auch um deswillen ſich 
eigne, weil er in parlamentariſchen Formen gewandt und beim Reichs⸗ 
tage von der Zeit, da er Staatsſekretär der Marine war, wohlgelitten ſei.“ 

Ferner hat der Zentrumsabgeordnete Dr. Lieber in ſeiner 
neulichen Rede in Neiſſe unter anderem geäußert: 

„Die Aufgabe Windthorſts beſtand darin, dem herrſchgewaltigen 
Manne (Bismarck) gegenüber die geſamte Kraft katholiſchen Wollens 
und Könnens in einem einzigen zu verkörpern.“ 

Auf Grund dieſer beiden Zeugniſſe und ſonſtiger Vorgänge 
vor der Entlaſſung des Fürſten Bismarck läßt ſich die Be⸗ 
hauptung feſt aufſtellen, erſtens, daß die Beſeitigung des Fürſten 
Bismarck als Reichskanzler nach Liebers öffentlicher Anerkenntnis 
die Aufgabe Windthorſts geweſen iſt, der ſich dieſer Führer 
des Zentrums ſeit Jahren gewidmet hatte, und zweitens, daß 
ſchon nach Ausſage der „Freiſinnigen Zeitung“ des Abgeord⸗ 
neten Richter die Kandidatur des damaligen Generals Caprivi 
für den Fall des Kanzlerwechſels vom Zentrum in Ausſicht 
genommen war. Man kann daraus alſo für die Geſchichts⸗ 
ſchreibung den Schluß ziehen, daß der 1890 erfolgte Kanzler⸗ 
wechſel ein ſeit Jahren von Windthorſt und dem Zentrum er⸗ 
ſtrebtes Ziel geweſen iſt, das in erſter Linie in der Beſeitigung 
des Fürſten Bismarck, in zweiter Linie in deſſen Erſetzung durch 
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den dem Zentrum genehmen General v. Caprivi beſtand. Der 
Umſchwung im März 1890 erſcheint dadurch geſchichtlich mehr 
im Lichte einer ſiegreichen Zentrumsaktion und es iſt wohl an⸗ 
zunehmen, daß allmählich immer mehr Indizien darüber ge⸗ 
ſammelt werden, eine wie große Rolle bei der Beſeitigung des 
alten Kanzlers und des alten Kurſes das Zentrum unter den 
hierzu vereinigten Kräften geſpielt hat. Es iſt danach auch ſehr 
erklärlich, wenn das Zentrum an ſeinem, nach dem ſorglich vor⸗ 
bereiteten Feldzugsplan von Windthorſts Zeiten her erſtrebten und 
im März 1890 erreichten Beſitzſtand mit der dieſer Fraktion 
eigenen Zähigkeit feſthält. Wenn Dr. Lieber in etwas weniger 
geſchickter und höflicher Weiſe, als Windthorſt das getan haben 
würde, in Verbindung mit den alten Zentrumsanhängſeln Frei⸗ 
ſinn und Sozialdemokratie für die Befeſtigung der nach dem 
Kanzlerwechſel gewonnenen Poſition in ſo lebhafter Weiſe ein⸗ 
getreten iſt, ſo liegt darin ein neues Anerkenntnis der vollen 
Berechtigung unſerer Auffaſſung, daß der jetzige Reichskanzler 
als Vertrauensmann des Zentrums auf ſeinem Poſten ſteht. 

Wir konſtatieren dies lediglich im Intereſſe der geſchicht⸗ 
lichen Wahrheit und haben am allerwenigſten die Abſicht, uns 
dadurch etwa in irgendwelchen Gegenſatz zu unſeren katholiſchen 
Landsleuten zu ſetzen. Im Gegenteil, wir wünſchen mit ihnen 
in Frieden zu leben und auch ihnen die Exiſtenz im Reiche be⸗ 
haglich zu machen, wenn fie nur darauf verzichten wollten, Ele- 
mente, die das Bedürfnis, im Deutſchen Reiche als Bürger 
desſelben zu leben, überhaupt nicht haben, wir meinen ins⸗ 
beſondere die Polen und die nationalpolniſchen Beſtrebungen, 
durch ihre parlamentariſche Vertretung zu ſtärken und aufzu⸗ 
regen. Wir ſehen die Gefahren, mit denen uns das Zentrums⸗ 
regiment bedroht, nicht ſowohl in den inneren deutſchen An- 
gelegenheiten als in der Behandlung der polniſchen Frage. Daß 
unſere Befürchtung keine unbegründete iſt, haben die Ergebniſſe 
des neuen Kurſes bei Behandlung der polniſchen Frage bis nach 
Oberſchleſien hinein uns gezeigt. 
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Diplomatiſche Einwirkungen. 
(12. Aug. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Über die diplomatiſchen Einwirkungen in Weimar gegen den 
Fürſten Bismarck finden wir in der „National⸗Zeitung“ folgende 
Notiz: 

„Mehreren Blättern wird übereinſtimmend aus Weimar geſchrieben: 

„Die Mitteilung der „Hamburger Nachrichten“, daß auch auf unſere 
Regierung ein Druck dahin ausgeübt worden ſei, bei Gelegenheit der 
Rückreiſe des Fürſten Bismarck größere Ovationen nach Möglichkeit zu 
verhindern, hat uns Veranlaſſung gegeben, nähere Erkundigungen über 
den Sachverhalt einzuziehen. Nach unſeren Informationen beſtätigt 
ſich die Nachricht des Hamburger Blattes völlig, und zwar iſt es der 
hieſige preußiſche Geſandte v. Derenthall, welcher mit dieſer Miſſion 
beauftragt worden war. Das weimariſche Staatsminiſterium hat ſich 
aber dem ihm geſtellten Anſinnen gegenüber etwas achſelzuckend“ ge⸗ 
zeigt und ſich darauf beſchränkt, in einer Verfügung an den Prorektor 
der Univerſität Jena zu betonen, daß die Begrüßung des Fürſten Bis⸗ 
marck durch die Angehörigen der Hochſchule naturgemäß nur einen 
privaten Charakter haben dürfe. Im übrigen erklärte die Regierung 
ſehr zutreffend, daß bei dem thüringiſchen Volkscharakter hier jede ſtaat⸗ 
liche Maßnahme zur Einſchränkung der geplanten Feier gerade die ent⸗ 
gegengeſetzte Wirkung haben würde. Auch ſeien die in Betracht kommenden 
beiden Bahnhöfe in Jena Eigentum von Aktiengeſellſchaften, deren 
Organe aus naheliegenden Gründen wenig geneigt ſein dürften, eine 
Abſperrung eintreten zu laſſen.“ 


Dergleichen Verbote und diplomatiſche Preſſionen, wie ſie in 
Weimar geübt wurden, ſind allerdings geeignet, das Gegenteil 
von der beabſichtigten Wirkung zu erzielen. Dieſe Maßregeln 
gehören eben zu den Kriterien, nach denen die öffentliche Mei⸗ 
nung das Verſtändnis beurteilt, welches die Urheber jener Maß⸗ 
regeln für die Aufgaben ihres Berufs haben. Die Beröffent- 
lichungen im „Reichsanzeiger“, die diplomatiſchen Erlaſſe, welche 
den Gegenſtand derſelben bildeten, die direkte Einwirkung auf 
die Regierung in Weimar, die Bahnhofspolitik in Halle, Magde⸗ 
burg und anderen Stationen machen in der öffentlichen Meinung 
den Eindruck, als ob dieſe Maßregeln nicht ausſchließlich durch 
politiſche Erwägungen unſerer Politiker beſtimmt würden. 
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Verhältnis zum Kaiſer Friedrich. 
(14. Aug. 1892, Morg.⸗Ausg.) 8 


Die „Freiſinnige Zeitung“ ſchreibt, daß die Pietät gegen den 
Kaiſer Friedrich den Fürſten Bismarck ſchwerlich abgehalten habe, 
dem jetzigen Kaiſer nach deſſen Thronbeſteigung die von ihm 
beabſichtigte Wiederanſtellung des Miniſters v. Puttkamer zu 
widerraten; habe er doch ſehr bald darauf den von Angriffen 
gegen Kaiſer Friedrich ſtrotzenden Immediatbericht in der Geffcken⸗ 
Angelegenheit im „Reichs⸗Anzeiger“ veröffentlichen laſſen. Das 
tatſächlich ſtattgehabte Widerraten der Wiederanftellung des Herrn 
v. Puttkamer iſt an ſich ja kein Zeugnis für die Pietät, die 
Fürſt Bismarck gegen den verſtorbenen hohen Herrn gehegt hat, 
ſondern es war eine einfache Rückſicht auf den öffentlichen An⸗ 
ſtand. Selbſt ein Miniſterium, das ganz pietätlos gegen Kaiſer 
Friedrich geweſen wäre, hätte es nicht ratſam finden können, 
daß gewiſſermaßen noch bei offenem Sarge die jüngſten Anord⸗ 
nungen des Verſtorbenen aufgehoben würden. Beim Immediat⸗ 
berichte und bei der Geffckenſache konnte ein Angriff auf den 
Kaiſer Friedrich gar nicht beabſichtigt ſein; denn zur Zeit, als der 
Immediatbericht geſchrieben und veröffentlicht wurde, herrſchte 
allgemein der Glaube, daß die Veröffentlichung auf Erfindung 
aus dem demokratiſchen Lager beruhe und man vermutete nicht 
entfernt in dem konſervativen hanſeatiſchen Diplomaten den Ur⸗ 
heber. Erſt nachdem dieſer ermittelt war, wurde, zur allgemeinen 
Überraſchung, die Authentizität der Veröffentlichung konſtatiert. 


Die Einwirkung in Weimar. 
(17. Aug. 1892, Ab.⸗Ausg.) 
Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ beſtreitet, daß in 


Weimar eine diplomatiſche Preſſion gegen den Fürſten Bismarck 
ſtattgefunden habe. Das Berliner Blatt ſchreibt: 


„Auf die Autorität der „Hamburger Nachrichten“ hin ſoll ein Ge⸗ 
währsmann ſächſiſcher und thüringiſcher Zeitungen ſich erkundigt haben, 


143 


ob in der Tat, wie die „Hamburger Nachrichten“ behauptet hatten, auf 
die weimariſche Regierung von Preußen ein Druck dahin ausgeübt 
worden ſei, größere Ovationen zugunſten des Fürſten Bismarck mög⸗ 
lichſt zu verhindern. 

Der erwähnte Gewährsmann will die Mitteilung der „Hamburger 
Nachrichten“ beſtätigt erhalten haben. In keinem Falle kann der ‚Ge- 
währsmann‘ ſich an zur Sache zuſtändiger Stelle erkundigt haben, ſonſt 
würde er erfahren haben, daß die Behauptung der ‚Hamburger Nach⸗ 
richten“ nebſt allen daran geknüpften Kommentaren vollſtändig aus der 
Luft gegriffen iſt. Der Königlich Preußiſche Geſandte Herr v. Derenthall 
hat weder im Auftrage noch aus eigener Initiative Schritte in der 
gedachten Richtung getan.“ 


Dieſes Dementi wird in den beteiligten Kreiſen von Jena 
und Weimar viel Heiterkeit erregen, aber ſchwerlich dazu bei⸗ 
tragen, das Vertrauen auf die offiziöſe Berliner Preſſe zu ſteigern. 
Wir nehmen an, daß die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ 
ihrerſeits ſchlecht unterrichtet iſt und nicht nach dem si fecisti 
nega verfährt. Man wird ihr eben nicht alles mitteilen, was 
geſchieht. Ihre Ableugnung iſt ähnlich wie die in dem analogen 
Wiener Fall von ihr gegebene: wie dort der Widerſpruch auf 
die Tragweite des Wortes „Anfrage“ geſtützt wurde, ſo hier auf 
die Nichtbeteiligung des Geſandten v. Derenthall. Nun exiſtieren 
aber unabhängig von der preußiſchen Geſandtſchaft in Weimar 
noch andere Mittel, um die Wünſche der Berliner Regierung zur 
Kenntnis der von Weimar zu bringen. Daß die Preſſion ſtatt⸗ 
gefunden hat, darüber liegen von ſeiten derer, auf die ſie geübt 
wurde, authentiſche Außerungen vor. Die „Norddeutſche Allgemeine 
Zeitung“ iſt ihrerſeits vielleicht beauftragt, aber nicht unterrichtet. 


Zur Kabinettsorder von 1852. 
(18. Aug. 1892, Morg.⸗Ausg.) 
Der „Hannoverſche Courier“ bemerkt, es ſei bisher nicht 
bekannt geworden, ob die königliche Kabinettsorder vom 8. Sep⸗ 


tember 1852 noch zu Recht beſtehe. Sei ſie aufgehoben, ſo dürfe 
die Behauptung zutreffen, daß die Einrichtung des preußiſchen 
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Miniſterpräſidiums in Wahrheit nicht mehr beſtehe, und wenn 
deshalb von der preußiſchen Volksvertretung verlangt werde, 
daß ſie Aufklärung über Beſtehen oder Aufgeben der Verfügung 
von 1852 und damit der Einrichtung des preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidiums fordere, ſo erſcheine ſolche Aufklärung aus verſchie⸗ 
denen Gründen allerdings ſehr erwünſcht. Das Blatt fährt fort: 

„Auch wenn die Kabinettsorder nicht mehr beſteht, würde es Auf⸗ 
gabe des Miniſterpräſidenten ſein, auf eine einheitliche und zuſammen⸗ 
hängende Politik des Staatsminiſteriums zu wirken. Eine ſolche Politik 
von ſelbſtändig denkenden Männern geführt, würde auch wohl der 
ſicherſte Schutz gegen jede „Kamarilla“ ſein.“ 

Im Anfang wohl, aber auf die Dauer würden dem Miniſter⸗ 
präſidenten die Mittel dazu fehlen, welche ihm gerade in der 
Order von 1852 nach reiflichen Erwägungen gegeben wurden. 
Zur Zeit der beiden erſten Kaiſer bedurfte es keiner Bezug⸗ 
nahme auf dieſe Order, und die Autorität des damaligen Miniſter⸗ 
präſidenten reichte hin, um die Einheit im Kollegium zu erhalten. 
Nur dem Handelsminiſter Herrn v. Berlepſch war ſie bei ſeinem 
Eintritt nicht bekannt und deshalb entſtand nach Jahrzehnten 
zum erſtenmal wieder das Bedürfnis, ſie expressis verbis in 
Erinnerung zu bringen. 

Auch die „Germania“ befaßt ſich in mehreren Artikeln mit 
der Kabinettsorder. Das ultramontane Blatt ſchreibt dabei in 
bezug auf den Fürſten Bismarck: 

„Der Mann, der gerade kurz zuvor, Dezember 1889 und Januar 1890, 
zur Verzweiflung der Kartellparteien Wochen auf Wochen vergebens in 
Berlin erwartet worden war, um ſeine Direktiven wegen der damaligen 
Kriſis des Sozialiſtengeſetzes zu geben; der Mann, welcher alſo meiſtens 
perſönlich gar nicht zu haben war und auch im ſchriftlichen Verkehr ſo 
oft auf ſich warten ließ — der Mann verſuchte durch Auffriſchung jener 
Kabinettsorder den Verkehr des Monarchen mit den übrigen Miniſtern 
von ſich abhängig zu machen und ſeiner Kontrolle zu unterwerfen.“ 

An den Direktiven, von denen die „Germania“ ſpricht, hat 
es niemals gemangelt, auch ehe der Kanzler nach Berlin zurück⸗ 
kehrte. Der Miniſter v. Boetticher war ſtets im Beſitz nicht nur 


der Anſichten des ihm vorgeſetzten Kanzlers, ſondern auch der 
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Weiſungen desſelben. Wir vermuten, daß letztere mit den per⸗ 
ſönlichen Überzeugungen des Staatsſekretärs des Innern und 
mit ſeinem Wunſche, ſich den Allerhöchſten Anſichten zu akkommo⸗ 
dieren, im Widerſpruch ſtanden; aber er war als Staatsſekretär 
des Innern unzweifelhaft verpflichtet, die Anſichten des Kanzlers 
und namentlich die amtliche Inſtruktion desſelben ſowohl im 
Reichstage wie auch dem Kaiſer gegenüber nach beſten Kräften 
zu vertreten. Herr v. Boetticher war lediglich aus denſelben 
Gründen wie früher Delbrück zum Mitglied des preußiſchen 
Miniſteriums ernannt, nicht mit einem beſonderen Reſſort, ſon⸗ 
dern um im Kollegium die Anſichten des abweſenden Vorſitzenden 
zu vertreten, beziehungsweiſe ihn zu unterſtützen, wenn er an⸗ 
weſend war. Letzteres geſchah von allen übrigen Mitgliedern 
des Kabinetts zur beregten Zeit in höherem Maße als von 
ſeiten des Mannes, der in Preußen der Adlatus und im Reich 
der dem Kanzler untergebene Beamte war. — Im ſchriftlichen 
Verkehr hat Fürſt Bismarck niemals auf ſich warten laſſen; die 
Erledigung war im Gegenteil von Friedrichsruh aus prompter 
und ſchneller, als es bei Anweſenheit des Reichskanzlers in 
Berlin die Gewohnheit der Dienſtſtunden und der Kanzleidiener 
mit ſich brachte. Die Behauptung, Fürſt Bismarck habe im 
ſchriftlichen Verkehr oft auf ſich warten laſſen, iſt eine ungerechte 
Verleumdung. | 

Es iſt eine weitere Verdrehung der Tatſachen, wenn die 
„Germania“ den Fürſten beſchuldigt, er habe den Verkehr der 
Miniſter mit dem Kaiſer von ſich abhängig machen und kon⸗ 
trollieren wollen. In der Zuſammenſtellung dieſer beiden Be⸗ 
griffe liegt eine Entſtellung derſelben. Abhängig vom Miniſter⸗ 
präſidenten war der Verkehr des Königs mit ſeinen Miniſtern 
niemals; zur Kontrolle dagegen hatte jener das volle Recht und 
die verfaſſungsmäßige Pflicht, und die Schlagworte von Mini⸗ 
ſterialmacht und Hausmeiertum ſind nicht anwendbar auf Ein⸗ 
richtungen, die nahezu vierzig Jahre in voller Geltung ge⸗ 
ſtanden haben und ſo unentbehrlich ſind, daß ſie noch heute 
beſtehen müſſen, wenn die Frage, ob in Preußen überhaupt 
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ein Miniſterpräſidium beſteht, in bejahendem Sinne ſoll beant- 
wortet werden. 

Die „Germania“ ſchreibt ferner: 

„Als der Kaiſer nun überhaupt mehr, und ganz mit Recht, auf eine 
poſitive Behandlung der Arbeiterfrage, insbeſondere der Arbeiterſchutz⸗ 
geſetzgebung hindrängte und darüber vor allem mit Herrn v. Boetticher 
verhandelte und dergleichen, da — wurde vom Fürſten Bismarck dem 
Miniſterium ohne Wiſſen des Kaiſers die Kabinettsorder von — 1852 
in Erinnerung gebracht.“ 


Die Berufung auf zweifellos zu Recht beſtehende Kabinetts⸗ 
orders bedürfen nach preußiſchen Traditionen keiner Allerhöchſten 
Ermächtigung für den einzelnen Fall, ſonſt würde der König 
täglich mit den wunderlichſten Anfragen beläſtigt werden müſſen. 
Kabinettsorders gelten ſo lange, bis ſie aufgehoben werden, und 
wenn über ihre Gültigkeit bei jeder Berufung darauf vom 
Miniſter beim Souverän angefragt werden müßte, ſo würde 
das zu Zuſtänden führen, welche die „Germania“ ſelbſt nicht 
für dauernd möglich halten kann. 


Windthorſt⸗Caprivi. 


(18. Aug. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Tremonia“ veröffentlicht zum Beweiſe, daß Windt⸗ 
horſt nicht am Sturze des Fürſten Bismarck gearbeitet habe 
und daß Graf Caprivi nicht der Kandidat des Zentrums ſei, 
den Wortlaut eines Geſpräches, das im Sommer 1890 „ein 
Pfarrer“ mit Windthorſt in Ems gehabt haben ſoll. Die Mit⸗ 
teilungen der „Tremonia“ erhalten den Stempel der Ungenauig⸗ 
keit ſchon durch die Behauptung, Fürſt Bismarck habe bei ſeiner 
Begegnung mit Windthorſt im März 1890 dieſem „hſelbſt feine 
Entlaſſung mitgeteilt“. Der Fürſt hatte damals noch durchaus 
keinen Grund zu dem Glauben, daß ihm der Rücktritt geboten 
werden würde, und er ſelbſt war der Überzeugung, daß dies in 
betreff der reichskanzleriſchen Stellung überhaupt nicht ſtattfinden 
werde und daß bezüglich des Miniſterpräſidiums die Entſcheidung 
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bis nach den erſten Verhandlungen mit dem neuen Reichstage 
vertagt ſei. Geradezu lächerlich iſt in dieſer Erzählung der 
Windthorſt in den Mund gelegte Satz: „ .. als mir Bismarck 
mit Tränen in den Augen ſagte, man will mich nicht mehr.“ 
Fürſt Bismarck am Halſe des Herrn Windthorſt ſich ausweinend 
über ſeinen politiſchen Kummer — das iſt ein Bild, welches 
man nach allem, welches über die gegenſeitigen Beziehungen der 
beiden Herren bekannt iſt, nur als eine urteilsloſe Erfindung 
bezeichnen kann, und das einigermaßen an die Schlußverſe aus 
Schillers Bürgſchaft erinnert, in denen der Tyrann und Möros 
ſich gerührt umarmen; als Dritter würde dann Geffcken im 
Hintergrunde zu denken ſein. 

Im übrigen geht aus den poſthumen Erzählungen des frag⸗ 
lichen Pfarrers ja gerade hervor, daß Herr Caprivi bereits 
fünf Jahre vor der Zeit, in der die Unterredung ſpielt, alſo 
etwa 1885, der Kandidat des Herrn Windthorſt und alſo des 
Zentrums geweſen iſt, und daß dieſe Kandidatur zwiſchen ihm 
und dem Profeſſor Geffcken damals beſprochen wurde. Letzterer 
gehörte ſeit 1866 zu den tätigen Gegnern des erſten Reichs⸗ 
kanzlers und war als ſolcher ſchon in der Zeit bekannt, als er 
noch hanſeatiſche Geſchäfte dem Kanzler des Norddeutſchen Bundes 
gegenüber zu betreiben hatte. Eine weitere ratio dubitandi gegen⸗ 
über den Erzählungen des „Pfarrers“ liegt in der Andeutung, 
„übrigens ſtutzte Bismarck nicht wenig, als ich ihm als ſeinen 
wahrſcheinlichen Nachfolger Caprivi bezeichnete“; denn es iſt 
heutzutage kein Zweifel mehr, daß derſelbe Gedanke, Ernennung 
eines Generals und eventuell des Herrn v. Caprivi als Nachfolger, 
nicht im Reichskanzleramte, wohl aber im Miniſterpräſidium dem 
Fürſten Bismarck gegenüber verhandelt und daß ihm dieſer Ge⸗ 
danke alſo vollſtändig vertraut war, ſo daß er nicht „ſtutzen“ konnte, 
als Windthorſt jenen nannte. Die Art, wie Windthorſt nach An⸗ 
gabe des Pfarrers auf Caprivi gekommen iſt, beweiſt von neuem, 
daß das Auge der Zentrumspolitik ſchon vor ſieben Jahren auf 
den heutigen Kanzler gerichtet war, und daß darüber zwiſchen 
Windthorſt und Geffcken eine Ausſprache ſtattgefunden hatte. 
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Kleriko⸗demokratiſche Ausbrüche gegen den Fürften. 
(18. Aug. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die Organe der Kleriko⸗Demokratie befinden ſich dem Fürſten 
Bismarck gegenüber zurzeit in einem an Unzurechnungsfähigkeit 
grenzenden Zuſtande der Erregung. Man kann keine Nummer 
der „Frankfurter Zeitung“, der „Volks⸗Zeitung“ oder auch der 
„Germania“ in die Hand nehmen, ohne den gröbſten, gehäſſigſten 
Schmähungen gegen den früheren Kanzler zu begegnen. Stehen 
wir dieſen Ausbrüchen mit der Empfindung gegenüber, daß ſie 
neue Quittungen für die Richtigkeit der Politik des Fürſten Bis⸗ 
marck ſind, ſo erfüllt uns die fernere Wahrnehmung, daß die näm⸗ 
lichen Organe für demokratiſches Selbſtbewußtſein und Gewiſſens⸗ 
freiheit ſich im Wettkriechen vor der jetzigen Regierung und ſelbſt 
vor der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ überbieten, mit 
einem Gefühle, für deſſen Charakteriſierung wir uns auf den be⸗ 
kannten Ausruf Friedrichs des Großen nach der Schlacht bei Zorn⸗ 
dorf beim Anblick der Gefangenen beziehen. Für die Geſinnungs⸗ 
loſigkeit dieſer Organe iſt es auch bezeichnend, daß ſie bei Lebzeiten 
Kaiſer Wilhelms J. ihren Haß und ihre Verleumdungen gegen den 
damaligen Reichskanzler unter dem Vorgeben äußerten, daß jedes 
von ihnen die Perſon des Monarchen verehre. Damals alſo 
machten ſie einen Unterſchied zwiſchen dem Könige und dem 
verantwortlichen Miniſter; jetzt behaupten ſie dem Fürſten Bis⸗ 
marck gegenüber, daß die an den Leiſtungen der verantwortlichen 
Miniſter geübte Kritik unbedingt die Krone ſelbſt träfe! Wir 
glauben, daß hiernach über Sinn und Adreſſe des neulichen 
Zitats aus dem Götz!) niemand mehr in Zweifel ſein kann. 


Die Preſſion in Weimar. 
(20. Aug. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Der „Reichsanzeiger“ verſucht in ſeinem nichtamtlichen Teile 
unſere Mitteilung über die auf Weimar geübte Preſſion zu de⸗ 


) Am Schluß der Marktplatzrede in Jena. 
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mentieren. Auf Grund der uns vorliegenden ſchriftlichen, von 
Ende Juli datierenden Äußerungen dabei beteiligter Perſonen 
halten wir unſere Mitteilung aufrecht und auch die Redaktion 
des „Reichsanzeigers“ für mangelhaft unterrichtet. 


Zur Luxemburger Frage. 
(16. Sept. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Lübecker Anzeigen“ beſprechen die Mitteilung aus 
Moltkes Denkwürdigkeiten, betreffend die Luxemburger An⸗ 
gelegenheit im Jahre 1867, und vertreten die Anſicht, daß es 
vom damaligen Bundeskanzler Grafen Bismarck richtig geweſen 
ſei, den Krieg mit Frankreich ſolange als möglich zu vermeiden. 
Das Blatt bemerkt unter anderem: 


„Menſchenleben hat der Deutſch⸗Franzöſiſche Krieg freilich genug ge⸗ 


koſtet, es fragt ſich nur, ob ein bereits im Frühjahr 1867 unternommener 
Krieg nicht gerade ſoviel Opfer erfordert hätte und — was die Haupt⸗ 
ſache iſt — vielleicht nicht bei dem gleichen Erfolge! Es dürfte ſomit 
doch der Standpunkt des großen Staatsmannes der richtige geweſen ſein.“ 

Dem iſt zuzuſtimmen. Der Erfolg des Krieges wäre 1867 
zudem weniger ſicher geweſen. Man kannte damals das Ver⸗ 
hältnis beider Armeen gegeneinander noch nicht, und was dem 
Bundeskanzler den Aufſchub hauptſächlich wünſchenswert er⸗ 
ſcheinen ließ, war die Tatſache, daß wir 1867 Ausſicht hatten, 
in jedem folgenden Jahre 100000 Mann preußiſch geſchulter 
Soldaten mehr zu gewinnen. Die Truppen unſerer ſüddeutſchen 
Bundesgenoſſen und die der annektierten Länder waren, wie wir 
uns 1866 hatten überzeugen können, bei weitem nicht auf der 
Höhe der militäriſchen Ausbildung wie die unſerigen und konnten 
es auch 1867 noch nicht ſein. 1870 dagegen war es ſchon 
anders. Eine ſolche Vermehrung unſerer Ausſichten auf Sieg 
blieb uns erwünſcht bei der Bedeutung des damals bevor⸗ 
ſtehenden Krieges. 
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Die Cholera und das Reich. 
(26. Sept. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die Preßmitteilungen über brutale Behandlung, welche viele 
reiſende Hamburger anläßlich der Choleraepidemie in allen 
Gegenden des Deutſchen Reiches erlitten haben, find zahl⸗ 
reich genug geweſen, gewähren aber trotzdem ein vollſtändiges 
Bild aller dieſer betrübenden Vorgänge noch lange nicht. Das⸗ 
ſelbe wird in ſeiner Wirkung noch verſtärkt durch Kundgebungen 
von Phariſäismus gegen Hamburg und durch gleichzeitige Ver⸗ 
ſuche anderer Städte, aus Hamburgs Unglück eigenen Vorteil 
zu ziehen. Wir haben uns neulich ſchon hierüber geäußert und 
fügen heute hinzu, daß es uns ſehr fraglich erſcheint, ob, wenn 
die Cholera anderswo als in Hamburg in ſo heftiger und plötz⸗ 
licher Weiſe zum Ausbruch gelangt wäre, man ſich dort ebenſo 
ſchnell zurechtgefunden hätte wie hier, obwohl die Bedingungen 
zur Bekämpfung der Epidemie in jeder anderen deutſchen Stadt 
entſchieden günſtiger liegen als gerade in Hamburg mit ſeinem 
überſeeiſchen Welthandelsverkehr. Einſtweilen glauben wir, daß 
die auswärtigen Kritiker Hamburgs nicht minder auf dem Wege 
der Sorgloſigkeit ertappt worden wären, den fie Hamlurg zum 
Vorwurf machen. 

Was die Abſperrungsmaßregeln betrifft, jo iſt Ahnliches bei 
früheren Choleraepidemien allerdings ebenfalls vorgekommen, 
aber ebenſo ſchnell wieder unter dem Druck der öffentlichen Mei⸗ 
nung beſeitigt worden. So zum Beiſpiel befürwortete im Jahre 
1831 der damalige einflußreichſte Ratgeber in ſanitären Sachen, 
der Leibarzt Dr. Ruſt in Berlin, die ſtrengſten Abſchließungs⸗ 
verordnungen gegen die Choleraorte, und ſeine Ratſchläge wurden 
auch ausgeführt. Daraufhin erſchien in den Bilderhandlungen 
eine Karikatur, welche einen Sperling mit dem Kopfe Ruſts 
darſtellte und die Unterſchrift trug: passer rusticus, gemeiner 
Landſperling. Dieſe Karikatur trug weſentlich zur Anderung 
der Maßregeln und zu ihrer gänzlichen Beſeitigung bei. Aber 
inzwiſchen haben ſich die Verhältniſſe geändert, und was damals 
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lediglich Spott hervorrief, erregt jetzt ſchwerere Bedenken. Was 
von privater Seite, von Gaſtwirten und ſo weiter gegen Rei⸗ 
ſende aus und über Hamburg in den letzten Wochen geſündigt 
worden iſt, kann aus übertriebener Angſtlichkeit, aus Egoismus 
und ähnlichen Motiven erklärt, wenn auch nicht entſchuldigt 
werden. Ruhige Überlegung pflegt bei ausbrechender Panik ſo 
wenig ſtandzuhalten wie die chriſtliche Nächſtenliebe; man kann 
die Roheit, mit der Aufnahme ſuchenden Hamburgern dieſe ſo 
häufig verſagt worden iſt, nach Verdienſt einſchätzen, ohne in ihr 
Anlaß zu weitergehenden Befürchtungen finden zu müſſen. 

Ganz anders aber liegt die Sache, wenn man das Verhalten 
zahlreicher lokaler Behörden im Reiche den Reiſenden aus Ham⸗ 
burg gegenüber in Betracht zieht. Dasſelbe hat vielfach die 
Boykottierung und Brutaliſierung, die überall gegen die Ham⸗ 
burger Reiſenden geübt worden iſt, noch an Härte übertroffen. 
Die Beiſpiele von unnötiger, zweckloſer Härte in behördlichen 
Maßregeln gegen reiſende Hamburger ſind ſo maſſenhaft zur 
Kenntnis unſerer Leſer gelangt, daß wir nicht nötig haben, ſolche 
hier anzuführen. Sie ſind aber nicht nur menſchlich betrübend, 
ſondern haben auch eine ſehr ernſthafte politiſche Seite auf⸗ 
zuweiſen, und zwar wegen der Rückſichtsloſigkeit, die bei den 
Anordnungen der betreffenden Behörden gegen die Reichsgeſetz⸗ 
gebung nicht nur fahrläſſiger, ſondern ſtellenweiſe in ſehr be⸗ 
wußter Weiſe an den Tag gelegt worden iſt. 

Die Verſtöße gegen das Freizügigkeitsgeſetz und gegen die 
Verfaſſung, welche ſich Behörden bei Maßregelung der Reiſenden 
erlaubt haben, ſind ſelbſt, als über ihre Ungeſetzlichkeit längſt kein 
Zweifel mehr beſtehen konnte, in der Erwägung aufrecht erhalten 
worden, daß ſie zunächſt ihren Zweck erreichten, daß es bis zu 
ihrer Anfechtung im Inſtanzenwege, oder bis Erhebung von 
Klagen bei den Gerichten gute Wege haben und die Gefahr dann 
vorüber ſein würde. Vorläufig wurde die Befolgung der un⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften polizeilich erzwungen, was ſpäter ge⸗ 
ſchehen würde, wurde als cura posterior behandelt und wir haben 
nur abzuwarten, was die Gerichte entſcheiden, wenn Hamburger, 
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die durch ungejegliche behördliche Anordnungen eine pekuniäre 
Schädigung in ihrem Erwerbsleben oder gar eine Freiheits- 
beraubung erlitten haben, ihre daraus reſultierenden Anſprüche 
im Wege der Klage verfechten. Einſtweilen aber ſehen wir in 
der von den magiſtratualen Stellen gegen die Reichsgeſetzgebung 
bekundeten Nichtachtung, in den willkürlichen, widerſinnigen Inter⸗ 
pretationen, die die Beſtimmungen bei den Abſperrungsmaß⸗ 
regeln gefunden haben, einen ſchlagenden Beweis dafür, wie 
wenig der reichsbrüderliche Gedanke in Wirklichkeit noch Wurzel 
geſchlagen hat, daß er in der Stunde der Gefahr verſagt. Wir 
ſind dadurch von der fortdauernden Macht der Unabhängigkeits⸗ 
beſtrebungen der einzelnen Gemeinweſen dem Reiche gegenüber 
überzeugt worden, denen Deutſchland in früheren Zeiten die 
maſſenhafte Exiſtenz von Reichsſtädten, Reichsdörfern, Reichs⸗ 
rittern zu verdanken hatte; wir meinen den teutoniſchen Selb⸗ 
ſtändigkeitstrieb der einzelnen Gemeinweſen, der ſich nur ſchwer 
in das große Ganze einfügt und ſofort wieder ſeine eigenen 
Wege einzuſchlagen trachtet, ſobald man einen Vorwand dazu 
findet. 

Die alte deutſche Sucht, zunächſt nur ſich ſelbſt zu ſchützen 
und ſich um das Wohl und Wehe der übrigen Deutſchen nicht 
zu kümmern, gewinnt, wie das Hamburger Beiſpiel zeigt, ſofort 
wieder Herrſchaft über die Gemüter, ſobald Gefahr droht. Es 
äußert ſich hier ein Partikularismus, den wir dem Ausland 
gegenüber glücklicherweiſe nicht mehr zu fürchten haben, der aber 
ſehr beſchämend für uns iſt. Die einzelnen lokalen Behörden 
haben ſich bei ihrer Behandlung der Hamburger von der Lands⸗ 
mannſchaft mit ihnen abſichtlich losgeſagt; peſtbehaftete Barbaren 
hätten nicht roher behandelt werden können, wie dies ſtellen— 
weiſe den Hamburgern geſchehen iſt. Es zeigt ſich eben bei 
ſolchen Heimſuchungen, wie die Cholera eine iſt, daß alle alten, 
mühſam verkitteten Riſſe am deutſchen Reichskörper nur zu leicht 
wieder aufbrechen; ſobald eine innere Kalamität eintritt, von 
welcher die einen ſich freihalten zu können glauben, wenn ſie 
die anderen preisgeben, ſehen ſie in letzteren nicht mehr Lands⸗ 
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leute; das Gefühl der Zulammengehbrigkel verſagt, aan es 
auf die Probe geſtellt wird. 

Das allerſchlimmſte an der Sache aber ſcheint uns die Ent⸗ 
haltſamkeit im Einſchreiten zu ſein, welche das Reich dieſer fort⸗ 
geſetzten Nichtbeachtung ſeiner Geſetze durch lokale Behörden den 
Einzelſtaaten gegenüber bisher beobachtet hat. Da nach Art. 17 
der Verfaſſung die Überwachung der Ausführung der Reichs⸗ 
geſetze dem Kaiſer zuſteht, hätte man eine reichspolitiſche Kund⸗ 
gebung gegen dieſe Verletzung der Reichsgeſetze erwarten ſollen. 


Aus der Vergangenheit. 
| (30. Sept. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Das bekannte Memoirenwerk des Generals v. Gerlach iſt 
beim Erſcheinen ſeines erſten Teiles an anderer Stelle unſeres 
Blattes beſprochen worden. Auch der zweite Teil bietet ſo zahl⸗ 
reiche und intereſſante Enthüllungen, daß er für alle Parteien 
von Intereſſe iſt und wir die öffentliche Aufmerkſamkeit darauf 
hinlenken zu müſſen glauben. Er umfaßt die Erlebniſſe und 
Beobachtungen des Autors vom Jahre 1853 bis zu ſeinem Tode 
im Jahre 1861 und bietet ein außerordentlich reichhaltiges Reper⸗ 
torium dem Forſcher dar, der ſich mit der preußiſchen Geſchichte 
dieſer Jahre beſchäftigen will. Die Ausführlichkeit der Dar⸗ 
ſtellung erſchwert ihre Benutzung, führt zu mehrfachen Wieder⸗ 
holungen gleichartiger Situationen gegenüber den damaligen 
Zeitereigniſſen, deren wichtigſtes der Krimkrieg bildet mit ſeiner 
Geneſis und ſeinem Verlaufe. Die Haltung des Verfaſſers zu 
dieſen Ereigniſſen iſt weſentlich beherrſcht durch die Eindrücke 
ſeiner Jugend, wo er als Offizier im Blücherſchen Hauptquartiere 
den Feldzügen der Freiheitskriege beiwohnte. „Bonaparte“, wie 
Napoleon III. ebenſowohl wie Napoleon I. im Stile des Blücher⸗ 
ſchen Hauptquartiers ausſchließlich bezeichnet wird, bildet die In⸗ 
karnation des revolutionären Gedankens in Europa, und ſeine 
Bekämpfung iſt allen übrigen politiſchen Beziehungen Preußens 
untergeordnet. So oft der General auch ſeinen Kummer über 
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die preußenfeindliche Perfidie der öſterreichiſchen Politik des 
Grafen Buol⸗Schauenſtein und über die verletzenden Anmaßungen 
der damaligen engliſchen Regierung und Lord Clarendons Aus⸗ 
druck gibt, ſo tritt dies doch ſtets in den Hintergrund gegen das 
Bedürfnis, Bonaparte und in ihm die Revolution zu bekämpfen 
und die Hoffnung neu zu beleben, daß Oſterreich und England 
durch geſchicktes und tapferes Benehmen mit Preußen zu einem 
Dreibunde gegen Frankreich würden vermocht werden können, 
einem Bunde, von dem zugleich die Rückführung Rußlands in 
die Wege der heiligen Allianz erwartet wurde. 

Die Memoiren vervollſtändigen die Geſchichte der „Kamarilla“, 
durch welche Friedrich Wilhelm IV. in entſcheidenden Fragen 
wirkſamer als durch das verantwortliche Miniſterium Manteuffel 
beraten wurde. Dieſe Kabinettsberatung war weſentlich in den 
Händen des Generals, des Kabinettsrats Niebuhr des Grafen 
v. Dohna, des Grafen von der Gröben, nachdem der General 
v. Rauch inzwiſchen geſtorben war, des Oberkammerherrn Grafen 
Stollberg und des Flügeladjutanten v. Manteuffel, des ſpäteren 
Statthalters der Reichslande. Neben dieſer Kamarilla hatte 
aber der König ein Bedürfnis des perſönlichen Verkehrs und 
der politiſchen Fühlung mit Perſonen, die der Neigung des geiſt⸗ 
reichen Monarchen nach Meinungsaustauſch mit geiſtvollen Män⸗ 
nern entſprachen, ohne daß in deren Auffaſſung die kühlen 
Erwägungen politiſcher Zweckmäßigkeit das ausſchlaggebende 
Moment gebildet hätten. Es waren dies Perſönlichkeiten, zum 
Teil geiſtreiche, welche dieſe ihre Eigenſchaft beim König geltend 
zu machen wußten, indem ſie den hohen Herrn gleichzeitig zum 
Bewußtſein ſeiner eigenen Begabung brachten, im Gegenſatz 
etwa zu der Trockenheit des verkörperten geſunden Menſchen— 
verſtandes, wie ihn der wiſſenſchaftlich weniger gebildete ver⸗ 
ſtorbene General v. Rauch vertreten hatte. Radowitz, Humboldt, 
Bunſen, Uſedom und andere dii minores auf dieſem Gebiete 
machten als politiſche Dilettanten der konſervativen Kamarilla bei 
dem König Konkurrenz, gelegentlich im Bunde mit praktiſchen 
und ſtrebſamen Diplomaten wie Graf Albert Pourtalds und 
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Graf Robert von der Goltz. Es iſt für das geſchichtliche Studium 
von hohem Intereſſe, in dem Gerlachſchen Buche ſelbſt nach⸗ 


zuleſen, wie dieſe Einflüſſe auf den König ſich bekämpften und 


kreuzten, wie der König, ohne die ſtetige Folgerichtigkeit ſeines 
nach ihm regierenden Bruders zu haben, doch allen dieſen Ein⸗ 
flüſſen gegenüber die Entſcheidung, man kann ſagen mit abſo⸗ 
lutiſtiſcher Sicherheit in der Hand behielt und wie die amtliche 
Politik ſchließlich auch den wechſelnden und einander wider⸗ 
ſprechenden Entſchließungen des Monarchen gemäß ausfiel, wie 
deshalb der Kampf aller der heterogenen Elemente und nament⸗ 
lich auch die Arbeiten der verantwortlichen Miniſter ſich haupt⸗ 
ſächlich um die Frage drehten, wer ſchließlich die Stimmung 
des Königs entſcheidend beeinfluſſen und ſeine Unterſchrift ge⸗ 
winnen werde. Es fiel die letztere nicht immer und in allen 
Fragen zugunſten derjenigen Politik aus, die wir im Rückblick 
auf die damaligen Zeiten für die richtige halten würden, und 
den fremden Mächten, insbeſondere den Grafen Buol ſowie dem 
Wiener Kabinett fehlte der Glaube an die Feſtigkeit der Ber⸗ 
liner Entſchließungen und an die Entſchloſſenheit ihrer Durch⸗ 
führung. 

Der ſchließliche Eindruck aller der in oft täglichem Wechſel 
geſchilderten Situationen und Anſchauungen iſt der, daß Preußen 
dem weſtmächtlich⸗öſterreichiſchen Bunde gegen Rußland im Krim⸗ 
kriege beigetreten ſein würde, wenn das verantwortliche preußiſche 
Miniſterium die Geſchäfte allein und unabhängig geführt hätte; 
daß Preußen vielleicht, und wir müſſen ſagen: wahrſcheinlich 
wenn nicht ein Bündnis, ſo doch einen wohlwollenden Neutrali⸗ 
tätsvertrag mit Rußland abgeſchloſſen hätte, wenn die „Kama⸗ 
rilla“, in specie der das Amt eines Kabinettsminiſters verſehende 
Generaladjutant v. Gerlach allein die Entſcheidung in der Hand 
gehabt hätte. Daß Preußen während des ganzen Krieges ſeine 
Neutralität durch alle Gefahren, denen ſie ausgeſetzt war, be⸗ 
wahrt hat, erſcheint weſentlich als ein Ergebnis der perſönlichen 
Politik des Königs, der dem Bruche mit Rußland ebenſo ab⸗ 
geneigt war, wie der Gefahr, von den Weſtmächten die Rhein⸗ 
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provinz angegriffen und die preußiſchen Häfen blockiert zu ſehen. 
Wir glauben, daß der König in dieſer Richtung den Intereſſen 
Preußens, dem er die Opfer des Krieges oder auch nur die der 
Rüſtung erſparte, den beſten Dienſt geleiſtet hat. Wir glauben, 
daß dieſer Eindruck noch allgemeiner gewürdigt werden würde, 
wenn Preußen auf ſeine Zulaſſung zu den Wiener Konferenzen, 
von denen es ausgeſchloſſen blieb, und zu den Pariſer Friedens⸗ 
verhandlungen, zu denen es in würdeloſer Weiſe zugelaſſen 
wurde, weniger Gewicht gelegt hätte. Es würde für Preußens 
weitere Stellung in Europa vielleicht nützlicher geweſen ſein, 
wenn es nicht zu den Mächten gehört hätte, die den Inhalt des 
Pariſer Friedens mitunterzeichnet und alſo gleichſam verbürgt 
hätten. Preußen hatte an der Geſtaltung der orientaliſchen 
Dinge nicht das gleiche Intereſſe wie die übrigen großen Mächte, 
und ſeine Würde als Großmacht beruhte auf ſeiner militäriſchen 
Leiſtungsfähigkeit, nicht auf ſeiner Teilnahme an den Pariſer 
Verhandlungen, namentlich nicht unter der Bedingung einer für 
das preußiſche Selbſtgefühl wenig erhebenden Form der Zu⸗ 
laſſung. 

Wir ſchließen hier vorläufig ab und behalten uns vor, in 
einem zweiten Artikel auf die intereſſanten Gerlachſchen Dar⸗ 
ſtellungen zurückzukommen. 


Herr v. Schlözer. 


(19. Oft. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Voſſiſche Zeitung“ ſchreibt über Herrn v. Schlözer: 


„In diplomatiſchen Kreiſen iſt es nicht unbemerkt geblieben, daß 
ſich in letzter Zeit italieniſche Blätter mit der Perſon des bisherigen 
preußiſchen Geſandten beim Vatikan, v. Schlözer, lebhaft beſchäftigt haben. 
Man iſt über eine, übrigens ganz untergeordnete, auch in deutſche 
Blätter übergegangene Mitteilung der „Agentia Italiana“ verwundert, 
daß die Abberufung des Herrn v. Schlözer erfolgt ſei, weil er zu in⸗ 
time Verbindungen mit dem Vatikan unterhalten habe. Die Gründe 
der Abberufung Schlözers, welche in der Tat Aufſehen gemacht hat, 
liegen, wie man uns ſchreibt, jedenfalls auf einem anderen Gebiete. 
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Die Regierung hatte nur Gelegenheit, zufrieden zu ſein, daß ihr Ge- 
ſandter die päpſtlichen Amtsträger an ſich heranzuziehen und an ſein 
Haus zu gewöhnen wußte. Wie ſehr Schlözer allerdings bei dem 
Vatikan persona gratissima war und geblieben iſt, beweiſt der Umſtand, 
daß ihn der Papſt auch jetzt, wo er als Privatmann in Rom lebt, am 
letzten Mittwoch zu einer, längere Zeit währenden Privataudienz zu 
ſich eingeladen hatte.“ 


Gerade das Anſehen, welches Herr v. Schlözer ſich beim 
Papſte und deſſen Umgebung erworben hatte, war vom Zentrum 
ſeit langem als eine Unbequemlichkeit empfunden worden, und 
in unterrichteten Kreiſen ſah man in der Abberufung Schlözers 
ein Symptom des Einfluſſes, den das Zentrum auf unſer Aus⸗ 
wärtiges Amt übt. Das Zentrum kann in Rom einen in allen 
ſchwierigen Lagen bewährten preußiſchen Geſandten, der das Ver⸗ 
trauen des Papſtes beſitzt, nicht brauchen, es fühlt ſich durch dieſen 
bei der Kurie konkurrierenden Einfluß naturgemäß ſehr beengt. 


Fürſt Bismarck und Lothar Bucher. 
(21. Okt. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die geiſtige Bedeutung von Bucher!) iſt jo gewichtig, daß 
auch die Gegner der Politik, an welcher dieſer ſeit 1864 mit⸗ 
gearbeitet hat, ſich gedrungen fühlen, ihm Gerechtigkeit wider⸗ 
fahren zu laſſen. Es liegt in ihrer Natur, daß ſie auch das 
nicht vermögen ohne Seitenhiebe auf den Fürſten Bismarck und 
den Grafen Herbert. Es iſt unwahr, daß letzterer in ſeiner 
Stellung als auswärtiger Miniſter Buchers Neigung, aus dem 
Dienſte zu ſcheiden, irgendwie verſtärkt habe. Bucher iſt mit 
dem Grafen Herbert befreundet geblieben bis an ſein Ende und 
hat auch, ſolange beide im Dienſte waren, mit ihm keine Dif⸗ 
ferenzen gehabt, wohl aber mit ſeinem Vorgänger, Herrn 
v. Bülow, noch mehr mit dem Grafen Hatzfeldt, und am meiſten 
vielleicht mit intriganten Kollegen gleichen Ranges. Um im 


) Der Wirkliche Geheime Legationsrat Lothar Bucher, der „treue 
und ſelbſtloſe“ Freund des Fürſten, war am 13. Oktober am Genfer 
See geſtorben. 
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letzten Punkte ein Urteil zu haben, muß man mit der arbeits- 
luſtigen Rivalität geheimrätlicher Dezernenten vertraut ſein. 

Die beſcheidene und vornehme Natur Buchers litt unter den 
Kämpfen mit Kollegen, die zur Kategorie der ſogenannten Akten⸗ 
tiger gehörten, und die Vorgeſetzten waren nicht immer imſtande, 
das Bucherſche Dezernat gegen Übergriffe von Mitarbeitern zu 
ſchützen, welche mehr Unverfrorenheit und Gewandtheit im ge⸗ 
ſellſchaftlichen Verkehr beſaßen, als unſer verewigter Freund. 

Gänzlich aus der Luft gegriffen iſt die Inſinuation, welche 
die „Weſer⸗Zeitung“ in ihrer unehrlichen Gehäſſigkeit bietet, 
wenn ſie den früheren Reichskanzler beſchuldigt, daß er ſeinen 
treuen Berater „kühl fallen gelaſſen“ habe. Bucher hat niemals 
einen Augenblick die Empfindung der Kälte dem Reichskanzler 
gegenüber haben können, aber es lag außerhalb der Möglichkeit 
für letzteren, ihn gegen bureaukratiſche Unannehmlichkeiten jeder⸗ 
zeit zu ſchützen, namentlich weil das Selbſtgefühl und die Ab⸗ 
geſchloſſenheit Buchers dieſem nicht geſtatteten, in perſönlichen 
Fragen ſich jemals klagend an die Vorgeſetzten zu wenden. Es 
kam dazu die Tatſache, daß Kaiſer Wilhelm I. bis an ſein Ende 
dieſem treuen und hervorragend brauchbaren Beamten die Zeit 
der Steuerverweigerung und ſeine damalige Haltung niemals 
vergeſſen hat. 

Fürſt Bismarck hat ſeinen Freund und Mitarbeiter in allen 
amtlichen Beſchwerden jederzeit mit Wohlwollen vertreten und 
unzweifelhaft würde ein Mann von ſo ſtolzem Selbſtgefühl, wie es 
Bucher mit Recht beſaß, niemals die Neigung gehabt haben, die 
letzte Zeit ſeines Lebens zum größten Teile in dem Hauſe und dem 
Familienkreiſe des Exkanzlers zuzubringen, wenn er das Gefühl 
gehabt hätte, von demſelben „kühl fallen gelaſſen“ zu ſein; und 
er würde dieſe ſelbe Zeit nicht in freundſchaftlichem Verkehr mit 
dem Grafen Herbert zugebracht haben, wenn es dieſer geweſen 
wäre, der ihm die Fortſetzung amtlicher Tätigkeit verleidet hätte. 
Nur ein Blatt von der Gehäſſigkeit der „Weſer⸗Zeitung“ gegen 
alles, was Bismarck heißt, kann es überſehen, daß feine Ver⸗ 
dächtigungen durch dieſe Tatſachen vollſtändig entkräftet werden. 
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Angebliche Kriegsabſichten Bismarcks im Frühjahr 
1875 und die Sendung v. Radowitz' nach 
St. Petersburg. 
(4. Nov. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Ein Artikel in der „Deutſchen Revue“ hat dem Fürſten vor⸗ 
geworfen, er habe im Frühjahr 1875 den Krieg mit Frankreich 
geplant, und ſei nur durch das entſchiedene Machtwort Kaiſer 
Wilhelms davon abgehalten worden. Das ſei aber für Deutſch⸗ 
land verhängnisvoll geworden, weil die Einmiſchung Rußlands 
zur Aufrechterhaltung des Friedens von eben dieſem Jahre 1875 
an Rußland und Frankreich einander genähert hätte. Es ſei 
daher unwahr, wenn Fürſt Bismarck in ſeiner Wiener Aus⸗ 
ſprache im Sommer 1892 geäußert habe: die Beziehungen 
Deutſchlands zu Rußland ſeien erſt ſeit ſeinem Ausſcheiden 
ſchlechter, den Franzoſen günſtiger geworden. 

Dieſe „Enthüllungen“ der „Deutſchen Revue“ tragen für 
jeden, der der zeitgenöſſiſchen Geſchichte etwas gefolgt iſt, den 
Stempel der Erfindung an der Stirn. Ein ſolcher Druck, den 
Krieg zu erneuern, wie er dem Fürſten Bismarck in jenem 
Artikel zugeſchrieben wird, iſt, wie der Fürſt Herrn Blum 
gegenüber beſtätigt hat, nur von militäriſcher Seite geübt worden. 
Daß die Ausſicht, ſpäter einen Krieg wahrſcheinlich führen zu 
müſſen, genügenden Grund abgebe, denſelben früher, unter 
günſtigeren Umſtänden ſelbſt zu beginnen, dieſe Folgerung iſt 
zuweilen in militäriſchen Kreiſen gezogen worden, und einen 
Hauptgrund der Verſtimmung dieſer gegen den damaligen Reichs⸗ 
kanzler bildete der Umſtand, daß der letztere gegen ſolche anti⸗ 
zipierte Kriege jederzeit ſehr beſtimmt aufgetreten iſt. Dies iſt 
aus allen parlamentariſchen Verhandlungen, in welchen dieſe 
Frage berührt wurde, erſichtlich und ſollte, wie wir erwartet 
hatten, beſonders aus der Rede vom 6. Februar 1888, aus der 
ſo häufig zitiert wird, in Erinnerung ſein. Es iſt ein Zeichen 
der überhaſteten und kritikloſen Arbeit vieler deutſchen Zeitungen, 
daß ſelbſt in wohlgeſinnten Blättern oft unmittelbar nach einem 
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unanfechtbar geſchriebenen Leitartikel, ausgeſchnittene Notizen 
ohne eine den unbefangenen Leſer orientierende Kritik gegeben 
werden, welche das Gegenteil und oft noch Argeres beſagen. 

Der Gedanke, daß Herr v. Radowitz 1875 nach Petersburg 
geſchickt worden ſei, um Gortſchakow vertraulich zu eröffnen, daß 
Frankreich einen Angriff auf Deutſchland plane und letzteres in 
die Notwendigkeit ſich verſetzt ſehen könne, dieſem Angriffe zuvor⸗ 
zukommen, erinnert an das einmal vom Fürſten Bismarck zitierte 
Urteil eines Lehrers an der Kriegsſchule über Napoleon I.: 
„Sie wiſſen ja, wie dieſer Napoleon war, ein ſeelenguter Kerl, 
aber dumm, dumm!“ Dem Fürſten Bismarck eine ſolche Albern⸗ 
heit, wie ſie in obiger Eröffnung gelegen haben würde, bei der 
damaligen Situation zuzutrauen, bedeutet eine verletzende Unter⸗ 
ſchätzung ſeiner politiſchen Fähigkeit. 

Über alle in dem Artikel der „Deutſchen Revue“ ſchief dar⸗ 
geſtellten Dinge wird es übrigens den Beſitzern der auswärtigen 
Archive leicht ſein, die erwünſchte Richtigſtellung zu geben, wenn 
ſie dazu Neigung haben; vielleicht erfolgt eine ſolche auch von 
jeiten des jetzigen Botſchafters v. Radowitz. 


Das Ausland über die Wiener Ariasbriefe. 
(8. Nov. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Aus Valparaiſo wird uns eine vom 24. September datierende 
Nummer der dort erſcheinenden Zeitung „Deutſche Nachrichten“ 
zugeſandt, die einen Artikel über die diesjährigen Sommerreiſen 
des Fürſten Bismarck und über die bekannten Wiener Ein⸗ 
wirkungen enthält. Im Anſchluß an die Erwähnung der Huldi⸗ 
gungen, die dem Fürſten auf der Heimreiſe in Berlin dargebracht 
worden ſind, heißt es: 


„Freilich liegt dazwiſchen die ſchier unglaubliche Veröffentlichung 
des faſt ebenſo unglaublichen Capriviſchen Erlaſſes an die auswärtigen 
Vertreter und jenes Uriasbriefs nach Wien, der dem Wiener Botſchafter 
und feinen Untergebenen ſtrikte Order erteilte, den Altreichskanzler ges 
ſellſchaftlich auszuhungern. Der gegenwärtig leitende deutſche Miniſter 
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iſt durch dieſe verhängnisvollen Schriftſtücke und durch ihre Publikation 
in eine außerordentlich ungünſtige Beleuchtung getreten.“ 

Es ſcheint danach, daß auch unter den Deutſchen an der 
Küſte des Stillen Ozeans Beſorgnis darüber vorwaltet, daß die 
Leitung unſerer Reichspolitik ſich in den Händen von Staats⸗ 
männern befindet, deren Augenmaß für auswärtige Politik nicht 
nur durch den Inhalt der beiden Erlaſſe gegen den früheren 
Kanzler, ſondern noch mehr durch die amtliche Veröffentlichung 
derſelben, alſo durch den Glauben an ihre Zweckmäßigkeit und 
günſtige Wirkung gekennzeichnet wird. 


Zur Militärvorlage. 
(10. Nov. 1892, Ab.⸗Ausg., und 11. Nov. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die Armee, welche unſere Schlachten im letzten franzöſiſchen 
Kriege geſchlagen hat, dürfen wir nach ihren Leiſtungen als die 
beſte bezeichnen, welche in der neueren Zeit in großen Kriegen 
im Felde erſchienen iſt. Sie bildet einen nationalen Beſitz, den 
das Reich den Schöpfern ihrer Organiſation, Kaiſer Wilhelm, 
Moltke und Roon, verdankt und an die man zur weiteren Aus⸗ 
bildung in der Richtung ihrer urſprünglichen Organiſation mit 
Schonung die Hand legen, an der man aber nicht leichten 
Herzens Verſuche machen ſollte, welche ihren Charakter von 
Grund aus ändern würden. Wird ſie in ihrer Qualität ge⸗ 
ſchädigt, ſo kann keine Vermehrung der Kopfzahl dieſen Schaden 
aufwiegen. Der jetzige Reichskanzler ſelbſt hat in überzeugender 
Weiſe noch am 27. November des vorigen Jahres ausgeführt: 

„Ich glaube nicht, daß unter den lebenden Heerführern einer da iſt, 
der imſtande wäre, dieſe Maſſen, mit denen zu rechnen man ſich jetzt 
gewöhnt hat, zu ernähren, zu bewegen und zum gemeinſamen Schlagen 
zu bringen, das iſt bei ſolchen Zahlen ausgeſchloſſen. Es hat alſo dieſe 
Zahl an ſich, ſelbſt wenn ſie aus lauter guten Soldaten zuſammengeſetzt 
wäre, ihr Bedenkliches. Dieſes Bedenkliche ſteigt nun aber noch, wenn 
man die Qualität dieſer ſo und ſo vielen Millionen — denn unter 


Millionen rechnet kein Staat mehr, der etwas auf ſich hält —, wenn 
man die Qualität dieſer Soldaten anſieht.“ 
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Wenn wir einem neuen franzöſiſchen Angriffe gegenüber vier⸗, 
ſechs⸗ oder achthunderttauſend Mann, alſo den vierten oder 
fünften Teil der Millionenziffern, mit denen neuerdings hantiert 
wird, zunächſt in die Feuerlinie bringen, ſo kommt alles auf die 
Qualität der Truppe an. Die Ziffer wird auf beiden Seiten 
ungefähr gleichmäßig beſchränkt werden durch „die Härte, mit 
der die Dinge ſich im Raume ſtoßen“, während in den Ge⸗ 
danken die Millionen „leicht beieinander wohnen“. 

Daß aber die Qualität unſerer Truppen durch die neuen 
Entwürfe an ſich verbeſſert werden würde, behauptet niemand. 
Wir glauben im Gegenteil, ſie würde geringer werden, und es 
iſt ein Widerſpruch in der Sache ſelbſt, eine Verſtärkung unſeres 
Heeres in der Verminderung ſeiner Tüchtigkeit zu ſuchen. Wir 
werden uns über wirkliche Verbeſſerungen des Vorhandenen 
freuen, wie wir ſie in reichlicher Komplettierung des Standes 
der Offiziere und Unteroffiziere, in anſehnlicher Verſtärkung des 
Friedensſtandes der Artillerie, der Pferde und der dadurch be- 
dingten Mannſchaften erblicken würden, aber nicht in einer Stei⸗ 
gerung der Kopfzahl über das Maß der Leiſtungsfähigkeit unſeres 
militäriſchen „Lehrſtandes“, der Avancierten, hinaus und nicht in 
dem Wegfalle der etwa fünfundvierzigtauſend Mann — einige 
zwanzig auf die Kompanie —, die nach dem bisherigen Brauche 
als unbeſtrafte, vielleicht auch als beſonders befähigte Dreijährige 
der Truppe erhalten wurden und ihr in ſchwierigen Lagen, in 
Gefechten und Entbehrungen, einen Halt gewährten, bei der 
Rekrutenausbildung den Unteroffizieren Beiſtand leiſteten und 
ſelbſt Material zukünftiger Unteroffiziere gewähren konnten. 
Werden wir den Franzoſen und Ruſſen gegenüber dadurch ſtärker, 
wenn wir alle Dreijährigen grundſätzlich eliminieren, dabei aber 
die Arbeit der Offiziere und Unteroffiziere nahezu verdoppeln, 
obgleich wir ſchon jetzt bei geringerer Rekrutenziffer die not⸗ 
wendige Zahl an Subaltern⸗ und Unteroffizieren nicht zu be⸗ 
ſchaffen vermögen? Welche Sicherheit haben wir dafür, daß 
letzteres in der Zukunft möglich fein werde, welche Verbeſſe— 
rungen der Stellung, des Avancements, kann man bieten, um 
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die Bewerbung auf jo viele Tauſende, die uns fehlen und die 
wir nach den neuen Vorſchlägen mehr brauchen würden, zu 
ſteigern? Haben wir ſie aber nicht, müſſen wir uns behelfen mit 
unzureichenden Leiſtungen in dieſer Richtung, ſo wird die Brauch⸗ 
barkeit der vergrößerten Maſſen in der erſten Schlacht natürlich 
um ſo viel geringer ſein, als die militäriſche Erziehung der ein⸗ 
geſtellten Leute hinter den bisherigen Anſprüchen zurückbleibt. 


* 


Wir erkennen die Notwendigkeit einer Verſtärkung unſeres 
nationalen Heeres bereitwillig an, glauben aber nicht, daß ſie 
auf dem in Ausſicht geſtellten Wege erreicht werden würde und 
daß die dem Lande zugemuteten Opfer im ganzen Umfange für 
die Abhilfe des vorhandenen Bedürfniſſes erforderlich oder auch 
nur nützlich ſind. Wir glauben nicht, daß unſere Armee, wenn 
die geplante Reform auf ſie Anwendung fände, ebenſo ſtark wie 
heute ſein würde; wir haben im Gegenteil zu der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des beabſichtigten Heeres nicht das Zutrauen, welches 
die 1870er Taten der bisherigen Armee der Bevölkerung ge⸗ 
währen. Wir ſehen in den Neuerungen Verluſte in der Qualität, 
welche durch Gewinn in der Zahl nicht ausgeglichen werden. 
Kaiſer Wilhelm, Moltke und Roon, welche für die dreijährige 
Dienſtzeit gekämpft haben und ſie nie aufgegeben haben würden, 
flößen uns mehr Vertrauen ein als die jetzigen Vertreter der 
neuen Vorlagen. Wenn Graf Moltke noch im Reichstage wäre, 
ſo würden dieſe an ihm einen Gegner haben. 

Wenn ein Feind uns angreifen will, wird er dazu die Zeit 
wählen, wo das Heer aus Rekruten und einjährig Gedienten 
beſteht, dagegen gibt es keine Vorbeugungsmaßregel, die nicht 
mit Zeitverluſt für unſeren Aufmarſch verbunden wäre, wenn 
der Feind ſeine Zeit mit Berechnung wählt und den Bruch 
ſchnell und geſchickt einleitet. 

Es iſt für uns bisher nicht möglich, die militäriſchen Lehrer 
für die neuen Maſſen zu ſtellen, da wir für die heutige ge⸗ 
ringere Zahl ſchon nicht genug Unteroffiziere, ja nicht einmal 
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Offiziere finden. Welche Mittel, dieſelben aufzutreiben, hat man 
nachher, zumal der Dienſt und die Aufreibung der bisher ſchon 
aufs Höchſte geſpannten Kräfte noch geſteigert werden ſoll? 
Wenn man die dreitauſend bisher fehlenden Unteroffiziere über⸗ 
haupt beſchaffen kann, jo iſt es auffällig, daß dies nicht längſt 
geſchah; iſt es aber nicht möglich, wie will man die ſechs⸗ oder 
neuntauſend neuen nun dazu beſchaffen? Dazu fallen die Leute 
des dritten Jahrgangs fort, die den Unteroffizieren einen weſent⸗ 
lichen Teil der Arbeit abnehmen. Unſere Unfähigkeit, die Zahl 
der Lehrer auf den Bedarf zu ſteigern, iſt allein ſchon hin⸗ 
reichend, eine Verſchlechterung der Ausbildung und eine Schwä⸗ 
chung des Heeres zu bewirken. 

Daß wir im erſten Ausmarſche bei der Kriegserklärung 
mehr Truppen verwenden könnten als 1870, iſt kaum wahr⸗ 
ſcheinlich, und der Ausfall der Schlachten wird davon nicht ab⸗ 
hängen, ob wir zwei oder zweieinhalb Millionen exerzierte 
Reſerven hinter der Front haben; die erſten Schlachten aber 
werden die entſcheidenden und in ihnen wird die qualitativ 
beſſere Armee die ſiegreiche ſein. 

Die Hauptwirkung der ganzen Maßregel, die ziffermäßige, 
die Wirkung der rage des nombres, wie Caprivi 1891 ſagte, 
würde ja erſt in Jahrzehnten ihre Betätigung finden. Werden 
die Kriege ſo lange warten? Und wenn ſie überhaupt nicht in 
nächſter Zeit bevorſtehen, hat die Maßregel ſolche Eile, daß man 
nicht wenigſtens vorher ſich klar macht, wie wir die Koſten auf⸗ 
bringen und wie wir die Offiziere und Unteroffiziere ſchaffen, 
ohne welche die Rekruten eine unerzogene Maſſe bleiben? 
Wüchſen wir durch die Vorlage wirklich in eine überlegene 
Stärke hinein, ſo werden unſere Gegner mit dem Kriege ſchwer— 
lich bis dahin warten. 

Das Argument eines Krieges gegen zwei Fronten ſollte 
ganz außer Spiel bleiben. Nur einer Großmacht brauchen wir 
ebenbürtig zu ſein; die Verhinderung der Koalition gegen uns 
und die Bildung des Gegenbundes iſt Sache der Diplomatie; 
ſie iſt der deutſchen Politik in den letzten Jahrzehnten unter 
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ſehr ſchwierigen Stimmungen und Situationen gelungen, und 
früher dem ſchwächeren Preußen; ſie hängt eben von richtiger 
und geſchickter Politik ab. Wenn man ſo ſtark ſein will, daß 
man einen Krieg gegen zwei Mächte führen kann — weshalb 
nicht ebenſogut gegen drei, da das kleine Preußen im Sieben⸗ 
jährigen Kriege gegen mehr als drei Mächte zu fechten hatte? 
Dabei ſteht die dritte dem Deutſchen Reiche feindliche Macht ſchon 
in den Toren, nämlich die Sozialdemokratie, welche ihrerſeits 
die beabſichtigte Neuerung prinzipiell bekümpfen, aber nicht un⸗ 
glücklich darüber ſein wird, wenn ſie dennoch angenommen 
würde: denn der unzweckmäßige Druck würde dann die Wirkung 
einer chroniſchen Krankheit auf unſere inneren Organe und unſer 
wirtſchaftliches Leben üben, und uns damit den Zielen der Sozial⸗ 
demokratie näher bringen. 

Der Krieg mit zwei Fronten wäre wahrſcheinlich, wenn der 
Bruch zuerſt mit Rußland erfolgte; Frankreich würde uns dann 
anfallen. Wenn letzteres iſoliert, durch galliſchen Ausbruch, ge⸗ 
ſchähe, jo iſt noch nicht gejagt, daß Rußland uns oder DOfter- 
reich angreifen würde; es würde vielleicht die Gelegenheit wahr⸗ 
nehmen, um andere Pläne auszuführen, und abwarten, ob und 
von wem es deshalb belangt werden würde. 

Man lobt die alte Armee und gewiß hat man Urſache, auf 
ſie in ihrer jetzigen Organiſation zu vertrauen. Was ihr fehlt, 
ſind, wie oben geſagt, in erſter Linie Artillerie, Pferde, Offiziere 
und Unteroffiziere. Aber die Mannſchaft über die Zahl zu 
ſteigern, welche man mit dem vorhandenen Material von Offi⸗ 
zieren und Unteroffizieren überhaupt ausbilden kann, und den 
bewährten Charakter des Heeres funditus zu ändern, in der 
Richtung der Heeresbildungen Gambettas und Bourbakis, das 
wäre ein gefährlicher Verſuch. Das richtige Verhältnis, min⸗ 
deſtens das jetzige kaum genügende des lehrenden Perſonals 
zum lernenden, iſt der Armee unentbehrlich, ſeine Erhaltung 
ſollte die erſte Sorge ſein und näher liegen als die Frage, 
wie ſtark in zwanzig Jahren unſere ausgebildete Mannſchaft 
ſein kann. 
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Zweifelloſe Verſtärkungen unſerer Wehrkräfte werden auch 
wir rückhaltlos befürworten; aber die angekündigte Vorlage 
halten wir für verfehlt, für ein Produkt der rage des nombres, 
und für eine Schädigung im Krieg und Frieden. 


Die Emſer Depeſche. 


(11. Nov. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die Vorgänge bei der Publikation der Emſer Depeſche ſind 
aus bekanntem Anlaſſe in der Preſſe aufs neue diskutiert worden; 
dabei hat man das Verhalten des Grafen Bismarck häufig als 
eine bedenkliche und tadelnswerte Sache dargeſtellt. Logiſch wäre 
daraus zu ſchließen, daß alle diejenigen, die ſo ſprechen, es lieber 
ſehen würden, wenn der Krieg überhaupt nicht geführt worden 
wäre. Wenn Graf Bismarck damals durch die Veröffentlichung 
der Depeſche darauf hingewirkt hat, die Franzoſen bis zur vollen 
Übernahme der Initiative und der Schuld am Kriege zu reizen, 
ſo glauben wir, daß der damalige Leiter der Politik ſich damit 
um Deutſchland wohl verdient gemacht hat. 

Wäre die franzöſiſche Kriegserklärung damals nicht erfolgt, 
wäre der ganze Krieg unterblieben, ſo blieb die Tatſache be⸗ 
ſtehen, daß Deutſchland in einer ſpaniſchen Angelegenheit von 
Frankreich grundlos bedroht, in öffentlichen franzöſiſchen Ver⸗ 
handlungen beſchimpft und herausgefordert war und ſich vor 
dieſen Drohungen und Beſchimpfungen von ſeiner eingenommenen 
Stellung zurückgezogen hatte. Es wäre in eine ähnliche Lage 
gekommen, wie ſie 1850 den nationalen und liberalen Politikern 
als das Ergebnis von Olmütz erſchien. Tatſächlich wäre die 
Lage 1870 aber demütigender geweſen als die der Olmützer 
Zeit, weil in Olmütz Oſterreich im Bunde mit Rußland auf⸗ 
trat und der öſterreichiſchen Politik wirkliche öſterreichiſche Inter⸗ 
eſſen zugrunde lagen, während die franzöſiſchen Herausforde⸗ 
rungen 1870 rein mutwillig und händelſüchtig waren. Nur 
durch den gemeinſamen Krieg war die deutſche Einheit zu voll⸗ 
enden. Erfolgte der Kampf nicht, ſo hatte Norddeutſchland eine 
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ſchwere Schädigung feiner nationalen Ehre und ſeiner nationalen 
Aufgaben weg und konnte ſich aus der ehrverletzten Lage, in 
die es geraten war, nur durch Neuſchaffung vielleicht ungeſchickter 
Kriegsfragen retten, die nicht bloß im Auslande unverſtanden 
geblieben oder unliebſam aufgenommen worden wären. 

Nicht um „den Krieg noch heißer zu entflammen“, wie ſich 
ein nationalliberales Blatt ausdrückt, ſondern um demütigender 
Friedensſituationen und die Lahmlegung der nationalen Ent⸗ 
wicklung zu hindern, und um dieſe nationale Entwicklung in 
den günſtigen Weg gemeinſamer Kämpfe aller Deutſchen gegen 
erneute franzöſiſche Übergriffe zu leiten, war der Krieg not⸗ 
wendig. Wäre er unterblieben, und an ſeine Stelle ein fauler 
Friede mit Beibehaltung der Maingrenze getreten, ſo wäre damit 
auch die junge Blüte des Norddeutſchen Bundes wahrſcheinlich 
geknickt geweſen, ohne die Frucht der Reichseinigung zu bringen. 


Haltloſe Kritiken. 


(15. Nov. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der „Berliner Börſenkurier“ bezichtigt den früheren Reichs⸗ 
kanzler eines „Gedächtnisirrtums“; er habe Hans Blum gegen⸗ 
über bei Erwähnung der Vorgänge des Jahres 1875 von „un⸗ 
geſchickten und gröblichen Noten“ geſprochen, die damals zu 
Unrecht auf ſeine Rechnung geſetzt worden ſeien, weil er für 
deren Verfaſſer nicht einmal als Chef verantwortlich geweſen 
wäre, nachdem das bekannte Stellvertretungsgeſetz die Herren 
ſelbſtändig gemacht habe. Letzteres Geſetz iſt aber, fügt der 
„Börſenkurier“ hinzu, erſt im Jahre 1878 erlaſſen worden und 
nicht im Jahre 1875. 

Daß der Irrtum über das Datum des Stellvertretungs⸗ 
geſetzes in den Veröffentlichungen Blums nicht vom Fürſten 
Bismarck herrührt, iſt inzwiſchen von den „Leipziger Neueſten 
Nachrichten“ ſchon feſtgeſtellt worden. Aber auch ohne Berück⸗ 
ſichtigung dieſes Umſtandes iſt es eine übelwollende Ungerech⸗ 
tigkeit, den auswärtigen Miniſter reſpektive Reichskanzler für 
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die Stiliſtik von Noten und amtlichen Erlaſſen verantwortlich 
zu machen, die eine andere Unterſchrift als die des Chefs tragen. 
Es iſt anzunehmen, daß der Chef des Miniſteriums diejenigen 
amtlichen Erlaſſe, deren Text er lieſt und revidiert, in der Regel 
auch ſelbſt unterzeichnet, jo daß bei denen, welche die Unter- 
ſchrift eines geſetzlichen oder auch nur geſchäftlichen Stellvertreters 
tragen, der Stil und Wortlaut dem Unterzeichner angehören, 
der immerhin zum Erlaſſe eines Aktenſtücks in der fraglichen 
Richtung nicht bloß Vollmacht, ſondern ausdrücklichen Auftrag 
haben mag, deſſen Konzept aber im ſolchen Falle nicht ſtiliſtiſch 
revidiert wird, ſondern in der Faſſung des Unterzeichners ab⸗ 
geht. Es gehört die ganze verbiſſene Neigung, dem früheren 
Kanzler etwas am Zeuge zu flicken, dazu, über ſolche Fragen 
gegen ihn zu polemiſieren. Der „Berliner Börſenkurier“ ſagt: 
„Sind damals ungeſchickte und gröbliche Noten“ von Berlin 
ausgegangen, ſo hat Fürſt Bismarck ſie verfaßt.“ Es fehlt 
nur noch der Zuſatz: „Dagegen ſind geſchickte und höfliche Noten 
nicht von ihm verfaßt, auch wenn ſie ſeine Unterſchrift tragen.“ 
Auch letzteres wird vielfach inſinuiert durch Andeutungen, daß 
amtliche Schriftſtücke, welche ſich der Anerkennung erfreuen und 
die Unterſchrift des Fürſten tragen, von ſeinen Hilfsarbeitern, 
die ungeſchickten aber mit anderer Unterſchrift von ihm ſelbſt 
herrühren. 
| Derſelbe Artikel jagt, es ſei die Schuld des Fürſten, wenn 
er im Auswärtigen Amte Stellvertreter gehabt habe, die grob 
waren. Das Blatt zeigt neben ſeiner Unerfahrenheit keine Vor⸗ 
ſtellung von den Schwierigkeiten, mit denen die Auswahl und 
die Anſtellung der Kandidaten gerade für die hier in Frage 
kommenden höheren Amter in der Regel verbunden iſt; das 
Blatt weiß nicht, daß ein Miniſter in unſeren Verhältniſſen 
froh ſein kann, wenn es ihm gelingt, Mitarbeiter ins Amt zu 
bringen, bei denen „nach Natur und Gemütsanlage“ die Eigen- 
ſchaften vorwiegen, welche ihre Befähigung für das betreffende 
Amt begründen. Ganz vollkommene Kandidaten für höhere 
Stellungen im Auswärtigen Dienſte mögen vielleicht in der 
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Redaktion des „Börſenkuriers“ zu finden ſein; alle übrigen 
Menſchen ſind nicht frei von Mängeln, auch die Miniſter und 
Kanzler nicht. 

Eine haltloſe Kritik liegt ferner in den Andeutungen über 
die Neigung Wilhelms I. zur Abdikation im September 1862. 
Tatſache iſt, daß der König am 17. und 18. September von 
ſeinen Entlaſſungsgedanken nicht zurückgekommen war, wie denn 
auch ein Teil der Miniſter, unter ihnen der des Auswärtigen, 
Graf Bernſtorff, in der Stellung der Kabinettsfrage noch nach 
dem 19. beharrte und letzterer, Graf Bernſtorff, dann durch 
Herrn v. Bismarck erſetzt wurde. Die Anführungen des „Ber⸗ 
liner Börſenkuriers“ und anderer Blätter gleicher Farbe, ſowie 
die von ihnen angezogenen Aufzeichnungen befinden ſich mit der 
geſchichtlichen Tatſache in Übereinſtimmung und widerlegen fie 
nicht, daß König Wilhelm die am 17. kundgegebenen Rücktritts⸗ 
gedanken am 19. dem Herrn v. Bismarck gegenüber mit den 
Worten zum Ausdruck brachte: „Meine Miniſter verſagen mir 
und ich finde keine, welche mit mir ſo regieren wollen, wie ich 
es vor Gott verantworten kann. Deshalb habe ich mich zur 
Abdikation entſchloſſen und hier liegt meine Urkunde darüber.“ 
Darauf folgten die weiteren bekannten Erörterungen, in denen 
Herr v. Bismarck ſich bereit erklärte, dem Könige als Miniſter⸗ 
präſident in der Politik beizuſtehen, die der König glaubte vor 
Gott verantworten zu können, und die demnächſt zu ſeiner Er⸗ 
nennung führten. Das Räſonnement, durch welches die liberalen 
Blätter dieſe Tatſache in hämiſcher Weiſe anzuzweifeln ſuchen, 
liefert im Gegenteil wider Willen der Verfaſſer die indirekte 
Beſtätigung derſelben; ſie zitieren amtliche Zeugniſſe dafür, daß 
der König am 17. September hat entſagen wollen wegen einer 
Situation, die am 19. virtuell nicht geändert war, da die 
Miniſterien außer dem Kriegsminiſterium vakant blieben und der 
König am 19. vor denſelben Schwierigkeiten ſtand wie am 17. 

Dieſe Erinnerungen ſind ja heutzutage ohne alles politiſche 
Intereſſe; wir wünſchen nur, daß ein wichtiger Teil unſerer 
Zeitgeſchichte nicht frivolen Fälſchungen unterliege. 
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Fürſt Bismarck und die baltiſche Frage. 
(18. Nov. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Frankfurter Zeitung“ verbreitet dieſelben Angaben wie 
der Londoner „Speaker“ über angebliche Außerungen des Fürſten 
Bismarck betreffend die Balten in Rußland. Danach hätte der 
frühere Reichskanzler anfangs der ſiebziger Jahre in Gegen⸗ 
wart des Kaiſers Alexander II., des jetzt regierenden Zaren, 
des Fürſten Gortſchakow, des Grafen Peter Schuwalow und 
noch anderer hoher ruſſiſcher Würdenträger geſagt: 

„Selbſt wenn Sie in den Oſtſeeprovinzen alle beſtehenden beſonderen 
Rechte ohne Ausnahme abſchaffen und durch ruſſiſche erſetzen, überall 
und in der letzten Behörde und Schule die ruſſiſche Sprache gewaltſam 
einführten, ſo könnten ſie an demſelben Tage, wo etwa eine hierauf 
bezügliche Reklamation unſerſeits erfolgte, ſich einfach auf uns und 
unſer Verfahren in den neuen Landesteilen berufen und wir müßten 
dies gelten laſſen.“ 


Das iſt vollſtändig aus der Luft gegriffen. Für jeden, der 
die in maßgebenden Kreiſen üblichen politiſchen Verkehrsformen 
kennt, trägt das Zitat nicht nur den Stempel der Erfindung, 
ſondern auch der Unbekanntſchaft mit jenen Formen an ſich. 
In kleinſtädtiſchen und ſonſtigen unkundigen Leſerkreiſen mögen 
dramatiſierte Geſpräche, wie ſie „Speaker“ und „Frankfurter 
Zeitung“ auftiſchen, Eindruck machen, für jeden Politiker, der 
die geſchäftlichen Gewohnheiten der Regierungen kennt, verfallen 
ſolche Mitteilungen der Lächerlichkeit ſchon wegen der Angabe, 
daß die betreffenden Geſpräche in Gegenwart dritter Perſonen 
ſtattgefunden hätten. Kein Diplomat, und wenn er auch nur 
kurze Zeit Sekretär an einem kleinen Hofe geweſen iſt, wird 
es für möglich halten, daß der Kaiſer von Rußland in Gegen- 
wart verſchiedener Perſonen mit einem fremden Staatsmanne, 
wie Fürſt Bismarck für ihn war, ſich in eine Erörterung ſeiner 
inneren Politik einlaſſen ſollte, noch dazu in einer für beide 
Teile ſo kitzlichen Frage wie der baltiſchen. Dieſelbe iſt weder 
zwiſchen dem Kaiſer Alexander und dem Fürſten Bismarck, noch 
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zwiſchen dieſem und ſeinem ruſſiſchen Kollegen Gortſchakow je- 
mals mündlich erörtert worden. 

Aber auch die angeblichen Beſprechungen, die im Jahre 1865 
der damalige Herr v. Bismarck mit dem ruſſiſchen Botſchafter 
v. Oubril in Berlin über die baltiſche Frage gepflogen haben 
ſoll und die der „Reichsbote“ in ſeiner Nummer vom 13. d. Mts. 
wiedergibt, würden, wenn ſie wirklich ſtattgefunden hätten, da 
ſie nicht ſtenographiert ſein können, keinen Anſpruch auf Ge⸗ 
nauigkeit haben. Die baltiſche Frage iſt im Sinne dieſer Aus⸗ 
laſſungen zwiſchen dem deutſchen und dem ruſſiſchen leitenden 
Miniſter nur einmal ſchriftlich zur Sprache gekommen, indem 
Herr v. Bismarck ſeine vertraulichen Privatbeziehungen zu ſeinem 
ruſſiſchen Kollegen, die damals noch als Ergebnis ſeines Peters⸗ 
burger Aufenthalts ungetrübt beſtanden, zur Anregung der 
Sache glaubte benutzen zu können; die eigenhändige Antwort 
Gortſchakows war aber in dem Grade von Entrüſtung über 
fremde Einmiſchung in innere ruſſiſche Angelegenheiten gefärbt, 
daß man ſich diesſeits überzeugen mußte, den leidenden Deutſchen 
in den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen durch Betonung landsmann⸗ 
ſchaftlicher Intereſſen nur zu ſchaden. Die Befürchtung, daß 
jede reichsdeutſche Einmiſchung Vorwände zur Verſchärfung der 
Verfolgungen bieten würde, wurde von ſeinen baltiſchen Freunden, 
mit denen Fürſt Bismarck jederzeit in Beziehung gelebt hat, 
ſeither ſtets aufs lebhafteſte geteilt und der Fürſt von dieſen 
dringlich und wiederholt gebeten, ihre Lage nicht durch politiſche 
Einmiſchung zu verſchlimmern und ihren Feinden in Rußland 
nicht neuen Stoff zu Verdächtigungen und Angriffen zu liefern. 

Wenn ſich die „Frankfurter Zeitung“ übrigens ſelbſt als 
Quelle der im Londoner „Speaker“ aufgewärmten Erfindungen 
zitiert, indem ſie anführt, daß ſie dieſelben ſchon im Jahre 1887 
gedruckt habe, ſo kann dieſe Priorität bei einem Blatte nicht 
Verwunderung erregen, das bekanntlich von jeher franzöſiſchen 
Intereſſen mehr gedient hat als deutſchen; im franzöſiſchen Inter⸗ 
eſſe lag im Jahre 1887 die Verleumdung der deutſchen Reichs⸗ 
politik. Der Verfaſſer der Enthüllungen im „Speaker“ wird 
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in den „Augsburger Neueſten Nachrichten“ ein „dreiſter Stümper“ 
genannt. Wir glauben, daß dieſer Ausdruck richtig gewählt iſt; 
nur ein „dreiſter Stümper“ in der Politik kann ſolchen Nonſens 
überhaupt produzieren und von ſich geben. 


Emſer Depeſche. 


(18. Nov. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


„Berliner Tageblatt“ und andere Blätter reproduzieren den 
angeblichen Wortlaut der „echten“ Emſer Depeſche und ſtellen 
ihn in Vergleich mit dem in der Extraausgabe der „Nord⸗ 
deutſchen Allgemeinen Zeitung“ vom 13. Juli 1870 veröffent⸗ 
lichten Texte. Die urſprüngliche Depeſche aus Ems, welche 
durch die damalige Veröffentlichung der „Norddeutſchen All⸗ 
gemeinen Zeitung“ in nuce wiedergegeben wird, iſt ſehr viel 
länger und inhaltreicher als die Andeutungen, die der Bericht 
des Prinzen Radziwill darüber enthält. Sie war von Abeken 
redigiert, ihr Original wird ſich in den Archiven des Aus⸗ 
wärtigen Amtes ohne Zweifel vorfinden, iſt aber bisher nicht 
publiziert worden. Zur Kenntnis des Prinzen Radziwill wird 
ihr Wortlaut ſchwerlich gekommen ſein, ſo daß dieſer ſie bei 
ſeinen Aufzeichnungen, die jetzt irrig als die echte Emſer Depeſche 
bezeichnet werden, nicht benutzen konnte. 


Weiteres zur Militärvorlage. 
(20. Nov. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ beſpricht unſere 
Artikel vom 10. und 11. d. Mts. Wir bemerken dazu, daß 
wir allerdings, ſoweit Deutſchland einer Verſtärkung ſeiner Wehr⸗ 
macht bedarf, zunächſt mehr Gewicht auf die Qualität als auf 
die Maſſe der Truppe legen. Wenn die „Norddeutſche All— 
gemeine Zeitung“ dafür eintritt, daß die Qualität unſeres Heeres 
bei der Annahme der neuen Vorlage die gleiche bleibe, wie ſie 
1870 war und wie fie noch heute iſt, jo wollen wir den Be- 
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weis für das Gegenteil hier des Raumes wegen nicht weiter 
ausführen, da wir bisher bei Sachkundigen die Verminderung 
der Qualität durch die neuen Vorſchläge von keiner Seite an⸗ 
gezweifelt gefunden haben. 

Wir haben nicht behauptet, daß der Ausfall eines Plus von 
zwanzig Prozent Dreijähriger „die geſamte Kriegstüchtigkeit 
unſeres Heeres in Frage ſtelle“, aber wir ſind nach wie vor 
der Anſicht, daß der Ausfall von dreiundzwanzig älteren Sol⸗ 
daten — ſoviel find es bei den uns bekannten Kompanien — 
für den Dienſt in Krieg und Frieden ein Nachteil ſei. 

Für einen ſehr viel ſtärkeren und für unſer Urteil ent⸗ 
ſcheidenden Nachteil aber halten wir das Mißverhältnis, welches 
bei ſo gewaltiger Steigerung der jährlichen Rekrutenzahl zu⸗ 
nächſt zwiſchen dieſer und der Zahl der vorhandenen und bis 
jetzt in Ausſicht ſtehenden Offiziere und Unteroffiziere eintritt. 
Es iſt unmöglich, mit dem vorhandenen Lehrperſonale die der⸗ 
geſtalt vergrößerten Maſſen in gleicher Güte wie bisher aus⸗ 
zubilden. Die offiziöſe Preſſe geht in verſchiedenen Artikeln 
über dieſe Frage mit Zuſicherungen und Hoffnungen für die 
Zukunft hinweg. Mit Überraſchung laſen wir darin die Be⸗ 
hauptung, daß unſer Offizierkorps augenblicklich vollzählig ſei. 
Wenn das der Fall wäre, ſo müßten die Rangliſten von 1892 
einen erheblichen Prozentſatz der vorhandenen Offiziere ver⸗ 
ſchwiegen haben; wir wollen von der Kavallerie nicht reden, 
aber bei der Infanterie ſind nicht einmal alle Garderegimenter 
komplett, wenn auch einige derſelben Überſchuß haben; bei der 
Linieninfanterie aber zeigt die Rangliſte faſt durchweg ein Manko 
in der Front, auch wenn man die zahlreichen Abkommandierten 
im Kriegsfalle ſämtlich als zur Fahne eintretend anſehen wollte. 
Wir ſehen in der Rangliſte den Beweis, daß der Offizierſtand 
ſchon für den jetzigen Stand der Mannſchaften unzulänglich iſt, 
und würden nur nach vorgängiger Sicherſtellung des vollen bis⸗ 
herigen und zukünftigen Bedarfs an Offizieren und Unter⸗ 
offizieren für eine irgendwie erhebliche Erhöhung der Rekruten⸗ 
zahl die Mitverantwortung zu tragen geneigt ſein. Wir ſind 
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bereit, unter den beabſichtigten Verſtärkungen und darüber hinaus 
diejenigen zu befürworten, von welchen wir annehmen dürfen, 
daß ſie in den erſten Schlachten unſeres nächſten Krieges zur 
Geltung gebracht werden können. Dieſe liegen aber heute aus⸗ 
ſchließlich auf dem Gebiete der Qualität, nicht dem der Quantität 
unſerer Heere. 

Der Artikel der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ legt 
unſerer Anſicht nach zu wenig Gewicht auf die Bedeutung der 
erſten großen Schlachten, die wir zu ſchlagen haben werden, und 
zu viel auf das, was er mit einem, auf dem Papier vielleicht 
populären Worte als den „zähen Volkskrieg“ bezeichnet. In 
den Kriegen der Neuzeit, die wir erlebt haben, ſind die erſten 
großen Schlachten durchweg maßgebend für den Erfolg des Feld- 
zugs geweſen. Wenn wir 1870 die großen Schlachten an der 
Grenze und bei Metz nicht gewonnen hätten, ſo würde die Tat⸗ 
ſache, daß wir damals im Lande viel mehr ausgebildete Mann⸗ 
ſchaften als Frankreich beſaßen, uns doch kaum zu entſcheidenden 
Erfolgen in einem „zähen Volkskriege“ verholfen haben, den 
wir innerhalb der deutſchen Grenzen zu führen gehabt hätten 
und in welchem beide Armeen, auch die franzöſiſche, auf unſere 
Koſten gelebt haben würden. Ahnliche Aufgaben faßt der Artikel 
ins Auge für den Fall, daß wir im nächſten Kriege anfangs 
geſchlagen würden, wenn in der Tat unſere Truppen in der 
Qualität einem gleich ſtarken franzöſiſchen Heere ſich nicht ge= 
wachſen erweiſen ſollten. Ihr innerer Halt und ihr Geiſt würden 
durch eine verlorene Schlacht nicht gefeſtigt und gehoben werden. 
Wir legen einen ganz entſchiedenen Wert auf die Siegesbürg⸗ 
ſchaft, die im Gewinne der erſten Schlachten liegt. Der fran⸗ 
zöſiſche Volkskrieg, der unſere Invaſion begleitete, war zähe 
genug, und den Gambettaſchen Rekruten hat es in der Regel 
auch nicht an Tapferkeit gefehlt, aber an Offizieren und Unter⸗ 
offizieren, welche den Dienſt kannten und fie auszubilden ver- 
mochten. Mit unſerem jetzigen Beſtande an führendem Perſonal 
würden wir auch unſeren Bedarf für einen nach verlorenen 
Schlachten zu führenden „Volkskrieg“ nicht decken können, auch 
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wenn wir unſer fechtendes Material vorher im Frieden mili- 
täriſch ausgebildet haben. Dasſelbe wird unvollkommen bleiben, 
ſoweit ihm der nötige Etat an . und Offizieren 
nicht geliefert werden kann. 

Auch der böhmiſche Krieg wurde entſchieden durch die erſten 
großen Schlachten, und iſt in einen „Volkskrieg“ ſowenig über⸗ 
gegangen wie der italieniſche Krieg 1859 nach der Schlacht bei 
Solferino. Selbſt im Balkankriege hat der kriegeriſche Stamm 
der Türken vor dem Frieden von San Stefano bei allem 
Fanatismus einen Volkskrieg zur Abwehr der Ruſſen nicht ge⸗ 
führt. Auch für die Zukunft ſind wir überzeugt, daß der Krieg 
in den erſten großen Schlachten die Chancen des Feldzuges 
präjudiziert und daß alle Koſten, die wir überhaupt in unſerer 
jetzigen bedrückten Finanzlage aufzuwenden vermögen, ausſchließ⸗ 
lich auf die Qualität des Heeres zu verwenden ſind, von welcher 
die Entſcheidung beim erſten Zuſammenſtoße allein abhängen wird. 

Der beſprochene Artikel weiſt außerdem darauf hin, daß die 
„etwa doch vorhandene Einbuße der Infanterie an innerem 
Werte“ durch umfangreiche Übungen im Beurlaubtenſtande reich⸗ 
lich ausgeglichen werden ſolle. Der Herr Verfaſſer iſt wahr⸗ 
ſcheinlich Militär und unterſchätzt deshalb die Laſten, mit welcher 
die Einziehung der Beurlaubten für das wirtſchaftliche Leben 
nicht nur dieſer und ihrer nächſten Angehörigen, ſondern für 
die bürgerlichen Geſchäftskreiſe, in denen ſie tätig ſind, und oft 
für ihre Zukunft verbunden iſt. Es iſt nicht nützlich, dieſe Laſten 
zu ſteigern. 

Der Verfaſſer ſagt ferner, „nur dann werde unſere In⸗ 
fanterie leiden, falls die gründliche Ausbildung aus Mangel an 
Lehrkräften nicht gewährleiſtet ſeiJ. Er nimmt aber an, die 
Unteroffiziersfrage ſei lediglich „eine Geldfrage“ und die fehlenden 
Subalternoffiziere „würden ſich mit der Zeit auch finden“. Wir 
glauben, daß in ſo entſcheidenden Fragen, von denen gerade der 
Gewinn der erſten Schlachten abhängen kann, man ſich nicht bei 
Konjekturen und Hoffnungen beruhigen, ſondern abſolut ſicher 
gehen muß. Wir glauben mit dem Herrn Verfaſſer, daß zur 


176 


— — 


Ausbildung einer Kompanie „deren Chef und die Offiziere ge- 
nügen, falls nur die nötigen guten Unteroffiziere vorhanden 
ſind“. Ja, wenn nun aber dieſe nicht vorhanden ſind und auch 
die Offiziere in zu geringer Zahl, dann kann auch der Artikel⸗ 
verfaſſer die Zuverſicht zu den neuen Einrichtungen wohl nicht 
beſitzen, mit der wir wünſchen, daß alle Militärs und das ganze 
Land dem nächſten Kriege entgegenſehen. 

Wir fürchten, daß die Vorlage in ihrer Geſamtheit, wenn 
ſie jetzt trotz unſerer ſchwierigen finanziellen Lage durchgedrückt 
werden ſollte, keine Verbeſſerung, ſondern zunächſt eine Schädi⸗ 
gung unſerer Wehrfähigkeit herbeiführen würde. Wir glauben, 
daß es Aufgabe der Fraktionen, welche überhaupt zur weiteren 
Verſtärkung unſerer Wehrkraft mitwirken wollen, ſein wird, aus 
der Regierungsvorlage durch Anträge aus dem Hauſe alle die⸗ 
jenigen Poſitionen, welche zur Verbeſſerung der Qualität des 
Heeres dienen, behufs ihrer Bewilligung auszuſondern, alſo in 
groben Umriſſen: in erſter Linie die Vervollſtändigung der 
Artillerie, die Erhöhung der Präſenz des Pferdebeſtandes und 
die Sorge für überſchüſſige Komplettierung unſeres gegenwärtigen 
Bedarfs an Offizieren und Unteroffizieren. Erſt wenn dieſe 
tatſächlich ſichergeſtellt iſt, und nach Maßgabe der wirklich er⸗ 
reichten Verſtärkungen unſeres Offizier⸗ und Unteroffizierkorps, 
würden wir es an der Zeit halten, an die Frage einer Erhöhung 
der Rekrutenzahl, alſo an die Vermehrung der Mannſchaften 
heranzutreten. In militäriſchen Dingen möchten wir uns nicht 
mit Hoffnungen begnügen, ſondern nur mit Sicherheiten rechnen. 
Die finanzielle Frage läßt ſich ja dabei gleichzeitig im Lichte der 
Hoffnung auf Beſſerung ins Auge faſſen; ihre Erledigung hätte 
logiſcherweiſe der der militäriſchen vorhergehen müſſen. 

Bedenkt man die Folgen, welche ein für uns ungünſtiger 
Anfang des Krieges für Deutſchland haben könnte, macht man 
ji die Möglichkeiten und Konſequenzen eines Einbruchs ſieg— 
reicher franzöſiſcher Heere in das Reichsgebiet klar, ſo wird man 
auch zu der Überzeugung gelangen, daß wir vor allem dahin 
ſtreben müſſen, in den erſten großen Völkerſchlachten zu ſiegen 
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und zu dem Zweck jede finanziell mögliche Verbeſſerung der 
Qualität und der Kriegsbereitſchaft des Heeres zu erſtreben, 
unabhängig von der Frage, ob wir in zwanzig Jahren eine halbe 
Million gedienter Leute mehr haben werden. Es iſt zu wünſchen, 
aber nicht wahrſcheinlich, daß der Krieg ſo lange ausbleibt. 


Aus dem Jahre 1862. 
(27. Nov. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Ein mit G. unterzeichneter Artikel des „Konſervativen Wochen⸗ 
blattes“ beſchäftigt ſich unter anderem mit den Außerungen, die 
Fürſt Bismarck in bezug auf die Mühe getan haben ſoll, die 
es ihm im September 1862 gemacht habe, um den König Wilhelm 
von ſeinen Thronentſagungsabſichten zurückzubringen. Das ge⸗ 
nannte Wochenblatt ſchreibt: 


„Man hörte hier (aus dem Hans Blumſchen Bericht), daß die Ab⸗ 
dankungsurkunde ſchon unterzeichnet dagelegen hätte, bis ſie der König 
auf die Bereitwilligkeitserklärung Bismarcks, das Miniſterium zu über⸗ 
nehmen, zerriß und man las einmal über das andere in dem Blumſchen 
Bericht von dem äußerſt niedergeſchlagenen oder noch ‚gebeugteren* 
König, den ſein neuer Miniſter nur mit äußerſter Anſtrengung mit, Mut 
und Hoffnung‘ erfüllte und dem er endlich durch ein glücklich getroffenes 
bon mot die feſte Haltung wiedergab. Allerdings ſtehen dieſer dramatiſch 
bewegten Darſtellung neben anderen Tatſachen die Mitteilungen des 
verſtorbenen Konſiſtorialpräſidenten Hegel entgegen, nach denen die Ab⸗ 
dikationsabſichten des Königs ſchon in einer am 18. September, einen 
Tag vor der Ankunft Bismarcks in Berlin, abgehaltenen Kronratsſitzung 
(bei der Herr Hegel als Protokollführer fungierte) ihre Erledigung 
fanden und zwar in einer für das Andenken des Königs Wilhelm in 
keiner Weiſe empfindlichen Art — jo daß bei dieſer Partie der ge 
ſprochenen Memoiren des Fürſten Bismarck doch etwas von dem Syſtem 
der Lebensbeſchreibung in Form von ‚Wahrheit und Dichtung“ unter⸗ 4 
gelaufen zu ſein ſcheint.“ i 


Der Artikel beſchuldigt den Fürſten Bismarck der „Wahr- 1 
heit und Dichtung“, indem er ſelbſt an der Wahrheit vorbei⸗ 
geht. Es iſt Tatſache, daß am 19. September, als der König 
Herrn v. Bismarck empfing, die wichtigſten Miniſterpoſten außer 
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dem Roons erledigt blieben und daß der König in der Tat kein 
Mittel hatte, ſeine Politik durchzuführen. Der Artikel begeht 
eine inſolente Verdächtigung der Wahrheitsliebe des Fürſten 
Bismarck und wir richten an die Redaktion des „Konſervativen 
Wochenblattes“ die Frage, ob ſie Beweiſe für ihre Behauptung 
anführen kann. War etwa die Kriſis zur Zeit der Beſprechung des 
Königs mit Herrn v. Bismarck beigelegt? Wollten an dem Tage 
die Miniſter v. Bernſtorff und v. d. Heydt etwa nicht demiſſionieren? 
Wahrheit und Dichtung iſt ein Ausdruck, den man auf den Artikel 
des „Konſervativen Wochenblattes“ anwenden kann angeſichts der 
von ſeinem Verfaſſer erzeugten böswilligen Verleumdung. 


Die deutſche Demokratie und Emſer Depeſche. 
(30. Nov. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Frankfurter Zeitung“ bedient ſich des Ausdrucks: 
„Fanfaronade“ in bezug auf den Urſprung der letzten Zeitungs⸗ 
erörterungen über die Emſer Depeſche. Damit ſtellt die Zei⸗ 
tung in Frage, ob die Außerung des Grafen Moltke überhaupt 
ſtattgefunden hat. Man könnte dann ja auch in Zweifel ziehen, 
ob Graf Bismarck am 13. Juli 1870 mit ſeinen beiden Freunden 
Moltke und Roon überhaupt eine Beſprechung gehabt hat, und 
man könnte auch noch weiter gehen in der Anzweiflung des 
Geſchehenen. Hat aber Graf Moltke dieſe Außerung wirklich 
getan, ſo könnte daraus die „Frankfurter Zeitung“ ſchließen, 
daß ihr eine vollſtändige Darſtellung der Situation, wie ſie 
Graf Moltke am Nachmittage des 13. Juli aufgefaßt hat, nicht 
vorliegt. Auf eine ſchärfere Beleuchtung derſelben einzugehen, 
enthalten wir uns. Jedenfalls ergibt ſich aus den Behaup⸗ 
tungen, welche die Blätter von der Farbe der „Frankfurter 
Zeitung“ und die ultramontanen vor der Capriviſchen Rede ſo 
lebhaft vertreten haben, von neuem, daß alle diejenigen Elemente, 
für welche die Herſtellung des Deutſchen Reichs in ſeiner jetzigen 
Geſtalt unwillkommen geweſen iſt, gewünſcht haben würden, 
daß der Krieg von 1870 mit allen ſeinen Konſequenzen über⸗ 


179 


haupt nicht geführt, ſondern der Friede auf der Baſis der Emſer 
Beſprechungen erhalten worden wäre. Die kriegeriſche Wen⸗ 
dung und deren Ergebniſſe haben der demokratiſchen Politik, 
mag ſie auf weltlicher oder konfeſſioneller Baſis ſtehen, und 
insbeſondere den Sympathien der „Frankfurter Zeitung“ nicht 
entſprochen; nicht nur der franzöſiſche Krieg, ſondern ſchon der 
von 1866 mit ſeinen Erfolgen paßte nicht in die Wünſche und 
Beſtrebungen der Parteien, deren Blätter ihren Zorn über die 
von ihnen fingierte Fälſchung ſo leidenſchaftlich die Zügel ſchießen 
ließen. Wir wundern uns darüber nicht, wohl aber über die 
ſittliche Entrüſtung, mit welcher fie bei ſolchen Auffaſſungen das 
Prädikat reichsfeindlicher Parteien zurückzuweiſen pflegen. 


a Bismarck und die Verdyſche Militärvorlage. 
(6. Dez. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben die Behauptung für unzutreffend erklärt, daß 
Fürſt Bismarck die Verdyſche Militärvorlage vertreten habe. 
Der frühere Reichskanzler betrachtete es im März 1890, wo 
es ſchon feſtſtand, daß er gehen müſſe, um ſo weniger als ſeine 
Aufgabe, den Verdyſchen Projekten entgegenzutreten, als der 
Kriegsminiſter in Preußen am meiſten der ſpezielle Miniſter 
des Königs iſt, und als der gegen den Rat des Fürſten zum 
Kriegsminiſter ernannte General zu jener Zeit das kaiſerliche 
Vertrauen in höherem Maße beſaß als der leitende Staats⸗ 
mann. Der Reichskanzler war außerdem der Anſicht, daß die 
Oppoſition gegen die Pläne des Kriegsminiſters, ſoweit ſie not⸗ 
wendig, Sache des Finanzminiſters, des Reichstages und des 
Bundesrates ſei. Er hegte die Hoffnung, daß wenn die Vor⸗ 
lage durch dieſe verſchiedenen Siebe gegangen wäre, das, was 
er für notwendig hielt und noch hält, als Reſiduum zurück⸗ 
bleiben werde: Vermehrung der beſpannten Geſchütze, und zwar 
über das Maß der jetzt verlangten hinaus, ſowie Verſtärkung 
des Offizier⸗ und Unteroffizierkorps. Aus dem Verhalten des 
Fürſten Bismarck während der letzten Wochen ſeiner Amts⸗ 


180 


führung abzuleiten, daß er die heutige Vorlage nicht nur im 
Prinzip, ſondern angebrachtermaßen im Detail gebilligt hätte, 
iſt ein unberechtigtes Verfahren. Die Stellung des Fürſten 
Bismarck zu der Verdyſchen Vorlage war außerdem weit mehr 
auf das nichtmilitäriſche Gebiet der Politik und der Perſonal⸗ 
fragen baſiert, als auf Meinungsverſchiedenheiten über Forde⸗ 
rungen, deren Verfallzeit zehn Jahre nach ſeinem bevorſtehenden 
Rücktritte ablief. Dem Fürſten lag die ſozialdemokratiſche Ge⸗ 
fahr und die Stellung, welche die Reichsregierung zu derſelben 
zu nehmen hatte, dringlicher nahe als die Kriegsgefahr, wie 
ſie ſich damals und heute darſtellt und der wir durch die Ver⸗ 
beſſerungen der Wehrkraft vom Jahre 1888 gewachſen waren 
und noch gewachſen ſind. Die Verhältniſſe, auf denen die 
Kriegsgefahr zu jener Zeit beruhte, haben ſich ſeitdem nicht 
weſentlich geändert, wenigſtens nicht in pejus und was den da⸗ 
maligen militäriſchen Autoritäten genügend ſchien, wird auch 
heute noch Geltung haben. Wir beabſichtigen nicht, dem techni⸗ 
ſchen Urteile unſerer heutigen militäriſchen Autoritäten weniger 
Gewicht beizulegen als dem ihrer Vorgänger, aber wir glauben, 
daß die Vorgänger, die militäriſchen Berater Kaiſer Wilhelms J., 
ſich in der Außerung ihrer Überzeugung ſicherer fühlten und 
daß auch diejenigen, die mit den miniſteriellen Auffaſſungen 
nicht einverſtanden waren, ihrer abweichenden Anſicht unbe⸗ 
fangeneren Ausdruck gaben. Wir glauben nicht, daß die heutige 
Vorlage die Zuſtimmung des Grafen Moltke und anderer früher 
maßgebender Autoritäten gefunden haben würde, namentlich 
nicht die Kaiſer Wilhelms J. 


Die Sendung des Herrn v. Nadowitz. 
(9. Dez. 1892, Morg.⸗Ausg.) 
Es liegt uns ein Zeitungsausſchnitt vor, nach welchem der 
Verfaſſer eines kürzlich in der „Deutſchen Revue“ erſchienenen 


haltloſen Artikels über „die ruſſiſch⸗franzöſiſche Allianz“ an dem 
darin über die Sendung des Herrn v. Radowitz nach St. Peters⸗ 
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burg aufgetiſchten Märchen feſthält. Die Vergewaltigungen 
hiſtoriſcher Tatſachen, welche er ſich dabei zuſchulden kommen 
läßt, ſind in dem ſeit 1875 verfloſſenen langen Zeitraume ſchon 
wiederholt richtig geſtellt, und die böswillige Wiederholung von 
Fälſchungen, die auf das vergeßliche Publikum unſerer raſch⸗ 
lebigen Zeit berechnet iſt, kann deshalb vor dem Forum der 
Geſchichte nicht beſtehen. Wir brauchen uns daher die Mühe 
einer erneuten Widerlegung der von der „Deutſchen Revue“ 
immer wieder aufgewärmten Fabeln nicht zu geben und wenn 
wir auf die Sache überhaupt zurückkommen, ſo geſchieht das 
nur, weil wir inzwiſchen in die Lage gekommen ſind, unſeren 
Leſern den authentiſchen Wortlaut der Verſion über Zweck und 
Anlaß der Sendung des Herrn v. Radowitz mitzuteilen, wie 
dieſelbe damals in den vertrauten Kreiſen des Auswärtigen 
Amtes aufgefaßt wurde. 

Es liegt uns ein Brief des Grafen Eulenburg, des da⸗ 
maligen Chefs des Spezialbureaus des Reichskanzlers, an einen 
ihm befreundeten Diplomaten vor, mit dem Datum „Berlin, 
2. Februar 1875“. Am Schluſſe dieſes Briefes heißt es: 


„Geſchäftlich iſt das wichtigſte, aber noch nicht offiziell, daß Radowitz 
nach St. Petersburg geſchickt wird, um dort während der längeren Ab⸗ 
weſenheit von Reuß den Ruſſen alle möglichen aufgeſammelten un⸗ 
angenehmen Sachen zu ſagen, die dem ſtändig dort Fungierenden die 
Stellung verderben würden. Zu dem Zweck wird auch Alvensleben 
für die Zeit hierherberufen werden.“ 

Der übrige Teil der Erklärung des Mitarbeiters der 
„Deutſchen Revue“ iſt nichts als Klatſch und Phantaſie auf 
windigen Unterlagen. Sollte ſie aber durch einen Zufall nach 
England gelangt ſein, ſo wird es dort großes Vergnügen er⸗ 
regt haben, daß der ſehr ehrenwerte Lord Derby darin „ſicher 
einer der nüchternſten Staatsmänner“ genannt wird. 
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Auswärtige Politik. 
(15. Dez. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Nationalzeitung“ bezeichnet es als „Verhetzung“ der 
Italiener, wenn Fürſt Bismarck, wie Herr des Houx im „Matin“ 
berichte, bereit geweſen ſei, den Franzoſen ganz Nordafrika von 
Tuneſien bis zum Kongo zu überlaſſen; man wiſſe, wie emp⸗ 
findlich die Italiener betreffs der Ausdehnung der Franzoſen 
in Nordafrika ſeien. Dem gegenüber richten wir die Frage 
an die Berliner Zeitung, ob ſie es für eine Aufgabe der deutſchen 
Politik hält, die Freundſchaft zwiſchen Frankreich und Italien 
zu pflegen? Es äußert ſich hier wieder der dem deutſchen Weſen 
anhaftende Mangel an nationalem Egoismus, die Neigung, 
nicht ſowohl deutſche als ausländiſche Intereſſen nach Kräften 
zu fördern, für internationale Billigkeitspolitik einzutreten und 
die Advokatur für Freunde oder Nachbarn bereitwillig zu über⸗ 
nehmen. 

Wir leben mit Frankreich in Frieden, mit Italien in Freund⸗ 
ſchaft. Frankreich hat den Wunſch, das letztere Verhältnis zu 
ſtören, und mit der Durchführung dieſer Politik iſt naturgemäß 
die Ausbreitung des republikaniſchen Gedankens von Frankreich 
nach Italien verbunden. Wie es unter dieſen Umſtänden Sache 
der deutſchen Politik ſein ſoll, Liebe zwiſchen den beiden Staaten 
zu ſäen und keine Rivalität zwiſchen ihnen aufkommen zu laſſen, 
iſt unverſtändlich. Uns könnte es nur erwünſcht ſein, wenn 
Frankreich, durch große Unternehmungen in Afrika politiſch 
und militäriſch in Anſpruch genommen, von dem Gedanken an 
eine Rückeroberung Elſaß⸗Lothringens abgelenkt und wenn da⸗ 
durch zugleich die Kluft zwiſchen Italien und Frankreich ver⸗ 
breitert würde. Einerſeits hätten wir trotz unſeres Bündniſſes 
mit Italien letzteres nicht militäriſch zu unterſtützen, wenn es 
mit Frankreich in Afrika in Kolliſion geriete, und anderſeits 
hat die Beſitzergreifung von Tunis auf die franzöſiſch⸗italieni⸗ 
ſchen Beziehungen nicht derart eingewirkt, daß wir aus ähn⸗ 
lichen Vorgängen Nachteil für Deutſchland befürchten müßten. 
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Wenn Frankreich den Italienern Tunis gelaſſen hätte oder es 
ihnen jetzt wieder abträte, würde das den Beziehungen Italiens 
zu Deutſchland förderlich ſein? Italien wird ſich vielleicht nicht 
getrauen, auf die Brücke der Freundſchaft mit Frankreich zu 
treten, aber es kann nicht Aufgabe einer verſtändigen deutſchen 
Politik ſein, Schwierigkeiten, die einer Verſchmelzung der italieni⸗ 
ſchen und franzöſiſchen Intereſſen entgegenſtehen, aus dem Wege 
zu räumen. Wer eine andere Politik treibt, dem gebricht es 
an ſtaatsmänniſchem Blick, der ſieht nur von heute auf morgen. 
Hat die Beſitzergreifung von Tunis auf die franzöſiſchen Be⸗ 
ziehungen Italiens, das im Jahre 1870 nur durch innere 
Bedenken abgehalten wurde, gegen uns ins Feld zu ziehen, 
ſchädigend eingewirkt, und würde eine Schwenkung Italiens 
nach Frankreich hin zweifellos von republikaniſchen Tendenzen 
getragen ſein, wie ſoll Deutſchland dazu kommen, ſich gegen 
eine franzöſiſche Aktion ablehnend zu verhalten, die Frankreich 
von Elſaß⸗Lothringen ablenkte, die Gefahr erheblich verminderte, 
daß wenn irgendwo in Europa geſchoſſen wird, dies das Signal 
zum Ausbruch eines franzöſiſchen Revanchekriegs gegen uns iſt 
und jede franzöſiſch⸗italieniſche Verſtändigung erheblich er⸗ 
ſchwerte? 

Alles was von Italien gilt, findet, wenn auch in ab⸗ 
geſchwächtem Maße, auf England Anwendung und auf ſeine 
Beziehungen zu Frankreich. England ſteht hinter Italien. 
Italien und England haben in Afrika gemeinſame Intereſſen 
Frankreich gegenüber. Es iſt nicht notwendig, daß England 
und Frankreich in Afrika Krieg gegeneinander führen, aber 
wenn dort ein weiteres Feld der Rivalität zwiſchen beiden 
Mächten entſteht, ſo iſt das für unſer Intereſſe ebenſo erwünſcht, 
wie eine engliſch⸗franzöſiſche Intimität von Nachteil für Deutſch⸗ 
land wäre. Jede Ausbreitung Frankreichs in Afrika, die zur 
Befeſtigung der Freundſchaft Italiens und Englands führt 
liegt ſchon deshalb im Intereſſe Deutſchlands. 

Da wir zurzeit eine aktive und weiter zielende auswärtige 
Politik überhaupt nicht betreiben, haben dieſe Geſichtspunkte 
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mehr akademiſches als praktiſches Intereſſe; fie ändern wohl 
auch nichts daran, daß Frankreich ſeine Abſicht, Italien an ſich 
zu ziehen und zu republikaniſieren höher in Anſatz bringt, als 
ein Kolonialreich, das es in Afrika vis-à-vis von Marſeille 
gewinnen könnte. Wir hatten aber das Bedürfnis, hervorzu⸗ 
heben, daß vom Standpunkte der nationaldeutſchen Intereſſen 
eine Kritik, wie ſie die „Nationalzeitung“ in ihrer oben zitierten 
Auffaſſung übt, nicht zutreffend iſt. 


— 


Korrekturen. 
(15. Dez. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Archibald Forbes, der bekannte Kriegsberichterſtatter, ver⸗ 
öffentlicht in einem engliſchen Organe Erinnerungen an „Bis⸗ 
marck im Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege“. Es wird darin unter 
anderem geſagt: 

„Seine (Bismarcks) Hände waren rein, er verlangte nichts für ſeine 
Perſon, außer merkwürdigerweiſe das einzige, was ſein Herr ſtreng 
genug war ihm zu weigern, den Rang eines Feldmarſchalls, die mili⸗ 
täriſche Auszeichnung, die Moltke übertragen wurde.“ 


Wo Forbes dieſen Unſinn aufgefiſcht hat, wiſſen wir nicht. 
Seine Behauptung iſt um ſo törichter, als der Miniſterpräſident 
als ſolcher den Rang eines Feldmarſchalls ſchon ſeit 1862 un⸗ 
beſtritten beſaß. Nach dem preußiſchen Hofrangreglement ge⸗ 
hören zur erſten Rangklaſſe außer dem Miniſterpräſidenten der 
Oberſtkämmerer und alle Feldmarſchälle; letztere rangieren unter 
ſich und mit den beiden Ziviliſten ihrer Rangklaſſe nach dem Alter 
des Patentes. Miniſterpräſident war Graf v. Bismarck ſeit 1862 
und beſaß ſeit dieſem Jahre den Rang eines Feldmarſchalls, 
konnte ihn alſo unmöglich als Belohnung erbitten. Es iſt ihm 
überhaupt nicht eingefallen, irgendeine Belohnung zu erbitten. 

Forbes beſchuldigt ferner den Fürſten Bismarck der Grau⸗ 
ſamkeit: 


„Bismarcks Motto war, beſonders was die Franktireurs betraf, 
kein Pardon“; und dabei vergaß er die Schwärme von Freiwilligen, 
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deren Tapferkeit in den deutſchen Befreiungskriegen in Liedern und 
Erzählungen bis auf den heutigen Tag verherrlicht wird.“ 

Wenn Forbes die deutſchen Freiwilligen aus den Be⸗ 
freiungskriegen mit den franzöſiſchen Franktireurs von 1870/71 
auf eine Linie ſtellt, ſo iſt das unberechtigt. Die deutſchen 
Freiwilligen waren im Kriege ſtets in voller Uniform und 
daher auf Schußweite als Soldaten kenntlich. Letzteres und 
nichts weiter hat Graf Bismarck von den franzöſiſchen Frei⸗ 
ſcharen verlangt, und er war vollſtändig berechtigt, die Indi⸗ 
viduen, die in Bluſe und Nachtmütze aus Gebüſch und Höfen 
einzelne deutſche Soldaten anſchoſſen, dann das Gewehr ver⸗ 
ſteckten und Hacke oder Spaten in der Hand hielten, als Mörder 
zu behandeln. 

Ferner berichtet Forbes: 

„Als man ihm (Bismard) ſagte, daß Garibaldi mit dreizehntauſend 
Freiſchärlern gefangen ſei, rief der Kanzler aus: ‚dreizehntauſend Frank⸗ 
tireurs, die nicht einmal Franzoſen ſind, gefangen genommen! Wes⸗ 
halb hat man ſie denn nicht erſchoſſen?“ 


Eine Meldung, daß Garibaldi gefangen ſei, iſt niemals er⸗ 
ſtattet und erhalten worden, noch weniger, daß er mit dreizehn⸗ 
tauſend Franktireurs gefangen genommen ſei; was Forbes an 
die unwahre Mitteilung knüpft, iſt alſo ebenfalls erfunden. 

Dasſelbe gilt von der Angabe, die der engliſche Schriftſteller 
über einen angeblichen „Haß“ zwiſchen Bismarck, Moltke und 
Roon macht. Ein ſolcher Haß hat niemals beſtanden trotz der 
Meinungsverſchiedenheit, die zwiſchen Moltke einerſeits und 
Bismarck und Roon anderſeits über die Notwendigkeit eines 
ſchnelleren Angriffs auf Paris Monate hindurch ſtattfand. Die 
Motivierung dieſes Haſſes: der Kriegsheld habe dem Staats⸗ 
manne die militäriſche Oberherrſchaft entzogen, iſt nach preußi⸗ 
ſchen Anſichten lediglich komiſch. Wie ſollte in Preußen ein 
Staatsmann, auch wenn er Landwehruniform trägt, die mili⸗ 
täriſche Oberherrſchaft überhaupt anſtreben, und wenn er ſie 
hätte, behalten können? Es iſt eine gänzlich unbegründete 
Fiktion, wenn Forbes an vielen Stellen ſeines ſonſt wohl⸗ 
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wollend redigierten Werkes bei den damaligen „drei hohen Be⸗ 
amten“, Bismarck, Moltke und Roon, feindliche Gefühle gegen⸗ 
einander vorausſetzt. Roon und Moltke ſind zu jeder Zeit eng 
befreundet geblieben, und zwiſchen Bismarck und Moltke hat 
bis zur Entlaſſung des erſteren auf beiden Seiten nie etwas 
anderes als anerkennendes Wohlwollen geherrſcht. 


Fürſt Bismarck und das Vordringen Rußlands 
auf Konſtantinopel. 
(17. Dez. 1892, Ab.⸗Ausg.) 


Verſchiedene Blätter behaupten auf Grund unverbürgter 
Veröffentlichungen über Außerungen des Fürſten Bismarck, 
nach deſſen Auffaſſung habe die deutſche Politik das Programm, 
das Vordringen Rußlands auf Konſtantinopel zu unterſtützen. 
Dieſe Behauptung iſt unzutreffend. Der Fürſt iſt niemals der 
Anſicht geweſen, daß die Unterſtützung der ruſſiſchen Pläne 
Aufgabe der deutſchen Diplomatie ſein müſſe, ſondern er hat 
die Anſicht vertreten, daß es nicht Sache Deutſchlands ſei, 
Rußland an der Ausführung ſeiner Pläne zu hindern. Das 
iſt ein großer Unterſchied. Rußlands Vordringen zu hindern, 
fällt naturgemäß denjenigen Mächten zu, deren Intereſſe durch 
ein etwaiges ruſſiſches Vordringen direkt verletzt werden würde. 
Das iſt bei Deutſchland nicht der Fall. 


Fürft Bismarck und Lothar Bucher. 
(31. Dez. 1892, Morg.⸗Ausg.) 


Der Tod Lothar Buchers wird vielſeitig benutzt, um mit 
dem Kredit des Verſtorbenen auf Koſten des früheren Reichs⸗ 
kanzlers Geſchäfte zu machen. Wir haben ſchon einige Male 
Angriffe, Erfindungen und Verleumdungen, die gegen den 
letzteren gerichtet waren und unter dem Namen Bucher Deckung 
ſuchten, zurückgewieſen. Neuerdings ſind ſie in einem Artikel 
fortgeſetzt worden, der von anonymer Seite in „Schorers 
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Familienblatt“ veröffentlicht und von dort auch in ſonſt vor⸗ 
ſichtige Blätter übergegangen iſt. 

Daß der Komponiſt des betreffenden Aufſatzes weder mit 
den perſönlichen Beziehungen Buchers zum Fürſten Bismarck 
noch mit den Verhältniſſen im Hauſe des letzteren vertraut iſt, 
geht zum Teil ſchon aus ſeinen verkehrten Angaben über die 
Lokalitäten in Friedrichsruh und aus der Redensart hervor, 
die er dem früheren Reichskanzler in den Mund legt: „Lieber 
Bucher, das verſtehen Sie nicht!“ Hierdurch beweiſt der Ver⸗ 
faſſer des Artikels, daß er weder mit der Tonart wohlerzogener 
Leute untereinander, noch im beſonderen mit den Beziehungen 
der beiden in Rede ſtehenden Männer zueinander auch nur 
oberflächlich bekannt iſt. Die Anrede „Lieber Bucher!“ ſeitens 
des Fürſten Bismarck iſt, namentlich in Verbindung mit dem 
folgenden Satze, eine abſolute Unmöglichkeit zwiſchen den beiden 
auf dem Fuße der Gleichheit verkehrenden Perſönlichkeiten. 
Jemand, der die Formen der Kreiſe, um die es ſich hier han⸗ 
delt, nicht kennt, mag, wenn er ein bürgerliches Drama ſchreibt, 
ſeinen neuen Präſidenten oder Miniſter ſagen laſſen: „Lieber 
Schröder, das verſtehen Sie nicht!“ — im Verkehre des Fürſten 
Bismarck mit dem Geheimrat Bucher war jede derartige An⸗ 
rede und Grobheit durchaus ausgeſchloſſen, und bei aller An⸗ 
hänglichkeit an ſeinen früheren Chef war Bucher nicht der Mann, 
der eine ſolche Behandlung ſich hätte gefallen laſſen, ohne das 
Verhältnis, aus dem ſie hervorging, abzubrechen. Der Ver⸗ 
faſſer des erwähnten Familienblattartikels muß notwendig ſub⸗ 
alternen Sphären angehören, da er, wie es ſcheint, die Formen 
des Verkehrs zwiſchen dem Fürſten Bismarck und dem Geheimrat 
Bucher auch nicht einmal von Hörenſagen kennen gelernt hat. 

Wir wundern uns nicht, daß Blätter, welche den Artikel 
des Familienblattes abgedruckt hatten, ſelbſt das Bedürfnis 
empfinden, ihn zu rektifizieren; wie es zum Beiſpiel ſeitens der 
„Leipziger Neueſten Nachrichten“ geſchieht, aus deren zweitem 
Artikel wir weiter unten einiges mitteilen. Wir unſerſeits 
beſchränken uns auf folgende Berichtigungen: | 
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Der Verfaſſer des Familienblattartikels behauptet, Fürſt 
Bismarck habe es nicht für angezeigt gehalten, für ſeinen ge⸗ 
treuen Mitarbeiter Bucher irgendeine Stellung ausfindig zu 
machen, welche ihn in direkter Beziehung zu ſeinem Chef ge— 
halten habe. Bucher war vortragender Rat und rückte in dieſer 
Stellung auf, ſo hoch er konnte; ihn zum Wirklichen Geheimen 
Rat zu bringen, nachdem er Rat erſter Klaſſe geworden war, 
iſt dem Kanzler im königlichen Kabinett niemals gelungen. Daß 
es für den Fürſten Bismarck tunlich geweſen wäre, die aller⸗ 
höchſte Zuſtimmung zur Verwendung Buchers in einer Stellung 
zu finden, die ihn mit Kaiſer Wilhelm I. in perſönliche Be⸗ 
ziehung gebracht haben würde, kann nur jemand glauben, der 
mit dem Charakter und den Gewohnheiten des verewigten 
Kaiſers abſolut unbekannt war. Auch hat Bucher niemals 
Wünſche in dieſer Richtung gehabt. Wünſche, die er ausge⸗ 
ſprochen oder angedeutet hat, ſind der Erfüllung ſtets ſicher 
geweſen; Bucher war aber von zu vornehmer Beſcheidenheit, 
um einen Wunſch, der ſeinem Chef hätte Verlegenheit bereiten 
können, auch nur anzudeuten, oder auf Anerbietungen einzu⸗ 
gehen, von deren Annahme er ſolche Verlegenheit vorausſah. 
Der vorgebliche Freund und Lobredner Buchers im Familien⸗ 
blatt unterſchätzt dieſe Vornehmheit in hohem Maße, vielleicht 
weil ſie ihm ſelbſt abgeht; er ſchildert ſeinen angeblichen Klienten 
als einen neidiſchen, empfindlichen bureaukratiſchen Streber und 
tut ihm damit das ſchnödeſte Unrecht an. Es iſt ein hoher 
Grad von pfychologiſcher Urteilsloſigkeit erforderlich, um anzu⸗ 
nehmen, daß das bis zuletzt freundſchaftlich intime Verhältnis 
des Fürſten Bismarck zu Bucher aufrechterhalten ſein würde, 
wenn letzterer der Mann geweſen wäre, als den ihn der übel- 
wollende Artikelſchreiber ſchildert. 

Daß der ganze Artikel im Familienblatte auf Giftmiſcherei 
gegen den Fürſten Bismarck hinausläuft, ergibt ſich aus dem 
Zuſammenhange, worin der Name Bleichröder erwähnt wird; 
dieſer Bankier ſei ſofort vorgelaſſen, wenn Bucher ſchon ſtunden⸗ 
lang antichambriert habe. Die Beſuche Bleichröders, der die 
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Privatgeſchäfte des Fürſten Bismarck beſorgte, fanden niemals 
in der Vortragszeit ſtatt; daß Bucher ſtundenlang im Vor⸗ 
zimmer habe warten müſſen, iſt unwahr, es ſei denn, daß die 
Kanzleidiener vergeſſen hätten, ihn anzumelden. Von einer 
Zurückſetzung Buchers iſt nie die Rede geweſen, und wenn ſeine 
Begleitung des Fürſten aufs Land ſchließlich unterblieb, ſo ge⸗ 
ſchah es nicht, weil Bucher nicht eingeladen wurde, ſondern 
weil er damals von dem Aufenthalte in Varzin und in Friedrichs⸗ 
ruh Zunahme ſeines Gichtleidens befürchtete. 

Daß Akte der Abneigung zwiſchen älteren Räten, wie zum 
Beiſpiel Abeken und Bucher, vorkamen, war natürlich, ebenſo 
erklärlich war im Rückblick auf die Geſchichte der Gräfin Hatz⸗ 
feld und Laſſalles die Schwierigkeit, die es für Bucher hatte, 
mit der Perſon des Sohnes der erſteren als Vorgeſetzten ſich 
einzuleben. Graf Hatzfeld war übrigens ebenſowenig ein 
„Schüler“ Buchers wie Graf Herbert Bismarck; Bucher hatte 
überhaupt keine Schüler; ſein zurückhaltendes Weſen ſtand dem 
ebenſo entgegen, wie der Entfaltung perſönlicher Initiative. 
Bucher ſoll nach dem Familienblattartikel auch geſagt haben, 
Fürſt Bismarck hätte ſeinen Sturz ſelbſt herbeigeführt. Wir 
ſind der Anſicht, daß Bucher die Bedürfniſſe der europäiſchen 
Politik zu genau kannte, um nicht zu wiſſen, woher die Kräfte 
ſtammten, die beim Kaiſer die Neigung, ſich von dem erſten 
Kanzler zu trennen, beförderten. Für die engliſche Politik iſt 
es erwünſcht, daß im Berliner Kabinett ein antiruſſiſcher Wind 
weht, für die deutſche iſt es eine Notwendigkeit, weder anti⸗ 
engliſch noch antiruſſiſch, ſondern einfach deutſch und nichts als 
deutſch zu ſein. 

Es iſt auch nicht richtig, daß Bucher in der Tagespreſſe eine 
hervorragende Tätigkeit entwickelt habe; letztere beſchränkte ſich 
auf die höhere Politik. Bucher war kein Artikelſchreiber für 
den täglichen Bedarf. Ebenſo iſt es unzutreffend, daß Bucher 
von ſeinem Chef aufgefordert worden ſei, ſeine alten Beziehungen 
zur engliſchen Preſſe wieder aufzunehmen; Fürſt Bismarck hat 
auf die engliſche Preſſe niemals Wert gelegt und Bucher auch nicht. 
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Endlich iſt es eine unqualifizierbare Behauptung des Artikel⸗ 
ſchreibers im Familienblatt, daß Herrn v. Keudells Aufenthalt 
im Bismarckſchen Hauſe Bucher unangenehm geweſen ſei. Ebenſo 
iſt die Erzählung von der Behandlung des Profeſſors (Agidi) 
vollſtändig aus der Luft gegriffen: letzterer iſt in Varzin ge⸗ 
weſen und iſt dort ausnahmslos mit derſelben Höflichkeit be⸗ 
handelt worden wie jeder Gaſt des Fürſten. 
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1893. 


Bismarck, Moltke und Belfort. 
(9. Jan. 1893, Ab.⸗Ausg.) 


Die offiziöſe Preſſe wird betreffs der Militärvorlage zu An⸗ 
ſtrengungen veranlaßt, wie ſie früher, „zur Zeit des Welfen⸗ 
fonds“, bei ähnlichen Gelegenheiten niemals ſtattgefunden haben. 
Motive für den Entwurf werden zum Teil von Gebieten her⸗ 
geſucht, die mit der Vorlage in gar keinem erkennbaren Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen oder völlig ungeeignet ſind, Gründe für die 
Vorlage zu liefern. So wird neuerdings Belfort zugunſten des 
Entwurfes von angeblichen militäriſchen Autoritäten vorgeführt, 
deren Mangel an Beruf ſich ſofort aus ihren Argumenten er⸗ 
gibt. Wir gehen darüber hinweg, daß ihre auf die bedrohliche 
Wirkung Belforts gegründete Beweisführung mit retroſpektiven 
Ausfällen gegen den Fürſten Bismarck kombiniert wird, als habe 
der Fürſt im Widerſpruch mit der militäriſchen Autorität des 
Feldmarſchalls Grafen Moltke auf Belfort verzichtet und als 
hätte letzterer noch zur Zeit der Frankfurter Friedensverhand⸗ 
lungen, wo die Zukunft Belforts ſchon ſeit Monaten, ſeit dem 
Januar 1871, in den Präliminarien feſtgelegt war, den Krieg 
fortſetzen reſpektive erneuern wollen und daß hieraus eine 
dauernde Verſtimmung zwiſchen dem damaligen Kanzler und 
dem Feldmarſchall hervorgegangen iſt. Eine ſolche Verſtim⸗ 
mung hat niemals exiſtiert. Politiſche Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen beiden Herren haben nur in bezug auf den 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Kanal während ihrer gemeinſamen Arbeit 
ſtattgefunden, indem Graf Moltke in ſeiner Eigenſchaft als 
Vorſitzender der Landesverteidigungskommiſſion die Zuſtimmung 
des Königs zur Inangriffnahme dieſes Kanals längere Zeit hin⸗ 
durch verhinderte, während der Reichskanzler ſie ſeit 1864 ſtets 
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mit gleicher Überzeugung vertrat. Zu einer perjönlichen Ver⸗ 
ſtimmung haben aber dieſe Meinungsverſchiedenheiten niemals 
geführt. Die Unwahrheit der Erfindungen über einen Streit 
zwiſchen beiden Herren wegen Belforts ging ſchon klar aus einer 
Reichstagsreminiſzenz hervor, welche die „Magdeburger Zeitung“ 
kürzlich veröffentlicht hat. Sie lautete: 

„Fürſt Bismarck ſelbſt hat den Vorgang einmal ſpäter in einer 
Reichstagsrede wie folgt geſchildert: 

Es war Herr Thiers, der mir ſagte: Eines können wir nur geben, 
entweder Belfort oder Metz; wenn Sie beide haben wollen, dann wollen 
wir jetzt den Frieden nicht ſchließen. Ich war damals ſehr in Sorge 
vor der Einmiſchung der Neutralen und hatte mich ſchon ſeit Monaten 
gewundert, daß wir nicht einen Brief von dieſen bekamen. Ich wünſchte 
dringend, daß Thiers nicht genötigt werden ſollte, nach Bordeaux zurück⸗ 
zukehren, um vielleicht den Frieden wieder rückgängig zu machen. Ich 
habe mich darauf mit unſeren militäriſchen Autoritäten und namentlich 
mit meinem vor mir ſitzenden Freunde (dem Grafen Moltke, der Reichs⸗ 
tagsabgeordneter war) beſprochen: Können wir darauf eingehen, eines 
von beiden zu miſſen? und habe darauf die Antwort erhalten: Bel⸗ 
fort, ja! Metz iſt hunderttauſend Mann wert; die Frage iſt die, ob wir 
hunderttauſend Mann ſchwächer ſein wollen gegen die Franzoſen, wenn 
der Krieg wieder ausbricht, oder nicht. Darauf habe ich geſagt: Nehmen 
wir Metz.“ 8 


Wenn die oben ſkizzierten Behauptungen des „Neuen Kurſes“ 
über die damaligen Vorgänge auch nur eine entfernte Ahnlich⸗ 
keit mit der Wahrheit hätten, ſo iſt doch zweifellos, daß Graf 
Moltke der Darſtellung des Kanzlers, die er in nächſter Nähe 
mit anhörte, in irgend einer, wenn auch ſeinem Charakter nach 
ſchonenden und höflichen Form entgegengetreten ſein würde. 
Wir können übrigens dieſe Reminiſzenz noch dahin vervoll⸗ 
ſtändigen, daß Graf Moltke auf die Anfrage des Auswärtigen 
Amtes wegen Metz und Belfort letzteres ſehr viel geringer ein⸗ 
ſchätzte, als die heutigen Publiziſten. Er bezeichnete Belfort als 
ein unbedeutendes Hindernis, vor welchem man unter Umſtänden 
eine Diviſion und ſelbſt weniger ſtehen laſſen könne, um es un⸗ 
ſchädlich zu machen. Jetzt ſoll plötzlich dieſe Vogeſenfeſtung auf 
Deutſchland noch bedrohlicher wirken, als früher Straßburg und 
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Metz zuſammengenommen, während damals die Evaſion von 
Straßburg aus in wenig Stunden durch einen Brückenſchlag zu 
bewerkſtelligen war, wie ihn General Ducrot zur Zeit als er 
Kommandierender in Straßburg war, vor 1870, häufig in der 
herausforderndſten Weiſe als Manöver hat ausführen laſſen. 

Feldmarſchall Moltke war von der Stärke unſerer Stellung 
auf der Weſtgrenze mit Rückſicht auf unſere Befeſtigungen in 
Straßburg, Metz, Mainz und Koblenz ſo überzeugt, daß er es, 
wenn der Krieg mit zwei Fronten ausbräche, für möglich hielt, 
ſich an der Weſtgrenze ſo lange auf die Defenſive zu beſchränken, 
bis der ruſſiſche Krieg zu Ende geführt ſei. Er war der An⸗ 
ſicht, daß die franzöſiſche Kriegführung unfähig ſei, bei unſeren 
Eiſenbahnverbindungen und Befeſtigungen auf der Weſtgrenze 
letztere zu durchbrechen und glaubte daher den ruſſiſchen Krieg 
bis zum Abſchluß führen und dann erſt Frankreich gegenüber 
von der Defenſive zum Angriff übergehen zu können. Daß man 
die Weſtgrenze auch jetzt nicht für gefährdet hält, beweiſt die 
Auflaſſung von Raſtatt. 


Graf Moltke und Belfort. 


(16. Jan. 1893, Ab.⸗Ausg.) 


Es hat die „National⸗Zeitung“ überraſcht, durch die „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ zu erfahren, daß Feldmarſchall Moltke Bel⸗ 
fort als ein „unbedeutendes Hindernis“ betrachtet habe. Daß 
die „National⸗Zeitung“ hiervon überraſcht worden iſt, daran ſind 
wir unſchuldig; aber es iſt eine zweifelloſe Tatſache, daß Graf 
Moltke ſich in dieſem Sinne ausgeſprochen hat und daß er der 
Meinung geweſen iſt, Deutſchland könne im Beſitz von Metz 
und Straßburg mit Mainz, Köln und Koblenz dahinter für den 
Fall eines Doppelkrieges die Defenſive gegen Frankreich auf 
unbeſtimmte Zeit hinaus aufrecht erhalten und während deſſen 
ſeine Hauptkraft nach dem Oſten verwenden. Es iſt eine wunder⸗ 
liche Ausgeburt offiziöſer Phantaſie, daß dasſelbe Belfort, von 
dem vor 1870 in militäriſchen Berechnungen nur wenig die Rede 
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war, jetzt, wo wir Straßburg und Metz haben, plötzlich eine 
Wichtigkeit erlangt haben ſoll, die es früher nicht beſaß; es iſt 
eine Windbeutelei, dieſe Vogeſenfeſtung den ſüddeutſchen Ab⸗ 
geordneten als bedrohliches Geſpenft in der Abſicht vorzuführen, 
ſie zugunſten der Militärvorlage einzuſchüchtern. Wie ſtark die 
Zernierung von Belfort im Jahre 1870 geweſen iſt, fällt nicht 
ins Gewicht; es handelte ſich damals um die Eroberung dieſer 
Feſtung, nicht um die Aufgabe, ſie ſoweit zu blockieren, daß 
man daran vorbeigehen konnte. Daß für letzteren Zweck der 
Feldmarſchall Moltke eine Diviſion und unter Umſtänden noch 
weniger für ausreichend erklärt hat, ſteht zweifellos feſt; wer 
es beſtreitet, der ſtreitet gegen Moltke und nicht gegen unſere 
heutige Auffaſſung. 

Wir würden es als eine Überhebung anſehen, wenn wir die 
Auffaſſungen des großen Strategen mit unſerem Votum irgend⸗ 
wie unterſtützen wollten; nur möchten wir den anzweifelnden 
Artikeln der „National⸗Zeitung“ und analogen Preßäußerungen 
gegenüber hinzufügen, daß eine defenſive Kriegführung Deutſch⸗ 
lands gegen Frankreich, ſo lange wir im Beſitz von Metz und 
Straßburg ſind und ſo lange die Deckung durch das neutrale 
belgiſche und luxemburgiſche Gebiet beſteht, nicht, wie die offi⸗ 
ziöſen Blätter, um für die Militärvorlage Stimmung zu machen, 
behaupten, das linke Rheinufer, ſondern allein ein Teil des Elſaß 
den Schutz der deutſchen Truppen entbehren würde. Wenn 
wir im letzten Kriege die Franzoſen an der Liſaine aufhalten 
konnten, ſo wird dies jetzt um ſo mehr möglich ſein, wo wir 
über zahlreiche Eiſenbahnen zur Truppenbewegung in den be- 
drohten Gebieten verfügen. Alle Darſtellungen, die in dieſer 
Beziehung von den Verteidigern der Militärvorlage gemacht 
werden, gehen davon aus, daß im Kriegsfalle gar keine deutſchen 
Streitkräfte in Südweſtdeutſchland vorhanden ſein würden. Dies 
iſt aber eine irrige Annahme und die franzöſiſchen Truppen 
würden mit der Schweiz in der rechten Flanke, wo ſie leicht 
über die Grenze gedrängt werden könnten, und mit Straßburg 
in der linken, in eine ſchwierige Lage geraten. Der Haupt⸗ 
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entſcheidungskampf aber dürfte wie das vorige Mal in Loth- 
ringen ſtattfinden, von Metz aus. Metz hat aber für Frankreich 
eine viel aggreſſivere Bedeutung wie Belfort für Deutſchland. 
Die Militärs, die das ignorieren, ſehen ſich genötigt, die ganz 
zweifelloſen Außerungen Moltkes über Belfort zu beſtreiten. 
Allerdings iſt ihnen, ſobald es ſich darum handelt, offiziöſe 
Artikel für die Militärvorlage zu ſchreiben, ſelbſt Moltke keine 
Autorität mehr, auf die Rückſicht zu nehmen ſie nötig zu haben 
glauben. Im übrigen beſtätigt die Außerung Moltkes, die Graf 
Caprivi verleſen hat: daß eine Verteidigungslinie, wie wir ſie an 
der Weſtgrenze beſitzen, in der Welt nicht zum zweitenmal exiſtiere, 
unſere Angabe über die Moltkeſchen Auffaſſungen vollſtändig. 


Verhinderung von Kriegen. 
(16. Jan. 1893, Ab.⸗Ausg.) 


Der „Hamburgiſche Correſpondent“ hatte neulich geſchrieben, 
er glaube auch, daß wenn ein Diplomat an der Spitze der 
Reichsregierung ſtände, von keiner neuen Militärvorlage die 
Rede ſein würde. Daraufhin wird der „Hamburgiſche Corre⸗ 
ſpondent“ von der „Straßburger Poſt“ gefragt, ob er denn die 
Jahre 1864, 1866, 1870 ſchon vergeſſen habe, wo doch Fürſt 
Bismarck mit der ganzen Überlegenheit ſeines ſtaatsmänniſchen 
Genies, ſeiner diplomatiſchen Tüchtigkeit und Erfahrung an der 
Spitze Preußens geſtanden habe, ohne daß es ihm gelungen ſei, 
den Krieg zu verhindern? Dieſe Frage der „Straßburger Poſt“ 
verrät eine höchſt unhiſtoriſche Auffaſſung. Wir glauben nicht, 
daß es die Abſicht des Fürſten Bismarck geweſen iſt, jene Kriege 
zu verhindern. Er hat in ſeinen Kiſſinger und Jenenſer Reden 
betont, daß dieſe Kriege notwendig hätten geführt werden müſſen, 
er wird daher eher geneigt geweſen ſein, ſie zu fördern und 
herbeizuführen, als ſie zu verhindern. Der Frager in der „Straß⸗ 
burger Poſt“ fiele ſicher durch das Examen in der höheren 
Politik, wenn man ihm die Aufgabe ſtellte, die Herbeiführung 
und die Zwecke der Kriege gegen Dänemark, Oſterreich und 
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Frankreich zu ſchildern. In dem letztgenannten Feldzuge galt 
es, wie ſich Fürſt Bismarck in Kiſſingen ausdrückte, die deutſche 
Kaiſerkrone aus den franzöſiſchen Bataillonen herauszuhauen. 
Jetzt allerdings hat die deutſche Politik die Aufgabe, Kriege zu 
verhindern und das kann ſie, wenn ſie ihr Geſchäft verſteht, 
auch ohne daß dem deutſchen Volk die Opfer auferlegt werden, 
welche die Militärvorlage in ihrer jetzigen Geſtalt ihm zumutet. 


Verhältnis zu Rußland. 
(17. Jan. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ hat den Eindruck 
zu berichtigen geſucht, den der Bericht über die neulichen Auße⸗ 
rungen des Reichskanzlers in der Kommiſſion über die Militär⸗ 
vorlage dahingehend gemacht hatte, als ob Graf Caprivi der 
Überzeugung wäre, daß die Ruſſen ihren Weg nach Kon⸗ 
ſtantinopel durch das Brandenburger Tor nehmen müßten. 
Wir freuen uns über dieſe Berichtigung, denn wenn Graf 
Caprivi wirklich jener Überzeugung geweſen wäre, ſo könnte 
man daraus ſchließen, daß eine noch unbekannte Abrede zu 
unſerem Bündnis mit Oſterreich, wie deſſen Text publiziert iſt, 
hinzugetreten ſei. Aber wenn die Äußerung des Reichskanzlers 
ſich darauf beſchränkt, daß den ruſſiſchen Kriegshetzereien die 
Überzeugung zugrunde liege, der ruſſiſche Weg nach Kon⸗ 
ſtantinopel ſei nur über Berlin möglich, ſo muß man ſich doch 
ſagen, daß dieſe Auffaſſung durch die Haltung der offiziöſen 
deutſchen Preſſe und vielleicht auch durch gewichtigere Stimmen 
provoziert worden iſt. Wenn die Ruſſen nicht glaubten, daß 
wir ſie angreifen würden, falls ſie in der Türkei die Intereſſen 
fremder Mächte, wenn auch keine deutſchen, verletzten, ſo würden 
ſie auf ſolche Gedanken überhaupt nicht kommen. Wir wollen 
nicht von neuem hervorheben, daß es im Intereſſe der meiſten 
anderen europäiſchen Mächte liegt, in Rußland durch die dortige 
Preſſe den Gedanken lebendig zu erhalten, Rußland müſſe erſt 
Deutſchland ſchlagen, bevor es ſich mit der Türkei auseinander⸗ 
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ſetzen könne; wir beſchränken uns auf den wiederholten Hin- 
weis, daß es für dieſe außerdeutſchen Mächte ein Bedürfnis iſt, 
Rußland mit dem deutſchen und Deutſchland mit dem ruſſiſchen 
Kriege zu belaſten. Demgemäß hat der fremde Einfluß auf 
die ruſſiſche Preſſe zum Ziele, bei den Ruſſen die Vorſtellung 
zu erwecken und zu nähren: Ihr müßt erſt Deutſchland ſchlagen, 
bevor ihr euch im Orient frei bewegen könnt! Ein von Deutſch⸗ 
land nicht behinderter ruſſiſcher Vorſtoß nach dem Orient genügt 
für die Bedürfniſſe der fremden Mächte nicht, wenn Deutſchland 
ihm ruhig zuſieht; ſie müßten dann die Laſt des Kampfes gegen 
Rußland ſelbſt auf ſich nehmen, ſtatt ihn auf Deutſchland ab⸗ 
zubürden. Es iſt alſo erklärlich, daß der Satz: der ruſſiſche 
Weg nach Konſtantinopel führt nicht bloß über Wien, ſondern 
durch das Brandenburger Tor von polniſchen, franzöſiſchen und 
engliſchen Elementen in der ruſſiſchen Preſſe nach Kräften ver⸗ 
treten wird. 

Von deutſcher Seite iſt bisher nichts geſchehen, um Ruß⸗ 
land über das Verhalten Deutſchlands im Falle ruſſiſch⸗orien⸗ 
taliſcher Verwicklungen zu beruhigen; deshalb richtet Rußland 
ſeine Heeresaufſtellungen ſo ein, wie es glaubt, einem deutſchen 
Angriff, der die Folge ruſſiſch⸗türkiſcher Verwicklungen ſein 
könnte, am beſten Widerſtand zu leiſten. Die ganze Motivierung, 
welche die neue deutſche Militärvorlage in der offiziöſen Preſſe 
gefunden hat, iſt geeignet, Rußland in dieſer Beziehung zu be⸗ 
unruhigen, vielleicht bis zu dem Grade, daß man auch in Ruß⸗ 
land glauben kann, die beſte Parade ſei der Hieb. Die Gefahr 
für Rußland, daß Preußen ſich durch den ſcharfen Druck anderer 
Mächte im Krimkriege beſtimmen laſſen könnte, für Intereſſen, 
die Preußen fern lägen, im Schlepptau der Weſtmächte aggreſſiv 
gegen Rußland aufzutreten, hat doch, wie wir aus hiſtoriſchen 
Dokumenten wiſſen, ſehr nahe gelegen und iſt nur an der Stand⸗ 
haftigkeit Friedrich Wilhelms IV. und ſeiner intimeren Ratgeber 
geſcheitert. Die Erinnerung daran kann ſehr wohl in Rußland 
die Beſorgnis erregen, daß die deutſche Politik ſich durch fried⸗ 
liche oder militäriſche Preſſionen in den Dienſt anderer, anti⸗ 
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ruſſiſcher Großmächte ſtellen könnte und daß der Krieg auf zwei 
Fronten gerade im Hinblick auf ſolche Möglichkeit bei uns ſo 
ſcharf, als es geſchieht, in Ausſicht genommen wird. 

Unſerer Anſicht nach würde keine ſehr große diplomatiſche 
Geſchicklichkeit dazu gehören und auch kein Verrat an unſerem 
Bundesgenoſſen Ofterreih-Ungarn dazu erforderlich fein, um 
den Krieg auf zwei Fronten zu hindern, indem man demjenigen 
gegen Rußland vorbeugte. Auch die Capriviſche Auffaſſung 
nimmt nicht an, daß Rußland direkt Kriegsgedanken gegen 
Deutſchland habe, ſie leitet ſolche lediglich aus den ruſſiſch⸗ 
orientaliſchen Beziehungen her. Der Reichskanzler führt die 
ruſſiſch⸗orientaliſchen Beziehungen, den ruſſiſchen begehrlichen 
Blick nach Konſtantinopel nur an, um den Krieg nach zwei 
Fronten in Ausſicht zu nehmen und dementſprechend noch ſtärker, 
als es in dem letzten Jahrzehnt geſchehen iſt, zu rüſten. Die 
ruſſiſch⸗orientaliſchen Beziehungen berühren aber kein deutſches 
Intereſſe von der Bedeutung, daß ein ſo gewaltiger Krieg, wie 
der deutſch⸗ruſſiſche es notwendig ſein müßte und wie dafür die 
Vorbereitungen ſchon im Frieden den Maßſtab geben, überhaupt 
von Rußland geſucht werden ſollte. 


Fürſt Bismarck und das preußiſche Wahlrecht. 


(18. Jan. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Der Miniſterpräſident Graf Eulenburg hat ſich neulich im 
preußiſchen Abgeordnetenhauſe bei der Beratung des Geſetz⸗ 
entwurfs über die Abänderung des Wahlverfahrens in einer 
Weiſe ausgeſprochen, der wir nur zuſtimmen können. Wenn 
er dabei bemerkt hat, daß die Abneigung des Fürſten Bismarck 
gegen das Dreiklaſſenwahlverfahren eine mehr platoniſche ge= 
weſen ſei, ſo hat er inſoweit recht, als der damalige leitende 
Staatsmann ſeine Verurteilung des Dreiklaſſenwahlſyſtems 
weſentlich als ein Argument verwertete, um zu einem Wahl⸗ 
geſetze mit Intereſſenvertretung zu gelangen. Die Möglichkeit 
dazu hatte er auf Grund der damaligen und ſpäteren ſtatiſtiſchen 
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Aufnahmen über die verſchiedenen Gruppen der wirtſchaftlichen 
Intereſſen im Auge; es lag damals in der Abſicht der Regie⸗ 
rung, die Bildung von Gruppen anſchaulich zu machen, inner⸗ 
halb deren die ſozialpolitiſchen Aufgaben, in specie diejenigen der 
Altersverſorgung ihre genoſſenſchaftliche Löſung finden konnten 
und die, wenn ſie erſt genauer definiert ſeien und der innere 
Verband jeder derſelben durch die Geſetzgebung hergeſtellt wäre, 
die Unterlage für die Wahlkörper der Landesvertretung hätten 
bilden können. Das Streben nach dieſem Ziele wird den Reichs⸗ 
kanzler zu der ſcharfen Kritik der beſtehenden Einrichtungen, 
an deren Stelle er die Intereſſenvertretung erſtrebte, veran⸗ 
laßt haben. 
Graf Eulenburg ſagt mit Recht, daß der damalige Aus⸗ 
ſpruch des Fürſten Bismarck über das Dreiklaſſenwahlſyſtem 
als geflügeltes Wort faſt zu Tode gehetzt werde. Es iſt merk⸗ 
würdig, wie gerade diejenigen Politiker, welche ſonſt aus jeder 
Außerung des Fürſten Bismarck ein Argument für den Gegen⸗ 
ſatz zu derſelben herzuleiten pflegen, ſich auf dieſe einzelne, aus 
dem Zuſammenhang der damaligen Politik geriſſene Kritik ſteifen. 
Sind Bruchſtücke aus den Reden des damaligen Kanzlers mit 
dem Gewicht, wie es ihnen hier beigelegt wird, maßgebend, 
dann ſollte man ſich noch an hundert andere Stellen aus den 
Reden des erſten Kanzlers erinnern und ſich mit derſelben 
Folgſamkeit nach ihnen richten. Iſt ſein Urteil für die Fort⸗ 
ſchrittspartei maßgebend, warum dann nur in dieſer Frage? 
Wir erinnern uns anderer Außerungen des Fürſten, nach welchen 
die Beſtimmungen der Wahlgeſetze überhaupt nicht die Wichtig⸗ 
keit haben, die man ihnen beilegt, weil alle Wahlvorſchriften, 
einſchließlich derjenigen zu dem Vereinigten Landtage von 1847, 
im ganzen doch dieſelben Perſönlichkeiten in die Kammern ge⸗ 
bracht hätten. Wir halten auch dieſe Auffaſſung nicht für eine 
unter allen Umſtänden ausſchlaggebend richtige, ſondern für eine 
cum grano salis, als rebus sic stantibus, mit Rückſicht auf die 
Zeit, in der ſie geäußert wurde, zu verſtehende. Wir glauben, 
daß auch das allgemeine Kopfzahlwahlgeſetz unter dieſelbe Rubrik 
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fallen würde, wenn ihm nicht die Mitgift der geheimen Ab- 
ſtimmung gegeben wäre, eine Beſtimmung, die aus der erſten 
Kampfzeit mit Oſterreich um die deutſche Verfaſſung herrührt, 
die der Ehrlichkeit des germaniſchen Charakters kaum entſpricht 
und auch nicht der politiſchen Gerechtigkeit; denn wir glauben, 
daß jeder Deutſche ein Recht darauf hat, zu wiſſen, wie jeder 
ſeiner Mitbürger ſich zu den politiſchen Fragen, die ihm vor⸗ 
gelegt werden, ſtellt, und daß unter Bürgern eines Landes 
Offenheit und Offentlichkeit alle politiſchen Verhältniſſe durch⸗ 
dringen ſollte. Die Anonymität hat niemals für eine Emp⸗ 
fehlung einer politiſchen Meinungsäußerung gegolten, warum 
gerade bei dem wichtigen und einſchneidenden Akte der Wahl? 

Der Abgeordnete Rickert hält dem Fürſten Bismarck vor, 
er habe ſeinen Ausſpruch über das Dreiklaſſenwahlſyſtem nie⸗ 
mals widerrufen. Wenn jemand ein Menſchenalter hindurch 
die verſchiedenſten landesgeſchäftlichen Phaſen öffentlich vertreten 
hat, ſo iſt es wohl zuviel verlangt, wenn man beanſprucht, daß 
er jeden Zwiſchenſatz und jedes Argument einer Rede, welches 
ſich in der weiteren Entwicklung der Dinge nicht bewährt hat, 
ausdrücklich widerrufen ſoll. Wie wir oben angedeutet haben, 
hat Fürſt Bismarck ſeine Außerung über das Dreiklaſſenwahl⸗ 
ſyſtem ſeinerzeit getan, weil er ſie zur Erreichung deſſen, was er da⸗ 
mals anſtrebte, Intereſſenvertretung, rhetoriſch für nützlich hielt, 
ohne ſich deshalb für alle Zukunft darauf einſchwören zu wollen. 


Bismarck und Moltke. 
(25. Jan. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Noch immer bemüht man ſich, falſche Vorſtellungen über 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Fürſten Bismarck und 
dem Feldmarſchall Moltke zu erwecken. So wird über Diffe⸗ 
renzen berichtet, die zwiſchen beiden Männern ſowohl während 
des böhmiſchen als während des franzöſiſchen Feldzuges im 
Hauptquartiere ſtattgefunden haben ſollen. Auch in dieſer Be- 
ſchränkung ſind die Darſtellungen unzutreffend. Meinungs⸗ 
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verſchiedenheiten, die in der politiſchen und in der ſtrategiſchen 
Beurteilung des jeweilig Erforderlichen notwendig vorkommen, 
wurden ſtets durch die Höflichkeit der beiderſeitigen Spitzen, des 
Reichskanzlers und des Feldmarſchalls und durch ihr gegen⸗ 
ſeitiges Wohlwollen applaniert; beide waren unter den Be⸗ 
teiligten ohne Zweifel die wohlerzogenſten, aber die Höflichkeit, 
dieſes nützliche Ol, welches die menſchliche Verkehrsmaſchine am 
Knarren hindert, war nicht bei allen Herren in der Umgebung 
Moltkes vorhanden, noch weniger der Sinn für die Allgemein⸗ 
heit, welcher deren Intereſſen höher ſtellt, als die der Reſſorts 
und der Perſönlichkeiten. Es mag im Großen Generalſtabe ſeit 
dem Kriegsrate im Jahre 1866, wo der damalige Miniſter⸗ 
präſident Bismarck den Marſch auf Preßburg erzwang und da⸗ 
mit große diplomatiſche und militäriſche Gefahren beſeitigte, eine 
Abneigung gegen die „Einmiſchung“ des leitenden Staatsmannes 
in militäriſche Dinge Platz gegriffen haben, die jede Gelegenheit 
benutzte, um ſich zur Geltung zu bringen, aber der Träger 
dieſer Gegnerſchaft war nicht Graf Moltke, ſondern es waren 
ſeine unmittelbaren Untergebenen, die ſogenannten Halbgötter, wie 
man ſie damals nannte, von denen nur ſehr wenige die Anlage 
zum vollen Gotte beſaßen. In dieſem unteren Olymp war 
ſtarke Abneigung gegen alles vorhanden, was Zivil hieß; die 
Anſchauung war etwa die des General Peliſſier: le Soldat est 
bon, le pequin est méchant. Dieſer ſtark entwickelte Militär⸗ 
partikularismus beſteht allem Anſcheine nach bis auf den heutigen 
Tag fort und richtet ſich noch immer gegen den Fürſten Bis⸗ 
marck. Wenn die betreffenden Militärs in ihren Organen von 
der „ſtreitſüchtigen und herriſchen Ader der Bismarcks“ reden 
und von deren „hämiſchen und ſelbſtſüchtigen Weſen“, ſo können 
ſie überzeugt ſein, daß nicht vom Feldmarſchall Moltke aber 
von den Herren der Umgebung desſelben in der Diplomatie 
genau dieſelbe Auffaſſung über ihre Perſönlichkeiten herrſchte, 
die ſie von dem damaligen Reichskanzler haben. Sie ſtanden 
auf dem Standpunkte, daß die Diplomatie überhaupt nicht in 
den Krieg hineingehöre, daß mit der Kriegserklärung die Heeres⸗ 
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leitung die geſamten Staatsgeſchäfte zu übernehmen und erſt 
nach Beendigung des Krieges an das „Zivil“ zurückzugeben 
habe; ſelbſt der Kriegsminiſter ſollte zu Hauſe bleiben, für 
Rekruten und Materialien ſorgen, aber nicht in der Nähe des 
Königs ſein. 

Fürſt Bismarck hat ſtets den Grundſatz feſtgehalten, daß der 
Krieg eine Fortſetzung der Landespolitik ſei und daß unſere 
Beziehungen zu fremden Staaten während eines Krieges noch 
mehr der unmittelbarſten Beratung zwiſchen dem Monarchen 
und ſeinem auswärtigen Miniſter bedürftig wären, als im un⸗ 
geſtörten Frieden. Aber nicht nur die Haltung des Auslandes, 
ſondern auch die innere Situation kann Einfluß darauf haben, 
ob der Krieg ſchärfer oder zurückhaltender betrieben werden 
ſoll, vor allem aber auf die Frage, wenn friedliche und den 
Frieden vorbereitende Waffenſtillſtandsverhandlungen annehmbar 
oder zurückzuweiſen ſind. Die ganze Kriegsführung iſt eben 
von der Geſamtpolitik des Staates während der Dauer des 
Feldzuges in keinem Augenblick zu trennen. 


Moltke und der Kulturkampf. 


(25. Jan. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Die in den Artikeln militäriſchen Urſprungs mit einer Spitze 
gegen den Fürſten Bismarck aufgeſtellte Behauptung, daß Graf 
Moltke ein Gegner der Regierungspolitik in der katholiſchen 
Frage geweſen ſei, iſt ein vollſtändiges Novum, das wir bis 
zum näheren Beweiſe für eine Erfindung halten. Der Feld⸗ 
marſchall Moltke hätte hunderte von Gelegenheiten gehabt, bei 
eingehenden, von dem damaligen Reichskanzler herbeigeführten 
politiſchen Beſprechungen ſeine Meinung in dieſer Richtung zu 
äußern; er hat aber bei allen ſolchen Gelegenheiten der Staats— 
politik zugeſtimmt und ihr durch ſeine Haltung im Parlament 
und in Fraktionen beigeſtanden. 


203 


Aus der Zeit des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges. 
(1. Febr. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Die Zeitſchrift „Der Neue Kurs“ bringt einen „Belfort“ 
überſchriebenen Artikel, der ſich in ſeinem erſten Teile gegen 
unſer Blatt, im zweiten gegen den Fürſten Bismarck perſönlich 
richtet. Er enthält unter anderem die als lügenhafte Erfindung 
kenntliche Angabe, daß Graf Bismarck 1870 alles aufgeboten 
habe, den König gegen den Rechtsabmarſch nach Sedan einzu⸗ 
nehmen. 

Wenn der Verfaſſer ein Militär wäre, ſo würde er wiſſen, 
daß der König auf Wunſch des Generalſtabs, ſeit Beginn des 
franzöſiſchen Krieges auf die Gepflogenheit des böhmiſchen Feld⸗ 
zugs, den Miniſterpräſidenten zu militäriſchen Beſprechungen 
zuzuziehen, verzichtet hatte und jede Erörterung der militäri⸗ 
ſchen Abſichten mit dem Grafen Bismarck gewiſſenhaft vermied. 
Wir wiſſen mit Sicherheit, daß der damalige Bundeskanzler 
von der Abſicht des Rechtsabmarſches überhaupt keine Silbe 
erfahren hat, bis er ſich mit ſeinen Beamten hinter dem könig⸗ 
lichen Reiſewagen, dem Befehle des Königs entſprechend, in 
Marſch befand und auch dann das Ziel und den Grund der 
ihm nach dem erſten Marſchquartier aus der Karte erſichtlichen 
Rechtsſchwenkung noch nicht erfuhr. 

Merkwürdig iſt hierbei, daß alle Injurien des Artikels ſich 
formell zwar gegen unſer Blatt und ſchließlich gegen den Fürſten 
Bismarck, die Tendenz derſelben aber ſich tatſächlich gegen den 
vom Autor angeblich verteidigten Grafen Moltke richtet. Daß 
letzterer Belfort ſo eingeſchätzt hat, wie es vom Fürſten Bismarck 
in der bekannten Reichstagsſitzung geſchildert wurde, iſt und 
bleibt Tatſache. Hätte Moltke anders geſprochen und auf den 
Beſitz Belforts ein ſtärkeres Gewicht gelegt, ſo iſt ja ſehr mög⸗ 
lich, daß der für die Folgen allein verantwortliche Bundes⸗ 
kanzler es auf ſich genommen hätte, es darauf ankommen zu 
laſſen, ob die franzöſiſche Volksvertretung in Bordeaux bei 
weiterer Verſchiebung der Entſcheidung den Verſuch wiederholt 
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hätte, Einmiſchungen Fremder herbeizuführen, oder ob nicht 
unſere Gegner an den neutralen Höfen die Friſt der neuen 
Verzögerung mit mehr Energie benutzt hätten, als während 
der unter ihrem Einfluſſe verſchleppten Belagerung von Paris. 
Der Artikelſchreiber iſt mit der Politik unbekannt genug, um 
anzunehmen, daß die nächſte Folge einer franzöſiſchen Weige⸗ 
rung die Kriegserklärung einer der Neutralen geweſen ſein 
würde. Er zeigt damit, wie fern er der Politik ſteht. Die 
Gefahr, welche Graf Bismarck befürchtete, war die in wohl⸗ 
wollender und friedliebender Form erfolgende Berufung eines 
europäiſchen Kongreſſes. 

Auf dem Wiener Kongreſſe 1814/15 erſchien Frankreich nach 
Verluſt ſeiner ganzen Armee 1812 in Rußland, nach Vernich⸗ 
tung ſeiner ſich tapfer ſchlagenden Rekruten von 1813, ſchloß 
dort das Bündnis mit unſeren früheren Freunden England 
und Oſterreich und zerſtörte alle Hoffnungen, welche Preußen 
an den Friedensſchluß geknüpft hatte. Man muß die Geſchichte 
nicht kennen und nur Fähnrichspolitik treiben, um die Wieder⸗ 
holung ähnlicher Dinge für unmöglich zu halten. Wir glauben 
nicht, daß Moltke dieſe Dinge mit demſelben Leichtſinn wie 
ſeine heutigen publiziſtiſchen Epigonen aufgefaßt hat. Wenn 
man keine Verantwortlichkeit für die Folgen hat, ſo laſſen ſich 
Phantaſieſtücke in der Politik leicht komponieren. 

Wir glauben nicht, daß parallel mit europäiſchen Kongreß⸗ 
verhandlungen die Herſtellung des deutſchen Kaiſertums ſich 
ebenſo günſtig entwickelt haben würde. Mutige, aber phan⸗ 
taſtiſche politiſche Pläne, wie die Kriegführung der deutſchen 
Armee von Verſailles aus gegen neutrale Mächte, ſtehen einem 
militäriſchen Haudegen gut zu Geſicht, aber ſie werden komiſch, 
wenn ſie mit dem Anſpruche auf praktiſche Verwirklichung auf⸗ 
treten. Die militäriſchen Politiker hatten 1871 keine Verant⸗ 
wortlichkeit für die richtige Führung der Friedensverhandlungen 
und fie hätten ebenſogut noch Toul, Verdun, Nancy, Béſangon 
und vieles andere verlangen können, weil Frankreich an allen 
dieſen Orten ebenfalls bedrohliche Lagerfeſtungen hätte anlegen 
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können. Die Verantwortlichkeit für den Fall, daß dieſe Extra⸗ 
vaganzen zum Verluſte errungener Vorteile führen konnten, 
wäre ja ſchließlich nur auf den ziviliſtiſchen Leiter der aus⸗ 
wärtigen Geſchäfte gefallen. 

Ebenſo zweifellos wie Moltkes Schätzung Belforts iſt die 
Tatſache, daß er in Verhandlungen mit dem Reichskanzler über 
die Möglichkeit eines Doppelkriegs in der unzweideutigſten und 
ausführlichſten Weiſe erklärt hat, wir würden in ſolchem un⸗ 
erwünſchten Falle den Krieg im Weſten defenſiv führen, bis 
im Oſten die entſcheidenden Hauptſchlachten geſchlagen wären, 
und dem Zweifel an der Ratſamkeit dieſes Syſtems den Aus⸗ 
ſpruch entgegenſetzte, daß der Rhein mit ſeinen Feſtungen die 
ſtärkſte Defenſivſtellung irgendeiner Großmacht ſei. Der Artikel⸗ 
ſchreiber beſchimpft nun auf der Baſis dieſes Moltkeſchen Aus⸗ 
ſpruchs den verſtorbenen Feldmarſchall auf das roheſte, unter 
dem Schutze der Fiktion, daß Moltke dies unmöglich geſagt 
habe, weil es „unmoltkiſch“ ſei. 


Deutſchland und Rußland. 
(1. Febr. 1893, Ab.⸗Ausg.) 


Der Toaſt, den der Kaiſer bei dem Frühſtück zu Ehren 
des Zarewitſch auf den Kaiſer von Rußland ausgebracht hat, 
iſt ohne Zweifel das wichtigſte politiſche Ereignis der jüngſten 
Vergangenheit. Die Tatſache, daß der Großfürſt⸗Thronfolger 
überhaupt nach Berlin gekommen iſt, und noch mehr die, daß 


der Kaiſer ihn ſo freundlich und in Erinnerung an die alten 


Verhältniſſe begrüßt hat, iſt für uns im höchſten Maße erfreu⸗ 
lich. Wenn die zerriſſenen Drähte, die Berlin und Petersburg 
verbanden, jetzt wieder angeknüpft werden, ſo wollen wir uns 
im Intereſſe ihrer neuen Befeſtigung für alle Zukunft gern 
jeder Kritik der Vorgänge enthalten, welche die Urſachen ihres 
Abreißens geweſen ſind. Wir haben uns über die Ernennung 
eines in Rußland willkommenen Botſchafters in der Perſon 
des Generals v. Werder gefreut und wir freuen uns noch mehr 
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über die Auffaſſungen, welche Seine Majeſtät der Kaiſer nach 
den vorliegenden Berichten dem ruſſiſchen Thronfolger gegen- 
über zum Ausdruck gebracht hat. 


Verbot der Beleihung ruſſiſcher Werte und 
Ausweiſung ruſſiſcher Arbeiter. 
(3. Febr. 1893, Ab.⸗Ausg.) 


Das „Berliner Tageblatt“ bemerkt in Anknüpfung an unſere 
neulichen Außerungen über den kaiſerlichen Toaſt auf den Zaren: 
die hauptſächlichſten Merkmale des alten Kurſes gegenüber Ruß⸗ 
land hätten in der letzten Zeit unter dem Fürſten Bismarck in 
dem Verbote der Beleihung ruſſiſcher Werte durch die Reichs⸗ 
bank, ſowie in der Ausweiſung ruſſiſcher Arbeiter und anderer 
ruſſiſcher Staatsangehöriger beſtanden. Wenn, wie nach dieſer 
Außerung des Berliner Blattes anzunehmen iſt, das Verbot 
der Beleihung ruſſiſcher Werte durch die Reichsbank als ein 
Nachteil für Deutſchland betrachtet wird, ſo fragen wir: wes⸗ 
halb iſt es von der jetzigen Regierung nicht längſt aufgehoben 
worden? Sie hat ja drei Jahre Zeit dazu gehabt. Die Be⸗ 
rufung auf die Ausweiſung ruſſiſcher Arbeiter und Untertanen 
aber entſpricht ihrer Tendenz nach der Wahrheit in keiner Weiſe. 
Derartige Ausweiſungen ſind lediglich in Verbindung mit dem 
Beſtreben nach Förderung des deutſchen Elementes in den 
polniſchen Landesteilen erfolgt, um dem Zuzuge der Tauſende 
von Nationalpolen aus den ruſſiſchen Gebieten einen Damm 
entgegenzuſetzen. Alle Germaniſierungsverſuche in jenen Landes- 
teilen würden ein Schöpfen mit Danaidenfäſſern geblieben ſein, 
wenn man den ſtarken jährlichen Zuzug von Nationalpolen — 
nicht bloß Arbeitern, ſondern von Polen jeder Geſellſchafts— 
klaſſe — hätte fortbeſtehen laſſen. Die polniſchen Arbeiter 
wurden zum größten Teil von den preußiſchen Grundbeſitzern 
berufen, weil ihre früheren Arbeiter nach dem Weſten aus— 
gewandert waren; die dafür zuziehenden ruſſiſch-polniſchen Ar- 
beiter machten ſich zum größten Teile ſeßhaft und verſtärkten 
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die Ziffer der rein polniſchen Einwohner in Poſen und Weſt⸗ 
preußen durch ein Element, das im Vergleich mit dem vor⸗ 
handenen minderwertig war. Ruſſiſche Arbeiter, im Gegenſatze 
zu polniſchen, ſowie Ruſſen überhaupt ſind niemals ausgewieſen 
worden, abgeſehen vielleicht von einigen lokalen Ungeſchicklich⸗ 
keiten, deren Urheber kein Verſtändnis für die Anordnungen 
beſaßen, die fie auszuführen hatten. Die ganze Maßregel iſt 
auch von der ruſſiſchen Regierung zu keiner Zeit als eine un⸗ 
freundliche angeſehen worden; im Gegenteil, die ruſſiſche Re⸗ 
gierung war ſehr zufrieden damit, daß wir ihr ihre polniſchen 
Untertanen nicht entziehen wollten. Die Erinnerung an dieſe 
Vorgänge ſteht deshalb der Rückkehr zu den Traditionen des 
alten Kurſes bezüglich unſerer Beziehungen zu Rußland durch⸗ 
aus nicht entgegen. 


Aberwuchern der Bureaukratie. 
(8. Febr. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


In mehreren Blättern wird das Überwuchern der bureau⸗ 
kratiſchen Einflüſſe in Preußen, namentlich in den ländlichen 
Kreiſen, zum Gegenſtande beſorgter Erörterungen gemacht, und 
der Abgeordnete Rickert äußerte neulich im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe, wenn man die Regel vom beſchränkten Unter⸗ 
tanenverſtande wieder einführen wolle, ſo ſolle man doch lieber 
die ganze Selbſtverwaltung zurücknehmen und lieber ganz 
bureaukratiſch regieren. Obſchon Herr Rickert früher ſelbſt an 
der Spitze einer provinziellen Selbſtverwaltung geſtanden hat, 
iſt er doch über die Wirkungen, welche die Selbſtverwaltung 
nach der Art ihrer Ausführung gehabt hat, nicht ins klare 
gekommen. Er ſtellt Selbſtverwaltung und Bureaukratie als 
ſich gegenſeitig ausſchließende Gegenſätze einander gegenüber. 
Als ehemaliger Landesdirektor ſollte ihm zum Bewußtſein ge⸗ 
langt ſein, daß ein ſolcher Gegenſatz infolge der Art der preußi⸗ 
ſchen Selbſtverwaltung nicht exiſtiert. Letztere hat vielmehr in 
den Händen der Ausführungsbehörden zu einer weſentlichen 
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Verſtärkung des bureaukratiſchen Einfluſſes auf die Land⸗ 
gemeinden geführt. *. 

Die Fäden, mit welchen die Bureaukratie ihre Macht auf 
dem Lande ausübt, hatten früher ihren Endpunkt in dem Amte 
des Landrates, der außerdem nach ſeiner damaligen Stellung 
ebenſowohl die Intereſſen des Kreiſes wie die des Staates zu 
vertreten hatte, da er der Regel nach Landrat und Kreisein⸗ 
geſeſſener zu bleiben die Abſicht hatte, während heute der 
Landratspoſten vom Kreiſe ziemlich losgelöſt iſt und in der 
Hauptſache als Anfangsſtufe der höheren Verwaltungskarriere 
gilt. Der Landrat, wenn er ſtrebſam iſt, hat das Bedürfnis, 
in ſeinem Kreiſe nicht feſtzuwachſen, ſondern möglichſt bald zu 
Höherem berufen zu werden. Infolgedeſſen wird er ein füg⸗ 
ſameres Werkzeug der ſtaatlichen Bureaukratie ſein als ſeine 
Vorgänger in der Zeit vor der Selbſtverwaltung es in der 
Regel waren. Er tut einfach, was vom grünen Tiſch befohlen 
wird, und hütet ſich vor energiſchen Gegenvorſtellungen, wenn 
das Befohlene den Wünſchen und den Intereſſen des Kreiſes 
nicht entſprechen ſollte. Die Bureaukratie hat alſo durch die 
Selbſtverwaltung zunächſt ſo viel ihr unbedingt angehörige 
Organe in einflußreicher Stellung gewonnen als es Kreiſe in 
Preußen gibt. Der Landrat ſelbſt aber iſt wiederum ſeinerſeits 
bureaukratiſch mächtiger geworden als er es in früheren Zeiten 
war. Damals waren ihm und ſeinen Vorgeſetzten die länd⸗ 
lichen Lokalbehörden nicht „diſziplinariſch“ unterſtellt; es ſtand 
nicht hinter jedem Befehl anſtatt der Motivierung die An⸗ 
drohung diſziplinariſcher Ordnungsſtrafen, wie es heute dem 
Amtsvorſteher gegenüber der Fall iſt. Die Lokalbehörden waren 
in der Lage, gegen übertriebene Zumutungen Beſchwerde zu 
führen und ſchließlich ein Streitverfahren einzuleiten, während 
ſie heute einfach dem direkten Vorgeſetzten, dem Landrate genau 
jo einwandlos zu gehorchen haben, wie dieſer dem Regierungs⸗ 
präſidenten. 

In der Abſicht der Selbſtverwaltungsgeſetzgebung hat es 


wohl gelegen, der ländlichen Selbſtverwaltung dasſelbe Maß 
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von Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit zu verleihen, deſſen die 
ſtädtiſche ſich erfreut. Statt deſſen ſind lediglich die Drähte, 
auf denen die bureaukratiſche Elektrizität in die ländlichen Ver⸗ 
hältniſſe einſchlägt, um ſo viele Zuſätze verlängert worden, als 
Amtsvorſteher geſchaffen ſind. Die bureaukratiſche Machtvoll⸗ 
kommenheit, der widerſtandsloſe Befehl von oben dringt heut⸗ 
zutage tiefer und unmittelbarer in das Leben der Kreiſe ein 
als früher. Das Netz, mit dem die Bureaukratie das Privat⸗ 
leben umſtrickt, iſt in weiterer Ausdehnung vervollſtändigt und 
in ſeinen Wirkungen weſentlich verſchärft. Dabei ſind die Amts⸗ 
vorſteher zum großen Teil wegen des Mangels an Vorbereitung 
für den Verwaltungsdienſt und wegen ihrer Überbürdung mit 
ungewohnten Arbeiten nicht imſtande, ihren Pflichten in einer 
gegen höhere Kritik gedeckten Weiſe zu entſprechen, und unter⸗ 
liegen dadurch einer noch verſchärften Abhängigkeit von dem 
Wohlwollen der Vorgeſetzten. Wenn ſie nicht durch den Grad 
ihrer Bildung hervorragen, geraten ſie in eine ſubalterne und 
ſervile Abhängigkeit nach oben, wie ſie der ſtädtiſchen Verwal⸗ 
tung fremd iſt. Dieſe Abhängigkeit ſteigt mit dem Anwachſen 
der Anſprüche, die von oben her an die lokalen Amtsvorſteher 
geſtellt werden in Geſtalt von ſtatiſtiſchen, ſteuerlichen und 
ſonſtigen Arbeiten und Berichten, deren unbeſchäftigte Regierungs⸗ 
räte zu bedürfen glauben. 

Die bureaukratiſchen Einrichtungen in Preußen ſind durch 
das, was dem Lande unter der Firma Selbſtverwaltung ge⸗ 
geben iſt, den franzöſiſchen weſentlich näher gekommen. In 
Frankreich reicht die Allmacht der Bureaukratie ſeit langem bis 
in die letzten Ausläufe der Beamtenſchaft, die Feldhüter und 
die Gemeindehirten hinab. Die franzöſiſche Beamtenmaſchine 
iſt ja ſehr wirkſam, um einem Befehle von Paris ſofort Nach⸗ 
druck bis in die kleinſte und entlegenſte Landgemeinde hinaus 
zu verſchaffen, aber ſie iſt auch eine der Urſachen der Gefahren, 
mit welchen dieſe bureaukratiſche Zentraliſation die Zuſtände 
Frankreichs bedroht: Kongeſtionen nach dem Kopfe und Ab⸗ 
ſterben jeder ſelbſtändigen Regung der Glieder, welche die Pro⸗ 
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vinzen zu dieſem Kopfe bilden. Es iſt ein Irrtum, wenn man 
die Wirkung der „Selbſtverwaltung“ nach der ſprachlichen Be⸗ 
deutung des dafür gewählten Titels beurteilt. Die neuere 
Geſetzgebung hat für Preußen in der Tat nur eine Verſchär⸗ 
fung des Eingreifens der Staatsgewalt in das Gemeindeleben 
gebracht und dieſe Verſchärfung wird ſich noch ſteigern in dem 
Maße, in welchem die Amtsvorſteher einer nach dem andern 
ſich außerſtande fühlen, neben ihrem bürgerlichen Betriebe der 
Landwirtſchaft oder eines Gewerbes den Anforderungen zu 
genügen, welche von oben herab an ihre Arbeitskraft geſtellt 
werden. Die Geſchäfte der Amtsvorſteher find durch die Nei- 
gung der Regierung, ſie für die Erfüllung der verſchieden⸗ 
artigſten legislativen und ſonſtigen ſtaatlichen Aufgaben direkt 
anzuſpannen und Material dafür zu liefern, vielfach zu einer 
Arbeitslaſt angeſchwollen, wie ſie früher die Landwirtſchafts⸗ 
ämter mit ihren üblichen zwei Sekretären nicht hatten. Der 
wohlhabende Bauer, der Tradition und Befähigung für die 
Führung ländlicher Gemeindegeſchäfte beſitzt, iſt nicht mehr im⸗ 
ſtande, neben den Dienſtgeſchäften, mit welchen er als Amts 
vorſteher beauftragt wird, ſeinen Beſitz und ſeine Wirtſchaft zu 
verwalten. Wenn ſich aber eine geeignete Perſönlichkeit für 
den Amtsvorſteherpoſten nicht findet, ſo ernennt die Regierung 
einen ſubalternen Beamten zur Führung der Amtsgeſchäfte, 
und die Gemeinden haben dieſen alsdann zu beſolden. In der 
Furcht vor dieſer Auflage liegt der Grund, warum ſo viele 
Amtsvorſteher trotz der Erbitterung, mit der ſie durch die an 
ſie geſtellten Forderungen erfüllt ſind, dennoch im Intereſſe der 
Gemeinde ihr Amt auch dann fortführen, wenn der geſetzliche 
Zwang wegen ihres Alters und ihrer Dienſtzeit ihnen gegen— 
über nicht mehr Platz greift. 

Wenn Herr Rickert alſo in ſeinem Unmute ſagt, daß er 
lieber bureaukratiſch regiert ſein möchte und dafür die ganze 
Selbſtverwaltung los ſein möchte, ſo zeigt das eben, daß er 
trotz ſeiner Vergangenheit die bureaukratiſche Natur der preußi— 
ſchen Selbſtverwaltung nicht kennt und nicht weiß, daß dieſelbe 
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ſich immer kräftiger ausbilden wird, je mehr an die Stelle der 
Eingeſeſſenen, welche die Geſchäfte nicht mehr bewältigen können, 
ſubalterne Bureaukraten von auswärts in höherem Auftrage 
in die Amtsvorſteherſchaft einrücken. Da wo wohlhabendere 
Beſitzer für die Amtsvorſteherpoſten in ausreichender Qualität 
vorhanden ſind, ſtellt ſich die Sache anders, wenn dieſelben in 
der Lage ſind, einen geſchäftskundigen Sekretär zu halten und 
deſſen Beſoldung auf ihr Privatvermögen zu übernehmen. Der⸗ 
ſelbe bleibt aber auch den unmotivierten Befehlen von oben 
diſziplinariſch mit Ordnungsſtrafen unterſtellt. 

Somit iſt den Klagen des Herrn Ruprecht⸗Ranſern, daß 
man in Preußen das Regieren als Selbſtzweck anſehe und 
Überwuchern des Bureaukratismus ſtattfinde, die Berechtigung 
ebenſowenig abzuſprechen, wie der Außerung der „Bank⸗ und 
Handelszeitung“, das Beamtentum bilde ſich im preußiſchen 
Staate zur Omnipotenz aus, das Beamtentum ſei der Staat. 


Einzellandtage und Reichsregierung. 
(14. Febr. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Unſerer Anſicht nach iſt im Intereſſe der verfaſſungsmäßigen 
Entwicklung des deutſchen Reiches eine lebhaftere Beteiligung 
der Einzellandtage an dem Verhalten und der Abſtimmung 
ihrer Regierungen im Bundesrate ein Bedürfnis. Die Gründe, 
welche dagegen angeführt werden, bewegen ſich auf dem Ge⸗ 
biete von allgemein gehaltenen Bedenken über ein mögliches 
Gegeneinanderwirken verſchiedener Einzellandtage in Reichs⸗ 
angelegenheiten und über angebliche Eingriffe in die Tätigkeit 
des Reichstages. Um letzteren handelt es ſich in dieſer Frage 
überhaupt nicht, ſondern nur um Einwirkungen der Landtage 
auf das Verhalten ihrer Regierung im Bundesrate. Daß die 
Landtage hierzu berechtigt ſind, wird von niemandem ernſtlich 
beſtritten und man ſollte den Regungen aktiver Beteiligung der 
Landtage an der bundesrätlichen Reichspolitik um ſo weniger 
Hinderniſſe in den Weg legen, als die parlamentariſche Ein⸗ 
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wirkung auf die bundesrätlichen Beſchlüſſe ſchon durch die 
Geheimhaltung der Abſtimmungen im Bundesrate weſentlich 
erſchwert iſt. Sie würde wirkſamer ſein, wenn die VBerhand- 
lungen im Bundesrate wenigſtens inſoweit öffentlich wären, 
daß die Abſtimmungen und Anträge jeder einzelnen Regierung 
amtlich rechtzeitig bekannt gegeben würden, und wenn die 
Regierungen ihrerſeits Wert darauf legten, ſich bei ihren Ab- 
ſtimmungen im Bundesrate mit ihren Landesvertretungen in 
Übereinſtimmung zu halten. Es würde dann ſo leicht nicht 
vorkommen, daß die bundesrätlichen Vorlagen für den Reichs⸗ 
tag Überraſchungen oder Zwangslagen herbeiführten, und nicht 
bloß die Landtage, ſondern alle Teile der Nation würden in 
der Lage ſein, die bundesrätlichen Beſchlüſſe mit ihrer Zu⸗ 
ſtimmung bis zur Vorlage an den Reichstag zu begleiten und 
zu kontrollieren. 

Die Abneigung der Regierungen und zum größeren Teile 
auch ihrer Landtage gegen Verhandlung von reichspolitiſchen 
Fragen in den Landtagen halten wir für ein Ergebnis der 
zentraliſierenden Beſtrebungen, welche ſeit Herſtellung des 
Reiches auf Bildung von ſelbſtändigen Reichsminiſterien ge⸗ 
richtet ſind. Die Anhänger einer ſchärferen Zentraliſation der 
Reichseinrichtungen ſind von der Beſorgnis beherrſcht und an⸗ 
getrieben, daß ihre Zukunftspläne durch Beteiligung der ein⸗ 
zelnen Landtage an der Reichspolitik beeinträchtigt werden 
könnten. Die Erfahrung, daß die Einrichtung eines ſelbſtändigen 
Reichsminiſteriums mit der verfaſſungsmäßig berechtigten Mit⸗ 
wirkung der einzelnen Regierungen an der Reichsregierung 
unverträglich ſein würde und den Bundesgenoſſen gegenüber 
in ſchwere Kriſen und Konflikte führen könnte, hat die Rück⸗ 
ſtände der unitariſchen Tendenzen bisher nicht beſeitigt, welche 
einer lebhafteren und äußerlich erkennbaren Beteiligung der 
Einzelſtaaten an der Reichspolitik ſeit zwanzig Jahren bewußt 
oder unbewußt entgegengewirkt haben, Wir halten die Be⸗ 
lebung der Beteiligung an der allgemeinen Reichspolitik in den 
öffentlichen Verhandlungen der Einzelſtaaten und ihrer Par- 
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lamente nicht für ein zerſetzendes Element, ſondern für eine 
Förderung der nationalen Intereſſennahme an den gemein⸗ 
ſamen Angelegenheiten in allen Kreiſen der Bevölkerung. Die 
Unabhängigkeit des Reichstages ſteht dabei nicht in Frage, und 
die Norm, daß Reichsgeſetze den Landesgeſetzen vorgehen, bleibt 
davon unberührt. Wir wünſchen, daß die Abſtimmungen der 
Regierungen im Bundesrate durch Erörterung und Verſtändi⸗ 
gung jeder Regierung mit ihrem Landtage mehr als bisher 
auf den Einklang mit den Bedürfniſſen und Geſinnungen der 
Einzelſtaaten hingewieſen werden, und gerade verfaſſungsfreund⸗ 
liche Blätter ſollten jeden Verſuch, die Deckung der öffentlichen 
Verantwortlichkeit da herzuſtellen, wo ſie bisher fehlte, will⸗ 
kommen heißen. 

Selbſt wenn der preußiſche oder ein anderer Landtag ein Votum 
des Reichstages mißbilligte und ſich darüber offen ausſpräche, 
würden wir das nicht außerhalb ſeiner verfaſſungsmäßigen Be⸗ 
rechtigung liegend finden. Wenn ſelbſt ein Blatt wie die „National⸗ 
Zeitung“ das Recht einer einzelſtaatlichen Landesvertretung, über 
Reichsangelegenheiten zu verhandeln, anerkennt, ſo iſt die recht⸗ 
zeitige Ausübung dieſes Rechtes um ſo notwendiger, als, wie 
die Vorgänge bei den Handelsverträgen bewieſen haben, nach⸗ 
träglich und hinterher in der Regel nichts mehr zu beſſern iſt. 


Handelsverträge ſonſt und jetzt. 
(23. Febr. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ zitiert in ihrer 
Nummer vom 18. Februar ein Aktenſtück aus dem Jahr 1887, 
worin in bezug auf die damalige Verlängerung des deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Handelsvertrages vom Jahre 1881 unter anderem 
geſagt wird: „Um der drohenden Eventualität eines, wenn 
auch nur vorübergehenden vertragsloſen Zuſtandes vorzubeugen, 
welcher weder den Intereſſen unſeres Handels und unſerer 
Induſtrie, noch den freundnachbarlichen Beziehungen beider 
Reiche entſprechen würde, erſchien es angemeſſen, eine pro⸗ 
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viſoriſche Verlängerung des beſtehenden Vertrags ins Auge zu 
faſſen.“ Wenn das offiziöſe Blatt dieſen Vorgang in geſperrter 
Schrift als nachahmenswert und muſterhaft hinſtellt, ſo macht 
es ſich dabei wohl nicht klar, daß ſehr viel Streit, Bitterkeit 
und Schädigung vermieden worden wäre, wenn den neueſten 
Handelsverträgen durch dasſelbe praktiſche Auskunftsmittel vor⸗ 
gebeugt worden wäre, wobei die politiſchen Beziehungen der 
beteiligten Länder mit denſelben höflichen und dilatoriſchen 
Wendungen hätten gejchont werden können wie im Jahre 1887. 
Oſterreich hat ſchon damals und viel länger vorher in Zoll- 
verhandlungen analoge Ziele verfolgt wie die heute von ihm 
erreichten. Die Haltung der früheren Regierung dem gegenüber 
liefert der Richtung des neuen Kurſes keinen Präzedenzfall und 
die Berufung auf ſie findet ihre Stütze lediglich in der Außer⸗ 
lichkeit der höflichen diplomatiſchen Form, in welcher der alte 
Kurs ähnliche Anſprüche Oſterreichs abzulehnen pflegte. 

Wir fürchten, daß Ungeſchicklichkeit und der Mangel an der 
Fähigkeit, zu warten, uns bei den Verhandlungen mit Rußland 
ähnlichen Schaden wie bei den früheren Verträgen verurſachen 
werden. Deutſche offiziöſe Blätter beginnen ſich bereits darüber 
zu beklagen, daß das „Entgegenkommen“ von deutſcher Seite 
in Rußland nicht genügende Würdigung finde. Danach muß 
man bisher nicht nur bei uns, ſondern auch in Rußland an⸗ 
nehmen, daß das Bedürfnis Deutſchlands, einen Handelsvertrag 
mit Rußland zuſtande zu bringen, ein ſehr viel größeres ſei, 
als das gegenüberſtehende Bedürfnis Rußlands nach einem 
ſolchen Vertrage. Wir glauben, daß ſolche offiziöſe Artikel und 
vielleicht auch direkte gouvernementale Außerungen geeignet find, 
dieſe Meinung in Rußland zu befeſtigen, und damit würden 
wir in denſelben Fehler der ungeduldigen Haſt der Jagd nach 
dem „Zuſtandekommen“ verfallen, der uns in den früheren 
Handelsverträgen ſo ſchädlich geworden iſt. Wir haben ſchon 
vor einigen Tagen die Unfähigkeit zu „warten“ getadelt, und 
wenn man im Handel bei den Mitkontrahenten die Überzeugung 
aufkommen läßt, daß das Bedürfnis, abzuſchließen, aus gleich- 
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viel welchen Gründen bei uns ſehr viel ſtärker ſei als bei ihnen, 
ſo iſt man von Hauſe aus in einer Lage, deren Nachteile ſich 
in den Unterhandlungen nicht mehr gut machen laſſen. Es iſt 
mehrfach in den Zeitungen die Rede davon, daß deutſche Unter⸗ 
händler nach St. Petersburg gehen ſollten, um die Unterhand⸗ 
lungen dort zu führen. Warum können wir denn nicht ab⸗ 
warten, daß ruſſiſche Unterhändler nach Berlin kommen? Die 
ganze Oppoſition der Landwirtſchaft in den letzten parlamen⸗ 
tariſchen Verhandlungen baſiert auf der Furcht vor einem der 
Landwirtſchaft ſchädlichen neuen mit Rußland abzuſchließenden 
Vertrage. In dieſer Diskuſſion wäre eine gute Gelegenheit 
geweſen, durch Ablehnung des Strebens nach einem ſolchen 
Vertrage nicht nur die landwirtſchaftliche Oppoſition zu be⸗ 
ruhigen, ſondern auch für den Fall, daß man ſpäter mit Ruß⸗ 
land unterhandeln will, ſich eine günſtigere Stellung zu ſchaffen 
und den Eindruck unſerer Bedürfnisloſigkeit nach ruſſiſchen 
Konzeſſionen in Rußland nach Möglichkeit zu feſtigen und zu 
fördern. Wir vermiſſen jeden beruhigenden Widerſpruch vom 
Regierungstiſche aus gegen die agrariſchen Befürchtungen, und 
es kann nicht ausbleiben, daß in dem Schweigen über dieſen 
Punkt die öffentliche Meinung ſchon eine Beſtätigung der Be⸗ 
fürchtung findet, daß ein Vertragsſchluß mit Rußland auf Koſten 
der deutſchen Landwirtſchaft den Intentionen der Regierung 
nicht fern liege. Ganz abgeſehen von den praktiſchen Gefahren 
für unſere wirtſchaftlichen Verhältniſſe, finden wir auch hier in 
der Haltung der Regierung denſelben Mangel an geſchäftlicher 
Routine, dem wir unſere Niederlage bei den bereits geſchloſſenen 
Handelsverträgen verdanken. Wir können ſcheinbar nicht warten 
und deshalb werden wir wieder die plektierten Achiver ſein. 


Fürſt Bismarck hat keine Schule gemacht. 


(14. März 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Voſſiſche Zeitung“ beklagt in einem Artikel über den 
„Mangel an Staatsmännern“, daß Fürſt Bismarck keine Schule 
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gemacht habe; ſein alles überwuchernder Einfluß, ſeine Allmacht, 
die ſich bis auf die Ernennung jedes Hilfsarbeiters in jedem 
Miniſterium erſtreckt habe, ſei nicht geeignet geweſen, Staats⸗ 
männer zu erziehen. Der Fürſt habe nur Männer ertragen 
können, die auf ſeine Anſchauungen eingingen. Man fragt ſich, 
wenn man das lieſt, ob die „Voſſiſche Zeitung“ der Meinung 
iſt, daß Fürſt Bismarck bei den Anſichten, die er amtlich ver⸗ 
treten hat, Staatsmänner habe anſtellen können, die bei „Un⸗ 
abhängigkeit der Überzeugung und des Charakters“ zu Unter⸗ 
gebenen des jetzigen Reichskanzlers gepaßt hätten und die im 
neuen Kurs ihre Stellung dauernd hätten ausfüllen können? 
Die Behauptung, daß der „alles überwuchernde Einfluß“ des 
Fürſten Bismarck ſich auf die Ernennung jedes Hilfsarbeiters 
erſtreckt habe, enthält eine unfreiwillige Anerkennung des Pflicht⸗ 
gefühls des früheren Reichskanzlers; es wird dadurch bezeugt, 
daß dieſer ſich ſtets darum gekümmert hat, welche Hilfsarbeiter 
in den ihm untergebenen Reſſorts angeſtellt werden ſollten und 
welche nicht. Da er der allein verantwortliche Miniſter war, 
würde es eine Unehrlichkeit geweſen ſein, wenn er in dieſer Be⸗ 
ziehung gleichgültig geblieben wäre. Soll ein verantwortlicher 
Miniſter überhaupt mit Männern arbeiten, die „auf ſeine An⸗ 
ſichten nicht eingehen“? Die Behauptung der „Voſſiſchen Zeitung“, 
daß Reichskanzlerkandidaten bei uns nicht vorhanden ſeien, wäre, 
wenn ſie zuträfe, ein testimonium paupertatis, das für unſere 
große und begabte Nation im Herzen Europas ſehr bedauerlich 
ſein würde. Leute zu finden, die ſowohl hinſichtlich ihres Talentes 
wie hinſichtlich ihres Charakters zur Übernahme des Reichs⸗ 
kanzlerpoſtens berufen erſcheinen, aber doch eine eigene Über⸗ 
zeugung nicht vertreten, iſt allerdings nicht leicht. 


Ernährung Deutſchlands im Kriegsfalle. 
(15. März 1893, Morg.⸗Ausg.) 


In der Marinefrage wird die Notwendigkeit, größere Schiffe 
zu bauen, mit der Befürchtung motiviert, daß wir im Kriege 
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abjolut auf fremdes Getreide angewieſen ſeien und daß wir ver- 
hungern würden, wenn wir die geforderten Schiffe nicht bauen, 
welche als Kreuzer die feindliche Blockadeflotte von unſeren Ge⸗ 
ſtaden fern halten ſollen. Wir fürchten, daß unſere Flotte ſchon 
der franzöſiſchen allein nicht in einem Maße gewachſen ſein wird, 
um ſie an der Wegnahme amerikaniſcher Getreideſchiffe, die 
unſerer Hungersnot vorbeugen ſollen, zu hindern, und wenn 
die ruſſiſche Flotte hinzukäme, wie man ja nach dem Zwei⸗ 
frontenkriege, deſſen Notwendigkeit wir allerdings beſtreiten, an⸗ 
nehmen müßte, ſo wäre die Sicherung der auswärtigen Zufuhr 
noch zweifelhafter, ſelbſt nach Bewilligung der geforderten Schiffe. 
Aber, wie geſagt, ſchon der franzöſiſchen Flotte allein gegen⸗ 
über würden wir nicht gewiß ſein, das amerikaniſche Getreide, 
von dem wir leben ſollen, ſicher in deutſche Häfen zu bringen. 
Wenn wirklich die Bedrohung mit der Hungersnot begründet 
wäre, ſo würden wir allerdings Kartoffeln eſſen können anſtatt 
Branntwein daraus zu machen; aber Getreide ſtatt Rüben würden 
wir ſo raſch nicht bauen können, wie die Kriege heutzutage ver⸗ 
laufen. Um zu einem ſolchen Fruchtwechſel während des Krieges 
übergehen zu können, würde eine zweijährige Dauer des Krieges 
erforderlich ſein. Das braucht Graf Caprivi, da er keinen Ar 
und keinen Strohhalm beſitzt, allerdings nicht zu wiſſen, aber 
es würde uns doch beruhigen, wenn wir einen Kanzler hätten, 
der das wüßte. Wenn die Gefahr beſteht, daß die Zufuhr 
fremden Getreides uns abgeſchnitten wird, daß unſer Bundes⸗ 
genoſſe Oſterreich⸗-Ungarn uns kein Getreide liefern, und daß 
auch Rußland, mit dem wir doch nicht notwendig im Kriege zu 
leben brauchen, uns ſeinen Überſchuß vorenthalten könnte — 
wenn wir dies wirklich befürchteten, ſo würden wir es für eine 
dringende Aufgabe der Landesgeſetzgebung anſehen, den ein⸗ 
heimiſchen Getreidebau, namentlich in Brotkorn, ſo zu fördern, 
daß kein Ausfall fremder Zufuhr uns mit ernſter Beſorgnis 
bezüglich der Ernährung unſerer Bevölkerung im Kriegsfalle 
zu erfüllen brauchte. 
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Zur Landarbeiterfrage. 
(25. März 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Bei Beratung der Vorlage über die Anderung des Unter- 
ſtützungswohnſitzgeſetzes im Deutſchen Reichstage hat ſich der Ab- 
geordnete v. Schalſcha unter anderem geäußert, die Behandlung 
der Arbeiter in der Stadt ſei „viel liebloſer“, als auf dem Lande. 
Das mag richtig ſein, wiegt aber für den Arbeiter die Annehm⸗ 
lichkeit der ſtädtiſchen Vergnügungen und Bequemlichkeiten nicht 
auf. Die Arbeiter nehmen die Liebloſigkeit des ſtädtiſchen Lebens 
in Kauf, wenn ſie dafür die ſtädtiſchen Vergnügungen, Tingel⸗ 
tangel und dergleichen, und ſcheinbar höhere Löhne haben können. 
Wenn der Abgeordnete Rickert kürzlich denen, die ſich über den 
Zug der ländlichen Arbeiter in die Stadt beklagten, zurief: „Be⸗ 
handelt ſie nur beſſer!“ ſo enthält dies die Aufforderung, den 
Arbeitern auf den Dörfern Singſpielhallen mit weiblicher Be⸗ 
dienung einzurichten. Das iſt eine Unmöglichkeit; aber wenn 
man die Auswanderung der ländlichen Arbeiter in die Stadt 
nicht anderweitig, zum Beiſpiel durch Einrichtung von Einzugs⸗ 
geldern erſchweren will, ſo ſollte man wenigſtens den Unter⸗ 
ſtützungswohnſitz dahin verlegen, wo die Unterſtützungsbedürf⸗ 
tigkeit eintritt. Die Inanſpruchnahme der zufälligen Geburtsſtätte 
des ländlichen Arbeiters durch die Städte, welche die Kraft des 
Arbeiters in ihrem Intereſſe ausnutzen, iſt eine Ungerechtigkeit. 


Dreijährige Dienſtzeit. 
(31. März 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Daß Kaiſer Wilhelm J., Moltke und Roon ihr Geſchäft ver- 
ſtanden, daran hat wohl noch niemand gezweifelt und wagt auch 
heute noch niemand zu zweifeln. Dieſe Männer aber haben, 
ſo lange ſie lebten, für die dreijährige Dienſtzeit gekämpft, und 
die Leiſtungen des von Kaiſer Wilhelm J. gebildeten Heeres 
haben ſeine Sachkunde in das hellſte Licht geſtellt. Glaubt man 
nun, daß Kaiſer Wilhelm J., wenn es ihm vergönnt wäre, heute 
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wieder unter den Lebenden zu erſcheinen und die jetzige Vorlage 
zu beurteilen hätte, ſie billigen würde? Wir unſerſeits ſind 
der Anſicht, daß der alte Herr an der Auffaſſung, für die er 
ſo lange gekämpft hat und auf Grund derer er im Jahre 1862 
bereit war, lieber der Krone zu entſagen, als ſein Heer durch 
Verkürzung der Dienſtzeit zu ſchädigen, auch den Vertretern 
der jetzigen Vorlage gegenüber feſthalten würde. Aber ſeine 
Verwunderung darüber würde groß ſein, daß der heutige Kriegs⸗ 
miniſter ſeines Nachfolgers und deſſen heutiger Generalſtab eine 
Vorlage wie die jetzige eingebracht haben, und daß es im Reichs⸗ 
tage die Sozialdemokraten, die Fortſchrittler und die Zentrums⸗ 
leute ſind, die indirekt für die dreijährige Dienſtzeit eintreten, 
indem ſie das Geſetz, welches die zweijährige bringen ſoll, be⸗ 
kämpfen, allerdings aus anderen Gründen, als die der alte Kaiſer 
dagegen anführen würde. Mit Befremdung würde er anderſeits 
wahrnehmen, daß ſeine konſervativen Kampfgenoſſen, die noch vor 
wenigen Monaten an der dreijährigen Dienſtzeit feſthielten, für 
die Maſſenarmee, für die rage des nombres und für die anerkannte 
Verminderung der Qualität der Armee mit Energie eintreten. 


Zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck. 
(11. April 1893, Ab.⸗Ausg.) 


Der „Hamburgiſche Korreſpondent“ ſpricht davon, wie ſchwer 
es dem Fürſten Bismarck geworden ſei, von ſeinem Poſten zu⸗ 
rückzutreten, ſeine ganze Natur ſträube und wehre ſich gegen 
die ihm aufgedrungene Reſignation. Wir ſind entgegengeſetzter 
Anſicht und glauben, daß Fürſt Bismarck mit Dank gegen Gott 
den Augenblick begrüßt hat, wo es feſtſtand, daß er gehen konnte, 
ohne daß ihm ſelbſt für ſeinen Rücktritt eine Verantwortlichkeit 
oblag, die zu übernehmen er ſich geſcheut haben würde. Pflicht 
und Ehrgefühl hielten ihn an der Stelle feſt, an der ihn die 
wechſelnden Verhältniſſe fanden; er würde es als eine Feigheit 
betrachtet haben, wenn er ſich den weſentlich erſchwerten Auf⸗ 
gaben, die ihm entgegentraten, hätte entziehen wollen. Weit 
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entfernt, ſich zu ſträuben und gegen die aufgedrungene Reſi⸗ 
gnation zu wehren, iſt ſein Gefühl immer dasſelbe geblieben, dem 
er bei ſeiner Abreiſe aus Berlin im März 1890 Ausdruck ver⸗ 
lieh, als er beim Betreten des Coupés, das ihn nach Fried⸗ 
richsruh bringen ſollte, zu den Anweſenden ſagte: „Na, ich bin 
ſchön 'raus.“ Er würde nach ſeinem Ehrgefühl ſich dies Zeugnis 
nicht haben geben können, wenn er ſich ſelbſt die Verantwort⸗ 
lichkeit für ſein Ausſcheiden hätte zuſchreiben müſſen, wenn er 
das Gefühl gehabt hätte, daß die Schwierigkeiten der ihm be⸗ 
vorſtehenden Aufgabe ihn ſchwach gefunden hätten. Er hat mit 
dem Ausſpruche ſeine Genugtuung über die endliche Erlöſung 
von dem Gefühl äußern wollen, durch Pflicht und Ehre zum 
Ausharren in einer außerordentlich ſchwierigen, anſtrengenden 
und unerwünſchten Situation gezwungen zu ſein. 

Die Form und die Nebenumſtände, womit ſich die Entlaſſung 
vollzog, haben allerdings ihr Verletzendes gehabt, aber die Sache 
ſelbſt war in ihrem Zuſammentreffen mit dem Umſtande, daß 
der Fürſt keine Verantwortlichkeit für ſein Ausſcheiden zu tragen 
hatte, eine große Erleichterung für ihn. Das Verletzende lag 
auch mehr in der Boykottierung, die vom 18. März 1890 ab 
ihm gegenüber ſtattgefunden hat nicht bloß an allen amtlichen 
Stellen, ſondern auch ſelbſt in perſönlichen Beziehungen, die er 
zu früheren Amtsgenoſſen gehabt hat. Namentlich lag dies Ver⸗ 
letzende aber auch in dem Verhalten der parlamentariſchen Ver⸗ 
tretungen, die es nicht der Mühe wert hielten, als in einer acht⸗ 
undzwanzigjährigen Amtsführung eine durchgreifende Verände⸗ 
rung ſtattfand, dies auch nur hiſtoriſch zu erwähnen. Aber die 
Bitterkeit, die ein natürliches Ergebnis dieſer Wahrnehmungen 
war, iſt längſt verſchwunden. Der Fürſt lebt behaglich und zu- 
frieden und hat keinen anderen Wunſch, als den, daß es dem 
Deutſchen Reiche gut gehen möge. Er iſt auch nicht der „zornige 
Mann“, als den ihn die „Frankfurter Zeitung“ ihren Leſern 
vorzuführen pflegt. Er iſt vollſtändig frei von Zorn und hegt 
die Auffaſſung des alten Metternich — mit dem er ſonſt in der 
Politik wenig Sympathien hat —, der, als er zurücktrat, ſagte: 
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„Ich bin von der Bühne in eine Proſzeniumsloge gegangen und ſehe 
mir nun an, wie andere in meiner Rolle auf der Bühne agieren!“ 
Nur des Rechtes zur Kritik hat ſich der Fürſt nicht begeben. 


„Fürſt wünſcht Sabor“. 


(11. Juni 1893, Morg.⸗Ausg.) 


In einem Artikel der „Frankfurter Zeitung“ über die Lau⸗ 
heit der jetzigen Wahlbewegung wird mit Bezug auf den Fürſten 
Bismarck geſagt: 

„Der Nachfolger des Fürſten Bismarck iſt ja auch nicht untätig, er 
entwickelt eine Preßtätigkeit in Zeitungen und Broſchüren, wie ſie gleich 
umfangreich ſelbſt unter dem Fürſten Bismarck kaum geweſen iſt, aber 
er hat ſich bis jetzt wenigſtens, das muß von ſeinen Gegnern anerkannt 
werden, jener ſchlimmen Bismarckſchen Praktiken behufs Irreleitung 
und Fälſchung der öffentlichen Meinung entſchlagen, die zu der politi⸗ 
ſchen Brunnenvergiftung ſoviel beigetragen haben. Graf Caprivi hat 
noch kein „Fürſt wünſcht Sabor veranlaßt und es iſt zu vermuten, daß 
er das auch bis zum 15. Juni nicht tun werde.“ 

Mit dieſem Paſſus ſcheint der Patron der „Frankfurter 
Zeitung“, Herr Sonnemann, die Niederlage entſchuldigen zu 
wollen, die er bei der vorletzten Wahl gegen den ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Gegenkandidaten Sabor erlitten hat. Wir bedauern, daß 
ein Blatt, welches in Handelskreiſen ſo viel Kredit genießt, ſich 
zur Verbreitung ſo wahrheitswidriger Angaben mißbrauchen 
läßt, wie die, daß Fürſt Bismarck auf Anfrage Herrn Sabor 
empfohlen habe. Die Sache, um die es ſich handelt, iſt ja ſonſt 
ganz gleichgültig, aber jedenfalls iſt die Behauptung der „Frank⸗ 
furter Zeitung“ eine Lüge. 


Wiederholte Auflöſung. 


(19. Juni 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ polemiſiert gegen 
die Zuläſſigkeit wiederholter Auflöſungen des Reichstages. Wir 
ſind ſo wenig wie die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ darüber 
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im Zweifel, daß ein ausdrückliches Verbot einer fortdauernden 
Serie von Auflöſungen des Parlamentes in der Reichsverfaſſung 
ſo wenig wie in der preußiſchen enthalten iſt. Wenn die ver⸗ 
bündeten Regierungen nach etwaiger Ablehnung einer neuen 
Militärvorlage den Reichstag nochmals, und wenn das nicht 
hilft, wiederum auflöſen, ſo erinnert dies Rezept etwas an die 
Moliereſche Komödie, wo der Kandidat, von dem Arztekollegium 
befragt, was er im vorliegenden Falle mit dem Kranken tun 
würde, antwortet: saignare, purgare etc., et si non sufficit, 
iterum saignare, purgare und zum dritten Male resaignare, 
repurgare, worauf die Molièreſche Fakultät antwortet: dignus 
es, intrare in nostro docto corpore. 

Die Berechtigung der verbündeten Regierungen zur Wieder⸗ 
holung ihres Heilmittels der Auflöſung iſt im formalen Sinne 
unanfechtbar. Um zu ermitteln, ob die Anwendung für das 
kranke Reich therapeutiſch ſich empfiehlt, muß man ſich die Wir⸗ 
kung klar machen, und wenn die verbündeten Regierungen nach 
dem Grundſatze, daß Probieren über Studieren geht, handeln 
wollen, ſo werden ſie dieſe Klarheit bald genug gewinnen. Wir 
glauben, daß der erſte Effekt einer Wiederholung der Auflöſung 
ſich an der Börſe kenntlich machen würde; die auf dem Reichs⸗ 
kredit baſierten Papiere würden, wie wir vermuten, einen Kurs⸗ 
rückgang und mit jeder ferneren Auflöſung einen verſtärkten 
erleiden. Dieſer Rückgang würde ein Symptom des ver⸗ 
minderten Glaubens an die Feſtigkeit unſerer Reichsinſtitutionen 
und an die Einſicht der leitenden Perſonen in die Natur der 
ihnen geſtellten Aufgaben ſein. Würde ſich aber dieſe Ab⸗ 
ſchwächung des Vertrauens zu den beſtehenden Einrichtungen 
auf die Börſe beſchränken? Was würde die Wirkung eines Auf- 
löſungskampfes, von den verbündeten Regierungen gegen die 
Wählermaſſen ins Werk geſetzt, auf politiſchem Gebiete im In⸗ 
und Auslande ſein? Würde die Autorität des Reichs, der Glaube 
an den Beſtand und die Feſtigkeit ſeines Zuſammenhanges ge— 
ſteigert werden? Dieſe Fragen würden für die Dauer doch einen 
ſehr ernſthaften Charakter annehmen und wir überlaſſen ihre 
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Beantwortung jedem an der deutſchen Politik beteiligten Staats⸗ 
manne. 

Wenn es ſelbſt bei raſch aufeinander folgenden Auflöſungen 
mit den kürzeſten Wahlterminen nicht gelingen ſollte, ein be⸗ 
friedigendes Ergebnis vor Ablauf des gültigen Budgetgeſetzes 
zu erreichen, ſo komplizierte ſich die Sache nach mehreren Seiten 
hin. Zunächſt gegenüber den einzelnen Bundesregierungen, von 
denen Zahlungen zur Erfüllung des Reichsbedarfs verlangt 
würden, zu denen ſie der Zuſtimmung ihrer Landesvertretungen 
benötigten. Es widerſtrebt uns, die ſich hieran knüpfenden Mög⸗ 
lichkeiten in ihre äußerſten Konſequenzen hinein zu entwickeln. 
Der Fall würde keine Analogie des preußiſchen Konfliktes aus 
den ſechziger Jahren bieten; eine nicht ganz zutreffende Analogie 
würde erſt eintreten, wenn der Reichstag ein dem anderen ge⸗ 
ſetzgebenden Körper, dem Bundesrate unannehmbares Budget 
lieferte. In Preußen floſſen im analogen Falle die Landes⸗ 
ſteuern geſetzmäßig weiter in die Staatskaſſe, das Miniſterium 
verwandte ſie ex bono et aequo den früheren Bewilligungen 
entſprechend und enthielt ſich neuer Ausgaben und neuer Ein⸗ 
richtungen; es regierte vier Jahre hindurch ohne landtägliche Mit⸗ 
wirkung. Wenn der Bundesrat die entſprechende Aufgabe in der 
Reichspolitik übernehmen wollte, ſo würde er damit ziemlich genau 
die Kompetenz des alten Frankfurter Bundestages auf ſich nehmen, 
eine Inſtitution aus der Vergangenheit, deren Schäden haupt⸗ 
ſächlich durch die parlamentariſche Mitwirkung der Volksvertretung 
zu paralyſieren bei Herſtellung der beſtehenden Reichsverfaſſung 
die Abſicht war. 

Wir glauben nicht, daß eine Entwicklung in dieſer Richtung 
in der Abſicht der verbündeten Regierungen liegen kann und es 
läßt ſich mit vollem Rechte behaupten, daß ſie, wenn ſie ſtatt⸗ 
fände, dem Geiſte der Verfaſſung widerſprechen würde. Die 
Verfaſſung enthält auch für den Reichstag kein Verbot einer 
dauernden Verſagung ſeiner Mitwirkung, wenn ſeine Majorität 
die Abſicht hätte, auf dieſem Wege irgendwelche Veränderung 
der Geſetzgebung, der Verfaſſung, oder im amtlichen Perſonal⸗ 
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beſtande des Reichs zu erzwingen; nichtsdeſtoweniger würde der 
Reichstag, wie wir hoffen, ſein Anſehen im Lande verlieren, 
wenn er bei Ausübung ſeines Bewilligungsrechts Ziele der Art 
ins Auge faſſen und dauernd verfolgen wollte. Er würde die 
Haltbarkeit des verfaſſungsmäßigen Rechtsbodens damit auf eine 
harte Probe ſtellen, obſchon man ihm keinen Verfaſſungsartikel 
entgegenhalten könnte, der ſein Verhalten als formalen Ver⸗ 
faſſungsbruch qualifizierte. Der Reichstag würde aber gegen den 
Geiſt der Verfaſſung handeln, welcher neben dem Buchſtaben 
derſelben doch auch nicht ganz bedeutungslos iſt, und vergeſſen, 
daß das verfaſſungmäßige Leben ſich aus einer Reihe von Kom⸗ 
promiſſen zuſammenſetzt, daß die geſetzgebenden Faktoren nicht aus⸗ 
drücklich, aber durch die Natur des Verfaſſungslebens darauf an⸗ 
gewieſen ſind, ihre gegenſeitige Zuſtimmung als Gleichberechtigte 
nicht zu erzwingen, ſondern durch Kompromiſſe zu erſtreben, und 
daß Entwürfe, für die auf dieſem gütlichen Wege eine Überein⸗ 
ſtimmung nicht zu gewinnen iſt, abzuändern oder zu vertagen ſind. 


| Samoa. 
(21. Juli 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Voſſiſche Zeitung“ ſchreibt über den Grafen Herbert 
Bismarck: 


„Wenn der Satz, daß wir uns mit Samoa im Kriegszuſtande be⸗ 
finden‘, wenn die unglückliche Expedition auf Samoa, bei der eine Anzahl 
braver Marineſoldaten ihr Leben ohne Nutzen für das Reich gelaſſen 
haben, auf ſeine Rechnung kommen, ſo würde das Urteil über ihn un⸗ 
günſtig beeinflußt ſein.“ 


Es iſt eine Verdrehung der Tatſachen, wenn man an dem 
Unglück in Samoa, ſoweit es überhaupt vom menſchlichen Ver⸗ 
halten und nicht von vis major herrührt, die Schuld in Berlin 
ſuchen wollte und insbeſondere im Auswärtigen Amte. Wir 
ſind mit den damaligen Vorgängen vertraut genug, um zu wiſſen, 
daß der Verluſt „einer Anzahl braver Marineſoldaten“ nicht 
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ſondern lediglich das Ergebnis von Vorkommniſſen an Ort und 
Stelle. Wenn das Konſulat ſich innerhalb ſeiner völkerrecht⸗ 
lichen Befugnis gehalten hätte, ſo wäre Anlaß zu den damaligen 
bedauerlichen Ereigniſſen vorausſichtlich nicht gegeben worden, 
und wenn das Eingreifen der Marine ſo rechtzeitig ſtattgefunden 
hätte, wie es möglich war, wenn das Schiffskommando die von ihm 
entſandten Streitkräfte und deren Schickſal keinen Moment aus 
dem Auge verloren hätte, ſo hätte unſer Verluſt die betrübende 
Höhe nicht erreicht. Sobald die erſten Schüſſe unſerer Marine 
den ausgeſchifften Soldaten zu Hilfe kamen, war der Kampf 
entſchieden und beendet, und dieſe Unterſtützung hätte früher 
eintreten können, wenn das Kommando der Operation unſerer 
Streitkräfte von dem Augenblick an, wo ſie von Bord gingen, 
mit ſeinen Beobachtungen gefolgt wäre, ſoweit die Lokalität es 
zuließ, um zu ſehen, was aus den Mannſchaften wurde. 

Die in Samoa an Ort und Stelle geſchehenen Irrungen, 
bei monatelanger Entfernung, dem damaligen Unterſtaatsſekretär 
in Berlin zur Laſt zu legen, iſt eine Ungerechtigkeit, welche ihre 
Entſchuldigung in der Unbekanntſchaft mit den amtlichen Vor⸗ 
gängen nicht ausreichend findet; man muß das Übelwollen des 
Parteihaſſes zu Hilfe rufen, um ſie zu erklären. 


Angebliche Abdankungsabſichten Kaiſer Wilhelms 1. 
im Jahr 1878. 
(23. Okt. 1893, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Frankfurter Zeitung“ bringt einen Artikel aus der 
„Zürcher Poſt“, nach welchem Kaiſer Wilhelm I. nach dem 
Nobilingſchen Attentate lebhaft gewünſcht haben ſoll, die Re⸗ 
gierungsbürde auf ſeinen Sohn zu übertragen, und es ſchwer 
gehalten hätte, ihn von dieſem Entſchluſſe abzubringen. Dieſe 
Angabe iſt vollſtändig erfunden und zwar im Gegenſatz zu der 
geſchichtlichen Wahrheit. Kaiſer Wilhelm hat niemals energiſcher, 
ſoweit es ſeine Verwundung erlaubte, den Wunſch weiter zu 
regieren kundgegeben als damals. Wie friſch er ſich auch körper⸗ 
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lich gerade nach dem Attentate fühlte, geht unter anderem daraus 
hervor, daß er über den „Aderlaß“ ſcherzte und ſagte, Nobiling 
habe beſſer als ſeine Arzte gewußt, welches Mittel zur Her⸗ 
ſtellung ſeiner, des Kaiſers, Geſundheit indiziert geweſen ſei. Es 
iſt daher eine willkürliche Erfindung des demokratiſchen Blattes, 
daß das preußiſche Staatsminiſterium oder Fürſt Bismarck in 
die Lage gekommen wäre, den Kaiſer um Ausharren in ſeiner 
Stellung zu bitten, ihn „einmütig zu erſuchen, das deutſche Volk 
nicht des Herrſchers zu berauben“. Es iſt ſchwer, dieſe Behaup⸗ 
tung einem freiwilligen Irrtum zuzuſchreiben. Es handelte ſich 
nur darum, die Abneigung des damaligen Kronprinzen gegen die 
Anordnungen ſeines Vaters über die proviſoriſche Stellvertretung 
zu überwinden, was ohne Schwierigkeit der Fall war. Damit fällt 
die tendenziöſe Erfindung über das angebliche Wort des Fürſten 
Bismarck: „Ich brauche ihn noch“, und von der angeblichen Ver⸗ 
ſtimmung des regierenden Kaiſers über eine ſolche Außerung. 


Zur Reichsſteuerreform. 
(26. Okt. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Durch die Annahme der Militärvorlage hat ſich der Reichs⸗ 
tag in die Zwangslage gebracht, einige fünfzig Millionen für 
die Koſten derſelben bewilligen zu müſſen. Nicht minder zweifellos 
iſt ſeine Verpflichtung, Deckung für den Ausfall von über vierzig 
Millionen zu beſchaffen, der den Einnahmen des Reiches aus 
den Handelsverträgen entſtanden iſt. Rechnet man noch die 
Quote für die Amortiſierung der Reichsſchuld und die wachſenden 
Leiſtungen für die Arbeiterverſicherung hinzu, ſo erſcheint die 
Angabe, daß zur Durchführung der Reichsſteuerreform die Auf⸗ 
bringung von mindeſtens hundertzehn Millionen Mark pro Jahr 
erforderlich ſei, eher noch zu niedrig als zu hoch gegriffen. Dieſe 
Summe muß der Reichstag auf dem Wege der Bewilligung 
von neuen Reichsſteuern beſchaffen, weil das mechaniſche Hilfs— 
mittel der Erhöhung der Matrikularbeiträge nach übereinftim- 
mender Anſicht aller Beteiligten dem fortwährenden Mehrbedarf 
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des Reiches gegenüber ohne die nachteiligſten Wirkungen auf 
die Finanzen der Einzelſtaaten nicht länger mehr in Anwendung 
zu bringen iſt. Das Reich muß nach dem Grundſatze, daß wer 
die Ausgaben macht, auch für die Deckung zu ſorgen hat, auf 
eigene Füße geſtellt werden, ſchon wegen der notwendigen Selbſt⸗ 
beſchränkung in den eigenen Ausgaben und um die Einzelſtaaten 
vor dem Schickſale einer allmählichen finanziellen Ausſaugung 
durch das Reich ſicher zu ſtellen. 

Die Notwendigkeit der Beſchaffung der fehlenden hundert 
Millionen auf dem Wege der indirekten Steuern iſt um ſo 
weniger zu beſtreiten, als eine direkte Reichseinkommenſteuer 
aus ſchon öfters dargelegten Gründen unter den gegenwärtigen 
Verhältniſſen nicht eingerichtet werden kann. Irgendwelche Be⸗ 
ſteuerungsobjekte müſſen alſo „bluten“; irgendwoher muß das 
Geld genommen werden. Es iſt ſehr natürlich, daß die Inter⸗ 
eſſentenkreiſe, die ſich bedroht fühlen, ihre Stimmen gegen die 
Steuerpläne erheben, um ihr Zuſtandekommen zu hindern und 
die Steuerlaſt von ſich auf andere Schultern abzuwälzen. So 
berechtigt ſolche Abwehrverſuche ſind, ſo kann ſich das Reich 
durch ſie in ſeinen Plänen nicht behindern laſſen; wenn es ſich 
abſchrecken ließe und andere Beſteuerungsobjekte ins Auge faſſen 
wollte, ſo könnte der Effekt nur darin beſtehen, daß der Lärm 
an anderer Stelle in verſtärktem Maße losbräche, weil die neu 
Bedrohten glauben würden, auch ſich auf dieſe Weiſe der Be⸗ 
ſteuerung entziehen zu können. Wenn die Regierung ſich durch 
ſolche Proteſte irre machen laſſen wollte, würde ſie ſchließlich 
zu gar keinem Ergebnis gelangen. Es kann ſich für die Re⸗ 
gierung und den Reichstag daher nur darum handeln, bei Aus⸗ 
wahl der neuen Steuern ſo zu verfahren, daß davon ſolche 
Objekte betroffen werden, welche die Abgabe relativ noch am 
beſten ertragen können und deren Konſumverhältniſſe derart 
ſind, daß die Auflegung einer neuen Steuer ihren Verbrauch 
nicht in einem Maße reduzierte, welches den erwarteten Steuer⸗ 
ertrag weſentlich herabſetzte. 

Bisher iſt die Wahl der verbündeten Regierungen auf die 
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Beſteuerung der Börſe, der Tabaksfabrikate und des Weines 
gefallen. Da die betreffenden Entwürfe noch nicht in feſten Um⸗ 
riſſen vorliegen, läßt ſich kein fundiertes Urteil darüber gewinnen, 
ob ihre Erträge hinreichen würden, den Mehrbedarf von über 
hundert Millionen zu decken. Was die Weinſteuer betrifft, ſo 
wiſſen wir nicht, wieviel die paar feinen Sorten, die unter die 
Reichsſteuer fallen ſollen, an Steuer bringen würden; es wachſen 
von ihnen verhältnismäßig nur wenige und wenn ein Unter⸗ 
ſchied, eine Klaſſifikation gemacht wird, ſo geht die ganze Ein⸗ 
nahme vorausſichtlich mit den Koſten für vermehrte Steuer⸗ 
apparate darauf. Ebenſo werden, wie wir ſchon neulich hervor⸗ 
gehoben haben, die vorausſichtlichen Erträge der Börſenſteuer 
überſchätzt; die Börſenleute dürften jederzeit Mittel und Wege 
finden, ſich der Steuer ganz oder doch zum Teile zu entziehen. 

Unſeres Erachtens ſind Bier, Tabak und (wenn er nicht ſchon 
ſo hoch beſteuert wäre) Branntwein ſtets die Primoloziſten, wenn 
ertragreiche Steuern in Frage kommen. Wir können es der 
wichtigen Aufgabe gegenüber, die jetzt mit der Reichsſteuer⸗ 
reform gelöſt werden ſoll, nur beklagen, daß ſo wenig Ausſicht 
für Tabak⸗ und Branntweinmonopol, reſpektive für Einführung 
der bayeriſchen Bierſteuer im ganzen Reiche vorhanden iſt. In 
Bayern wird ein gutes und wohlfeiles Bier gebraut und die 
Steuer dafür wirft dem Staate einen hohen Ertrag ab, wäh⸗ 
rend es im Norden umgekehrt iſt. Auf Grund der bayeriſchen 
Ergebniſſe halten wir das Bier für ein Objekt, das für eine 
höhere Steuer als die jetzige wohl geeignet iſt und ſind der An⸗ 
ſicht, daß wenn Börſe, Wein und ſo weiter nicht genug Er⸗ 
trägniſſe bringen, man kaum umhin können wird, auf den 
abgelehnten Gedanken der Einrichtung der Bierſteuer nach baye- 
riſchem Muſter zurückzugreifen. Wir behalten uns vor, an der 
Hand der bayeriſchen Einrichtungen und Ergebniſſe gelegentlich 
auf die Einrichtung einer Reichsbierſteuer zurückzukommen. An 
einem hohen Ertrage derſelben iſt ſelbſt bei geringer Erhöhung 
nicht zu zweifeln, da jetzt das Bier nur vier Prozent ſeines 
Wertes an Steuer trägt, der Bierkonſum im Reiche aber ein 
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außerordentlicher iſt. Der Umstand, daß in Bayern, Württem⸗ 
berg, Baden und Elſaß⸗Lothringen die Bierſteuer als Landes⸗ 
ſteuer erhoben wird, und daß es bis jetzt nicht gelungen iſt, eine 
Übereinſtimmung mit der Brauſteuergemeinſchaft des übrigen 
Reiches herzuſtellen, iſt mehr ein Grund für als gegen die Er⸗ 
höhung und Umgeſtaltung der Bierſteuer. 


Die Beziehungen zu Rußland im alten und neuen Kurſe. 
(22. Nov. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Die Beziehungen des Deutſchen Reiches zu Rußland ſind 
für erſteres nächſt denen zu den engeren Verbündeten, Ofter- 
reich und Italien, die wichtigſten, erſtens wegen der Größe der 
ruſſiſchen Macht und der Beſchaffenheit unſerer Grenzen, zweitens 
weil ſie im höheren Maße als die Beziehungen zu Frankreich 
und England der Einwirkung einer geſchickten diplomatiſchen Be⸗ 
handlung zugänglich bleiben und es ſtets geweſen ſind. In 
Frankreich wird die geſchickteſte Diplomatie gegen die herrſchende 
Volksſtimmung nichts ausrichten und in England nichts Dauerndes. 
Bei dieſer Wichtigkeit unſeres Verhältniſſes zu Rußland iſt es 
erklärlich, daß die Frage, wer die Wandlung unſerer Beziehungen 
zu Rußland herbeigeführt hat, in der Publiziſtik lebhaft erörtert 
wird. Daß eine Wandlung ſtattgefunden hat in der Zeit ſeit 
der Entrevue von Skierniewize bis zu dem Flottenbeſuche in 
Toulon, ſpringt in die Augen; aber wer die Schuld daran trägt, 
das iſt die Frage. 

Wenn die Diplomatie des alten Kurſes für unſere heutigen 
Beziehungen zu Rußland die Verantwortung zu tragen hätte, 
ſo könnte dies doch nur als Ergebnis des Berliner Kongreſſes 
und des öſterreichiſchen Defenſivbündniſſes von 1879 angeſehen 
werden. Daß Kaiſer Alexander II. zu ſeiner Zeit verſtimmt 
darüber war daß die Freundſchaft Deutſchlands für Rußland 
zu „platoniſch“ ſei und ſich zu wenig praktiſch betätige, iſt be⸗ 
kannt. Dieſe Verſtimmung hat zu den bedrohlichen Auslaſſungen 
geführt, welche bei uns das Bedürfnis erzeugten das bis dahin 
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gleich gute Verhältnis zu Oſterreich zu einem intimeren zu ge- 
ſtalten. Dieſe weſentlich unter dem Einfluſſe des Fürſten Gort⸗ 
ſchakow erwachſene Verſtimmung hat ſich aber auf den Kaiſer 
Alexander III. nicht vererbt. Sein erſter Beſuch in Danzig am 
9. September 1881 legte den Grund zur Herſtellung vertrauens⸗ 
voller Beziehungen, die ſich demnächſt durch ununterbrochenen 
perſönlichen Verkehr der beiderſeitigen Miniſter und Monarchen 
intimer entwickelten. Der Beſuch in Danzig fand zwei Jahre 
nach dem Abſchluſſe des öſterreichiſchen Bündniſſes ſtatt und in 
voller Kenntnis des Inhaltes dieſes Bündniſſes. Ihm folgte 
im Jahre 1882 am 18. und 19. November der Beſuch des die 
ruſſiſche Politik leitenden Miniſters v. Giers in Varzin und dieſer 
Beſuch bei dem deutſchen Kanzler wiederholte ſich am 14. und 
15. November 1883 in Friedrichsruh. Im September 1884 
fand die Zuſammenkunft der Monarchen und ihrer Miniſter in 
Skierniewize ſtatt, wo unter allen Anweſenden volles und herz⸗ 
tiches Einverſtändnis herrſchte. Im Anfang Oktober 1885 be- 
ſuchte der ruſſiſche Miniſter den deutſchen Kanzler wiederum in 
Friedrichsruh. Im Auguſt 1886 verkehrten beide Miniſter in 
voller Intimität in Franzensbad und am 3. September des⸗ 
ſelben Jahres war Herr v. Giers wiederum in der Wilhelm⸗ 
ſtraße in Berlin beim Reichskanzler zu Beſuch. Daß die ver⸗ 
trauensvollen Beziehungen, welche dieſem perſönlichen Verkehre 
zugrunde lagen, bis zum November 1889 andauerten, bezeugen 
die beiden Beſuche Kaiſer Alexanders III. — der eine mit, der 
andere ohne Gemahlin — in Berlin und die rückhaltloſe Kund⸗ 
gebung des Vertrauens, welches der ruſſiſche Monarch in die 
deutſche Politik zu ſetzen erklärte, ſolange Fürſt Bismarck die⸗ 
ſelbe leite. 

Wenn verſchiedene Zeitungen neuerdings ſich auf die Rede 
des Fürſten Bismarck vom 6. Februar 1888 berufen, um aus 
ihr den Schluß zu ziehen, daß unſere Beziehungen zu Rußland 
ſchon damals nicht beſſer geweſen ſeien als heute, ſo iſt das doch 
eine in der Luft ſchwebende Behauptung. Die Blätter führen 
dafür das Schlagwort an: „Wir laufen niemandem nach!“ Ja, 
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liegt es denn in der Politik einer unabhängigen Großmacht, 
jemals irgend jemandem nachzulaufen? Haben die Offiziöſen 
des neuen Kurſes vielleicht das Gefühl, daß wir heute anderen 
Mächten nachlaufen? Wir würden bedauern, wenn dies der 
Fall wäre, und halten die Annahme, daß dem ſo ſei, doch für 
eine mißverſtändliche Folgerung aus unüberlegten Außerungen 
berufener Vertreter des neuen Kurſes. Unter dem alten Kurs 
iſt die deutſche Politik niemandem nachgelaufen, weder den Ruſſen 
noch unſeren intimeren Verbündeten, noch irgendeiner der her⸗ 
kömmlich oppoſitionellen Parteien im Parlamente; deshalb aber 
waren wir mit Rußland in keinen ſchlechteren Beziehungen als 
mit England, dem wir auch nicht nachliefen. 

Wenn die Beziehungen zwiſchen uns und Rußland ſich in⸗ 
zwiſchen weniger intim und vertrauensvoll geſtaltet haben ſollten, 
als ſie bis zur Anderung des Kurſes waren, ſo kann dieſer 
Wechſel auf mannigfachen Urſachen beruhen, die ſich heute noch 
der öffentlichen Beurteilung entziehen; aber einige gibt es doch, 
die ſchon jetzt publici juris ſind. Das ſind unſere Handels⸗ 
verträge und unſere heutige polniſche Politik. Bei Abſchluß der 
Handelsverträge war vorauszuſehen, daß vermöge derſelben 
und vermöge der Meiſtbegünſtigungsverträge Rußland ſo gut 
wie allein als nichtbegünſtigt übrig bleiben würde. Der Ent⸗ 
ſchluß, in Deutſchland alle fremden Staaten günſtiger zu ſtellen 
als nur Rußland, konnte nicht als Beweis diesſeitigen Wohl⸗ 
wollens aufgefaßt werden. Wenn in Rußland ein Ukas er⸗ 
ſchienen wäre, wonach allen anderen fremden Staaten mit 
alleinigem Ausſchluß des Deutſchen Reiches erhebliche Zollvor⸗ 
teile bewilligt würden, ſo ſteht es doch außer Zweifel, daß ein 
ſolches Vorgehen Rußlands bei uns den Eindruck einer abſicht⸗ 
lichen Feindſeligkeit machen würde. Das Gegenargument, daß 
unſere Unterhändler ſich beim Abſchluß der Handelsverträge nicht 
klar gemacht hätten, wie weit die Wirkung derſelben vermöge 
der beſtehenden Meiſtbegünſtigungsverträge ſich erſtrecke, wird 
in Rußland keinen Glauben finden. Man wird dort annehmen, 
daß die Herren an der Spitze der deutſchen Wirtſchaftspolitik 
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zu umſichtig und zu wohl informiert waren, um ſich dieſe Folge 
nicht ebenſogut klar zu machen, als wenn der alleinige Ausſchluß 
Rußlands in den Verträgen geſtanden hätte. Hätte man die 
Handelsverträge von 1891 nicht abgeſchloſſen, ſo iſt anzunehmen, 
daß die feindſeligen Schritte, die Rußland in ſeiner Zollgeſetz⸗ 
gebung demnächſt tat, unterblieben wären und wir mit ihm wirt⸗ 
ſchaftlich heute im status quo ante lebten. Der heutige Zoll⸗ 
kampf iſt nichts als eine logiſche Folge unſerer Handelsverträge, 
eine Folge, die ſachkundige Geſchäftsleute vorausſehen mußten 
und wirklich vorausgeſehen haben. 

Ein weiteres Mißtrauen gegen die Abſichten Deutſchlands 
in betreff Rußlands mußten, wie geſagt, die verſchiedenen Er⸗ 
ſcheinungen auf dem Gebiete unſerer polniſchen Politik hervor⸗ 
rufen, die mit der des alten Kurſes im direkteſten Widerſpruch 
ſteht. Es lag in der Politik des Grafen Taaffe, momentane 
parlamentariſche Erfolge mit Konzeſſionen an nationale und poli⸗ 
tiſche Parteien zu erkaufen. Unſer Ideal auf dem Gebiete der 
inneren Politik einer europäiſchen Großmacht iſt Graf Taaffe 
nie geweſen und nur der Wille ſeines Monarchen hat ihm die 
Möglichkeit einer ſo langen Dauer ſeiner Wirtſchaft auf Koſten 
des Kapitals der Monarchie gewährt. Graf Taaffe iſt jetzt 
vakant, aber wir hoffen, daß er anderweitige Verwendung nicht 
finden werde. 

Wir haben in dieſem Artikel nur nachweiſen wollen, daß die 
offiziöſen Blätter ſich irren, wenn fie annehmen, daß 1879 die 
Drähte zwiſchen Berlin und St. Petersburg vom Fürſten Bis⸗ 
marck ſchroff durchſchnitten worden ſeien; ſie wurden es damals 
nicht und haben ſich unter der Regierung Kaiſer Alexanders III. 
bis 1890 vollkommen haltbar und zuverläßlich erwieſen. Die 
Situation, welche der alte Kurs zwiſchen Deutſchland und Ruß⸗ 
land hinterließ, war nach der Richtung des gegenſeitigen Ver— 
trauens und Wohlwollens ebenſo entwicklungsfähig wie die in 
bezug auf England beſtehende Situation, und ſie war es in 
höherem Maße, da in Rußland nicht wie in England jeder Kabinetts⸗ 
wechſel die Geſamtpolitik des Landes in Frage ſtellen kann. 
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Zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck. 
(24. Nov. 1893, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Kölniſche Zeitung“ bringt über das Geſchichtswerk von 
Hans Blum folgenden Artikel: 


„Das neueſte Geſchichtswerk von Dr. Hans Blum über Das Deutſche 
Reich zur Zeit Bismarcks“ gibt von neuem einen Beweis dafür, wie 
raſch ſich ſelbſt in der modernen Zeit einer weitgreifenden Öffentlichkeit 
eine Legendenbildung vollzieht. Das zeigt ſich aufs deutlichſte bei der 
Darſtellung, die Hans Blum über die Geſchichte des Rücktritts des 
Fürſten Bismarck gibt. Selbſt ſeine Mitteilungen über die tatſächlichen 
Hergänge ſind zum Teil falſch. So berichtet er zum Beiſpiel: Am 
frühen Morgen des 17. März habe der Kaiſer den General v. Hahnke zu 
Bismarck mit dem Auftrage geſandt, der Kaiſer erwarte das Entlaſſungs⸗ 
geſuch des Fürſten.. Nun weiß jeder, der fi) um die Geſchichte jener 
Zeit bekümmert hat, daß an jenem Morgen nicht General v. Hahnke, ſon⸗ 
dern der Chef des Zivilkabinetts Wirklicher Geheimer Rat Dr. v. Lucanus 
im Auftrage des Kaiſers beim Fürſten war, und ſein Auftrag ging nicht 
daraufhin, die Entlaſſung des Fürſten zu betreiben, ſondern ihn zu einem 
Entwurf zur Aufhebung der damals neu ausgegrabenen Kabinettsorder 
Friedrich Wilhelms IV. vom 8. September 1852 zu veranlaſſen. Ebenſo ver⸗ 
gißt Dr. Blum die wichtige Sitzung des Staatsminiſterums zu erwähnen, 
die im Reichskanzlerpalais in den Nachmittagsſtunden von drei bis 
fünf Uhr am 17. März ſtattfand, in der Fürſt Bismarck ſeinen endgültigen 
Entſchluß mitteilte und begründete, von allen ſeinen Amtern zurückzu⸗ 
treten. Erſt nach dieſer Sitzung erhielt der Kaiſer von dieſem Schritte 
des Fürſten Kenntnis und erſt dann traf er ſeinerſeits diejenigen Maß⸗ 
regeln, die ſich für ihn aus dieſem Entſchluß des Reichskanzlers ergaben.“ 


Dieſer Artikel des offiziöſen Blattes enthält eine Reihe von 
Irrtümern und keine einzige richtige Angabe. Das Werk des 
Dr. Hans Blum entſpricht inſoweit den Tatſachen, daß am 
17. März früh nicht, wie die „Kölniſche Zeitung“ meint, der 
Geheimrat v. Lucanus, ſondern in der Tat der General v. Hahnke 
zum Fürſten Bismarck kam, um letzterem in Anknüpfung an 
eine Beſprechung vom Tage zuvor mitzuteilen, daß Seine Majeſtät 
der Kaiſer das Entlaſſungsgeſuch des Kanzlers erwarte, und 
denſelben zu dieſem Behufe um zwei Uhr desſelben Tages zu 
empfangen bereit ſei. Der Fürſt erklärte, nach ſeinem augen⸗ 
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blicklichen Geſundheitszuſtande nicht ausgehen zu können und um 
Friſt zur ſchriftlichen Eingabe bitten zu müſſen. 

Hierdurch berichtigt ſich der erſte Irrtum des Artikels der 
„Kölniſchen Zeitung“. Infolge dieſer durch den General v. Hahnke 
erhaltenen allerhöchſten Eröffnung berief Fürſt Bismarck die 
Staatsminiſterialſitzung, deren die „Kölniſche Zeitung“ gedenkt, 
auf drei Uhr nachmittags, um ſeinen Kollegen die Mitteilungen 
zu machen, welche durch die Situation geboten waren. 

Einige Stunden nach dieſer Sitzung, am Abend des Tages, 
erſchien erſt der Kabinettsrat v. Lucanus im Reichskanzlerpalais, 
nicht, wie die „Kölniſche Zeitung“ in weiterem Irrtum angibt, 
um den Fürſten zu einem Entwurfe der Aufhebung der Kabinetts⸗ 
order vom 8. September 1852 zu veranlaſſen, ſondern aus⸗ 
ſchließlich mit einem Exzitatorium wegen des Abſchiedsgeſuchs 
des Fürſten, und mit dem Ausdrucke der Verwunderung, daß 
dasſelbe noch nicht eingegangen ſei. 

Der dritte Irrtum der „Kölniſchen Zeitung“ liegt in der 
Annahme, daß die Initiative zum Ausſcheiden des Kanzlers 
aus dem Dienſte vom letzteren ausgegangen ſei, und der Kaiſer 
erſt durch Mitteilungen, welche Seiner Majeſtät über die Mini⸗ 
ſterialſitzung geworden wären, Kenntnis von der Situation er⸗ 
halten habe, welche durch die dem Kanzler durch General v. Hahnke 
im Namen des Kaiſers gemachten Eröffnungen geſchaffen war. 


Nochmals: Anſer Verhältnis zu Rußland im alten 
und neuen Kurſe. 
(2. Dez. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben in unſerer Morgenausgabe vom 22. November 
die Beziehungen Deutſchlands zu Rußland unter dem alten und 
dem neuen Kurſe beſprochen und die Frage erörtert, wen die 
Schuld an der Verſchlechterung treffe, die ſich in unſeren Be⸗ 
ziehungen zu Rußland in den letzten Jahren vollzogen habe. 
Die engliſchen und die öſterreichiſchen Blätter haben unſere Aus⸗ 
führungen reproduziert, im Gegenſatz zu den Berliner Organen, 
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die fie totſchweigen und nach dem Vorgange der „Münchener 
Neueſten Nachrichten“ unentwegt fortfahren, unſer heutiges Ver⸗ 
hältnis zu Rußland auf den Berliner Kongreß und das öſter⸗ 
reichiſche Bündnis zurückzuführen. Das genannte Münchener 
Blatt behauptet, vom Berliner Kongreß bis zum Rücktritt des 
Fürſten Bismarck ſei keine Periode nachzuweiſen, wo dies Ver⸗ 
hältnis weſentlich beſſer als in den Jahren 1878/79 geweſen 
ſei. Die „Münchener Neueſten Nachrichten“ ignorieren alſo die 
Anderung, die in Rußland mit dem Thronwechſel im Jahre 
1881 eintrat, ſie ignorieren das Verhalten Kaiſers Alexander III. 
bei der Entrevue von Danzig 1881 und Skierniewize 1884, die 
vertraulichen Beſuche des ruſſiſchen Miniſters v. Giers beim 
Fürſten Bismarck in Varzin 1882, in Friedrichsruh 1883 und 
1885, in Franzensbad und Berlin 1886 und endlich die im 
November 1889 bei Gelegenheit der damaligen Anweſenheit des 
Zaren in Berlin erfolgte Bekundung des Vertrauens, welches 
Alexander III. in die deutſche Politik zu ſetzen erklärte, ſolange 
Fürſt Bismarck dieſelbe leite. Wir können den „Münchener 
Neueſten Nachrichten“ nur empfehlen, unſeren Artikel vom 
22. v. Mts. mit Aufmerkſamkeit zu leſen und die darin an⸗ 
geführten Tatſachen zu erwägen. 

Aus den bekannten Gründen war in den letzten Jahren 
Kaiſer Alexanders II. und des Fürſten Gortſchakoff eine Ver⸗ 
ſtimmung zwar nicht zwiſchen den beiden Monarchen von Deutſch⸗ 
land und Rußland, aber doch zwiſchen den Kabinetten vorhanden; 
wir ſagen Verſtimmung, heute iſt es Mißtrauen auf ruſſiſcher 
Seite. Die damalige Verſtimmung hat ſich aber auf Kaiſer 
Alexander III. nicht vererbt; er iſt jederzeit friedliebend ge⸗ 
blieben und hat bis 1890 auch kein Mißtrauen in die deutſche 
Politik geſetzt; die Möglichkeit der Pflege der deutſch⸗ruſſiſchen 
Beziehungen war zwiſchen den beiderſeitigen Monarchen und 
Miniſtern ungeſtört, jede wohlwollende Entwicklung war an 
jedem Tage herbeizuführen. Wir wiederholen hiermit die Quint⸗ 
eſſenz unſerer neulichen Ausführungen und unterſtreichen dabei 
den Unterſchied zwiſchen der Stimmung Kaiſer Alexanders II. 
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gegen Deutſchland zu Ende der ſiebziger Jahre und der ſeines 
Nachfolgers, wie er ſie in Danzig 1881 und von da ab bis 
zum Jahre 1889 bei jeder ſich darbietenden Gelegenheit offen 
und vertrauensvoll kundgegeben hat. 

Wir behalten uns vor, dieſe Daten zu wiederholen, ſo oft 
in den offiziöſen Blättern die Behauptung auftritt, daß die heutige 
Entfremdung zwiſchen Deutſchland und Rußland eine Folge der 
Verſtimmung Kaiſer Alexanders II. über unſeren Bündnisvertrag 
mit Oſterreich bilde, und daß der neue Kurs nichts getan habe, 
was in Rußland unnötige Verſtimmung und unnötiges Miß⸗ 
trauen hervorrufen könne. Unſere polniſche Politik allein wäre 
dazu hinreichend geweſen. 


Die angeblichen Aberfallsabſichten Deutſchlands gegen 
Frankreich im Jahre 1875. 
(2. Dez. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


In der „Voſſiſchen Zeitung“ finden wir einen Pariſer Artikel, 
worin berichtet wird, ganz Frankreich glaube noch immer daran, 
daß Deutſchland 1875 über Frankreich habe herfallen wollen, 
um es zu vernichten, daß es aber daran durch Rußland ver⸗ 
hindert worden ſei. Die „Voſſiſche Zeitung“ beruft ſich dafür 
auf Veröffentlichungen in den Pariſer Blättern und namentlich 
auf eine ſolche, die unter der Überſchrift „Die Überrumpelung 
von 1875“ nach Aufzeichnungen des verſtorbenen C. Gavard, 
der in jenem Jahre franzöſiſcher Geſchäftsträger in London war, 
erfolgt iſt. Nach dem Inhalte dieſer Aufzeichnungen müſſen wir 
annehmen, daß bei dem Worte Gavard der Anfangsbuchſtabe 
verwechſelt iſt und es Bavard y heißen ſoll; und wir hätten 
nicht geglaubt, daß ein ſo ernſthaftes Blatt, wie die „Voſſiſche 
Zeitung“, eine ganze Spalte ihres Druckes dieſem Unſinn widmen 
würde. Allerdings ſagt das Blatt am Schluſſe ſelbſt: „Alle 
dieſe Enthüllungen beweiſen nur, welchen großen Teil der diplo⸗ 
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matiſchen Tätigkeit leeres Geſchwätz und Kannegießerei aus⸗ 
machen.“ Dafür möchten wir anderſeits das, was die „Voſ⸗ 
ſiſche Zeitung“ zitiert, doch nicht ausſchließlich halten, ſondern 
für eifriges Beſtreben, Irrtümer, die politiſch nützlich ſind, von 
neuem hervorzurufen und feſtzuhalten. Wenn es gelingt, in 
der öffentlichen ruſſiſchen Meinung die Unwahrheit zu akkredi⸗ 
tieren, daß Rußland 1875 Frankreich geſchützt habe, ſo entſpricht 
es der pſychologiſchen Entwicklung menſchlicher Empfindung, daß 
Rußland ſich in der Rolle, Frankreich zu ſchützen, gefüllt und 
ſeinen Schützling auch für die Zukunft dementſprechend zu be⸗ 
handeln geneigt iſt. Es liegt in der menſchlichen Natur, Wohl⸗ 
wollen für diejenigen zu haben, denen wir Wohltaten erweiſen, 
wie Abneigung gegen diejenigen, von denen wir ſie empfangen 
haben. Jedenfalls iſt es für die franzöſiſchen Bündnisbeſtrebungen 
nützlich, die Solidarität beider Länder ſchon von 1875 zu datieren. 
Daß die Legende, wenn ſie ſich in Frankreich und Rußland feſt⸗ 
ſetzt, der Intimität zwiſchen beiden Ländern, ſo unnatürlich ſie 
iſt, förderlich ſein muß, iſt klar auch für weniger einſichtige 


Politiker und wenn wir auch das ruſſiſch⸗franzöſiſche Bündnis 


nicht fürchten ſo liegt es doch in unſerem Intereſſe, zu tun, 
was mit Anſtand und Wahrheit geſchehen kann, um dasſelbe 
zu verhindern. Die Regierung hat das aktenmäßige Material 
in den Händen, um die 1875er Legende vollſtändig zu entkräften. 


Das Anfehlbarkeitsdogma. 
(3. Dez. 1893, Morg.⸗Ausg.) 


Daß es ſich bei der Annahme des Unfehlbarkeitsdogmas durch 


das römiſche Konzil vom Jahre 1870 weniger um eine kirch⸗ 
liche Angelegenheit, als darum gehandelt hat, die Macht des 
Papſttums für Frankreich gegen das proteſtantiſche Deutſchland 
nutzbar zu machen, iſt bekannt. Ahnliches wiederholt ſich jetzt 
unter veränderten Umſtänden. Das alte Wort Gesta dei per 
Francos hat noch immer ſeine Gültigkeit; die franzöſiſchen Bajonette 


werden nach wie vor als weltliche Grundlage der römiſch⸗katho⸗ 


238 


3 
a 
77 
7 
94 
A 
4 
2 
m 
213 


liſchen Kirche betrachtet. Dieſer Sachlage gegenüber iſt es von 
Intereſſe, daß Emile Ollivier, der bekannte Miniſter Napoleons III., 
kürzlich in einer Unterredung mit einem römiſchen Berichterſtatter 
des „Figaro“ geäußert hat, man habe es ihm, Ollivier, zu 
danken, wenn das Dogma der päpſtlichen Unfehlbarkeit vor drei⸗ 
undzwanzig Jahren habe proklamiert werden können; denn Graf 
Bismarck, Graf Beuſt, Lord Clarendon und eine mächtige fran⸗ 
zöſiſche Partei hätten das begonnene Werk durch Auflöſung des 
Konzils zu hindern verſucht. Daß Emile Ollivier in dieſer 
Weiſe jetzt die wahre Bedeutung des Infallibilitätsdogmas und 
ſeine eigene Beteiligung an der Sache offen bekennt, iſt doch 


ſehr ſpaßhaft. 
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1894. 


Das engliſche Oberhaus. 
(20. Jan. 1894, Ab.⸗Ausg.) 


Wenn es ſich darum handelte, England eine neue Verfaſſung 
zu geben, ſo könnte man de lege ferenda verſchiedener Meinung 
darüber ſein, ob es rätlicher wäre, das Oberhaus aus erblichen 
oder zu wählenden Mitgliedern zu bilden, oder ſeine verfaſſungs⸗ 
rechtliche Kompetenz gegen ihren jetzigen Umfang zu erweitern 
oder zu vermindern. Aber rebus sic stantibus, in der Lage, 
in der ſich England zurzeit tatſächlich befindet, erſcheint es doch 
bedenklich, das engliſche Oberhaus, ſeine Zuſammenſetzung und 
ſeinen Widerſtand gegen die demokratiſchen Forderungen in ab⸗ 
fälliger Weiſe zu kritiſieren. Unſeres Erachtens bildet das eng⸗ 
liſche Oberhaus in den gegenwärtigen Kämpfen des Landes das 
wichtigſte Bollwerk gegen den drohenden Hereinbruch der iriſch⸗ 
liberalen Gladſtoneſchen Hochflut. Wer die letztere als eine 
Gefahr für das Königreich anſieht, muß beſtrebt ſein, das Ober⸗ 
haus und ſeine Poſition ſchützen und feſtigen zu helfen, nicht 
aber es anzugreifen. Wer letzteres tut, macht ſich, vielleicht 
ohne ſich deſſen bewußt zu werden, zum Genoſſen Gladſtones 
und zum Förderer ſeiner Beſtrebungen. 

Eine ſolche Parteinahme für Gladſtone iſt mit den deutſchen 
Intereſſen in ähnlicher Weiſe unvereinbar wie die Begünſtigung 
der polniſchen Beſtrebungen. Mit einem ins Deutſche über⸗ 
tragenen Gladſtonianismus könnte Deutſchland nicht beſtehen, 
ſondern würde bald zu einem Spielballe für eitle demokratiſch⸗ 
polniſche Regierungskünſtler nach dem Geſchmacke des Herrn 
Rickert werden und politiſch wie wirtſchaftlich veröden. Der 
frühere Reichskanzler iſt nach wie vor der Anſicht, daß eine 
verſtändige deutſche Politik zurzeit alles vermeiden muß, was 


240 


wie Parteinahme gegen das engliſche Oberhaus ausſieht und 
den Anſchein erwecken kann, als ob Herrn Gladſtone von deutſcher 
Seite, wenn auch nur indirekt, Vorſchub geleiſtet werden ſolle. 


Sendung des Flügeladjutanten Grafen Moltke und 
Freiherrn v. Marſchall. 


(26. Jan. 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Das offiziöſe „Berliner Tageblatt“ bemüht ſich, die Ent⸗ 
ſchließung Seiner Majeſtät des Kaiſers zur Sendung des Flügel- 
adjutanten Grafen Moltke! nach Friedrichsruh auf eine Initia⸗ 
tive des Staatsſekretärs v. Marſchall zurückzuführen, mit dem 
der Kaiſer am Montag während des Vortrags darüber ge⸗ 
ſprochen habe. Graf Moltke hat aber Berlin bereits am Montag 
früh neun Uhr verlaſſen und iſt um zwölf in Friedrichsruh an⸗ 
gekommen: der Vortrag des Herrn v. Marſchall, wenn nach 
demſelben die Sendung beſchloſſen und der kaiſerliche Brief ge⸗ 
ſchrieben worden wäre, müßte ungewöhnlich früh am Tage 
ſtattgefunden haben. Außerdem aber iſt der Brief, welchen 
Graf Moltke nach Friedrichsruh überbrachte, am Sonntag 21. 
geſchrieben worden und trägt dieſes Datum. Damit allein iſt 
dieſe offiziöſe Erfindung ſchon widerlegt. 


Zum ruſſiſchen Handelsvertrage. 
(9. Febr. 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Wenn der ruſſiſche Vertrag wertvolle Begünſtigungen für 
unſere Induſtrie und unſeren Exporthandel enthält, ſo wird 
durch ihn die mühſam erreichte Einigkeit der produktiven Stände 
auf eine ſchwere Probe geſtellt werden. Wird der Vertrag 
verworfen und der Induſtrie die Ausſicht auf die Vorteile ge- 
raubt, welche er ihr zu verſprechen ſcheint, ſo wird die Miß⸗ 


) Dieſer überbrachte dem Fürſten die Glückwünſche des Kaiſers zur 
Geneſung und eine Flaſche Steinberger Kabinett. 
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ſtimmung der induftriellen Seite gegen die landwirtſchaftliche 
um ſo tiefer gehen, je mehr die Erwartungen, welche ſich 
an den Vertrag vor ſeiner Verwirklichung knüpfen, hoch ge⸗ 
ſchraubt und vielleicht übertrieben ſind; gelangt der Vertrag 
aber wegen ſeiner Begünſtigung der deutſchen Induſtrie zur 
Annahme, ſo wird Verſtimmung in analoger Weiſe auf ſeiten 
der Landwirtſchaft ſtattfinden. Wenn dem Vertragsentwurfe 
die Abſicht zugrunde läge, das bisherige Zuſammenhalten der 
produzierenden Stände zweifelhaft zu machen reſpektive zu 
ſtören, ſo wäre er ein geſchickt zu dieſem Zweck eingetrie⸗ 
bener Keil. 

Die neuliche Publikation im „Reichsanzeiger“ über die ruſſi⸗ 
ſchen Zollherabſetzungen geſtattet an ſich kein ſicheres Urteil 
darüber, was die praktiſchen Wirkungen des Vertrages zu⸗ 
gunſten der Induſtrie ſein werden. Um dies genauer abſchätzen 
zu können, iſt es notwendig, die Tarifänderungen mit den Reali⸗ 
täten des deutſchen Exportes nach Rußland zuſammenzuſtellen. 
Wir haben im öſterreichiſchen Handelsvertrage ſcheinbare Kon⸗ 
zeſſionen erhalten, welche Gegenſtände betrafen, die wir über⸗ 
haupt nicht nach Oſterreich exportieren, oder ſolche, für die auch 
ein verminderter Zoll noch prohibitiv wirkt. Wir erinnern uns 
der Außerung eines Induſtriellen, der in bezug auf derartige 
Poſitionen des öſterreich⸗ungariſchen Tarifs ſagte: „Ob eine 
Mauer von zwölf Fuß Dicke auf zehn oder acht Fuß herab⸗ 
gemindert wird, ändert nichts an der Tatſache, daß ich ſie nicht 
überſpringen kann, und daß ein Weg verbeſſert wird, auf dem 
ich überhaupt niemals gehe, iſt für mich kein Vorteil, für den 
ich Opfer bringen kann!“ Wir wollen damit nicht behaupten, 
daß die ruſſiſchen Vertragspoſitionen überwiegend oder zum 
großen Teile in dieſe Kategorie gehören, aber um ein Urteil 
darüber zu haben, iſt es notwendig, aus den Liſten und Zahlen 
des deutſchen Exports nach Rußland, wie er ſich in den letzten 
Jahren geſtaltet hat, feſtzuſtellen, welches die Gegenſtände ſind, 
die Deutſchland überhaupt nach Rußland ausführt, reſpektive 
wieder ausführen kann. Solange nur die Zollſätze vorliegen, 
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werden mehr oder weniger ſanguiniſche Konjekturen zu Er⸗ 
wartungen führen, die nachher von der Wirklichkeit nicht erfüllt 
werden. Uns iſt augenblicklich das Material nicht zur Hand, 
um genauer feſtſtellen zu können, wie viele von den zweihundert⸗ 
ſechsundzwanzig Poſitionen des neuen ruſſiſchen Vertragstarifs 
für Deutſchland wirklich von Wert ſind. Inzwiſchen halten wir 
den Bruch zwiſchen den landwirtſchaftlichen und induſtriellen 
Intereſſen, die Erneuerung des Kampfes zwiſchen beiden, wie 
er die Folge des ruſſiſchen Vertrages ſein muß, für ein größeres 
Unglück, als die Annahme des Vertrages oder ſeine Ablehnung 
es in den Augen der Beteiligten und Betroffenen ſein wird. 

Die jetzige Situation iſt das notwendige und mit einigem 
Nachdenken vorausſehbar geweſene Ergebnis der erſten Handels⸗ 
verträge mit Oſterreich⸗Ungarn und jo weiter. Wir machen 
der Regierung, namentlich wenn ſie verfaſſungswidrigerweiſe 
auf die iſolierte Perſon des Reichskanzlers beſchränkt wird, 
keinen ſchweren Vorwurf daraus, daß ſie auf einem ihr un⸗ 
bekannten Gebiete Fehler begangen hat; jede Regierung, und 
namentlich ſoweit ſie auf einem einzelnen Kanzler beruht, unter⸗ 
liegt dem Irrtume, ſelbſt bei voller Sachkunde. Das Ver⸗ 
ſchulden an dem Entſtehen der jetzigen Zwangslage fällt unſerer 
Anſicht nach hauptſächlich dem vorigen Reichstage zur Laſt, der 
1891 mit ſo großer Bereitwilligkeit die Hand dazu bot, daß 
eine ſo hochwichtige und folgenſchwere Entſchließung wie die 
über Annahme oder Ablehnung der Handelsverträge, in der ſo 
kurz bemeſſenen Friſt von wenigen Tagen ohne Prüfung, ge— 
wiſſermaßen ohne Offentlichkeit brevi manu erledigt wurde, weil 
die Fraktionen teils aus Streberei nach der Macht, teils aus 
Eiferſucht gegen die Streberei anderer ſich zu der beſcheidenen 
Rolle eines Jakollegiums hergaben und den zwölfjährigen Ver⸗ 
zicht auf unſere Tarifautonomie mit byzantiniſcher Gefügigkeit 
ausſprachen. Man hat zur Entſchuldigung dieſer Handlungs⸗ 
weiſe den Zwang des „handelspolitiſchen Kometenjahres 1892“ 
angeführt; die „Voſſiſche Zeitung“ behauptete ſogar noch dieſer 
Tage, wenn Fürſt Bismarck am Ruder geblieben wäre, hätte 
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er aller Wahrſcheinlichkeit nach die neuen Verträge ebenfalls 
abgeſchloſſen. Das iſt erſtens nicht erwieſen und zweitens nicht 
einmal wahrſcheinlich. Jedenfalls würde Fürſt Bismarck, wenn 
er ſolche Verträge damals für erforderlich gehalten hätte, Wert 
darauf gelegt haben, die Vertragsentwürfe der Diskuſſion und 
der Prüfung in der Offentlichkeit zu unterbreiten, namentlich 
hätte er nicht den Reichstag in eine Zwangslage geſetzt und 
dadurch alle Verantwortlichkeit auf die Regierung ſelbſt über⸗ 
nommen. Dieſer Fehler iſt nun einmal begangen worden und 
wir müſſen mit den Folgen desſelben fertig zu werden ſuchen, 
wie wir es können, vor allem aber den Bruch zwiſchen den 
produktiven Ständen des Landes zu verhüten ſuchen. Dieſer 
Bruch würde ſich nicht bloß auf wirtſchaftlichem, ſondern auch 
auf politiſchem Gebiete nachteilig fühlbar machen. Die pro⸗ 
duzierenden Stände ſind die ſicherſten Unterlagen der ſtaatlichen 
Ordnung und der monarchiſchen Verfaſſung, denn in der politi⸗ 
ſchen, ſozialen und klerikalen Demokratie ſowie in den anti⸗ 
deutſchen Nationalitätsparteien würden dauernde Stützen der 
Monarchie ſchwer zu finden ſein. Gerade ſie aber bilden den 
Kern der Gegnerſchaft gegen die produzierenden Stände, gerade 
bei ihnen liegt die Leitung des Kampfes der „Nichts⸗als⸗ 
Konſumenten“ gegen die an der Produktion des Landes be⸗ 
teiligten Stände. Die Landwirtſchaft und die Induſtrie ſind 
Gewerbe, die zu ihrem Gedeihen längerer Zeiträume von Ruhe, 
Ordnung und Stabilität bedürfen. Sie ſind deshalb natur⸗ 
gemäß die Träger jeder erhaltenden und mit Vorſicht refor⸗ 
mierenden Politik. Sie leiden unter ungeordneten Zuſtänden, 
reſpektive unter der Beſorgnis, daß ſolche eintreten könnten, 
bei der langjährigen Natur ihres Betriebes und ihrer Unter⸗ 
nehmungen erheblich mehr als ihre Gegner; ſie ſind aber auch 
aus dem Grunde, daß ſie durch ihre Lebensintereſſen an Sta⸗ 
bilität und Sicherheit mehr als ihre Gegner gebunden ſind, die 
ſicherſten Stützen der Monarchie und der ſtaatlichen Ordnung. 
Ihre Zuverläſſigkeit als dieſe Stützen wird aber gefährdet, 
wenn ſie ſich untereinander bekämpfen, und deshalb ſehen wir 
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die größte Gefahr, von der wir augenblicklich in unferem inneren 
Leben bedroht ſind, in der Möglichkeit eines Bruches zwiſchen 
den verſchiedenen Richtungen unſerer produktiven Bevölkerung. 


Zum Berliner Beſuche des Fürſten. 
(9. Febr. 1894, Ab.⸗Ausg.) 


Im Publikum iſt vielfach bedauert worden, daß Fürſt Bis⸗ 
marck bei ſeinem neulichen Beſuche in Berlin die Fahrt vom 
Bahnhofe zum Schloſſe nicht im offenen Wagen zurückgelegt 
habe. Dabei wird angeführt, daß dem Fürſten die Wahl 
zwiſchen einem offenen und einem geſchloſſenen Wagen zu⸗ 
geſtanden habe. Letzteres iſt ein Irrtum. Der Fürſt konnte 
nur in den Wagen einſteigen, welchen ihm Seine Majeſtät der 
Kaiſer geſchickt hatte und in welchen infolgedeſſen auch Prinz 
Heinrich einſtieg. Der Fürſt hatte von dem Vorhandenſein 
eines offenen Wagens überhaupt keine Kenntnis. Hätte er die 
Wahl gehabt, ſo würde er eine Höflichkeit gegen das Publikum 
darin geſehen haben, im offenen Wagen zu fahren. 

Ferner geben uns die vielen Berichte, die über die Vorgänge 
vom 26. vorigen Monats erſtattet worden ſind, von neuem Anlaß, 
der dabei wiederholten Legende zu widerſprechen, als habe der 
Fürſt bei ſeinem Abſchiede von Berlin im Jahre 1890 zu irgend 
jemanden das Wort geſprochen: Le roi me reverra! Wir fordern 
jeden, der dieſe Unwahrheit behauptet, auf, näher anzugeben, wo, 
wann und gegen wen dieſe Außerung gefallen ſein ſollte. Wir 
wiſſen mit Beſtimmtheit, daß dem Fürſten der Gedanke eines 
Wiederſehens in dem Sinne, wie dieſe Erfindung gemeint iſt, ſehr 
fern lag und daß er ihn, wenn er ihn gehabt hätte, nicht geäußert 
haben würde, und wenn er ihn geäußert hätte, nicht in der 
Form, in welche die damit verbundene Tendenz gelegt iſt, da 
dieſe Form für ihn den Gedanken nicht wiedergegeben hätte. Er 
hat außerdem in der in Betracht kommenden Zeit Unterhaltungen 
in franzöſiſcher Sprache mit niemanden gehabt. Wir wiederholen 
alſo die Erklärung, daß jene Behauptung erfunden und erlogen iſt. 
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Zur Frage der Meiſtbegünſtigungsklauſel. 
(9. Febr. 1894, Ab.⸗Ausg.) 


Bei Gelegenheit des ruſſiſchen Handelsvertrages drängt ſich 
die Frage auf, ob die internationale Klauſel der Meiſtbegünſti⸗ 
gung bisher eine richtige Anwendung in praxi gefunden hat. 
Meiſtbegünſtigung kann doch nur bedeuten, daß der ſie be⸗ 
anſpruchende Staat bei Abſchluß von Tarifverträgen mit dritten 
Staaten ebenſo günſtig geſtellt wird wie dieſe. Wenn ihm aber 
die Vorteile, die einem dritten Staate gegen äquivalente Kon⸗ 
zeſſionen vertragsmäßig bewilligt worden ſind, gratis und ohne 
die Gegenkonzeſſionen, durch die der dritte Staat ſie erworben 
hat, zugeſtanden werden, ſo wird er offenbar günſtiger geſtellt. 
Der Begriff Meiſtbegünſtigung findet mithin nach ſeiner logi⸗ 
ſchen Tragweite erſt dann richtige Anwendung, wenn der Staat, 
der ſie beanſprucht, ſeinerſeits gleichzeitig die Konzeſſionen macht, 
durch welche der dritte Staat die Vorteile, um die es ſich handelt, 
erkauft hat, oder wenn dieſe Vorteile bereits früher bewilligt 
geweſen ſind, alſo wenn beiſpielsweiſe die Gegenkonzeſſionen, 
die Oſterreich⸗Ungarn, um die Verminderung des Kornzolles 
zu erreichen, in bezug auf die induſtriellen Produkte Deutſch⸗ 
lands gemacht hat, von dem Meiſtbegünſtigung von uns be⸗ 
anſpruchenden Staate ebenfalls bewilligt werden oder es bereits 
iind. Hat Ofterreich-Ungarn die Zollminderung auf fein Ge⸗ 
treide durch Zollminderung auf deutſche Induſtrieprodukte er⸗ 
kauft, jo geht es über den Begriff der Meiſtbegünſtigungsklauſel 
hinaus, wenn andere Staaten denſelben Vorteil gratis bekommen. 
Wir halten dieſe Auslegung der Meiſtbegünſtigung für die allein 
richtige, wenn ſie auch im vorliegenden Falle vielleicht deshalb 
einen praktiſchen Wert nicht hat, weil ein ſolcher den öſterreichi⸗ 
ſchen Gegenkonzeſſionen nicht beiwohnt. Wir können es nicht 
für gerecht und billig halten, daß ein Staat, der neue Handels⸗ 
verträge abſchließt, ſich aus denſelben die einzelnen Poſitionen, 
die er brauchen kann, herauspflückt und die läſtige Gegenleiſtung, 
durch welche ſie vom anderen Kontrahenten erkauft worden ſind, 
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ignoriert. Für die Vergangenheit wird die Vertretung dieſer 
Auffaſſung ein praktiſches Ergebnis ſchwerlich haben, weil wir 
durch unſere Handelsverträge Konzeſſionen, die wir von den 
bei uns meiſtbegünſtigten Staaten fordern könnten, kaum er⸗ 
halten haben; aber für die Zukunft ſollten wir doch die große 
Wichtigkeit und die Tragweite der Meiſtbegünſtigungsklauſel 
ſchärfer ins Auge faſſen und genauer definieren als es bisher 
geſchehen iſt, um nicht Vorteile, durch welche Gegenkonzeſſionen 
erkauft ſind, unter dem Vorwande der Meiſtbegünſtigung gratis 
zu bewilligen. 


Sendungen des Kaiſers an den Fürſten Bismarck. 
(22. Febr. 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Der Kaiſer hatte die Gnade, den Fürſten Bismarck über 
die wichtige Frage der Gewichtsverminderung der feldmarſch⸗ 
mäßig bepackten Infanterieſoldaten näher zu informieren durch 
Vorſtellung von zwei Grenadieren, von denen der eine die alte 
Uniform und das alte Gepäck trug, der andere die beabſichtigten 
Verbeſſerungen beider. Aus der Prüfung im Detail ergab ſich, 
daß die neue Einrichtung den unſchätzbaren Vorteil haben würde, 
das zu tragende Gewicht bedeutend zu erleichtern. Jeder Soldat 
und jeder Arzt wird leicht ermeſſen, welche große Verbeſſerung 
in dieſer Maßnahme liegen würde. Ein weiteres Ergebnis in 
dieſer Richtung wird durch die Anderung im Tragen des Torni⸗ 
ſters und der äußeren Belaſtung desſelben bezweckt, und das⸗ 
ſelbe Syſtem der Entlaſtung der Blutbewegung verfolgt die 
Anderung des Kragens, der zum Umklappen und Aufſchlagen 
eingerichtet und mit einer Vorrichtung verſehen iſt, welche unter 
dem Kinne den Zuſammenſchluß des aufgeklappten Kragens 
möglich macht. 

Eine beſondere Aufmerkſamkeit widmet der Kaiſer der ver⸗ 
gleichenden Statiſtik der europäiſchen Marinen; Seine Majeſtät 
hat in dieſer Beziehung eigenhändig Zeichnungen der wichtigeren 
Schlachtſchiffe der deutſchen und der übrigen Flotten entworfen, 
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aus denen zugleich die Ausdehnung, welche der Panzer auf 
jedem einzelnen Schiffe einnimmt — ob voll, ob teilweiſe, und 
ob zur Deckung der Maſchinenräume —, überſichtlich dargeſtellt 
iſt. Von dieſen Kaiſerlichen Handzeichnungen ſind heliographiſche 
Vervielfältigungen hergeſtellt, von denen der Kaiſer dem Fürſten 
Bismarck ein Exemplar zur näheren Kenntnisnahme überließ. 


Angebliche Befürchtung eines Krieges mit Rußland, 
(9. März 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Königsberger Allgemeine Zeitung“ vom 6. dieſes 
Monats enthält die Erklärung des Grafen Dönhoff, Herr 
Geheimer Kommerzienrat Krupp habe ihm und anderen Herren 
erzählt, Profeſſor Schweninger habe geſagt, Fürſt Bismarck 
habe kürzlich geäußert: „Ja, ich fürchte doch, daß nach Ab⸗ 
lehnung des Handelsvertrages wir ſchließlich in einen Krieg 
hineintreiben werden.“ 

Fürſt Bismarck hat niemals die Anſicht gehabt, daß ein 
Krieg Rußlands uns infolge etwaiger Ablehnung des Handels⸗ 
vertrages bedrohe. Der Fürſt hat ſtets und gegen jedermann 
die entgegengeſetzte Überzeugung vertreten. Wir glauben, daß 
er auch, wenn er die Möglichkeit angenommen hätte, daß Ruß⸗ 
land durch Kriegsdrohung auf unſere Geſetzgebung einwirken 
könne, dieſe Beſorgnis ſelbſt ſeinem vertrauten Freunde, Herrn 
Profeſſor Schweninger, gegenüber nicht ausgeſprochen haben 
würde. Nachdem ſeine Autorität in Königsberg für eine An⸗ 
ſicht aufgeführt worden iſt, welche niemals die ſeinige geweſen 
iſt, konſtatieren wir letzteres im Intereſſe der öffentlichen Mei⸗ 
nung über die politiſche Urteilsfähigkeit des früheren Kanzlers. 


Zum Berliner Kongreß. 
(21. März 1894, Morg.⸗Ausg.) 


In einem „Diplomatikus“ gezeichneten Artikel des „Deutſchen 
Wochenblattes“ wird unter anderem geſagt: 
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„Nach dem letzten ruſſiſch⸗türkiſchen Kriege zerriß Fürſt Bismarck 
dem Grafen Ignatjeff den Präliminarvertrag von San Stefano aus 
Entgegenkommen gegen Disraeli und aus perſönlicher Gegenſtellung 
gegen den Fürſten Gortſchakow. Die Wahrung der Intereſſen Dfter- 
reichs an der unteren Donau ſtand zweifellos erſt in zweiter Linie. 
Freilich kann Fürſt Bismarck allein nur entſcheiden, ob dieſe Meinung 
richtig iſt; jedenfalls glaube ich, daß der Fürſt ſich heute, bei der ganz 
veränderten Lage am Balkan, hüten würde, dem ruſſiſchen Andrängen 
auf das Agäiſche Meer in derſelben Weiſe wieder in den Weg zu treten.“ 

Der erſte Satz des „Deutſchen Wochenblattes“ enthält an 
ſich eine unrichtige hiſtoriſche Auffaſſung. Nicht Fürſt Bismarck 
zerriß dem Grafen Ignatjeff den Präliminarvertrag von San 
Stefano und nicht er zeigte Entgegenkommen gegen Disraeli, 
ſondern beides tat Rußland. Die Beteiligung Englands an 
einem Kongreſſe zur Reviſion des Vertrages von San Stefano 
wurde nicht durch den Fürſten Bismarck herbeigeführt und er 
hat keinen diplomatiſchen Schritt zu dieſem Behufe in London 
getan; lediglich durch ruſſiſche Einwirkung wurde England be— 
ſtimmt, ji) am Berliner Kongreſſe zu beteiligen. Nur die Auf⸗ 
gabe, die Teilnahme Oſterreichs an den Verhandlungen des 
Kongreſſes ſicherzuſtellen, hat Fürſt Bismarck übernommen und 
in Wien durchführen können. Dabei war von perſönlicher 
Gegenſtellung gegen den Fürſten Gortſchakow nicht die Rede, 
denn es lag urſprünglich nicht in der Abſicht, daß Fürſt 
Gortſchakow auf dem Kongreſſe erſcheinen ſollte, und der deutjch- 
feindliche Einfluß dieſes ruſſiſchen Staatsmannes iſt auch nicht 
auf dem Kongreß zum Ausdruck gekommen, ſondern hat erſt 
nach Schluß des Kongreſſes in Petersburg mit Hilfe der politi⸗ 
ſchen Freunde des Fürſten Gortſchakow ſich geltend machen 
können. Man kann zugeben, daß der Einfluß, den Fürſt 
Gortſchakow ſeinem damaligen geiſtigen und körperlichen Ge— 
ſundheitszuſtande nach auf die ruſſiſche Politik üben konnte, zu 
jener Zeit in Berlin unterſchätzt worden iſt. Der Kaiſer Alexander 
iſt ſchwer zu bewegen geweſen, dem Fürſten Gortſchakow die 
perſönliche Beteiligung an dem Kongreß zu geſtatten und gab 
ihm auch nicht die kaiſerliche Vollmacht zu den Kongreßverhand— 
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lungen. Der Träger der ruſſiſchen Vollmacht an dem Kon⸗ 
greſſe war Graf Schuwalow und nicht Fürſt Gortſchakow. Nur 
die Weichheit, die in den ruſſiſchen Gewohnheiten liegt und 
namentlich dem Charakter Kaiſer Alexanders hervorragend ver⸗ 
dienten Staatsmännern, wie Fürſt Gortſchakow, gegenüber inne⸗ 
wohnte, verbunden mit den Bemühungen der Freunde des 
Fürſten Gortſchakow zwecks Erlangung der kaiſerlichen Erlaubnis 
für den letzteren zur Teilnahme an den Verhandlungen des 
Berliner Kongreſſes, haben letztere ſchließlich ermöglicht. 

Fürſt Bismarck hat auf dem Kongreſſe keinerlei Initiative 
genommen zu dem Zwecke, irgendwelche Nachgiebigkeit Ruß⸗ 
lands herbeizuführen, und wir haben nicht nötig, zu entſcheiden, 
ob er damals geneigt geweſen ſein würde, dem ruſſiſchen „An⸗ 
drängen auf das Agäiſche Meer in den Weg zu treten“. Dies 
Andrängen lag eben nicht vor. Rußland war zu ſolcher Politik 
nach dem türkiſchen Kriege militäriſch nicht ſtark genug, und 
nachdem der vielleicht vorhanden geweſene Moment, Kon⸗ 
ſtantinopel zu beſetzen, verſäumt war, hielt Rußland die Situa⸗ 
tion nicht für derart, daß es ſich empfohlen hätte, ſeine im 
Balkankriege gewonnenen Erfolge in einem europäiſchen Kriege 
mit England, vielleicht auch mit Oſterreich, aufs Spiel zu ſetzen. 
Soweit Rußland ſelbſt ſeine Anſprüche aufrecht hielt und gel⸗ 
tend machte, haben ſie ſich auf dem Kongreſſe auch der deutſchen 
Unterſtützung erfreut und ſind nicht weiter zurückgedrängt worden, 
als bis zu den Beſchneidungen des Friedens von San Stefano, 
zu denen Rußland in den Verhandlungen über Englands Teil⸗ 
nahme am Kongreſſe den Engländern bereit erſchienen war. 

Die Wahrung der Intereſſen Oſterreichs an der unteren 
Donau ſtand auf dem Kongreß allerdings zweifellos erſt in 
zweiter Linie für Deutſchland, und die deutſche Politik war 
weder durch ein Entgegenkommen gegen Disraeli noch durch 
eine perſönliche Gegenſtellung gegen den Fürſten Gortſchakow 
motiviert. Die deutſche Politik hatte damals in erſter Linie 
den Wunſch, Rußlands Intereſſen inſoweit mitzuvertreten, als 
dieſelben von Rußland ſelbſt aufrecht erhalten wurden. Sie iſt 
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genau in dieſer Linie geblieben, und alles, was Rußland im 
eigenen Namen ernſthaft gefordert hat, iſt vom Kongreſſe be⸗ 
willigt worden. Über die Forderungen, welche Rußland im 
eigenen Intereſſe geltend machte, hinauszugehen, konnte nicht 
Aufgabe der deutſchen Politik ſein. Letztere hatte nur den 
Zweck, ihre freundſchaftlichen Beziehungen zu Rußland dadurch 
zu pflegen, daß ſie alle ruſſiſchen Forderungen vertrat, welche 
von Rußland ſelbſt aufrecht erhalten wurden. 

Der Artikel des „Deutſchen Wochenblattes“ ſpricht die Über⸗ 
zeugung aus, daß Fürſt Bismarck ſich heute bei der ganz ver⸗ 
änderten Lage am Balkan hüten würde, dem ruſſiſchen An⸗ 
drängen auf das Agäiſche Meer in derſelben Weiſe wieder 
entgegenzutreten. Wir erwidern darauf, daß wenn er, wie 
ſchon oben feſtgeſtellt wurde, zur Zeit des Kongreſſes niemals 
auf den Gedanken gekommen iſt, dieſem Andrängen auf das 
Agäiſche Meer entgegenzutreten, er heute ſchwerlich geneigt ſein 
würde, die geſtellte Doktorfrage befriedigend zu beantworten, 
da er gewiß iſt, nicht in die Lage zu kommen, dieſelbe praktiſch 
entſcheiden zu müſſen. 


Die Trennung der oberſten Amter. 
(22. März 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Wie wenig die gegenwärtige Trennung des Reichskanzler 
poſtens von dem des preußiſchen Miniſterpräſidenten in der 
Reichsverfaſſung einen Anhalt findet und bei Erlaß derſelben 
als Zukunftsbild vorgeſchwebt hat, tritt zutage, wenn man ſich 
klar macht, daß an der Spitze der preußiſchen Regierung und 
derjenigen Inſtitutionen, die man neuerdings als „Reichs⸗ 
regierung“ zu bezeichnen liebt, dieſelbe Allerhöchſte Perſönlich— 
keit ſteht. Was in Preußen geſchieht, geſchieht auf Befehl des 
Königs, und was im Bereiche des Reichskanzlers geſchieht, iſt 
der Ausdruck des Willens derſelben hohen Perſönlichkeit mit 
dem Namen Kaiſer. Wenn alſo offiziöſe Zeitungen ſich darin 
gefallen, die Übereinſtimmung der preußiſchen Staatsregierung 
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mit der „Reichsregierung“ als bejondere Empfehlung für Maß⸗ 
regeln der letzteren hervorzuheben, wenn man, wie dies neulich 
im offiziöſen „Hamburgiſchen Correſpondent“ geſchah, glaubt aus⸗ 
drücklich konſtatieren zu müſſen, daß das Auftreten des preußi⸗ 
ſchen Handelsminiſters „auch“ von der „Reichsregierung“ im 
vollen Umfange gebilligt werde, wenn man, wie dies eben⸗ 
falls im offiziöſen „Hamburgiſchen Correſpondent“ geſchah, das 
preußiſche Staatsminiſterium für inkompetent hält, ſich um die 
Verſorgung der Hinterbliebenen der auf der „Brandenburg“ 
Verunglückten zu bekümmern, weil dieſe Fürſorge nicht zur 
Kompetenz der preußiſchen Staatsbehörden ſtehe, ſondern wie 
alle Marineangelegenheiten Reichsſache ſei, ja, dann fingiert 
man ſchon eine Scheidung zwiſchen der oberſten Reichsbehörde 
und dem preußiſchen Staatsminiſterium, welche der Autorität 
beider zum Schaden gereicht; man verfällt in die Fiktion, daß 
es ſich hier um zwei unabhängig nebeneinander ſtehende höchſte 
Behörden handle. Dieſe Fiktion können wir nicht oft genug 
für verfaſſungswidrig und für objektiv reichsfeindlich erklären; 
ſie iſt geeignet, die Feſtigkeit der Reichsinſtitutionen zu lockern. 
Wir können eine Zeit erleben, wo die Notwendigkeit ihres un⸗ 
geſchwächten Fortbeſtandes noch dringender einleuchtet als heute. 

Als höchſten Chef beider oberſten Behörden erkennt die 
reichszerſpaltende Richtung zweifellos den König von Preußen 
an, der in ſeiner präſidialen Reichsſtellung den Kaiſertitel führt; 
aber dieſe Anerkennung darf doch nicht im Sinne einer Perſonal⸗ 
union erfolgen, etwa wie ſie zwiſchen Schweden und Norwegen 
beſteht, wo der Monarch von einem geſonderten ſchwediſchen 
und von einem geſonderten norwegiſchen Miniſterium beraten 
wird und wo alſo eine Zweiſeelentheorie in der Perſon des 
Monarchen gewiſſermaßen eine verfaſſungsmäßige Inſtitution 
bildet. Das ſchwediſche und das norwegiſche Staatsleben be⸗ 
rühren ſich weder vielfach noch notwendig, und die Geſetzgebung 
beider Länder berührt ſich gar nicht; ſchwediſche Geſetze haben 
in Norwegen und norwegiſche in Schweden keine Geltung. In 
Deutſchland aber durchſetzen ſich die preußiſchen und die Reichs⸗ 
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verhältniſſe in allen Einzelheiten, in jedem Teile der Verwal⸗ 
tung wie der Geſetzgebung; ſie können daher, wenn keine Fik⸗ 
tionen zwiſchen ihnen entſtehen ſollen, abſolut nur einheitlich 
geleitet werden. 

Verfaſſungsmäßig iſt der Reichskanzler oberſter Chef der 
Reichsverwaltung und aller Amter derſelben, in der Geſetz⸗ 
gebung aber hat er gar nichts zu ſagen, ſoweit er nicht als 
Bevollmächtigter der preußiſchen Staatsregierung ſpricht. Wenn 
er dieſe Vollmacht nicht beſitzt, ſondern nur den Reichskanzler⸗ 
poſten hat, dann ſteht ihm nichts als der formale Vorſitz und 
die Geſchäftsleitung im Bundesrate zu; in Fragen der Geſetz⸗ 
gebung hat er zu ſchweigen. Der Mund auf dieſem Gebiete 
wird ihm erſt geöffnet, wenn er als Bevollmächtigter des 
preußiſchen Staatsminiſteriums ſpricht. In dieſer Eigenſchaft 
aber iſt er nicht berechtigt, eine andere Meinung als die des 
preußiſchen Staatsminiſteriums auszuſprechen und er muß ent⸗ 
weder der Zuſtimmung ſeiner preußiſchen Kollegen, wie das in 
den einfacheren Dingen regelmäßig der Fall ſein wird, ohne 
Rückfrage gewiß ſein, oder er muß mit einem Konkluſum der 
Majorität des preußiſchen Staatsminiſteriums im Bundesrate 
ſitzen, reſpektive dort mit den übrigen deutſchen Regierungen 
in ſeiner Eigenſchaft als preußiſcher Miniſter des Auswärtigen, 
das heißt für deutſche Angelegenheiten verhandeln. Wie kann 
man da von einer Reichsregierung überhaupt reden? 

Als Träger derſelben wird da, wo ſich nicht wegen Fehlens 
des Gedankens ein Wort zur rechten Zeit einſtellt, doch nur der 
Reichskanzler gedacht werden können ohne Hinzurechnung ſeiner 
ihm untergebenen Reichsverwaltungsämter. Die ganze legis⸗ 
lative Bedeutung des Reichskanzlers ſteht und fällt aber mit 
ſeiner Eigenſchaft als Mitglied des preußiſchen Staatsmini⸗ 
ſteriums. Sobald er ſich von dieſem geſchäftlich trennt, deſſen 
Inſtruktionen weder kennt noch einholt, ſondern dem Bundes— 
rate und den deutſchen Regierungen ſelbſtändig als Reichskanzler 
gegenübertritt, ohne das preußiſche Staatsminiſterium hinter 
ſich zu haben, verläßt er den Boden ſeiner verfaſſungsmäßigen 
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Kompetenz und würde, wenn ein Miniſterverantwortlichkeits⸗ 
geſetz auch nur in Preußen beſtände, nach Maßgabe desſelben 
gerichtlich zur Verantwortung gezogen werden können. 

Die Beiſpiele, daß die „Reichsregierung“ „einhertritt auf 
der eigenen Spur“ als freie Tochter nicht der Natur, ſondern 
der eigenen ſtaatsrechtlichen Auffaſſung, ſind, wie wir gern ein⸗ 
räumen, in den letzten Monaten ſchon ſeltener geworden; wir 
haben den Eindruck, daß man im Schoße der „Reichsregierung“ 
doch die Verfaſſung genauer geprüft hat als früher, vielleicht 
auch Gelehrte über ihre Tragweite gehört hat; dafür wird in 
offiziöſen Blättern um ſo öfter und mit gewiſſem Eifer feſt⸗ 
geſtellt, daß über wichtige Materien der Reichsgeſetzgebung das 
preußiſche Staatsminiſterium gehört worden ſei; ebenſo iſt Wert 
darauf gelegt worden, daß einzelne Mitglieder des preußiſchen 
Staatsminiſteriums im Reichstage ihr Einverſtändnis mit ihrem 
Kollegen, dem Reichskanzler, ausdrücklich ausſprachen. Aber 
für jeden, der an der Wiege der deutſchen Verfaſſung geſtanden 
hat, hat es doch immer noch etwas Auffälliges und Beunruhigen⸗ 
des, wenn dieſe ſelbſtverſtändliche volle und abſolute Überein⸗ 
ſtimmung zwiſchen der Majorität des preußiſchen Staatsmini⸗ 
ſteriums und dem preußiſchen Miniſter für die auswärtigen, 
das heißt die deutſchen Angelegenheiten, der nebenbei Reichs⸗ 
kanzler iſt, ausdrücklich hervorgehoben und konſtatiert werden 
muß, anſtatt a priori unbedingt und jederzeit als vorhanden 
aufgefaßt zu werden, wie es der Reichsverfaſſung und unſeren 
ſtaatsrechtlichen Einrichtungen entſpricht. 


Der Fall Haas. 
(7. Juli 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Der elſaß⸗lothringiſche Reichstagsabgeordnete Haas hat ſeinen 
Sohn auf die franzöſiſche Kriegsſchule von St. Cyr gebracht, 
während er ſeinerſeits in der Eigenſchaft als Mitglied des 
Deutſchen Reichstages Kenntnis von Dingen erlangt, die für 
ſeinen Sohn als franzöſiſchen Offizier von Wichtigkeit werden 
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können. In der Preſſe wird von dem politiſchen Anſtande des 
Herrn Haas Mandatsniederlegung erwartet, bisher vergeblich. 
Sollte dieſe Erwartung bis zum nächſten Zuſammentritt des 
Reichstages unerfüllt bleiben, ſo wird es Sache des Reichs⸗ 
tages ſein, gegen Herrn Haas einzuſchreiten. Durch behörd⸗ 
liches Eingreifen läßt ſich in vorliegendem Falle nichts er⸗ 
reichen und daß die klerikal⸗franzoſenfreundlichen Wähler des 
Herrn Haas ihn bei der nächſten Wahl wegen der Ein⸗ 
reihung ſeines Sohnes in die franzöſiſche Armee nicht wieder 
wählen ſollten, iſt erſt recht nicht anzunehmen; außerdem iſt 
Eile nötig. 

Wenn nach dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung 
dem Reichstage kein Recht zuſteht, einem ſeiner Mitglieder 
deſſen gültiges Mandat zu entziehen, ſondern Mandatsverluſt 
nur in den geſetzlich beſtimmten Fällen (Ernennung zum Bundes⸗ 
ratsbevollmächtigten, Eintritt reſpektive Beförderung als Be⸗ 
amter, oder Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte und der 
Wählbarkeit), ſo verbietet doch keine Beſtimmung der Ver⸗ 
faſſung oder der Geſchäftsordnung, den Antrag zu ſtellen, der 
Reichstag wolle beſchließen, den Abgeordneten Haas aufzu⸗ 
fordern, ſein Mandat niederzulegen. Dabei iſt es gleichgültig, 
ob ein ſolcher Antrag eine Majorität erlangt oder nicht; es iſt 
Pflicht des Reichstages, gegen die fernere Zugehörigkeit von 
Mitgliedern wie Herr Haas Einſpruch zu erheben und ſie 
moraliſch zum Ausſcheiden zu zwingen, wenn dies ſtaatsrecht⸗ 
lich nicht möglich iſt. 

Wir meinen aber, daß der Fall Haas zur Erwägung der 
Frage führen ſollte, ob es nicht in Anbetracht der Sicherheit 
des Reiches notwendig iſt, dem Reichstage die geſetzliche Be- 
fugnis zur Ausſchließung einzelner Mitglieder für gewiſſe Fälle 
zu erteilen. Das Verhalten des Herrn Haas iſt ein ſolches, 
daß ſich der Reichstag unmöglich bei den Zeitungsproteſten da- 
gegen beruhigen kann; er iſt es ſeinem eigenen politiſchen An- 
ſehen und dem Landesintereſſe ſchuldig, Stellung zu nehmen, 
was am beſten durch Einbringung von Anträgen im oben— 
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erwähnten Sinne geſchehen würde. Ob fie durchgehen oder 
nicht, iſt, wie geſagt, gleichgültig; jedenfalls iſt es notwendig, 
daß ſie geſtellt und diskutiert werden. 


Parallele. 


(12. Juli 1894, Morg.⸗Ausg.) 


In einer Pariſer Mitteilung hieß es kürzlich: 

„Damit Frau Carnot bei ihrem Umzuge nicht gedrängt werde, will 
der neue Präſident erſt in etwa vierzehn Tagen vom Elyſéepalaſte Beſitz 
ergreifen.“ 

Man ſieht daraus, wie rückſichtsvoll die franzöſiſche Republik 
für ihre Beamten und deren Angehörige iſt. Bei dem Wechſel 
im Berliner Reichskanzlerpalais 1890 fand eine ähnliche Rück⸗ 
ſichtnahme bekanntlich nicht ſtatt. 


Bill of Attainder. 
(12. Juli 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben neulich zum Fall Haas ausgeführt, daß es not⸗ 
wendig ſei, dem Reichstage die geſetzliche Befugnis zur Aus⸗ 
ſchließung einzelner Mitglieder für gewiſſe Fälle zu erteilen. 
Daß wir damit auf dem rechten Wege waren, beſtätigt eine 
Polemik der „Frankfurter Zeitung“, die früher jahrzehntelang 
alles befürwortete, was für die franzöſiſchen Intereſſen nützlich 
war und alles bekämpfte, was ihnen nachteilig erſchien, wobei 
die Abſchwächung der deutſchen Staatsgewalt immer das Ziel 
bildete. 

Wir möchten kaum annehmen, daß der Reichstag nach der 
jetzigen Lage ſich auf das vorgeſchlagene Verfahren zu be⸗ 
ſchränken hätte. Nach Artikel 27 der Verfaſſung regelt der 
Reichstag ſelbſt ſeine Diſziplin, prüft die Legitimation ſeiner 
Mitglieder und entſcheidet darüber. Eine juriſtiſche Frage iſt 
es, ob dieſe Diſziplin des Reichstages die Möglichkeit der Ex⸗ 
kludierung einzelner Mitglieder des Hauſes in ſich ſchließt, wenn 
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die Legitimation, die ihrer Zulaſſung zugrunde lag, nicht mehr 
beſteht, ſondern durch ihr Verhalten verwirkt iſt, ähnlich wie das 
Mandat bei Verurteilung wegen gemeiner Verbrechen erliſcht. 

Ganz unabhängig von dieſer Rechtsfrage würde ein Votum 
des Reichstages auf Ausſchließung jedenfalls Geſetzeskraft er⸗ 
langen, wenn ihm der Bundesrat beiſtimmte. Nach Artikel 5 
der Reichsverfaſſung läge dann die Übereinſtimmung der Mehr⸗ 
heitsbeſchlüſſe beider Verſammlungen vor, wie ſie zu Akten der 
Geſetzgebung erforderlich und ausreichend iſt. Eine ſolche Über⸗ 
einſtimmung wird niemals erreichbar ſein, wenn es ſich um 
frivole Gründe handelt und um einen Mißbrauch der Majorität. 
Die Möglichkeit, daß der Reichstag für ſeine nationale Rein⸗ 
lichkeit Sorge trägt, iſt immer vorhanden, wenn auch auf dem 
Wege, den die engliſche Verfaſſung als Bill of Attainder be- 
zeichnet. Eine verfaſſungsmäßig hergeſtellte Bill of Attainder 
hat unter allen Umſtänden Geſetzeskraft in dem Lande, in dem 
ſie zuſtande kommt und ſie wird nur zuſtande kommen, wenn 
ihre Notwendigkeit die Stütze der nationalen Überzeugung findet 
und wenn ſie den Zweck hat, internationale Beleidigungen vom 
deutſchen Reichstage abzuwehren. 


In Sachen der Sozialdemokratie. 
(13. Juli 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Die offiziöſe Behauptung, daß die Krankheit der Sozial⸗ 
demokratie weit ungefährlicher geworden ſei und dem Erlöſchen 
entgegenreife, ſchlägt der öffentlichen Meinung ins Geſicht. Jeder 
unbefangene Deutſche, der im Lande lebt, weiß, daß das Gegen- 
teil richtig iſt und daß die Sozialdemokratie mit Klugheit und 
Diſziplin ihre Duldung und ihre Rolle als parlamentariſche 
Stütze des neuen Kurſes benutzt, um fortzuſchreiten, um ſich 
im Reichstage immer breiter zu entwickeln. Ein ſchlagender 
Beweis dafür iſt die von uns geſtern beleuchtete Heimlichkeit, 
mit der die Regierung ihre Bemühungen verdeckt, dieſen Fort⸗ 


ſchritt auch nur zu beobachten. Die offiziöſen Blätter nennen 
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dies den „Mut der Kaltblütigkeit“, wir nennen ihn den Mut 
des Straußes, der den Kopf in den Sand ſteckt, um die Ge⸗ 
fahren nicht zu ſehen, die ihm drohen. 

Unehrlich und den Tatſachen zuwiderlaufend iſt auch das 
offiziöſe Beſtreben, die Sozialdemokratie von dem Anarchismus 
loszulöſen, deſſen Boden ſie doch allein geweſen iſt. Von Leuten, 
die ſich offen zum Anarchismus und zum Morde bekennen, iſt 
vor der neueren Entwicklung der Sozialdemokratie niemals die 
Rede geweſen und ſpäter auch nur ſeit der Zeit, wo man die 
Sozialdemokratie, das heißt das offen kundgegebene Beſtreben, 
die beſtehende ſtaatliche und geſellſchaftliche Ordnung umzu⸗ 
ſtürzen, die herrſchende monarchiſche Staatsform in die ſozia⸗ 
liſtiſche Republik zu verwandeln, das Eigentum, die Ehe und 
die häusliche Kindererziehung aus der Welt zu ſchaffen, in der 
Theorie als ebenbürtig jeder anderen politiſchen Auffaſſung zu⸗ 
gelaſſen und als berechtigt anerkannt hat. Zunächſt geſchah 
das im Parlament, weil man die Sozialdemokratie zur Ver⸗ 
ſtärkung der Oppoſition in verſchiedenen Parteiintereſſen brauchen 
konnte, ſchließlich aber auch, wie es ſcheint, in den Grundprinzipien 
der monarchiſchen Behörden, die bereit ſind, in der Diskuſſion 
mit Bebel und Liebknecht über die Fortdauer des Königtums und 
unſerer geſellſchaftlichen Einrichtungen einzugehen oder ſich wenig⸗ 
ſtens neutral verhalten. Die Unterſtützung der ſechsundvierzig 
ſozialdemokratiſchen Abgeordneten wird von der Regierung bereit⸗ 
willig entgegengenommen, um kleine Majoritäten zu erlangen 
und man hüllt ſich in den Mantel des lichtſcheuen Geheimniſſes, 
wenn es ſich darum handelt, die ſozialdemokratiſch⸗anarchiſtiſchen 
Beſtrebungen nicht zu bekämpfen, ſondern nur zu beobachten, 
um ſich Rechenſchaft über ihre Fortſchritte ehrlich abzulegen. 


Überwachung des Fürſten Bismarck. 


(21. Juli 1894, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Frankfurter Zeitung“ ſagt in einem Artikel über den 
Fürſten Bismarck unter anderem: 


258 


„Da mag daran erinnert werden, daß Fürſt Bismarck ſich andauernd 
und zwar gerade während der Herrſchaft des jetzt ſo vermißten Sozia⸗ 
liſtengeſetzes in der Vorſtellung befunden hat, daß er perſönlich gefährdet 
ſei. Es iſt bekannt, daß ſein Haus und ſein Garten von allen Seiten 
durch eine Schar geheimer Poliziſten bewacht war, die ihn, wenn er ſich 
einmal in der Offentlichkeit zeigte, wie eine Wolke umgaben.“ 

Dieſe Überwachung war vom Kaiſer aus eigenem Antriebe 
befohlen worden. Wir haben vom Fürſten Bismarck nie ge⸗ 
hört, daß er ſich perſönlich gefährdet fühlte, als er im Dienſte 
war; er hätte nach den bekannten beiden Attentaten und den 
ungezählten Drohbriefen alle Veranlaſſung dazu gehabt. Daß 
der Kaiſer Wilhelm I. für die Sicherheit ſeines Kanzlers nach 
ſolchen Vorkommniſſen Sorge trug, erſcheint ein nicht unnatür⸗ 
licher Ausfluß ſeines monarchiſchen Berufsgefühls, welches ihm 
die Vorſorge für Erhaltung der perſönlichen Sicherheit ſeiner 
Diener nicht allein, ſondern jedes ſeiner Untertanen nahelegte. 
Mit ähnlicher Leichtfertigkeit wie die „Frankfurter Zeitung“ 
könnte man auch über die Sicherheitsmaßregeln ſpotten, mit 
denen Monarchen und andere hervorragende Perſonen im 
Intereſſe der öffentlichen Sicherheit umgeben werden. Daß 
gegenwärtig kein Bedürfnis für ähnliche Überwachungen vor⸗ 
liegt, erklärt ſich leicht aus der Tatſache, daß Attentate der 
Regel nach nur von politiſchen Richtungen ausgehen, welche 
gegenwärtig für Stützen des neuen Kurſes gelten und kein 
Verlangen nach einer Anderung in der Staatsleitung empfinden. 


Empfang Krügers im Jahre 1884. 
(31. Juli 1894, Ab.⸗Ausg.) 


Zu der Mitteilung, daß der Präſident von Transvaal, 
Paul Krüger, binnen kurzem eine Reiſe nach London machen 
werde, um mit der engliſchen Regierung über verſchiedene 
ſchwebende Fragen unmittelbar zu verhandeln, wurde kürzlich 
in der „Kreuzzeitung“ bemerkt: 


„Im Jahre 1884 war bekanntlich Präſident Krüger ſchon mit General 
Smit und dem Unterrichtsminiſter du Toit in Berlin. Damals trug er 
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dem Deutſchen Reiche das Protektorat über die Republik an, ein Vor⸗ 
ſchlag, der leider nicht angenommen wurde.“ 

Wir ſind von kompetenteſter Seite zu der Erklärung er⸗ 
mächtigt, daß dieſe Behauptung vollſtändig aus der Luft ge⸗ 
griffen iſt. Ein Antrag, die Transvaalrepublik unter deutſches 
Protektorat zu ſtellen, iſt von dem Präſidenten Krüger damals 
nicht geſtellt worden. Seine Beſuche hatten nur dem Bedürf⸗ 
niſſe entſprochen, freundſchaftliche Fühlung mit dem Deutſchen 
Reiche zu nehmen und dies gelang ihm vollſtändig. Im Jahre 
1884 herrſchte bekanntlich zwiſchen der Transvaalrepublik und 
England keine Freundſchaft und ein Antrag auf Übernahme 
des Schutzes für die Republik wäre deshalb eine Frage von 
ſo großer Tragweite geweſen, daß ſie ſich gründlicher amtlicher 
Prüfung und Behandlung nicht hätte entziehen können. Wir 
können mit Beſtimmtheit verſichern, daß die Frage des Pro⸗ 
tektorats nicht geſtellt wurde und wir bedauern, daß die „Kreuz⸗ 
zeitung“ ſolcher unverbürgten Nachricht Raum in ihren Zeilen 
gewährt. 

Der Präſident Krüger hatte damals eine Audienz bei Kaiſer 
Wilhelm, bei der die Eigentümlichkeit einer doppelten Ver⸗ 
dolmetſchung für den mündlichen Verkehr erforderlich war. Der 
Präſident ſprach nur Holländiſch, ſein Begleiter Holländiſch und 
Engliſch; letzterer hatte die Aufgabe, die Außerungen des Präſi⸗ 
denten für den anweſenden Reichskanzler in das Engliſche zu über⸗ 
tragen, der ſie dann dem Kaiſer in deutſcher Überſetzung mitteilte. 
Von einem Anerbieten in der Richtung des „Kreuzzeitungs“⸗ 
artikels war weder in der Audienz noch in dem ſpäteren Verkehr 
des Präſidenten mit dem Kanzler Fürſten Bismarck die Rede. 


Die Königsberger Rede des Kaiſers. 
(12. Sept. 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Die bedeutſame Rede, die der Kaiſer in Königsberg gehalten 
hat, beſchäftigt, wie natürlich, die deutſche Preſſe in erſter Linie. 
Ein jeder ſucht aus dem mannigfaltigen Stoff, den dieſelbe ge⸗ 
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währt, zu entnehmen, was ihm und feiner Partei paßt. Zu 
dieſem Behufe wird die nach ihrem logiſchen Zuſammenhange 
wohl erwogene Rede des Monarchen in verſchiedene Teile zer- 
pflückt, wo dann ein jeder Teil, aus dem Zuſammenhang ge- 
riſſen, geeignet iſt, verſchiedenartigen Auffaſſungen eine Unter⸗ 
lage zu gewähren. Wir glauben, daß die Rede nur als Ganzes 
ins Auge gefaßt werden kann und danach allein bilden wir uns 
unſer Urteil. 

Der Kaiſer hat den oſtpreußiſchen Edelleuten und Agrariern 
ſeine Unzufriedenheit mit der Form, in der ſie ihre Oppoſition 
gegen die Handelsverträge betrieben haben, nochmals zum Aus⸗ 
druck gebracht, dann aber zu erkennen gegeben, daß er dieſe 
Phaſe des Meinungskampfes, wie ſie in der Tat mit Annahme 
des ruſſiſchen und des rumäniſchen Handelsvertrages ihren Ab- 
ſchluß gefunden hat, als der Vergangeheit angehörig anſehe. Er 
hat darüber Abſolution erteilt mit den Worten: „Als ausgelöſcht 
betrachte ich alles, was geſchah.“ Zugleich erklärte er den Land⸗ 
wirten: „Was Sie bedrückt, empfinde auch ich, denn ich bin der 
größte Grundbeſitzer in unſerem Staate und ich weiß ſehr wohl, 
daß wir durch ſchwere Zeiten gehen. Halten wir ſtill, ertragen 
wir ſie in chriſtlicher Duldung, in feſter Entſchloſſenheit und in 
der Hoffnung auf beſſere Zeiten.“ 

In dieſer Hoffnung — und darin liegt für uns das Haupt⸗ 
gewicht der kaiſerlichen Rede — fühlen wir uns beſtärkt, wenn 
der Monarch an ſeine oſtpreußiſchen Untertanen den Ruf richtete: 
„Auf zum Kampfe für Religion, für Sitte und Ordnung gegen 
die Parteien des Umſturzes! Laſſen Sie uns zuſammen in dieſen 
Kampf hineingehen!“ Dieſe Aufforderung, welche der ganzen 
Rede ihr eigentliches Gepräge verleiht, hat für uns und, wie 
wir glauben, für jeden, der ohne tendenziöſe Fraktionsſtreberei 
die Kaiſerrede lieſt, in ihrer Quinteſſenz die Bedeutung eines 
Verzichtes auf Fortſetzung des Streites über eine Vergangen- 
heit, welche auf lange Jahre hinaus unabänderliche Gegenwart 
geworden iſt. In der Tat, die Handelsverträge ſind ein fait 
accompli, an dem auf ein Dezennium hinaus nichts mehr zu 
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ändern iſt, und die Berückſichtigungen, die außerhalb derſelben 
der Landwirtſchaft zugewandt werden können, werden bei dem 
„größten Grundbeſitzer des Staates“ ein geneigtes Ohr finden. 

„Verzichten wir auf den Streit über Vergangenes und einſt⸗ 
weilen Unabänderliches und wenden wir uns gemeinſam den 
Aufgaben zu, welche die Gegenwart uns ſtellt, indem wir ver⸗ 
eint in den Kampf für Religion, Sitte und Ordnung gegen die 
Parteien des Umſturzes hineingehen.“ Damit glauben wir die 
Deutung der kaiſerlichen Rede, welche durch Herausreißen ein⸗ 
zelner Stellen aus dem Zuſammenhange von allen denjenigen 
abzuſchwächen geſucht wird, denen der Kampf gegen die Parteien 
des Umſturzes Unbehagen verurſacht, richtig geſtellt zu haben. 
Man muß der Rede des Monarchen Gewalt antun, um zu der 
Auslegung zu gelangen, welche diejenigen Parteien ihr geben, 
die ſtets von einigen „Gewiſſensbedenken“ befallen werden, ſo⸗ 
bald von Umſturz und deſſen Bekämpfung geſprochen wird. Der 
Appell des Kaiſers, ihn zu unterſtützen in dem Kampfe, in den 
mit ihm zuſammen hineinzugehen er ſeine Königsberger Zuhörer 
aufgefordert hat, wird in den weiteſten Kreiſen des Landes ohne 
Rückſicht auf eine Sonderſtellung des Adels begeiſterten Anklang 
und bereitwillige Hilfe finden. 


Fürſt Bismarck und das Reichstagswahlrecht. 
(14. Sept. 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Ein Berliner Blatt wirft dem Fürſten Bismarck wiederholt 
vor, daß er die Mängel des jetzigen Reichswahlgeſetzes ver⸗ 
ſchuldet habe. Wenn man die Opportunität der Einführung 
desſelben kritiſiert, ſo ſollte man ſich doch vor allen Dingen die 
Lage vergegenwärtigen, in der wir uns zu jener Zeit befanden. 
Die damalige Situation war ſo, daß wir kein Hilfsmittel, welches 
die Umſtände bieten konnten, von Hauſe aus abſchneiden und 
vernachläſſigen durften. Es wäre leichtfertig geweſen, unſere 
Aufgabe auch nur theoretiſch zu erſchweren, weil man nicht wiſſen 
konnte, ob theoretiſche Fragen nicht bei dem unſicheren Verlaufe 
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des Krieges von praktiſchem Gewicht werden konnten. Die An- 
nahme des Frankfurter Wahlgeſetzes im Jahre 1866 war aber 
ein Kampfmittel rebus sic stantibus; der Verzicht auf einen 
Teil und auf einen ſo weſentlichen des Frankfurter Programms, 
welches damals noch die Unterlage für die deutſche National- 
bewegung bildete, konnte als neue Verdächtigung der nationalen 
Geſinnungen Preußens ausgebeutet werden. Und wenn der 
Krieg nicht ſo günſtig verlief, wie es der Fall war, ſo lag in 
der Entfeſſelung der nationalen Begeiſterung des deutſchen Volkes 
ein gegebenes Stadium der weiteren Entwicklung. Noch gegen⸗ 
über den franzöſiſchen Zumutungen und Kriegsdrohungen in den 
Jahren 1866/67 war eins der Argumente von Gewicht, die Graf 
Bismarck dem franzöſiſchen Botſchafter im Intereſſe des Friedens 
entgegenhielt, in die Worte gefaßt: Qu' une guerre nationale 
entre les deux nations pourrait facilement dégénérer en guerre 
à coups de revolution. Es war von Wichtigkeit, auch in Frank⸗ 
reich den Glauben nicht zu beeinträchtigen, daß ein deutſches 
Kriegsprogramm ein rein nationales ſein würde. Selbſt bei 
den Entſchließungen der ſüddeutſchen Regierungen, bei denen das 
entſcheidende Gewicht durch die nationale Geſinnung des Königs 
Ludwig von Bayern gegeben wurde, konnte die Frage nationaler 
Erhebungen nicht ohne Beachtung bleiben, geradeſo wie die 
Symptome ungariſcher nationaler Bewegungen während des 
Krieges von 1866 nicht ohne Bedeutung für das Wiener Kabinett 
bleiben konnten. 

In der damaligen Situation ſchien es bedenklich, von den 
deutſchen nationalen Forderungen, ſo wie ſie ſich im Frankfurter 
Parlament geſtaltet hatten, weiter als notwendig abzugehen und 
namentlich die Beteiligung der deutſchen Nation an ihren Wahlen 
in dem Moment, wo eine entſcheidende Erklärung notwendig 
war, irgendwie zu verkürzen oder herunter zu handeln. Außer⸗ 
dem war damals die Annahme berechtigt, daß die monarchiſche 
Geſinnung und dynaſtiſche Anhänglichkeit in den breiteſten Schichten 
der Bevölkerung weniger angekränkelt war als in denjenigen, 
welche in den Parlamenten von Frankfurt bis zu dem preußiſchen 
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Konflikte das Wort geführt hatten. Bei Annahme des Frank⸗ 
furter Programms von 1849 war der Gedanke maßgebend, daß 
vor allem zunächſt die deutſche Einigkeit und ihre europäiſche An⸗ 
erkennung ſicher zu ſtellen ſei, und daß die Steine, die für den 
haſtigen Bau des Reiches vorhanden waren, auf ihre Haltbar⸗ 
keit einſtweilen ſo genau nicht zu prüfen wären, indem die deutſche 
Nation intelligent und ſelbſtbewußt genug iſt, um ſich, ſobald ſie 
vom Ausland ungeſtört ſich organiſieren kann, nach ihrem Er⸗ 
meſſen einzurichten. Es war die Anſicht maßgebend, welche ſich 
in dem oft zitierten Vergleiche ausſprach: „Setzen wir Deutſch⸗ 
land nur in den Sattel, reiten wird es ſchon können!“ Es be⸗ 
ſtand die Überzeugung, daß ein Volk, wie das deutſche, wenn 
es zu der Erkenntnis gelangt, daß bei der erſten Gründung des 
Deutſchen Reiches ihm nicht paſſende Einrichtungen mit über⸗ 
nommen ſeien, klug und beſonnen genug ſein werde, ſie nach 
eigenem Ermeſſen zu verbeſſern. 

Sollte die Überzeugung, daß das heutige Wahlrecht ſchäd⸗ 
lich ſei, in der Mehrheit des deutſchen Volkes vorhanden ſein, 
ſo wird ſich ein Weg dazu, dieſer überzeugung zu ihrem Recht 
zu verhelfen, finden laſſen. Bisher iſt eine amtlich erkennbare 
Anregung in dieſer Richtung von keiner Seite erfolgt. Selbſt 
die Heimlichkeit der Stimmabgabe, die ihrer Natur nach wie alle 
Heimlichkeiten in der Politik das germaniſche Selbſtgefühl zuerſt 
zum Widerſpruch reizen kann, iſt bisher niemals amtlich angefochten 
worden. Solange dies nicht geſchieht und ſogar regierungsſeitig 
nicht geſchieht, läßt ſich auch die Behauptung, daß Deutſchland 
ſein Wahlrecht als verbeſſerungsbedürftig erkenne, nicht begründen. 


Regentſchaft in Elſaß⸗Lothringen. 
(14. Sept. 1894, Morg.⸗Ausg.) 

Über das einſtige Projekt der Errichtung einer Regent⸗ 
ſchaft in Elſaß⸗Lothringen unter dem damaligen Kronprinzen 
Friedrich Wilhelm und deſſen Stellung dazu, leſen wir im 
„Rheiniſchen Kurier“: 
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„Über ein Projekt aus dem Jahre 1877, dem jeweiligen deutſchen 
Kronprinzen die Souveränität über Elſaß⸗Lothringen zu übertragen, hat 
in der ‚Deutſchen Revue der Generalkonſul Schneegans in Genua Mit⸗ 
teilung gemacht. Jetzt ſchreibt der ‚Straßburger Poſt' der Rechtsanwalt 
Dr. Schneegans aus Baden⸗Baden, daß die Urſprünglichkeit dieſes Ge⸗ 
dankens nicht dem Fürſten Bismarck, ſondern ihm zufalle. Er habe bei 
einer kurzen Unterredung mit dem Kronprinzen es als die beſte Löſung 
bezeichnet, die Souveränität des Landes, als eines deutſchen Staates, 
dem jeweiligen Kronprinzen zu übertragen. Ich erinnere mich noch, daß 
Kronprinz Friedrich mich bei dieſer Eröffnung etwas überraſcht beſonders 
anſah, und mir darauf ſofort antwortete: „Ich begehre nicht mehr.“ An 
demſelben Abend hatte ich dann noch die Gelegenheit, dem Kaiſer ſelbſt 
dieſelbe Idee nahezulegen, und Seine Majeſtät nahm ſie huldvoll auf, 
und antwortete mir, der Vorſchlag ſcheine ihm bemerkenswert; doch 
könnten ſich darüber einige Bedenken erheben, die Frage müßte über⸗ 
legt und geprüft werden. Einige Zeit nachher erfuhr ich, daß der Vor⸗ 
ſchlag in Berückſichtigung gezogen werde und Ausſicht auf Ausführung 
desſelben beſtehe. Dann kamen aber die Attentate, und dem Kronprinzen 
wurde die Regentſchaft übertragen, und dabei ſcheiterte der Erfolg.“ 


Es iſt vollſtändig unrichtig, daß der damalige Kronprinz 
gegen die Idee ſeiner Regentſchaft in Elſaß-Lothringen geweſen 
ſei; er iſt vielmehr mit Liebe auf den Gedanken, als er vom 
Fürſten Bismarck angeregt wurde, eingegangen und dieſer würde 
wahrſcheinlich Verwirklichung gefunden haben, wenn nicht Kaiſer 
Wilhelm I. mit Beſtimmtheit dagegen geweſen wäre, weil er in 
ſeinem Alter wünſchte, den Kronprinzen in ſeiner Nähe, in 
Berlin zu behalten. Wie er gelegentlich äußerte, überſchritt die 
Abweſenheit ſeines Nachfolgers von Berlin ohnehin ſchon das 
Maß deſſen, was er als Familienvater und als Landesherr in 
ſeinen Jahren und bei der Unberechenbarkeit ſeiner Lebensdauer 
für richtig hielt. Der Kaiſer war damals achtzig Jahre alt und 
bei gelegentlichen Krankheitsanfällen mit der Möglichkeit eines 
früheren Ablebens, als ſpäter der Fall war, jederzeit vertraut. 
Lediglich dieſe berechtigte Auffaſſung des Kaiſers, aber durchaus 
nicht die Abneigung des Kronprinzen ſtand der Verwirklichung 
der elſaß⸗lothringiſchen Regentſchaft im Wege, und daß die lebens 
gefährliche Verwundung des Monarchen jeder weiteren Ver— 
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folgung der Idee ein Ziel ſetzte, iſt wohl erklärlich. Wir wollen 
nur feſtſtellen, daß der Kronprinz von Anfang an bereit war, 
ſich der Regierung von Elſaß⸗Lothringen zu widmen, der ab⸗ 
geſchloſſenen Vergangenheit gegenüber iſt es kein Bedürfnis 
mehr, die Zweckmäßigkeit jenes Planes, ſeine Vorteile und Ge⸗ 
fahren näher zu erwägen. Wenn der Kronprinz wirklich zu 
Schneegans geſagt hat: „Ich begehre nicht mehr!“ ſo ſtimmt 
das mit unſerer Darſtellung des Sachverhalts überein. 


Zur Amſturzvorlage. 
(13. Dez. 1894, Morg.⸗Ausg.) 


Wir glauben, daß mit der Vorlage nicht der richtige Bahn⸗ 
ſtrang gewählt iſt, um dem erſtrebten Ziele näher zu kommen. 
Die Umſturzbeſtrebungen von der Art, welche neuerdings das 
Bedürfnis ihrer Bekämpfung in den Vordergrund gebracht haben, 
gehen nicht von der Geſamtheit der Bevölkerung aus, für welche 
das gemeine Recht beſtimmt iſt, ſondern ausſchließlich von der 
Sozialdemokratie und deren Zubehör. Die Überzeugung, daß 
dieſe ſpezielle Feindſchaft gegen unſere heutigen ſtaatlichen und 
geſellſchaftlichen Gebilde nur gemeinrechtlich bekämpft werden 
dürfe, iſt ein Ergebnis politiſcher Doktrin und entſpricht nicht 


dem praktiſchen Bedürfniſſe. Religion, Monarchie, geſellſchaft⸗ 


liche Ordnung, Eigentum haben außerhalb der Sozialdemokratie 
keine nennenswerten Gegner. Der Gegner, der zu bekämpfen 
iſt, kennzeichnet ſich ſelbſt in der ſchärſſten Weiſe durch ſein Pro⸗ 
gramm und feine Angriffe. „Die Sozialdemokratie hat ſpeziell 
dem Chriſtentume, der Monarchie, der geſellſchaftlichen Ordnung, 
der Ehe, dem Eigentum den Krieg erklärt und die Verteidigung 
gegen dieſen Feind wird abgeſchwächt, wenn man ſich nicht ge⸗ 
traut, den Gegner mit Namen zu nennen und genau zu kenn⸗ 
zeichnen. Wenn man, um Angriffe der Sozialdemokratie ab⸗ 
zuwehren, ſich theoretiſch in Verteidigungszuſtand gegen die 
geſamte Bevölkerung ſetzt, einſchließlich der durch die Angriffe 
bedrohten großen Mehrheit der Bevölkerung, ſo macht das einen 
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analogen Eindruck, als ob man beim Angriffe eines auswärtigen 
Feindes ſich auf die Ermächtigung zur Verteidigung gegen alle 
Angriffe beſchränken wollte, die mit Feuer⸗ oder Handwaffen im 
Lande ausgeführt werden könnten. Der Staat will die Monarchie, 
Religion, geſellſchaftliche Ordnung, Ehe und Eigentum ver⸗ 
teidigen. Die Sozialdemokratie erklärt alle dieſe Einrichtungen 
mit allen Mitteln, die ihr unſere freie Verfaſſung gewährt, be⸗ 
kämpfen zu wollen: ſie gibt dieſer Tendenz neuerdings ſchärferen 
Ausdruck als früher und nimmt damit den Handſchuh auf, den 
die Vorlage ihr hingeworfen hat. 

Die Singerſche Epiſode, das Verhalten der mit der deutſchen 
Sozialdemokratie ſolidariſchen belgiſchen, welche ſich nicht auf 
paſſive Demonſtrationen beſchränkt, ſondern das Hoch auf den 
König mit dem Hoch auf die Revolution offen beantwortet, kenn⸗ 
zeichnen mehr als das frühere Verhalten der ſtaatsfeindlichen 
Partei ihr Bewußtſein, ſich im Kriegszuſtande mit den ſtaat⸗ 
lichen Einrichtungen zu befinden, und wir halten es für eine 
doktrinäre Schwäche unſerer liberalen Parteien vom Fortſchritt 
aufwärts, wenn ſie glauben, ſtaatsrechtlichen Theorien zuliebe 
zur namentlichen Bezeichnung und Ausſonderung des Gegners 
nicht berechtigt zu ſein. Es iſt ein Irrtum der liberalen Parteien, 
wenn ſie glauben, ihrerſeits mit der Sozialdemokratie ſtaatlich 
leben zu können; fie würden einer ſozialdemokratiſchen Herr- 
ſchaft gegenüber ſich doch höchſtens der Wohltat erfreuen, die 
Polyphem dem Odyſſeus bewilligte, daß er das letzte der Opfer 
ſein ſollte. Die Verfaſſung in Frankreich bietet heutzutage alles, 
was der Liberalismus von ihr verlangen kann und niemand 
wird doch deshalb annehmen, daß die fortſchreitende Bewegung 
der Sozialdemokratie in Frankreich dadurch zum Stillſtand ge- 
bracht iſt. In Belgien dürfte unter den Rubriken des Liberalis⸗ 
mus kaum etwas zu wünſchen übrig ſein, und für diejenigen, 
welche glauben, daß die katholiſche Geiſtlichkeit die prädeſtinierte 
Siegerin über die Sozialdemokratie ſein werde, hat die Praxis 
der katholiſchen Regierung Belgiens bisher keine Beweiſe ge— 
liefert. Wir glauben nicht, daß die Anhänger der Sozial- 
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demokratie dort in dem eigenen katholiſchen Glauben die nötigen 
Anknüpfungspunkte bieten, an denen die Lehren des Katholizismus 
behufs ihrer Bekehrung haften können. a 

Es iſt menſchlich natürlich und chriſtlich berechtigt, daß Re⸗ 
gierungen vor der Ausſicht zurückſchrecken, ihre Exiſtenzberech⸗ 
tigung ſchließlich den eigenen Untertanen gegenüber im materiellen 
Kampfe darzutun. Wir wagen nicht zu behaupten, daß dieſe 
bedauerliche Kombination notwendig eintreten müſſe in Ländern, 
wo die Regierung das richtige Verſtändnis und die Furchtloſigkeit 
beſitzt, welche ſie befähigt, dem Kampfe eventuell nicht auszuweichen; 
aber wir glauben, daß die Gefahren eines ſolchen Kampfes um 
ſo größer werden, je länger die Schüchternheit der Regierungen 
und der juriſtiſche Zopf ſie abhält, die Situation allen Beteiligten 
zur klaren Anſchauung zu bringen, und den alleinigen Gegner, 
welcher die ſtaatlichen Grundlagen der Religion, der Monarchie, 
der Ehe und des Eigentums bedroht, beim Namen zu nennen. 

Der Kampf um dieſe bisherigen Beſitztümer der menſchlichen 
Geſellſchaft iſt eben keine theoretiſche, er iſt einfach eine Macht⸗ 
frage, eine Frage, ob es den ſozialdemokratiſchen Führern, Ver⸗ 
führern und Rednern, die das Blaue vom Himmel verſprechen, 
ohne ihre Verheißungen je wahr machen zu können, gelingt, 
eine ſtaatsgefährliche Macht unter ihre Fahnen zu ſammeln oder 
nicht.“ In dieſer Überzeugung ſind wir der Meinung, daß die 
neueſte Umſturzvorlage zwar ein dankenswerter Fortſchritt im 
Vergleiche mit der früheren parlamentariſchen Kampfgenoſſenſchaft 
zwiſchen Regierung und Sozialdemokratie kennzeichnet, und daß es 
beklagenswert ſein würde, wenn durch theoretiſche Gegnerſchaft die 
Staatsregierung im Reichstage auf dem neu beſchrittenen Wege 
entmutigt würde. Wir wagen auch nicht zu hoffen, daß ſich im Reichs⸗ 
tage, ſo wie er heute zuſammengeſetzt iſt, das Maß von Initiative 
und Energie finden werde, welches erforderlich ſein würde, die 
bisherige gemeinrechtliche ſtaatliche Vorlage auf eine praktiſche 
Richtung gegen die Sozialdemokratie zu konzentrieren; wir haben 
nur unſerer Anſicht über dieſelbe im Hinblick auf die Möglich⸗ 
keiten, welche die Zeit bringen kann, Ausdruck geben wollen. 
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Fehlende Gegenzeichnung der Entlaſſung Bismarcks. 
(17. Dez. 1894, Ab.⸗Ausg.) 


In der neueſten „Zukunft“ wird geſagt, „die Entlaſſung 
Bismarcks hat Caprivi gegengezeichnet; auch das war bekannt.“ 
Dieſelbe Angabe hat Miniſter v. Boetticher im Reichstage ge- 
macht. Wir können damit eine Erinnerung an ein Geſpräch 
nicht in Übereinſtimmung bringen, welches wir einige Wochen 
nach der Entlaſſung des erſten Kanzlers, etwa im April oder 
Mai 1890, in Friedrichsruh mit angehört zu haben uns ent⸗ 
ſinnen. Bei dieſer Gelegenheit ſprach der Fürſt ſich einem rechts⸗ 
kundigen Zuhörer gegenüber in zweifelloſer Weiſe dahin aus, 
daß ſeine Entlaſſung überhaupt nicht kontraſigniert ſei. Nach 
dem, was bisher über den Hergang am 20. März 1890 bekannt 
wurde, iſt dieſe Überzeugung des Fürſten damals vielleicht die 
richtige geweſen, und man darf wenigſtens aus ihr ſchließen, 
daß er ſelbſt eine Kontraſignatur ſeiner Entlaſſung nicht geſehen 
hat. Die Mitteilungen, welche ihm über die Kaiſerliche Ent⸗ 
ſchließung am 20. März zugingen, wurden ihm bekanntlich durch 
die beiden Chefs des Zivil⸗ und Militärkabinetts in verſiegelter 
Orderform überbracht, die eine die Entlaſſung aus den Zivil⸗ 
ämtern, die andere die Beförderung zum Generaloberſten ent- 
haltend. Es iſt kaum anzunehmen, daß die beiden Kabinetts⸗ 
cheßs auf dem Wege vom Schloſſe zum Kanzlerpalais einen 
Miniſter oder den deſignierten Nachfolger des Kanzlers aufgeſucht 
hätten, um vor der Inſinuation der Dokumente die Kontra⸗ 
ſignatur herbeizuführen. 

Unſerer Anſicht nach entſpricht in ſolchen Fällen der Logik 
konſtitutionellen Staatsrechts die Gegenzeichnung ſowohl der Ent⸗ 
laſſung wie der Neuernennung durch den Miniſter, der entlaſſen 
wird, und der damit den letzten Akt ſeiner miniſteriellen Tätig⸗ 
keit auszuüben hat. Sein Nachfolger kann ohne eine in dieſer 
Art noch von dem Vorgänger geleiſtete Kontraſignatur ver- 
faſſungsmäßig (Artikel 17) nicht gültig ernannt werden, da er, 
bevor er ſelbſt gültig ernannt iſt, weder die Entlaſſung des Vor- 
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gängers noch feine eigene Ernennung mit rechtlicher Wirkung 
gegenzeichnen kann; er muß zuvor ſelbſt, unter amtlicher Kontra⸗ 
ſignatur eines noch fungierenden Miniſters, ernannt worden ſein. 
Die Gewohnheiten, welche ſich in konſtitutionellen Staaten in 
dieſer Richtung ausgebildet haben, ſind nicht übereinſtimmend, 
das Gewohnheitsrecht eines jeden reicht aber hin, die nach dem⸗ 
ſelben erfolgenden Ernennungen als legale erſcheinen zu laſſen. 
Im Deutſchen Reiche konnte ſich bis 1890 ein Gewohnheitsrecht 
für Kanzlerernennung nicht ausbilden und die Legalität des Ver⸗ 
fahrens war daher ausſchließlich nach der juriſtiſchen Logik zu 
beurteilen. Im preußiſchen Miniſterium kann jeder der acht 
oder zehn Miniſter die Entlaſſung eines jeden ſeiner Kollegen 
und die Ernennung eines neuen verfaſſungsmäßig legaliſieren; 
im Reiche liegt die Sache anders, da nur der Kanzler, un⸗ 
geachtet des Stellvertretungsgeſetzes, bei Ernennung ſeines Nach⸗ 
folgers zur Kontraſignatur befähigt iſt; wir halten es für einen 
ſtaatsrechtlichen Irrtum, wenn Herr v. Boetticher für den „all⸗ 
gemeinen“ Stellvertreter des Kanzlers eine ſelbſtändige Kontra⸗ 
ſignaturbefugnis in Anſpruch nimmt, ohne daß er durch die 
Fortdauer der Autorität des Kanzlers gedeckt wäre, zu deſſen 
„Vertreter“ er gleich den übrigen Staatsſekretären „in Fällen 
der Behinderung des Kanzlers“ ernannt iſt; ſein Auftrag er⸗ 
liſcht mit dem Erlöſchen der amtlichen Befugnis des von ihm 
Vertretenen. Dem entſprach ſtets die Firma, unter der die 
Stellvertreter für den Kanzler zeichneten. 

Wenn die Ernennung des Grafen Caprivi nur von dem 
Staatsſekretär des Innern in Vertretung eines entlaſſenen Kanz⸗ 
lers kontraſigniert iſt, ſo fehlt ihr die nach Artikel 17 der Reichs⸗ 
verfaſſung nötige Vorbedingung zur verfaſſungsmäßigen Gültig⸗ 
keit. Nur wenn Herr v. Boetticher die Ernennung Caprivis ſchon 
vor der Entlaſſung des Fürſten Bismarck gegengezeichnet hätte, 
alſo zu einer Zeit, wo er noch als Vertreter des letzteren rechts⸗ 
kräftig fungierte, würde er dieſen Akt mit der verfaſſungsmäßigen 
Wirkſamkeit eines Vertreters des noch nicht entlaſſenen Kanzlers 
haben leiſten können. Dann aber ließe ſich annehmen, daß er den 
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von ihm vertretenen Borgejegten von dieſem Vorgange in Kenntnis 
geſetzt haben würde; dies iſt indes nach allem, was bisher be⸗ 
kannt geworden iſt, nicht geſchehen. 


Nochmals: Die Frage der Gegenzeichnung. 
(22. Dez. 1894, Ab.⸗Ausg.) 


Unſer neulicher Artikel über die Gegenzeichnung beim Kanzler⸗ 
wechſel hat in der Preſſe zu Erörterungen geführt, die uns 
Anlaß zu folgenden weiteren Ausführungen geben. 

Wir halten daran feſt, daß, wie wir nachgewieſen haben, 
der austretende Kanzler ſeine Entlaſſung und die Berufung ſeines 
Nachfolgers gegenzeichnen muß. Daß er ſeine Entlaſſung zu 
zeichnen hat, kann keinem Zweifel unterliegen, ſobald der Wille 
des Souveräns ihm zur amtlichen Kenntnis gekommen iſt; dann 
hat er keine Wahl mehr. Daß ein Miniſter die Kontraſignatur 
ſeiner eigenen Entlaſſung verweigert, wenn er den Beweis in 
den Händen hat, daß der Monarch nicht mehr mit ihm wirt⸗ 
ſchaften will, iſt unter regelmäßigen Verhältniſſen nicht denkbar. 
Man könnte höchſtens zweifeln, ob ihm auch die verantwort⸗ 
liche Zeichnung der Ernennung des Nachfolgers zugemutet werden 
kann; denn dieſe könnte unter Umſtänden ſo ſein, daß ſie ihm 
dem Staate nachteilig erſcheint und er die Verantwortung für 
ſie nicht übernehmen will. Nach genauer Logik kann die Be⸗ 
rufung des Nachfolgers, ſobald dieſelbe dem Vorgänger gemein⸗ 
ſchädlich erſcheint, durch eine konſtitutionelle Verantwortlichkeit 
überhaupt nicht gedeckt werden. Es iſt dies eine Stelle, wo die 
konſtitutionellen Theorien an Inkommenſurabilität leiden, ebenſo⸗ 
gut wie die Quadratur des Zirkels. Man muß über dieſen 
Hiatus mit Nachſicht hinweggehen. Bei der Wahl des Nach— 
folgers tritt notwendig die durch keine Verantwortlichkeit be- 
ſchränkte Souveränität in Kraft; der abgehende Miniſter kann 
der Meinung ſein, daß der König einen Dummkopf oder einen 
Verräter wählt, es wird ihm immer kaum etwas übrig bleiben, 
als die verfaſſungsmäßige Legaliſierung des kaiſerlichen Ent- 
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ſchluſſes. Vollkommen find eben keine menſchlichen Einrichtungen 
und in dieſer Rückſicht iſt der Unterzeichner der Ernennung ſeines 
Nachfolgers von der Verantwortlichkeit frei zu erklären, wie er 
es in bezug auf ſeine eigene Entlaſſung ja ſchon iſt, ſobald er 


den Entſchluß des Monarchen, ihn zu ri „amtlich mit⸗ 


geteilt erhält. 

In Preußen liegen die Verhältniſſe etwas anders dadurch, 
daß mehrere verantwortliche Miniſter exiſtieren, von denen jeder 
die Entlaſſung des Kollegen gegenzeichnen kann. Allerdings 
kommt es vor, daß das ganze Kabinett ſeine Entlaſſung gibt 
und dann beſteht ein ähnlicher Fall wie im Reiche, wenn der 
Kanzler, der allein verantwortliche Miniſter, entlaſſen wird. Der 
Hiatus, wie oben angedeutet, bleibt beſtehen; es müßte denn 
eine Verfaſſungsänderung vorgenommen und beſtimmt werden, 
wer für den Fall der Kanzlerentlaſſung und ſo weiter gegen⸗ 
zuzeichnen habe. 
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Eine geſchichtliche Berichtigung. 
(19. Febr. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In einem Schriftſtück des vorigen Königs von Belgien, das 
in dem vierten Bande der Bernhardiſchen Veröffentlichung ab⸗ 
gedruckt iſt, wird behauptet, daß Herr v. Bismarck ſeinerzeit 
vorgeſchlagen hätte, durch Abtretung deutſchen Landes an Frank⸗ 
reich eine Vergrößerung Preußens in Deutſchland herbeizuführen. 
Bei aller Achtung vor dem damaligen Könige von Belgien können 
wir doch nur annehmen, daß der Herr, wenn er dies ſchrieb, 
falſch unterrichtet geweſen iſt. Das betreffende Schriftſtück muß 
ungefähr im Jahre 1861 geſchrieben worden ſein. Damals war 
Herr v. Bismarck⸗Schönhauſen in St. Petersburg, und es iſt 
ſchwer erfindlich, wem er von dort aus einen ſolchen „Vorſchlag“ 
gemacht haben könnte. In ſeiner Stellung als preußiſcher Ge⸗ 
ſandter war er überhaupt nicht in der Lage Vorſchläge von 
ſolcher Tragweite an maßgebenden Stellen zu machen und wenn 
er ſie etwa beim König Wilhelm oder beim Kaiſer von Ruß⸗ 
land hätte machen wollen, würde er damit wenig Glück gehabt 
haben. Die Haltung, die Herr v. Bismarck als Miniſter dem 
franzöſiſchen Verlangen nach Abtretung deutſchen Gebietes im 
Jahre 1866/67 in Fällen behauptet hat, wo es ſich um direkte 
Kriegsdrohung Frankreichs handelte, die Beſtimmtheit, mit 
welcher er dergleichen Zumutungen auf die Kriegsgefahr hin 
abgewieſen hat, laſſen es wenig glaubwürdig erſcheinen, daß er 
als preußiſcher Geſandter in Rußland dergleichen Intentionen 
ohne jede kompetenzmäßige Berechtigung irgendwo vertreten 
haben ſollte. N 

Der damalige König von Belgien war im Intereſſe der 
belgiſchen Politik beunruhigt über jede preußiſche Beſtrebung, 
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ſich von Oſterreich zu emanzipieren; er ſtand auf ſeiten Oſter⸗ 
reichs im Intereſſe der Verteidigung Belgiens gegen franzöſiſche 
Abſichten durch das Bündnis der beiden deutſchen Monarchien; 
und ſchon in der Zeit, wo Herr v. Bismarck noch Bundestags⸗ 
geſandter in Frankfurt war, bemühte ſich König Leopold in 
ſeiner Privatkorreſpondenz mit Friedrich Wilhelm IV. darauf 
hinzuwirken, daß dem preußiſchen Vertreter in Frankfurt die 
Oppoſition gegen Oſterreich unterſagt werde. Herr v. Bismarck 
war in der Lage, ſeinem Könige auf die Übermittlung der 
königlich belgiſchen Auffaſſung zu antworten, daß er die Weis⸗ 
heit des Königs von Belgien unbedingt anerkenne, aber glaube, 
daß dieſer Monarch die Situation anders beurteilen würde, 
wenn er nicht König von Belgien, ſondern von Preußen wäre. 
Bei dieſer Neigung des Königs Leopold von Belgien, jedem 
Elemente entgegenzutreten, welches die ihm wünſchenswerte Ein⸗ 
tracht zwiſchen Preußen und Oſterreich ſtören könnte, iſt es wohl 
erklärlich, daß er für Meldungen, welche den Frankfurter 
Störenfried, den preußiſchen Bundestagsgeſandten, in ſeinen 
Beſtrebungen hindern konnten, zugänglicher geweſen iſt als für 
andere. Wir wollen damit die Aufrichtigkeit der belgiſchen Politik, 
deren Vertretung dem König Leopold oblag, nicht in Zweifel 
ziehen, aber wir glauben nicht, daß dieſe aufrichtige Politik irgend⸗ 
einen tatſächlichen Anhaltspunkt für die Behauptung haben konnte, 
daß Herr v. Bismarck dergleichen, das heißt die Abtretung des 
deutſchen Gebiets an Frankreich, vorgeſchlagen habe. 

Wir wundern uns nicht, daß die heutigen Gegner des ehe⸗ 
maligen Reichskanzlers aus der königlich belgiſchen Diplomatie 
von 1861 noch jetzt Material zu ziehen ſuchen, um den früheren 
Reichskanzler zu verdächtigen, der ſpäterhin in die Lage kam, 
ſeine Entſchloſſenheit, Frankreich keine Trinkgelder zu bezahlen, 
in geſchichtlicher Weiſe zu dokumentieren. Wir wundern uns 
auch nicht, daß das „Berliner Tageblatt“ dieſen Eindruck durch 
Zitate aus dem Bernhardiſchen Nachlaſſe zu vervollſtändigen 
ſucht; aber wir können nicht glauben, daß Bernhardi in der Lage 
geweſen ſei, ſeine Unterredungen unter vier Augen mit dem da⸗ 
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maligen Kronprinzen von Preußen ohne Stenographen jo genau 
zu fixieren, wie fie ihm in der Erinnerung geweſen find. Außer- 
dem müſſen wir uns bei Beurteilung der Bernhardiſchen Relikten 
doch immer gegenwärtig halten, daß dieſer geiſtreiche Schrift⸗ 
ſteller nach ſeinem eigenen Zeugniſſe in der Regel nur mit den 
Elementen Verkehr pflog, welche an dem Sturze des damaligen 
Miniſteriums Bismarck arbeiteten. Wir wollen fie nicht nament⸗ 
lich anführen, denn ſie leben zum Teil noch, aber wer die Bern⸗ 
hardiſchen Memoiren lieſt, wird ſich aus den Perſönlichkeiten, 
mit denen dieſer Herr in Berlin verkehrte, ſehr leicht eine Liſte 
zuſammenſtellen können, welche alles umfaßt, was damals an 
höfiſcher und bureaukratiſcher Oppoſition gegen das Miniſterum 
Bismarck in Tätigkeit war. 


Vor dem Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege. 


(20. Febr. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In der „Allgemeinen Zeitung“ wird ein Artikel über den 
Fürſten Bismarck und den Ausbruch des franzöſiſchen Krieges 
veröffentlicht. Darin iſt unter anderem geſagt, König Wilhelm 
und Graf Bismarck ſeien ſo ſehr bemüht geweſen, jede unnötige 
Reizung des franzöſiſchen Nationalgefühls zu vermeiden, daß ſie 
den Wunſch Badens um Aufnahme in den Norddeutſchen Bund 
abgelehnt hätten. Das iſt unrichtig. Der Wunſch Badens ge- 
langte überhaupt nicht in einer Form zum Ausdruck, daß ſeine 
Ablehnung erforderlich geweſen wäre, aber man kannte ihn in 
Berlin, und wenn man ihn unerfüllt ließ, jo geſchah es keines- 
wegs aus Rückſicht auf Frankreich, ſondern in Rückſicht auf 
Bayern und Württemberg. Die Aufnahme Badens in den Nord- 
deutſchen Bund ohne Bayern und Württemberg hätte dieſen 
gegenüber den Eindruck einer rückſichtsloſen Vergewaltigung ge— 
macht; es wäre ein Druck auf ſie geweſen, und dieſen Druck zu 
vermeiden, lag in der damaligen norddeutſchen Politik, deren 
Aufgabe es war, abzuwarten, bis das geſamte Süddeutſchland 
zum Anſchluſſe bereit war. Nur die Rückſicht auf die militäri⸗ 
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ſchen, aber der Abſicht nach ſchon damals auch politiichen Bundes⸗ 
genoſſen in München und Stuttgart hielt die Berliner Politik 
ab, den badiſchen Wünſchen, die von Lasker und Genoſſen in 
ungeſchickter und vorlauter Weiſe vor die Offentlichkeit gebracht 
wurden, näherzutreten. 

Der Artikel in der „Allgemeinen Zeitung“ ſagt nachher, es 
ſei auf beiden Seiten, alſo auf franzöſiſcher wie auf norddeutſcher, 
ausgeſchloſſen geweſen, daß die ſpaniſche Frage nur als Vor⸗ 
wand ergriffen worden ſei, um vorher feſtſtehende kriegeriſche 
Abſichten zu verwirklichen. Daß Frankreich jeden Kriegsvorwand 
ergreifen würde, den es plauſibel fände, war damals in den 
politiſchen Kreiſen nicht zweifelhaft, und daß es entſchloſſen war, 
den Krieg zu führen, dafür liegt der Beweis in der Tatſache, 
daß auch ein ſo ungeſchickter Vorwand wie die ſpaniſche Königs⸗ 
wahl ihm gut genug erſchien. Die deutſche Politik ſah den Krieg 
mit Frankreich als zweifellos bevorſtehend voraus, wenn er nicht 
in Frankreich durch den Tod Napoleons, der ſchon zu jener Zeit 
ernſtlich ins Auge gefaßt wurde, oder anderweit durch innere 
Unruhen verhindert würde. Es lag aber im Intereſſe Deutſch⸗ 
lands, dieſen großen und gefährlichen Krieg, wenn er auch nicht 
zu vermeiden war, doch aufzuſchieben, weil die deutſche Seite 
mit jedem Jahre, um das der Ausbruch des Kriegs verſchoben 
wurde, um etwa hunderttauſend Mann nach preußiſcher Art aus⸗ 
gebildeter Soldaten ſtärker wurde. Die norddeutſche Militär⸗ 
macht war 1867 zur Zeit der Luxemburger Frage qualitativ 
und quantitativ lange nicht von der Stärke, mit welcher ſie 1870 
in den Krieg gegangen iſt. Die Ausbildung und die Stärke der 
Kriegsmacht in den neu annektierten Ländern war damals noch 
auf dem nämlichen ſchwachen Fuße, wie in dem Kriege von 1866, 
und die Einrichtung wie die Ausbildung der ſüddeutſchen Heere 
haben in den vier Jahren von 1866—1870 Fortſchritte gemacht, 
die für die Überlegenheit der deutſchen Kriegsmacht im Jahre 
1870 ſchwer ins Gewicht fielen. Nichtsdeſtoweniger war es in 
dem Zwiſchenraume zwiſchen 1866 und 1870 durchaus nicht 
Rückſicht auf Frankreich, welche die Aufnahme Badens in den 
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Norddeutſchen Bund hinderte, ſondern, wie gejagt, Rückſicht auf 
die anderen beiden Südſtaaten, deren freiwillige Entſchließung 
in Berlin abzuwarten war, ohne daß man den ungeſchickten 
Verſuch gemacht hätte, die Entſchließungen in Stuttgart und 
München durch den Druck der Aufnahme Badens in den Nord⸗ 
deutſchen Bund zu beſchleunigen. 

In dem weiteren Verlaufe des Artikels in der „Allgemeinen 
Zeitung“ ſpricht der Verfaſſer von einer Sitzung, welche über 
die ſpaniſche Frage am 15. März 1870 unter Vorſitz des Königs 
ſtattgefunden haben ſoll und in welcher Bismarck, Moltke, Roon, 
Thile, Delbrück und Schleinitz in Gegenwart des Königs Be— 
ratung gehalten haben ſollen. Eine ſolche Sitzung hat niemals 
ſtattgefunden. Der König hat mit Bismarck, Moltke und Roon 
einzeln beraten, mit Thile, der der vortragende Rat Bismarcks 
war, und mit Delbrück überhaupt nicht; der Miniſter v. Schlei⸗ 
nitz aber war wohl der vertraute Ratgeber der Königin Auguſta, 
jedoch nicht der des Königs. Der König iſt mit dem Votum 
irgendwelcher ſeiner, wie der Artikel ſagt, ſämtlich zugezogenen 
Räte nicht in Widerſpruch getreten; er hat ſie überhaupt nicht 
zugezogen. 

Richtig iſt in dem Artikel der „Allgemeinen Zeitung“ die 
Andeutung über die Stellung des Fürſten von Hohenzollern, 
der ſeinerſeits mehr Neigung für die Annahme der ſpaniſchen 
Kandidatur hatte als ſein Herr Sohn. Der Gedanke, an Spanien 
einen wertvollen Bundesgenoſſen gegen Frankreich zu gewinnen, 
iſt dem erſten Kanzler jederzeit vollſtändig fremd geblieben; er 
kannte die ſpaniſchen Verhältniſſe hinreichend, um überzeugt zu 
ſein, daß bei dem Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege, wie er 1870 für 
ſpaniſche Intereſſen mitgeführt wurde, von Spanien auch nicht 
die geringſte Truppenaufſtellung an der Pyrenäengrenze zu 
erwarten war. 

Wir laſſen uns auf die Widerlegung der Konjekturen, die 
der Verfaſſer des Artikels in der „Allgemeinen Zeitung“ mit 
Wendungen wie „Es bleibt nur die Annahme übrig“ indirekt 
über die Haltung des Grafen Bismarck macht, nicht näher ein; 
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ſie find vollſtändig irrtümlich. Das Intereſſe des Kanzlers an 
der Einſetzung eines deutſchfreundlichen Königs in Spanien war 
weit mehr ein wirtſchaftliches als ein kriegeriſches. Beide 
Nationen ſind auf wirtſchaftlichen Austauſch ihrer Produkte an⸗ 
gewieſen, wenn ſie natürliche Politik treiben wollen. Auf 
Kriegsleiſtungen des heutigen Spaniens im Intereſſe irgend⸗ 
eines europäiſchen Bundesgenoſſen zu rechnen, iſt Fürſt Bis⸗ 
marck niemals naiv genug geweſen. 


Ein Ausweg aus dem Dilemma. 
(21. Febr. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Bekanntlich hat ſich die bayriſche Regierung unter dem 
Drucke der landwirtſchaftlichen Notlage dazu entſchloſſen, Ge⸗ 
treide und Fourage von den Landwirten nach einer von den 
Proviantämtern monatlich zu beſtimmenden Preistaxe als Zah⸗ 
lung für fällige Steuern anzunehmen. Dies Zurückgreifen auf 
die Naturalwirtſchaft verdient ſicherlich Beachtung. Die Be⸗ 
ſchwerden der produzierenden Klaſſen könnten vielleicht eine 
Abhilfe darin finden, wenn man die wichtigſten Teile der 
Nichtproduzenten, die Geſamtheit der Beamtenſchaft des Staates 
bis in die höchſten Stellen hinein, an ihren Intereſſen be⸗ 
teiligte. 

In alten Zeiten waren in Deutſchland die Landesherren zur 
Beſtreitung der Koſten ihrer Regierung auf ihren eigenen Beſitz 
angewieſen; das Domanium lieferte in erſter Linie die Mittel 
zur Beſtreitung der landesherrlichen Ausgaben und nur ad⸗ 
ditionell wurden Akziſen und Zölle dazu herangezogen. Die 
Entwicklung der neueren Zeit hat dazu geführt, den Fürſten 
das Domanium abzunehmen und ihnen dafür eine Zivilliſte in 
barem Gelde zu gewähren. Infolgedeſſen hat der Landesherr 
in ſeinem Haushalte kein direktes Intereſſe mehr an der Frage, 
ob die Landwirtſchaft rentiert oder nicht. Auch höhere Beamte 
waren früher für ihren Unterhalt weniger auf baren Gehalt 
als auf die Ausnutzung der landwirtſchaftlichen Amter, die ihnen 
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als Zubehör ihrer Stellung unter irgendeinem Titel überlafjen 
wurden, angewieſen. 

Das Beſtreben, die Barleiſtungen mit dem Bedürfniſſe des 
Empfängers im Einklang zu erhalten, hat in Preußen vielfach 
dazu geführt, daß bei Ablöſung der Naturalleiſtungen nicht eine 
unwandelbare Geldrente, ſondern ein Syſtem Platz griff, das 
man mit dem Namen Roggenrente bezeichnete, das heißt die 
Geldrente wurde nach dem jedesmaligen Roggenpreiſe in den 
letzten vierzehn Jahren berechnet, unter Auslaſſung der beiden 
beſten und der beiden ſchlechteſten Jahre, alſo nach einem zehn⸗ 
jährigen mittleren Durchſchnitt der Roggenpreiſe. 

Wir halten dieſe Art von Berechnung für eine billigere und 
gerechtere als die der Normierung der Barzahlung nach der 
Valuta bei Abſchluß des Abkommens. Der Empfänger ſoll durch 
den Empfang in die Lage geſetzt werden, ſich jederzeit die Vor⸗ 
teile zu verſchaffen, welche ihm die Abfindung nach dem jedes⸗ 
maligen Werte der Zerealien gewährt. Das maßgebende Zereale 
bei uns in Norddeutſchland iſt der Roggen, nach ſeinem Preiſe 
wurden daher alle Abfindungen, die auf Roggenernte baſieren 
— und deren gibt es unzählige im Lande — berechnet. War 
das Brotgetreide während der letzten zehn Jahre hoch im Preiſe, 
ſo ſtieg die Zahlung in dem Maßſtabe dieſes Preiſes, ſtand es 
niedrig, ſo ſank ſie. Durch dieſe Einrichtung waren alle Be⸗ 
teiligten intereſſiert, daß das Brotkorn in einem gleichmäßigen 
Preiſe erhalten blieb. 

Es iſt auffällig, daß unter den vielen Mitteln, der Land⸗ 
wirtſchaft ungeachtet der Handelsverträge aufzuhelfen, dasjenige 
noch nicht zur Sprache gekommen iſt, durch welches alle bei 
unſerer Geſetzgebung mitwirkenden Staatsbeamten zu Mit⸗ 
intereſſenten der Landwirtſchaft werden würden. Wenn alle 
Gehälter im Staate nach dem Stande der Brotfruchtpreiſe be⸗ 
rechnet würden, ſo glauben wir, daß damit der Abneigung, 
welche heutzutage in der Bureaukratie gegen die Landwirtſchaft 
herrſcht und welche von der letzteren zu ihrem Schaden emp⸗ 
funden wird, mit der Zeit die Spitze einigermaßen abgebrochen 
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werden würde. Der Geldkurs iſt erfahrungsmäßig ſehr wandelbar 
und tauſend Taler haben jetzt kaum den Wert, den in der Jugend 
der heutigen Generation fünfhundert oder weniger hatten; tau⸗ 
ſend Scheffel Roggen aber haben noch immer für die Konſumtions⸗ 
fähigkeit des Empfängers denſelben Wert wie in alter Zeit. Wir 
möchten daher die Herren, welche bei unſerer Geſetzgebung mit⸗ 
beraten und die ſich nach Mitteln, der Landwirtſchaft ohne neue 
Handelsverträge aufzuhelfen, umſehen, die Erwägung anraten, ob 
es ſich nicht empfiehlt, die Tradition der preußiſchen Generalkommiſ⸗ 
ſionen, welche die von ihnen feſtzuſtellenden Leiſtungen vorzugs⸗ 
weiſe nach der Roggenernte berechneten, wieder aufzunehmen 
und dieſem Syſtem eine Ausdehnung vorläufig auf alle Gehalts⸗ 
zahlungen zu gewähren. 

Wir ſehen in der Tendenz, die vor einem Menſchenalter die 
deutſchen Parlamente beherrſchte: den Landesherren das Natural⸗ 
einkommen aus Domanialbeſitz zu entziehen und ſie ſtatt deſſen 
auf eine Geldrente unter dem Namen Zivilliſte zu jegen, eine der 
erſten praktiſchen Schädigungen der einheimiſchen Landwirtſchaft. 


Das „Agrariertum“. 
(3. März 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In der „Kölniſchen Zeitung“, der „Voſſiſchen Zeitung“, der 
„Volkszeitung“ und in anderen Blättern wird den landwirt⸗ 
ſchaftlichen Forderungen gegenüber der Einwand erhoben, daß 
es ungerecht und unzuläſſig ſei, einen „Stand“ auf Koſten der 
anderen zu begünſtigen. Dem ſtimmen wir zu, aber die Land⸗ 
wirtſchaft iſt auch kein „Stand“, ſondern ein Gewerbe. Daß 
ein ſolches auf Koſten eines anderen begünſtigt wird, liegt doch 
in unſerer ganzen Zollgeſetzgebung, und jedes Gewerbe, das ſich 
eines Schutzzolles erfreut, erhält dadurch eine Begünſtigung auf 
Koſten eines anderen. Wir brauchen nicht an die divergierenden 
Intereſſen der Spinnerei und des Gewebes zu erinnern, oder 
an die unzähliger anderer Gewerbe, die Zollſchutz genießen; dem 
Schutz gegenüber ſteht immer ein anderes Gewerbe das ge⸗ 
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winnen würde, wenn jener Schutz ausfiele. Es iſt aber die Auf- 
gabe eines jeden Staates, bei ſich diejenigen Gewerbe zu pflegen, 
die ihm eigentümlich ſind, oder deren Zugrundegehen den Staat 
in ſeiner politiſchen Exiſtenz ſchädigen würde. 

Um die Eigenſchaft der Landwirtſchaft als eines Gewerbes 
von gleicher Berechtigung mit allen anderen Gewerben zu ver⸗ 
dunkeln, ſind vielfach gehäſſige Bezeichnungen für ihre Vertreter 
erfunden worden. Man ſpricht in erſter Linie von „Agrariern“. 
Das iſt eine fremdartige, manchem Zeitungsleſer unklare Be⸗ 
zeichnung, die lediglich den Zweck hat, nicht von der „Landwirt⸗ 
ſchaft“ zu ſprechen, denn dieſe iſt ein populäres, allen Zeitungs⸗ 
leſern ſympathiſches Gewerbe. Wir halten ſchon den Ausdruck 
Agrarier für eine Verdunklung der Tatſachen; ähnlich wie die Aus⸗ 
drücke „Reaktionär“, „Abſolutiſt“ kann der Ausdruck „Agrarier“ 
für jeden, der mit einer fremden Sprache nicht vertraut iſt, alle 
möglichen beunruhigenden Nebenbedeutungen haben. Aber dieſer 
Ausdruck genügt der „Kölniſchen Zeitung“ und der ihr verwandten 
„Voſſiſchen Zeitung“ nicht; ſie verwechſeln nach Belieben die land⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſen mit den Begriffen „Junker“, „adlige 
Geſchlechter des Oſten“, „oſtelbiſche Ritterſchaft“ und identifizieren 
dieſe Kategorien zur größeren Abſchreckung mit der Vergangen⸗ 
heit aus der Zeit des Raubrittertums, mit den Quitzows und 
den Verſchwörungen gegen den Kurfürſten Joachim J. Den 
„modernen Quitzows“ wird das „Bürgertum“ gegenübergeſtellt, 
als ob heutzutage die landwirtſchaftlichen Gewerbetreibenden mit 
gewappneter Hand in die Städte einfielen und die Häuſer plün⸗ 
derten. Der Ausdruck „Junkertum“ kommt in dem Artikel der 
„Kölniſchen Zeitung“ „Was nun?“ vier- oder fünfmal, in einem 
Artikel der „Voſſiſchen Zeitung“ ſiebenmal vor und zwar in 
Gegenüberſtellung zu dem „Bürgertume“ und zu der Erinne- 
rung an die Quitzows. Die „Kölniſche Zeitung“ ſpricht vom 
„deſperaten Junkertum“, die „Voſſiſche Zeitung“ von „Kraut⸗ 
junkern“. Kann man dieſe Art der Diskuſſion eine ehrliche 
nennen im Kampfe des landwirtſchaftlichen Gewerbes? Sind 
die bayriſchen und ſonſtigen Bauernbünde „Junker“, in deren 
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Taſchen nach der „Voſſiſchen Zeitung“ das Geld der ärmeren 
Klaſſen abgeleitet werden ſoll? Sind dieſe ganzen Artikel nicht 
eine unwahre und aufreizende Fälſchung der wirtſchaftlichen 
Frage, um die es ſich handelt? Der notleidende Bauer iſt kein 
anſpruchsvoller Junker, er will leben, er will ſein landwirt⸗ 
ſchaftliches Gewerbe betreiben können. Es handelt ſich in dieſer 
ganzen Notlage nicht um Junker und Bürger, nicht um oſt⸗ 
elbiſche Großgrundbeſitzer, ſondern um deutſche Bauern. Wenn 
der Bauernſtand zugrunde geht, und die Landwirtſchaft des 
Deutſchen Reiches nicht mehr betriebsfähig bleibt, ſo geht damit das 
ſtärkſte und gewichtigſte Gewerbe zugrunde, mit deſſen Gedeihen 
die Exiſtenz der Hälfte der Einwohner des Reiches verknüpft iſt. 

Wenn man ruhigen Blutes überlegt, ob das Gewerbe der 
Textilinduſtrie, der Eiſeninduſtrie, oder der Zuckerinduſtrie in 
ſeinem Beſtande geſchützt werden ſoll oder nicht, warum kann man 
dann nicht auch sine ira et studio und ohne hetzeriſche hiſtoriſche 
Zitate mit derſelben Ruhe die Frage erwägen, ob das Gewerbe 
der Landwirtſchaft geſchützt und erhalten werden ſoll, oder nicht. 

Daß die „Volkszeitung“ die heutige notleidende Landwirt⸗ 
ſchaft als „moderne Quitzows“ bezeichnet, iſt nicht weiter wunder⸗ 
bar, aber daß Zeitungen, wie die „Kölniſche Zeitung“ und „Voſ⸗ 
ſiſche Zeitung“ ſich in Gemeinſchaft dieſer gehäſſigen Polemik 
befinden, läßt darauf ſchließen, daß ihre letzten Ziele von denen 
der „Volkszeitung“ doch ſo weit nicht entfernt ſind. Der Kampf 
gegen die Verwirklichung derſelben wird in dem vorliegenden 
Umſturzgeſetze, auch wenn es voll zur Annahme gelingen ſollte, 
keine ausreichenden Mittel finden. 


Fürft Bismarck über die „Zukunft“ und die 
„Grenzboten“. 
(3. März 1895, Morg.⸗Ausg.) 
Die „Zukunft“ ſchreibt: 


„In den „Hamburger Nachrichten“ konnte man neulich leſen, Fürſt 
Bismarck ſtehe durchaus auf dem Boden der Rede, die der Freiherr 
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v. Stumm am 9. Januar im Reichstage von ſich gegeben hat. Dieje 
Rede enthielt, außer den unbegründeten Schmähungen der Berliner 
Nationalökonomen und den allgemeiner gefaßten Angriffen auf die 
Katheder⸗ und Kanzelſozialiſten, als einzigen poſitiven Kern den Vor⸗ 
ſchlag, den Sozialdemokraten und Anarchiſten das aktive und paſſive 
Wahlrecht zu entziehen und die Agitatoren auszuweiſen oder einzu⸗ 
ſperren. Es iſt pfſychologiſch und hiſtoriſch bemerkenswert, daß Fürſt 
Bismarck dieſen ſelbſt vom hehren Herrn v. Bennigſen verworfenen 
Gedanken für ausführbar hält, obwohl gerade er der Schöpfer des all⸗ 
gemeinen Wahlrechts und der mächtigſte Förderer des Staatsſozialismus 
geweſen iſt. Aus Bismarcks Reden wäre leicht der Beweis zu er⸗ 
bringen, daß der alte Kanzler früher dem Standpunkt Adolf Wagners 
ſehr viel näher als dem des Herrn v. Stumm ſtand. Aber warum ſoll 
er nicht von dem Recht Gebrauch machen, ſeine Meinung zu ändern?“ 
Es iſt uns erfreulich, aus dieſer Außerung zu erſehen, daß 
die Redaktion der „Zukunft“ in ihrer ſozialpolitiſchen Richtung 
nicht den Beifall des Fürſten Bismarck hat. Wenn die „Zu⸗ 
kunft“ ſich gegen die „Hamburger Nachrichten“ wendet, ſo haben 
wir darauf nur zu erwidern, daß die Vermutung, der frühere 
Reichskanzler ſei mit den Außerungen der „Zukunft“ zugunſten 
der ſozialdemokratiſchen Tendenzen einverſtanden geweſen, kaum 
irgendwo Anklang gefunden und daß es einer Abſage durch die 
„Hamburger Nachrichten“ nach der langjährigen Haltung unſeres 
Blattes gegenüber dieſen Tendenzen nicht bedurft haben wird. 
Die „Zukunft“ iſt übrigens nicht die einzige Zeitſchrift, die in 
die ſozialdemokratiſche Richtung hinübergeglitten iſt; wir brauchen 
nur an die „Grenzboten“ zu erinnern, um die ſchiefe Ebene zu 
kennzeichnen, auf welche beide Blätter geraten ſind. 


Deutſchland und Frankreich in Afrika. 
(5. März 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Der Pariſer „Figaro“ führt aus, Deutſchlands Intereſſe 
in Afrika beſtehe darin, dort England in Schach zu halten, 
aber nicht Frankreich. Das iſt auch unſere Anſicht. Deutſch⸗ 
land und Frankreich ſtoßen überall in Afrika bei ihren kolonialen 
Beſtrebungen auf engliſchen Widerſtand. Damit iſt die Mög⸗ 
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lichkeit einer Kooperation beider Mächte gegeben und indiziert. 
Der Verſuch, die Intereſſen der beiden in Afrika minder 
mächtigen Mitbewerber England gegenüber gemeinſam zu ver⸗ 
treten, iſt zur Zeit des franzöſiſchen Miniſters Ferry gemacht 
worden und nicht ohne Erfolg. Das gemeinſame Auftreten 
von Deutſchland und Frankreich hat damals in England ſeinen 
Eindruck nicht verfehlt, und wenn die in neuerer Zeit äußerlich 
günſtig erſcheinenden Beziehungen zwiſchen Frankreich und 
Deutſchland irgendwie von Dauer ſind, ſo würde es im In⸗ 
tereſſe der deutſchen Politik liegen, ſich über afrikaniſche Ver⸗ 
hältniſſe zuerſt mit Frankreich und demnächſt in Gemeinſchaft 
mit dieſem mit England zu verſtändigen. 


In Sachen des Schwurgerichts. 
(6. März 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Die Beratungen der Juſtizkommiſſion des Reichstages geben 
in der Preſſe Anlaß zu Erörterungen über die Belaſtung der 
Staatsbürger durch die Teilnahme an der Rechtspflege als 
Geſchworene. Wir wollen auf die Frage der Schwurgerichte 
hier nicht eingehen, ſondern nur unſere Anſicht äußern, daß 
die Verminderung der Zahl der Geſchworenen eine große Wohltat 
für alle Beteiligten ſein würde. Die Leiſtung als Geſchworener, 
ſo notwendig ſie an ſich iſt, bildet eine erhebliche Belaſtung der 
beteiligten Klaſſen um ſo mehr, als ſie eine unentgeltliche iſt. 
Seine Häuslichkeit zu verlaſſen, unter Umſtänden wochenlang 
in beengten Gaſthofsverhältniſſen zu leben oder dort abzuwarten, 
ob man zur Ausübung des Geſchworenenamtes berufen wird, 
iſt eine Unbequemlichkeit, für welche nur der Te be- 
fit, der fie durchgemacht hat. 

Die Tätigkeit der Geſchworenen ift für unſere Juſtizeinrich⸗ 
tungen unentbehrlich; es fragt ſich nur, ob man die Belaſtung 
der Beteiligten nicht vermindern kann. Unſerer Anſicht nach 
würde dies möglich ſein in erſter Linie durch Verminderung 
der Zahl der Geſchworenen, welche das Geſetz erfordert. Ob 
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zwölf oder, wie in einigen anderen Ländern, ſieben Geſchworene 
auf der Geſchworenenbank ſitzen, wird in bezug auf die Zu⸗ 
verläſſigkeit des Urteils der Geſchworenen ſchwerlich einen Unter⸗ 
ſchied machen. Dann aber glauben wir, daß bei uns die Zahl 
der Reſervegeſchworenen übermäßig hoch bemeſſen iſt. Wir 
ſtimmen mit dem Juriſten der „Magdeburger Zeitung“, der 
die Zahl der Geſchworenen vermindern will, aus voller Über⸗ 
zeugung überein. Derſelbe iſt der Meinung, daß wenn wir 
zwanzig Geſchworene einberufen und die Anweſenheit von ſech⸗ 
zehn als Minimum für die Bildung der Bank fordern, dies 
vollkommen genügen würde. Wir glauben, daß wenn man 
von zwölf auf ſieben Mitglieder der Bank zurückgeht und die 
Zahl der Ergänzungsgeſchworenen auf die Hälfte vermindert, 
man ohne Schädigung des juriftiihen Ergebniſſes auch noch 
mit weniger Geſchworenen auskommen könnte als der Juriſt 
der „Magdeburger Zeitung“ vorſchlägt. Jedenfalls würden wir 
es als eine Wohltat für diejenigen, welche zu dem „mit ſo 
ſchweren Opfern verknüpften“ Amte als Geſchworene berufen 
ſind, betrachten, wenn die Geſetzgebung ſich ihrer annehmen wollte. 


Abmachung vor der Anregung eines Reichstags: 
glückwunſches zum achtzigſten Geburtstag 
des Fürſten Bismarck. 


(8. März 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In der Preſſe findet die Frage des Verhaltens des Deutſchen 
Reichstages zu dem achtzigſten Geburtstage des Fürſten Bismarck 
immer lebhaftere Erörterung. Von mehreren Seiten wird „mit 
Beſtimmtheit erwartet, daß das Präſidium des Reichstages durch 
namentliche Abſtimmung zur Entſcheidung bringe, ob dem großen 
Manne an dieſem Tage vom Reichstage eine Anerkennung da- 
für dargebracht werden ſolle, daß er das deutſche Vaterland 
aus tiefer Erniedrigung zum größten Anſehen unter den Völ- 
kern Europas gebracht habe; man müſſe die Namen aller Ab⸗ 
geordneten kennen lernen, welche imſtande ſeien, dem Fürſten 
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Bismarck die verdiente Anerkennung zu verſagen“. Wir möchten 
von derartigen Schritten doch abraten. Wir würden es nicht 
als einen dem Fürſten Bismarck geleiſteten Dienſt anſehen 
können, wenn Ovationen für ihn da beantragt werden, wo eine 
ablehnende Aufnahme des Antrages außer Zweifel ſteht. Daß 
von der Majorität des Reichstages eine Ablehnung derartiger 
Anregungen, wenn ſie erfolgten, zu erwarten iſt, halten wir 
für zweifellos. In der Mehrheit des Reichstages herrſcht 
heute die analoge Richtung wie zu jener Zeit, wo der vom 
Reichskanzler geforderte Miniſterialdirektor abgelehnt wurde; 
die Gegner der vom Fürſten Bismarck betriebenen Politik haben 
heute wie damals die Mehrheit. 


Kolonialpolitiſches. 
(16. März 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Uns ſcheint, daß der Kaufmann in den Kolonien immer 
mehr in den Hintergrund tritt. Fürſt Bismarck hat als Kanzler 
vom Anfang der Kolonialpolitik an den Standpunkt vertreten, 
daß die Kaufleute vor allem in den Kolonien Berückſichtigung 
und Förderung finden ſollten und daß die Ausdehnung der 
politiſchen Machtſphäre hauptſächlich der koloniſatoriſchen Tätig⸗ 
keit der deutſchen Kaufleute folgen ſolle. Aber der frühere 
Kanzler hat gegen den Widerſtand der militäriſchen Miniſter⸗ 
kollegen, des Kriegs⸗ und des Marineminiſters, ſeinen Plan 
der kolonialen Organiſation nicht durchſetzen können. Dadurch 
ſind die jetzigen auf bureaukratiſchen und militäriſchen Über⸗ 
griffen beruhenden Übelſtände möglich geworden. 


Fürſt Bismarck und das Klebegeſetz. 
(23. April 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Seit Fürſt Bismarck in der neulichen Anſprache an die 
Innungen ſeinen Anteil an der Verantwortung für das ſo⸗ 
genannte Klebegeſetz auf das richtige Maß zurückgeführt hat, 
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iſt die gegneriſche Preſſe unabläſſig bemüht, nachzuweiſen, daß 
die Darſtellung des Fürſten unzutreffend ſei. Dieſer Beweis 
kann nicht gelingen, weil er mit den vorliegenden Tatſachen in 
Widerſpruch ſteht. Der Fürſt hat das Geſetz, ſo wie es jetzt 
iſt, nur angenommen, weil ſonſt überhaupt nichts zuſtande ge⸗ 
kommen wäre; er mußte, um wenigſtens das Prinzip der 
Altersverſorgung zu retten, auch die Schwächen des Entwurfs, 
ſeine weitläufige und läſtige Ausführung mit in den Kauf 
nehmen, über deren Umfang er übrigens erſt ex post in Varzin 
durch die Praxis Klarheit erlangt hat. 

In der Reichstagsſitzung vom 18. Mai 1889 ſprach ſich der 
Fürſt wie folgt aus: 

„Wenn wir jetzt die ganze Sache beiſeite legen, dann iſt ſie in die 
Verſenkung verſchwunden. Wer ſagt uns denn, ob wir über ein Jahr 
Zeit und Muße dafür haben? Ich habe mich für den holſteiniſchen 
Kanal (den jetzigen Nordoſtſeekanal) bis 1870, ſechs Jahre lang von 
1864 an, auf das lebhafteſte intereſſiert. Ich bin aber von 1870 bis 1880 
gar nicht wieder ſoweit zu Atem gekommen, daß ich hätte an den Kanal 
denken können. Wer ſagt Ihnen denn, daß wir in der Lage ſein werden, 
uns mit dieſer Frage (der Altersverſicherung), zu der uns Gott im Augen⸗ 
blick noch die Muße gegeben hat, über ein Jahr noch zu beſchäftigen? 
Ich wenigſtens möchte dies Vertrauen nicht unbedingt ausſprechen.“ 

Zeit und Ereigniſſe haben dem Fürſten Bismarck auch hierin 
recht gegeben: in den nächſten Seſſionen nach 1889 wäre ein 
ſolches Geſetz nicht zuſtande gekommen, aber ſicherlich auch keines, 
welches die Mängel des jetzigen vermieden hätte. 

Wenn Fürſt Bismarck ſchließlich, um das Geſetz zu retten, 
im Reichstage dafür geſprochen hat, ſo war für ihn dabei auch 
der Gedanke maßgebend, daß, wenn das Geſetz ſich nicht in der 
Praxis bewähre, man es ja ändern könne. Man hatte damals 
mit dem Verſorgungsgeſetz ein ganz neues, noch unbekanntes 
Gebiet der Geſetzgebung betreten; es kam darauf an, einen 
Verſuch zu machen, und es mußte ſich dann zeigen, was praktiſch 
durchführbar war und was nicht; man konnte darauf rechnen, 
bald genug gewahr zu werden, wo der neue Schuh drücken 
würde. 
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In jedem Falle teilen die Verantwortung für die Annahme 
des Wechſelbalges, den die geheimrätliche Maſchine aus der 
urſprünglichen Anregung des Fürſten Bismarck gemacht hatte, 
mit letzterem ſehr viele Leute, die im Reichstage dafür ge⸗ 
ſtimmt haben, und die ſämtlichen Regierungen, die ihn eben⸗ 
falls akzeptiert haben. Wer aber ohne Voreingenommenheit 
die Geſchichte dieſes Geſetzes durchläuft, wird zu dem Ergebnis 
gelangen, daß den oben genannten Faktoren der Geſetzgebung 
die Verantwortlichkeit für das Klebegeſetz in ſeiner heutigen 
Geſtalt in höherem Maße zufällt als dem Fürſten Bismarck. 

Der urſprüngliche Gedanke des Fürſten Bismarck ging da⸗ 
hin, daß die Arbeiter gar keine Beiträge zahlen ſollten. Die 
Altersverſorgung war von ihm als ein unveräußerliches Peku⸗ 
lium gedacht, das von dem Wohlwollen wie von der Unvoll⸗ 
kommenheit der zur Armenunterſtützung verpflichteten Gemeinden 


unabhängig ſein ſollte. Der Hauptgedanke war, daß der An⸗ 


ſpruch des alten und invaliden Arbeiters in deſſen Alter und 
deſſen Invalidität, aber nicht in ſeinen Klebemarken zu beſtehen 
habe, und ſchon im Jahre 1881 ließ Fürſt Bismarck durch den 
Grafen Herbert an Profeſſor Wagner ſchreiben, daß er das 
Tabaksmonopol als das patrimonium pauperis ins Auge gefaßt 
habe, um die Koſten der Altersverſicherung zu decken. 

Dieſe Abſicht des Fürſten wurde durch Profeſſor Wagner 
bekannt, der ſie zur Zeit der Wahl von 1881 an die Offentlich⸗ 
keit brachte. Der Gedanke hat in den weiteren vorbereitenden 
Stadien, welche die Sache ſechs oder ſieben Jahre lang durch⸗ 
lief, keinen Anklang gefunden. Im Jahre 1887 wurden dann 
die im Reichsamte des Innern entworfenen Grundzüge der 
Alters⸗ und Invaliditätsverſicherung nebſt einer erläuternden 
Denkſchrift veröffentlicht und damit der öffentlichen Kritik preis⸗ 
gegeben. Der auf der Baſis dieſer Grundzüge ausgearbeitete 
Geſetzentwurf wurde im April 1888 mit Genehmigung Kaiſer 
Friedrichs dem Bundesrat vorgelegt und von dieſem den zu⸗ 
ſtändigen Ausſchüſſen überwieſen. Die Faſſung die der Ent⸗ 
wurf infolge dieſer Beratungen erhielt, wurde im Juli des⸗ 
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jelben Jahres wiederum veröffentlicht, und unter Benutzung der 
von kompetenten Autoritäten eingeforderten Gutachten ſowie 
zahlreicher wiſſenſchaftlicher Erörterungen des Gegenſtandes ent- 
ſtand die endgültige Vorlage, welche die Zuſtimmung des Bundes⸗ 
rates erhielt und auf Beſchluß desſelben mittels Schreiben vom 
22. November 1888 vom Staatsminiſter v. Boetticher an den 
Reichstag gebracht wurde. 

Aber dieſe Vorlage entſprach nicht entfernt den urſprüng⸗ 
lichen Abſichten des Fürſten. Nach ſeiner Meinung ſollte für 
die Altersverſorgung genügen, daß der Arbeiter ein gewiſſes 
Lebensalter und Unfähigkeit nachwies. Er ſollte dann anſtatt 
der Armenunterſtützung, die namentlich in den Städten doch 
nicht derart war, daß ihr nicht gelegentlich von Leuten in den 
niederen Ständen der Selbſtmord aus Nahrungsſorgen vor⸗ 
gezogen wurde, einen feſten Anſpruch an das Reich haben. 
Dieſer Gedanke iſt in der bureaukratiſchen Bearbeitung verloren 
gegangen und die Sache nahm einen Verlauf, welche den Fürſten 
vor die Alternative ſtellte, entweder im Reichstage zugunſten 
des ihm mißfälligen Geſetzes, das aber beſſer als gar keins war, 
zu ſprechen, oder es ſcheitern zu laſſen. In dieſer Zwangslage 
konnte die Entſcheidung für einen praktiſchen Staatsmann nicht 
zweifelhaft ſein. Aber es iſt unberechtigt und widerſpricht dem 
wahren Sachverhalt, wenn man den Fürſten Bismarck für das 
Klebegeſetz verantwortlich macht. Es iſt eine oft und gut be⸗ 
zeugte Tatſache, daß der Fürſt mit der Beſeitigung des Reichs⸗ 
pekuliums und der Einrichtung des Arbeiterbeitrages das In⸗ 
tereſſe an der Durchführung der Sache verlor und ſie nur noch 
geſchehen ließ, nachdem er ſeinen urſprünglichen politiſchen Zweck, 
durch das Verſorgungsgeſetz die Intereſſen der Arbeiter mit 
denen des Reiches zu verknüpfen, geſcheitert ſah. Die Beitrags- 
pflicht der Arbeiter mußte die Natur des Eindruckes der ſtaat⸗ 
lichen Fürſorge auf den Arbeiter weſentlich modifizieren und 
ihn dazu bringen, daß er in dem Geſetze nicht mehr eine liberale 
Anerkennung ſeines Anrechts an die Geſamtheit ſeiner Mit⸗ 


bürger erblickte, ſondern eine unwillkommene Nötigung zu Er⸗ 
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ſparungen aus eigenen, in ſchwerer Arbeit verdienten Mitteln. 
Dem jugendlichen Arbeiter aber leuchtete es ſchwer ein, daß es 
eine Wohltat für ihn ſei, wenn er von ſeinem ſiebzehnten Jahre 
an gezwungen wird, einen Teil ſeines erarbeiteten Lohnes zurück⸗ 
zulegen, um die Frucht davon nach einem halben Jahrhundert 
zu genießen, alſo zu einer Zeit, von der er nicht weiß, ob er 
ſie erlebt und mit der er keinesfalls zu rechnen geneigt iſt, ſo⸗ 
lange die Lebensluſt der Jugend in ihm ſteckt. So mußte den 
Arbeitern das, was als Wohlfahrt für ſie gedacht war, als 
läſtiger Zwang, als Eingriff in ihre Autonomie erſcheinen und 
damit war die politiſche Wirkung des Geſetzes auf den Arbeiter 
und deſſen Zufriedenheit aufgehoben, der urſprüngliche Zweck 
des Geſetzes, den Arbeitern das Intereſſe des monarchiſchen 
Staates und des Reiches praktiſch zu bekunden, war, wenn 
nicht verfehlt, ſo doch nur unvollkommen und ſporadiſch erreicht 
worden. 

Aus dieſer Darſtellung geht jedenfalls hervor, daß das 
Syſtem der maſſenhaften Depots für Klebemarken ſeinen Ur⸗ 
ſprung nicht dem Fürſten Bismarck zu verdanken hat. Bei 
Ausführung ſeines Gedankens wären keine Klebemarken nötig 
geweſen. Dieſes Klebeſyſtem iſt in den bundesrätlichen und 
bureaukratiſchen Stadien entſtanden, welche die Vorlage zu 
durchlaufen hatte und zwar unter Leitung des Miniſters 
v. Boetticher, deſſen Einfluß auf die oberſte Führung der 
Staatsgeſchäfte ſchon damals aktiver war als der des ihm 
vorgeſetzten Reichskanzlers; wie man ſich erinnert, hat Herr 
v. Boetticher auch ſchließlich lerſt den Hohenzollern-) und dann 
den Schwarzen Adlerorden als Auszeichnung für Vollendung 
des Klebegeſetzes erhalten. 

Im übrigen können wir nur wiederholt darauf hinweiſen, 
daß wenn man den jetzigen Klebezuſtand unerträglich findet, 
man ihn zu ändern ſuchen muß. Hier fehlt es augenſcheinlich 
an der nötigen Initiative. Jeder Miniſter, der einſieht, daß 
die Kleberei nicht haltbar iſt, kann Remedur beantragen. 
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Zur Luxemburger Frage. 
(23. April 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In einem Artikel der „Frankfurter Zeitung“ findet ſich eine 
Gegenüberſtellung der Darſtellung, welche einerſeits Heinrich 
v. Sybel in ſeinem Werke über die Begründung des Deutſchen 
Reiches und anderſeits der frühere franzöſiſche Generalkonſul 
Rothan in ſeiner Schrift „L'affaire de Luxembourg“ über die 
Begegnung geben, die am 1. April 1867, dem zweiundfünfzig⸗ 
ſten Geburtstage des Grafen Bismarck zwiſchen dieſem und dem 
franzöſiſchen Geſandten Grafen Benedetti ſtattgefunden hat. Die 
betreffende Stelle lautet: 


„Jener 1. April war einer von den Tagen, an denen das Leben 
Tauſender, die Entwicklung folgenſchwerſter Ereigniſſe von der Geſchick⸗ 
lichkeit eines einzigen abhängt. Der franzöſiſche Geſandte erſchien an 
dieſem Tage bei Bismarck, um ihm den Inhalt eines Telegramms ſeiner 
Regierung mitzuteilen. Dieſes Telegramm enthielt die Nachricht, daß 
der König von Holland ſich bereit erklärt habe, Luxemburg an Frank⸗ 
reich abzutreten und daß der Vertrag im Laufe des Tages unterzeichnet 
werden würde. Bismarck war gerade im Begriff, ſich in den Reichstag 
zu begeben, um die von ihm beſtellte — das teilt uns Sybel nach Mit⸗ 
teilungen Bennigſens mit — Interpellation Bennigſens zu beant⸗ 
worten. Er ahnte den Inhalt der Mitteilung, die Benedetti ihm über⸗ 
bringen wollte, und forderte ihn auf, ihn zum Reichstag zu begleiten. 
Unterwegs erzählte er ihm, was er auf Bennigſens Fragen antworten 
wolle; daß nämlich die preußiſche Regierung nicht wiſſe, ob bereits ein 
Vertrag über die Abtretung Luxemburgs abgeſchloſſen ſei; daß ſie aber 
glaube, keine fremde Macht werde zweifelloſe Rechte deutſcher Staaten 
beeinträchtigen, und hoffe, ſolche Rechte im Wege friedlicher Verhand⸗ 
lungen ſchützen zu können. ‚Sie ſehen, ſagte er weiter, daß auf dieſe 
Art jeder Anlaß zum Bruche vermieden wird, Sie ſehen aber auch, daß 
die Vorausſetzung meiner ganzen Darlegung die Tatſache iſt, daß ich 
von einem Abſchluß des Vertrages nichts weiß. Und ebenſo deutlich 
wird Ihnen ſein, daß, wenn Sie mir jetzt eröffneten, der Vertrag ſei 
geſchloſſen, und ich dies dem Reichstag mitteilen müßte, bei der hoch⸗ 
gradigen Erregung der Verſammlung eine Exploſion von unbeſchreib⸗ 
barer Wirkung die Folge ſein würde.“ Durch die Auseinanderſetzung 
wurde Benedetti bewogen, die verhängnisvolle Depeſche nicht zu über⸗ 
geben, und Bismarck konnte feiner Antwort eine maßvolle reine Friedens- 
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liebe bekennende Form geben. Dieſe Heine Epiſode hat Meding in feinen 
Memoiren zur Zeitgeſchichte erzählt. Rothan aber, der damals in Frank⸗ 
furt a. M. franzöſiſcher Generalkonſul war, hat ſie ſo dargeſtellt, als ob 
Benedetti am 1. April Bismarck nur zufällig auf der Straße begegnet 
ſei, noch gar nicht im Beſitz der verhängnisvollen Depeſche war und 
alſo auch durch des Bundeskanzlers Auseinanderſetzungen nicht ver⸗ 
hindert werden konnte, die Depeſche zu übergeben. Was bei Rothan 
als die Folge eines Zufalls erſcheint, das erſcheint bei Meding als das 
gewollte Ergebnis der Geiſtesgegenwart Bismarcks. Die Darſtellung, 
die Oncken dieſem Ereignis gegeben hat, ſtützt ſich auf Rothans Buch, 
Sybel folgt Meding. Darum erweckt Onckens Darſtellung den Ein⸗ 
druck, daß der Krieg damals nur durch einen Zufall vermieden worden 
ſei, während die Erhaltung des Friedens, nach Sybel, der Geiſtes⸗ 
gegenwart Bismarcks verdankt werden müſſe. Es iſt ſchwer zu ent⸗ 
ſcheiden, ob der Darſtellung Rothans oder der Medings der Vorzug 
gegeben werden ſoll. Ganz ſichere Gewährsmänner ſind beide nicht. 
Aber Rothan ſchöpfte aus den Berichten Benedettis, Meding nur aus 
perſönlichen Mitteilungen unbeteiligter Perſonen! Wie ſchwer es für 
den Hiſtoriker iſt, das Maß des Verdienſtes feſtzuſtellen, das die leitenden 
Staatsmänner an den großen Erfolgen der hohen Politik haben, lehrt 
auch dieſes Beiſpiel.“ 


Wir ſind in der Lage, die Sybelſche Darſtellung der Sache 
als die ausſchließlich richtige erklären zu können. Benedetti kam 
nicht zufällig, ſondern um eine Mitteilung zu machen, die der 
Reichskanzler ihn bewog zurückzuhalten, während beide durch 
den Kanzlergarten an der Mauer nach dem Potsdamer Tor 
gingen. Noch vor Erreichung desſelben hatte ſich Graf Bene⸗ 
detti überzeugt, daß er ungeachtet ſeiner gemeſſenen Inſtruk⸗ 
tionen doch richtiger handle, wenn er die ihm aufgetragene 
Mitteilung zurückhielt. 


Fürſt Bismarck und das Wahlrecht. 
(23. April 1895, Ab.⸗Ausg.) 


Ahnlich wie für das Klebegeſetz wird dem Fürſten Bismarck 
auch für das allgemeine geheime Wahlrecht heutzutage die Ver⸗ 
antwortlichkeit allein in die Schuhe geſchoben. Nun hat der 
Fürſt allerdings das allgemeine Wahlrecht beantragt, aber nicht 
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das geheime, ſondern das Geheimnis iſt das Ergebnis der 
Reichstagsbeſchlüſſe, die ſich an das Amendement Fries knüpften 
bei der Reviſion der Verfaſſung und bildete einen Zuſatz zu 
der Regierungsvorlage, der damals von der ganzen liberalen 
Seite, auch von der nationalliberalen, auch von ſolchen Ab⸗ 
geordneten verlangt wurde, deren Unterſtützung für die natio⸗ 
nale Politik der Regierung notwendig war. 

Zum Beweiſe zitieren wir aus den damaligen amtlichen 
Sitzungsberichten das folgende: 

Der Antrag Fries lautete: 


„Der Reichstag wolle beſchließen: in Artikel 21 hinter die Worte 

direkten Wahlen‘ einzuſchalten: ‚mit geheimer Abſtimmung“.“ 
Fries (als Antragſteller). 

Unterſtützt durch: 
Baumbach, v. Bennigſen, Braun (Hersfeld), Buderus, de Chapeaurouge, 
Dannenberg, Delius, Graf zu Dohna, Dr. Elliſſen, Forkel, Görtz, 
Grumbrecht, v. Hennig, Hernig, Hinrichs, Hoffmann, Dr. Jaeger, Knapp, 
Dr. König, Köppe, Lasker, v. Leipziger, Dr. Lette, Dr. Meyer (Thorn), 
Michaelis, Müller, Dr. Proſch, v. Puttkamer (Frauſtadt), v. Puttkamer 
(Sorau), Reichenheim, Römer, Dr. Rückert, Sloman, v. Spenkeren, 
v. Thünen, v. Unruh, Baron v. Vaerſt, Wachenhuſen, Wachler, 
Wagner (Altenburg), Weber, J. Wiggers (Roſtock), Weſſelinck, Wulff. 


Präſident: Ich komme zu dem Antrage des Abgeordneten v. Carlo⸗ 
witz, den Artikel 21 in folgender Faſſung anzunehmen: 

„Der Reichstag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen mit ge: 
heimer Abſtimmung hervor. Bis zum Erlaß eines Reichswahlgeſetzes 
ſind die Beſtimmungen des Wahlgeſetzes für den Norddeutſchen Bund 
vom 15. Oktober 1866 maßgebend. Abweichungen für die verbündeten 
Staaten ſind nur inſoweit zuläſſig, als die dort dermalen beſtehende, 
von der preußiſchen abweichende Partikulargeſetzgebung ſie bedingt. 

Auf durchſchnittlich 100000 Seelen der nach der letzten Volkszählung 
vorhandenen Bevölkerung iſt ein Abgeordneter zu wählen, jedoch hat 
jeder einzelne der zum Norddeutſchen Bunde gehörigen Staaten minde- 
ſtens einen Abgeordneten zu wählen. Ein Überſchuß von wenigſtens 
50000 Seelen der Geſamtbevölkerung eines Staates wird vollen 
100000 Seelen gleichgeachtet.“ 

Ich komme auf den Antrag Fries. 

Diejenigen Herren, welche für den Fall der Annahme des Artikels 21 
der Regierungsvorlage nach dem Antrage des Abgeordneten Fries hinter 
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den Worten: „direkten Wahlen“ in Zeile 1 einſchalten wollen: „mit ge- 
heimer Abſtimmung“ bitte ich, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) 

Dies iſt die Majorität des Hauſes. 

Ich bringe nun den Artikel 21 mit dem eben angenommenen Amende- 
ment zur Abſtimmung. 

Der erſte Satz lautet: 

„Der Reichstag geht aus allgemeinen und direkten Wahlen 
mit geheimer Abſtimmung hervor, welche bis zum Erlaß eines 
Reichswahlgeſetzes nach Maßgabe des Geſetzes zu erfolgen haben, 
auf Grund deſſen der erſte Reichstag des Norddeutſchen Bundes 
gewählt worden iſt.“ 

Diejenigen Herren, die der eben verleſenen Faſſung des erſten 
Punktes im Artikel 21 zuſtimmen wollen, bitte ich, ſich zu erheben. 

(Geſchieht.) 

Er iſt mit großer Majorität angenommen. 

Die Verheimlichung der Abſtimmung bildete alſo urſprüng⸗ 
lich keinen Beſtandteil des Regierungsentwurfs, aber ihre Ab⸗ 
lehnung von ſeiten der verbündeten Regierungen würde damals 
die ganze Vorlage gefährdet haben. In der Vorſchrift der 
Heimlichkeit aber liegt ſchon eine Warnung des Arbeiters gegen 
den Einfluß ſeines Arbeitgebers und inſofern eine Erweckung 
von Mißtrauen zwiſchen beiden. 


Fürſt Bismarck und das geheime Wahlrecht. 
(5. Mai 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Voſſiſche Zeitung“ beſtreitet die Richtigkeit unſerer 
neulichen Angabe, daß die geheime Stimmabgabe nicht in dem 
urſprünglichen Regierungsentwurfe zur Verfaſſung geſtanden 
habe, ſondern erſt durch den Antrag Fries als Zuſatz hinein⸗ 
gekommen ſei. Wenn die Auffaſſung der „Voſſiſchen Zeitung“ 
zuträfe und das geheime Wahlrecht ſchon in der Regierungs⸗ 
vorlage beantragt worden wäre, dann ſtänden der Antrag Fries 
und die anderen bezüglichen Anträge in der Luft und wären 
vollſtändig unmotiviert. Was hätten die Antragſteller für einen 
Grund gehabt, offene Türen einzuſchlagen, wenn ihre Anträge 
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ihnen nicht als Bedürfnis erſchienen wären? Durch die ganze 
Motivierung, die viele Spalten der Verhandlungsberichte aus⸗ 
füllt, wird vollſtändig bewieſen, daß die Auffaſſung der „Voſſi⸗ 
ſchen Zeitung“ unzutreffend iſt, daß die geheime Abſtimmung 
urſprünglich nicht beantragt war, ſondern erſt durch die Anträge 
Fries und Genoſſen geſchaffen iſt. 

Daß die Regierung darauf einging, erklärt ſich aus Beſorg⸗ 
niſſen der auswärtigen Politik, die damals auf ihr laſteten. Krieg 
mit Frankreich zur Verteidigung des Gewonnenen war damals 
für jeden verſtändigen Menſchen vorauszuſehen. Die Regierung 
hat ſich bemüht, ihn nach Möglichkeit zu vertagen, bis die Truppen⸗ 
ausbildung eine vollkommenere geworden ſei, als ſie es 1866 
noch war. Aber nicht bloß der Krieg mit Frankreich war zu 
befürchten; die damaligen Verhandlungen zwiſchen Frankreich 
und Sſterreich⸗Ungarn, der Beſuch des Kaiſers Napoleon in 
Salzburg, die Anhänglichkeit Viktor Emanuels an Napoleon 
bildeten Symptome für die Möglichkeit eines ſchweren Krieges 
zur Verteidigung der neu gewonnenen norddeutſchen Einheit. 
Wir erinnern uns, daß der damalige Miniſterpräſident v. Bis⸗ 
marck geſagt hat, wir werden für Schleswig⸗Holſtein ſo gut wie 
für Schleſien den erſten ſchleſiſchen Krieg führen müſſen, es iſt 
ſogar möglich, daß dem erſten und zweiten ſchleſiſchen Kriege 
eine Koalition wie die Kaunitzſche des ſiebenjährigen Krieges 
folgen wird. Die Stimmung Sſterreichs war damals noch 
ſchwer verletzt unmittelbar nach dem Kriege, und im Kampfe 
gegen dergleichen Möglichkeiten, nachdem die Rechnung auf eng⸗ 
liſchen Beiſtand längſt überwunden war, blieb für die preußiſche 
Regierung das letzte Auskunftsmittel immer die volle Entwick⸗ 
lung der deutſchen Nationalkraft, ihres Einverſtändniſſes mit 
den geſamten neuen Einrichtungen. Die Vorausſicht künftiger 
Kriege mußte notwendig die preußiſche Regierung ermahnen, 
die nationale Stimmung für ſich im weiteſten Umfang zu ge- 
winnen und jede Abſchwächung derſelben zu verhüten. So iſt 
dieſe Kriegs⸗ und Koalitionsbeſorgnis das Hauptmotiv zu der 
Nachgiebigkeit der preußiſchen Regierung allen liberalen Forde— 
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rungen gegenüber geweſen, auch in bezug auf das Wahlrecht. 
Man erinnert ſich, daß auf die ultimatiſchen Forderungen Bene⸗ 
dettis in den Jahren 1866/67 Graf Bismarck antwortete: qu'une 
guerre nationale entre les deux nations pourrait facilement 
dégénérer en guerre à coups de révolution und daß den Volks⸗ 
bewegungen gegenüber Napoleon weniger feſt ſtehen würde als 
die deutſchen Fürſten. Es war alſo als ultimo ratio auch die 
nationale Volksbewegung in Ausſicht genommen, und ihre Mög⸗ 
lichkeit mußte geſchont und gepflegt werden. 

Wenn man unter dieſen Umſtänden dem Fürſten Bismarck 
den Vorwurf macht, daß er das allgemeine und auf Antrag 
das geheime Wahlrecht zugelaſſen habe, ſo muß man ſich auch 
in die geſamte Stimmung und in die geſamten Befürchtungen 
der damaligen Zeit zurückverſetzen können. Eine vorausſehende 
Politik mußte die Verwendbarkeit jeder Waffe, wie ſie in ſchweren 
und Koalitionskriegen Erfordernis werden konnte, ſchon damals 
ins Auge faſſen. Die Situation war ſo, daß wir kein Hilfs⸗ 
mittel, das die Umſtände bieten konnten, abweiſen durften 
einerlei, ob es allen Anforderungen, die wir daran ſtellen 
konnten, entſprach oder nicht. Damals war der Gedanke maß⸗ 
gebend, daß vor allem Deutſchland nach außen zu ſichern, und 
daß die deutſche Nation intelligent und ſelbſtbewußt genug ſei, 
um ſich, ſobald ſie von außen ungeſtört blieb, nach ihrem Er⸗ 
meſſen einzurichten. Es beſtand die Überzeugung, daß ein Volk 
wie das deutſche, wenn es zu der Erkenntnis gelangte, daß bei 
der Gründung des Reiches ihm nicht paſſende Einrichtungen 
unter dem Drucke der Umſtände mit übernommen ſeien, klug 
und beſonnen genug ſein werde, ſie nach eigenem Ermeſſen zu 
verbeſſern. Wenn die Heimlichkeit der Stimmabgabe ihrer 
Natur nach, wie alle Heimlichkeiten in der Politik, das germa⸗ 
niſche Selbſtgefühl zum Widerſpruch reizt und nachteilige Wir⸗ 
kungen hat, weshalb erfolgt kein Antrag auf Abänderung dieſes 
Wahlmodus? Wir glauben, daß die Stellung eines ſolchen 
nützlicher wäre, als die Verteidigung irrtümlicher Auffaſſungen 
über die Entſtehung deſſelben. 
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Zum Handelsvertrage mit Rußland. 
(5. Mai 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Gegenüber der Bezugnahme des Miniſters v. Boetticher 
auf die Vorteile des ruſſiſchen Handelsvertrages haben wir uns 
der wiederholten Erörterung der Frage enthalten, ob der Ab- 
ſchluß dieſes Vertrages, nachdem die anderen Verträge beſtanden 
hätten, ein Fehler geweſen ſei, oder nicht. Die Sache liegt ſo, 
daß der ruſſiſche Vertrag nicht an ſich und unabhängig von 
ſeinen Vorgängern beurteilt werden darf. Wir wiſſen nicht, ob 
bei Abſchluß des Handelsvertrages mit Oſterreich⸗Ungarn die 
deutſchen Abſchließer ſich darüber klar geweſen find, daß die— 
ſelben Konzeſſionen, die fie Oſterreich⸗-Ungarn machten, bis nach 
Nordamerika und Argentinien reichen würden. Nachdem aber 
dieſes Protonpſeudos in die Welt geſetzt war, glauben auch wir, 
daß einem befreundeten Nachbarſtaate wie Rußland gegenüber 
die Iſolierung des letzteren nicht zu halten war. Wenn Ruß⸗ 
land ſeinerſeits Handelsverträge mit allen europäiſchen Staaten 
abgeſchloſſen, Deutſchland gegenüber aber auf einem Boykott be⸗ 
harrt hätte, ſo würde ein ſolcher durch die ruſſiſchen Vertrags⸗ 
ſchlüſſe geſchaffener Zuſtand auf die politiſchen Beziehungen beider 
Nachbarſtaaten mit der Zeit nachteilig gewirkt haben. Mit jeinem 
größten Nachbarſtaat dauernd in einem politiſche Feindſchaft her⸗ 
ausfordernden Verhältnis zu leben, kann weder für den einen noch 
für den anderen Staat nützlich erſcheinen. Daß man in Deutſch⸗ 
land bei Abſchluß des öſterreichiſchen Handelsvertrages die unaus- 
bleiblichen Konſequenzen desſelben nicht im Auge gehabt habe, 
wird in Rußland, deſſen Politik langſam und vorſichtig iſt, ſchwer⸗ 
lich angenommen werden. Wir glauben deshalb, daß die Situation, 
die vor Abſchluß des ruſſiſchen Vertrages unſerſeits durch Ab— 
ſchluß des öſterreichiſchen geſchaffen worden war, uns in die Lage 
gebracht hat, den ruſſiſchen Abſchluß nicht verſagen zu können. 
Wir ſind überzeugt, daß eine deutſche Geſchäftsleitung, die ſich 
alle Konſequenzen des öſterreichiſchen Abſchluſſes von Hauſe aus 
klar gemacht hätte, denſelben nicht geleiſtet haben würde. 
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Deutſchland und die oſtaſiatiſche Frage. 
(7. Mai 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Nach übereinſtimmenden Meldungen hat Japan den freund⸗ 
ſchaftlichen Ratſchlägen Deutſchlands, Rußlands und Frankreichs 
nachgegeben, und auf den definitiven Beſitz der Halbinſel Liao⸗ 
tong Verzicht geleiſtet. 

Dieſe Mitteilung lenkt die öffentliche Aufmerkſamkeit wieder⸗ 
holt auf die Beteiligung Deutſchlands an der Aktion der Mächte 
hin. Deutſchland hat keinerlei direktes Intereſſe daran, ob dieſe 
oder jene bisher chineſiſche Gebiete bei China bleiben oder japa⸗ 
niſch werden. Wenn es ſich trotzdem dazu hergegeben hat, einen 
Druck auf Japan auszuüben, ſo muß es dafür Gründe gehabt 
haben, die wir nicht kennen; die angeführten handelspolitiſchen 
Geſichtspunkte reichen zur Erklärung nicht aus. Wenn die Argu⸗ 
mente, mit denen der Entſchluß Deutſchlands an maßgebender 
Stelle erzielt worden iſt, ruſſiſchen Urſprungs wären, ſo würde 
uns das beruhigen und befriedigen. Aber dieſe Sicherheit liegt 
nicht vor. Es iſt zum Beiſpiel möglich, daß China Mittel und 
Wege gefunden hat, Einfluß zu erlangen. Man braucht damit 
nicht gleich Vorſtellungen zu verbinden, durch die auf irgend⸗ 
welche Mittelsperſonen ein Licht fiele, als ob ſie am Ende keine 
Ariſtideſſe ſeien. Es würde zur Erklärung des Berliner Ent⸗ 
ſchluſſes unter Umſtänden hinreichen, daß rhetoriſch geſchickte 
Leute im rechten Momente überzeugend zu wirken und das in 
den Vordergrund zu ſchieben verſtanden haben, was man unter 
Napoleon III. „auf Preſtige arbeiten“ nannte. 

Hat das Vorgehen Deutſchlands in Tokio den Zweck gehabt, 
Rußland einen Dienſt zu erweiſen und den Beweis zu liefern, 
daß die deutſche Politik weit entfernt ſei, in dem engliſch⸗ruſſi⸗ 
ſchen Intereſſengegenſatze in Aſien zugunſten Englands Stellung 
zu nehmen, ſo würde das an ſich Billigung verdienen, jedoch 
hätte zur Erreichung dieſes Zweckes die Bekundung wohlwollen⸗ 
der Neutralität genügt; ein aktives Vorgehen zugunſten ruſſiſcher 
Intereſſen wäre nicht erforderlich geweſen. Um dieſes zu recht⸗ 
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fertigen, bedarf es unſerer Anſicht nach eines noch ſtärkeren 
Grundes als deſſen, die Freundſchaft mit Rußland zu pflegen. 
Ob ein ſolcher Grund vorliegt und welcher, wiſſen wir nicht. 
Es iſt ja möglich, daß er exiſtiert, und würden wir die Letzten 
ſein, die es tadelten, daß ihm entſprochen worden iſt; aber wir 
kennen ihn und den Plan nicht, den man mit dem ganzen Vor⸗ 
gehen verbindet; wir ſind über etwaige Zukunftsbeſtrebungen 
und deren Motive auf deutſcher Seite in keiner Weiſe unter⸗ 
richtet, und ſo lange wir das nicht ſind, iſt kein abſchließendes 
Urteil möglich. 

Einſtweilen glauben wir, daß der Vortritt Deutſchlands in 
der oſtaſiatiſchen Sache verfrüht war; und daß er es iſt, er⸗ 
weckt in uns Bedenken über ſeine ſachliche Rechtfertigung ſowohl 
wie über den Beſtand der auffälligen antiengliſchen Schwenkung, 
die damit in unſerer äußeren Politik vollzogen worden iſt. Wir 
fühlen uns nicht ganz frei von der Befürchtung, daß der Vor⸗ 
tritt Deutſchlands in der oſtaſiatiſchen Frage ein Symptom des 
fortdauernden Mangels an einer Fähigkeit bildet, die in der 
Politik ſehr wichtig iſt, nämlich die des ruhigen Abwartens; wir 
haben die Empfindung, daß die neueſte Aktion, wenn Er⸗ 
wartungen, die etwa daran geknüpft worden ſind, nicht erfüllt 
werden, ebenſo ſchnell in ihr Gegenteil umſchlagen kann, wie 
ſie entſtanden iſt. Von einem ſolchen Umſchlag würden wir für 
die Beziehungen zu Rußland nachteiligere Folgen zu erwarten 
haben, als eingetreten ſein würden, wenn man ſich von vorn⸗ 
herein auf wohlwollende Neutralität beſchränkt hätte. Die 
Sache kann ja immerhin noch gut einſchlagen; wir wünſchen es 
von Herzen, und niemand könnte größere Befriedigung darüber 
finden als gerade wir; aber wir ſehen den Grund nicht ein, aus 
dem es nötig war, ein Riſiko überhaupt zu laufen. 

Nach offiziöſen Artikeln müßte man annehmen, daß ſich 
die deutſche Regierung an der Aktion beteiligt hat, um nicht 
den richtigen Augenblick für den Schutz der wirtſchaftlichen 
Intereſſen Deutſchlands in Oſtaſien zu verſäumen und zu ſpät 
zu kommen. Ob dieſe Angabe zutrifft und die Motive der Re⸗ 
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gierung erſchöpfen, müſſen wir dahingeſtellt jein laſſen. Wir 
ſind der Anſicht, daß, wenn es ſich lediglich um Handelsintereſſen 
gehandelt hätte, zur erfolgreichen Wahrnehmung derſelben auch 
noch ſpäter Zeit geweſen wäre; wir glauben, daß Deutſchland 
keineswegs durch ſeine eigenen Intereſſen genötigt war, ſich an 
den Vorſtellungen in Tokio, wenn überhaupt, ſchon im erſten 
Stadium der Angelegenheit zu beteiligen. In dem Vorgehen 
Deutſchlands lag von vornherein ein vielleicht nicht ohne weiteres 
erforderlicher Verzicht auf die lebhaften Sympathien, die in 
Japan für Deutſchland beſtanden haben. Dieſer Verluſt kann 
auf der anderen Seite recht wohl durch politiſche Vorteile gedeckt 
und gerechtfertigt werden. Ob dieſe Vorteile aber vorhanden ſind, 
wiſſen wir nicht, das muß ſich erſt zeigen, und deshalb müſſen 
wir, wie geſagt, unſer definitives Urteil über die Richtigkeit der 
deutſchen oſtaſiatiſchen Politik einſtweilen noch ſuspendieren. 


Zur ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage. 


(23. Mai 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Voſſiſche Zeitung“ ſchreibt zu den hiſtoriſchen Be⸗ 
merkungen, die Fürſt Bismarck neulich beim Empfange der 
Oſtfrieſen über die Geſchichte des Nordoſtſeekanals und die Ver⸗ 
handlungen mit dem Herzog Friedrich gemacht hat: „Dieſe Dar⸗ 
ſtellung iſt Punkt für Punkt falſch.“ Wir würden darauf gar 
nicht weiter eingehen, wenn nicht dieſe Außerung ſo verletzend 
wäre, daß man ihr gegenüber nur die Antwort der bewußten 
Unwahrheit hat. Die Darſtellung des Fürſten Bismarck iſt 
Punkt für Punkt richtig und es iſt falſch, daß zwiſchen dem 
Herzog Friedrich und Preußen niemals irgendwelche Meinungs⸗ 
verſchiedenheit über die Kanalfrage geherrſcht habe, und daß es 
bis zum Herbſt 1864 überhaupt keine Differenz zwiſchen Preußen 
und Schleswig⸗Holſtein gegeben habe. Die Differenzen kon⸗ 
ſolidierten ſich ſchließlich in der Ablehnung der ſogenannten 
Februarbedingungen nicht ſowohl durch den Herzog Friedrich 
als durch die Staatsmänner, die unter koburgiſcher Leitung 
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jeine Miniſter zu werden hofften. Die Februarbedingungen 
ſind publici juris und ebenſo ihre Ablehnung von auguſten⸗ 
burgiſcher Seite. 

Das neuerdings publizierte Schreiben des Herzogs Friedrich 
an den König Wilhelm vom 20. Juni 1864, drei Wochen nach 
der nächtlichen Unterredung des Herzogs mit dem Miniſter⸗ 
präſidenten v. Bismarck, iſt gewiß ein Zeugnis der Geneigtheit 
des Herzogs Friedrich, ſeinen Bundesſtaat, wenn es Preußen 
gelang, deſſen Loslöſung von Dänemark durchzuſetzen, als 
deutſcher Fürſt zu vertreten, aber für die Intereſſen Preußens 
bot dieſes fürſtliche Schreiben keine Sicherſtellung, die für die 
damalige preußiſche Politik genügen konnte. In der Richtung 
derſelben lag es nicht, die preußiſche Berechtigung in den Elb⸗ 
herzogtümern dem Bundestage zu unterſtellen, und ſelbſt wenn 
darüber die Verſtändigung erlangt worden wäre, die am 
1. Juni 1864 in der bekannten Unterredung nicht erreicht 
wurde, ſo blieb doch immer für alle Zuſagen aus dem Schreiben 
vom 20. Juni 1864 die Reſolutivbedingung beſtehen, die in der 
Vorausſetzung der Zuſtimmung der Stände lag. Wie das 
Votum der Stände unter dem Einfluß eines Samwerſchen 
Miniſteriums ausgefallen wäre, war wohl nicht ſo ſicher, daß 
politiſche Berechnungen ſich darauf bauen ließen. Jedenfalls 
wird die Zuſtimmung der Stände zum Anſchluß Schleswig⸗ 
Holſteins an den deutſchen Zollverein auch ſchon in dem fürſt⸗ 
lichen Schreiben als unſicher bezeichnet und konnte nicht ver⸗ 
bürgt werden. 

Man muß ſich bei Beurteilung der geſamten damaligen Sad)- 
lage doch immer gegenwärtig halten, daß die amtliche preußiſche 
Politik den Fortbeſtand des auguſtenburgiſchen Erbrechts in 
den Herzogtümern nicht anerkannte. Angeſichts der Entſagung, 
welche im Jahre 1721 und noch mehr derjenigen, welche zu 
Händen Preußens anfangs der ſechziger Jahre in Frankfurt 
ſtattgefunden hatte, war die Rechtsfrage für Preußen abſolut 
frei, und die preußiſche Politik war von 1861 ab feſt entſchloſſen, 
ſoweit es politiſch möglich war, Schleswig⸗Holſtein für den 
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preußiſchen Staat zu erwerben und die Herſtellung eines neuen, 
in Frankfurt aus Beſorgnis vor dem preußiſchen Übergewichte 
antipreußiſche Politik treibenden Großherzogtums zu hindern. 

Es hat nicht in unſerem Wunſche gelegen, dieſe vergangene 
Frage neu zu erörtern und zu beſprechen, aber die aggreſſive 
Inſolenz der gegneriſchen Blätter und ihrer Hinterleute nötigt 
uns dazu, und wir werden in der Lage ſein, unſere Auffaſſung 
auch durch weitere unerwünſchte Argumente zu vervollſtändigen, 
wenn wir dazu herausgefordert werden. 


Deutſchland und Japan. 
(23. Mai 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Wenn das Einſchreiten Deutſchlands gegen Japan überhaupt 
politiſch geboten geweſen iſt, ſo kann man es wohl nur aus 
dem Bedürfnis erklären, mit Rußland die Fühlung wieder zu 
gewinnen, die durch manche Erlebniſſe der letzten Jahre verloren 
gegangen iſt. Iſt das aber der Fall, wie wir glauben, ſo ſollte 
man ſich vor Halbheiten hüten, die mit dem Sitzen zwiſchen 
zwei Stühlen endigen, von denen alsdann keiner eine Stütze 
bietet. Wir wiſſen nicht, ob die Ruſſen nach dem Beſitze oder 
der bahnbauenden Ausnutzung von Korea ſtreben; wir halten 
es für ſehr wahrſcheinlich, daß ſie eisfreie Häfen am Ozean zu 
beſitzen wünſchen. Wir haben keinen Beruf ihnen dazu aktiv 
zu verhelfen, aber wir vermögen auch keine deutſchen Inter⸗ 
eſſen zu entdecken, die uns den Zwang auferlegten, dieſen ruſſi⸗ 
ſchen Beſtrebungen feindlich gegenüberzutreten. Wir ſind Frank⸗ 
reich gegenüber ſeit Jahrzehnten bemüht geweſen, ihm die Frei⸗ 
heit der Entwicklung in jeder anderen Richtung als in der des 
Elſaß zu gönnen, auch zu fördern, zum Beiſpiel in Tunis, in 
Indien, in Afrika. Haben wir nicht dasſelbe Intereſſe, es 
als wichtig für die deutſche Politik zu betrachten, wenn Ruß⸗ 
land ſeine Befriedigung mehr im Oſten ſucht als im Weſten? 
Schon das Schwarze Meer hat für uns ein geringes Intereſſe, 
aber das koreaniſche doch noch viel weniger. Wir haben keine 
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ſtatiſtiſchen Angaben über unſere Handelsintereſſen, die bezüglich 
Koreas beſtehen, zur Hand, aber wir wiſſen, daß Korea ein 
armes Land und ſeine Kaufkraft Deutſchland gegenüber minim 
iſt. Uns ſcheint nichts an deutſchen Intereſſen vorzuliegen, das 
uns nötigte, den ruſſiſchen Wünſchen in Oſtaſien entgegenzu⸗ 
treten, namentlich aber, nachdem die Bahn einmal eingeſchlagen 
iſt und man Rußland gegenüber die Gefälligkeit gehabt hat, die 
bekannte Einwirkung auf das uns befreundete Japan zu üben. 
Wir haben uns ſchon darüber ausgeſprochen, daß wir die Ab- 
ſicht der deutſchen Regierung nicht kennen und alſo die Trag⸗ 
weite der mit dem Drucke auf Japan erfolgten Aktion nicht zu 
beurteilen wiſſen. Darüber aber ſind wir auch ohne Kenntnis 
der Intentionen der Regierung außer Zweifel, daß die deutſche 
Politik Schaden leiden wird, wenn ſie die Bahn, die fie be- 
treten hat, ohne erkennbare und zwingende Gründe wieder 
wechſelt. Wir haben den Eindruck, daß wir nur empfehlen 
können, die Hand Rußlands, nachdem wir ſie einmal ergriffen 
haben, auch weiter feſtzuhalten in Fragen, wo uns unſere 
Intereſſen dabei nicht im Wege ſtehen. Wir glauben, daß es 
richtig iſt, daß die Regierung, nachdem ſie den Sprung ins 
Dunkle einmal getan hat, auch feſt mit Rußland durchhält. 
Wenn das Gegenteil geſchähe, wenn zum Beiſpiel engliſche Ein⸗ 
flüſſe in unſerer Politik wieder die Oberhand gewännen, ſo 
würde das den Erfolg haben, daß wir Rußland ebenſo ver- 
letzten, wie wir Japan durch unſere Einmiſchung verletzt haben. 
Unter dem alten Kurs wäre die Beteiligung an der Einmiſchung 
gegen Japan wahrſcheinlich überhaupt nicht erfolgt, oder doch 
nur gegen ſichere Vorteile für Deutſchland; aber nun ſie ein⸗ 
mal vorliegt, ſind wir der Überzeugung, daß jedes Schwanken 
ſchädlich wäre und Deutſchland nichts beſſeres tun kann, als auf 
dem einmal beſchrittenen Wege weiterzugehen. 
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Der Begriff „Volk“. 


(23. Mai 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Das „Berliner Tageblatt“ knüpft an die neuliche Anſprache 
des Fürſten Bismarck an die Rheinländer die Bemerkung, es 
habe etwas lange gedauert, bis ſich der frühere Reichskanzler 
entſchloſſen habe, nicht nur der Dynaſtie und des Heeres, ſon⸗ 
dern auch des Volkes wieder einmal zu gedenken, das vor und 
in den Kämpfen mit Blut und Eiſen doch die größten Opfer 
an Gut und Blut gebracht habe. Es iſt ein Mangel an Be⸗ 
ſcheidenheit von den Leuten des „Berliner Tageblattes“, die Be⸗ 
zeichnung „Volk“ für ſich in Anſpruch zu nehmen. Sie ver⸗ 
ſtehen darunter die Demokratie in allen ihren Spielarten bis 
zur Sozialdemokratie. Zum Volk gehören aber nicht nur die 
Demokraten, ſondern auch die Dynaſtien und das Heer. Wir 
verwahren uns hiermit gegen die Monopoliſierung des Namens 
des deutſchen Volkes zur Bezeichnung der demokratiſchen und 
ſonſtigen politiſchen Quertreibereien. 


Friedberg. 
(6. Juni 1895, Ab.⸗Ausg.) 


Die Berliner „Volkszeitung“ ſchreibt in bezug auf den 
verſtorbenen früheren Juſtizminiſter Friedberg: 

„In den kritiſchen Zeiten, in welchen an ihn das Anſinnen geſtellt 
war, ein Gutachten über die Krankheit des Kaiſers Friedrich und die 
ſtaatsrechtliche Seite der Einwirkung dieſer Krankheit auf die Regie⸗ 
rungsfähigkeit des kranken Herrſchers abzugeben, ſoll Friedberg die Sache 
des kranken Kaiſers mit Energie vertreten haben. Näheres darüber 
wiſſen vielleicht die Hamburger Nachrichten‘ zu erzählen.“ 


Dazu ſind wir allerdings in der Lage, und zwar haben wir 
zu erklären, daß die Behauptung der „Volkszeitung“ durchaus 
wahrheitswidrig iſt, wenn damit etwa, wie es nach dem Wort⸗ 
laute den Anſchein hat, geſagt werden ſoll, daß ein ſolches An⸗ 
ſinnen von ſeiten der Regierung an den Juſtizminiſter geſtellt 
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worden ſei. Von jeiten der Vertreter der Regierung, injonder- 
heit vom damaligen Miniſterpräſidenten, iſt jederzeit „mit 
Energie“ der einzig berechtigte Standpunkt vertreten worden, 
daß die Krankheit des Kronprinzen auf ſeine Regierungsfähig⸗ 
keit ganz ohne Einfluß ſei. 


Herr v. Boetticher. 
(16. Juni 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Der „Reichsanzeiger“ hat einen Artikel veröffentlicht, worin 
die Annahme als irrtümlich bezeichnet wurde, daß eine Stelle 
in der Rede des Fürſten Bismarck an die Landwirte auf den 
Miniſter v. Boetticher zu beziehen ſei; zugleich reproduzierte 
das amtliche Blatt den Text der Kabinettsorder vom 29. Mai 
1892, worin der Kaiſer die angebotene Entlaſſung des Herrn 
v. Boetticher unter Anerkennung der Verdienſte desſelben ab⸗ 
lehnt und ihn unter Berufung auf ſeinen Patriotismus auf⸗ 
fordert, im Amte zu bleiben. 

Das Aktenſtück iſt ein ſehr ehrenvolles Atteſt Seiner Majeſtät 
des Kaiſers und ein Beweis der Hingebung, mit der der 
Adreſſat dem Throne gedient hat. Etwas zweifelhafter ſind 
wir über die Tragweite der vom „Reichsanzeiger“ in erſter 
Linie angeführten „Tatſache“, daß Herr v. Boetticher „bereits 
im Februar 1890 den Wunſch ausgeſprochen habe, entlaſſen zu 
werden, und daß Fürſt Bismarck ſelber ihn im Dienſte zurück⸗ 
gehalten habe!“ Dieſe „Tatſache“ iſt für uns ein Novum und 
wir würden es mit Intereſſe begrüßt haben, wenn der Beweis 
für die Richtigkeit der Angabe durch ein ähnliches unanfechtbares 
Aktenſtück wie die Kabinettsorder vom 29. Mai 1892 geführt 
worden wäre. Die „Kölniſche Zeitung“ tritt als Schwurzeuge 
auf, indem ſie in ihrer Nummer vom 12. Juni ſagt, Herr 
v. Boetticher hätte ſchon vor dem Rücktritte des Fürſten Bis⸗ 
marck „dieſem ſein Portefeuille zur Verfügung geſtellt“. Die 
„Kölniſche Zeitung“ überſieht dabei, daß Fürſt Bismarck niemals, 
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portefeuilles hatte, ſondern daß dieſe lediglich an Allerhöchſter 
Stelle lag. Dort aber war Herr v. Boetticher unſerer Er⸗ 
innerung nach persona gratissima, wie unter anderem durch die 
Verleihung des Schwarzen Adlerordens bekundet und dadurch 
betätigt wurde, daß Herr v. Boetticher ſich in der Lage fühlte, 
die von den Allerhöchſten Auffaſſungen abweichende Politik ſeines 
Vorgeſetzten, des Reichskanzlers, bezüglich der Arbeiterfragen 
offen und amtlich zu bekämpfen. Es wurde damals, im Fe⸗ 
bruar 1890, allgemein geglaubt, daß Herr v. Boetticher in 
der Stellung des preußiſchen Miniſterpräſidenten zum Nach⸗ 
folger des Fürſten Bismarck auserſehen ſei. Es war deshalb 
anzunehmen, daß, wenn ein Abſchiedsgeſuch des „kommenden 
Mannes“ in jener Zeit wirklich zur amtlichen Entſcheidung ge⸗ 
langt wäre, dieſelbe ziemlich ähnlich gelautet haben würde, wie 
die gnädigſte Allerhöchſte Order vom 29. Mai 1892. Wir ſind 
viel eher geneigt, zu glauben, daß in damaliger Zeit das Ver⸗ 
bleiben des Herrn v. Boetticher im Amte für ſicherer galt, 
als das des Fürſten Bismarck. 

Es iſt uns nicht wahrſcheinlich, daß Fürſt Bismarck durch 
ſeine Außerung an die Vertreter der Landwirtſchaft den Rück⸗ 
tritt irgendeines der jetzigen aktiven Staatsminiſter habe för⸗ 
dern wollen. Wir ſind ſogar gewiß, daß er dieſes Mittel dazu 
nicht für das richtige gehalten haben würde. Wenn wir die 
Rede des Fürſten sine ira et studio durchſehen, ſo finden wir 
in ihr nur Empfehlungen an die landwirtſchaftlichen Wähler 
über die Geſichtspunkte, nach denen ſie künftig ihre Abgeord⸗ 
neten wählen möchten. Der Fürſt empfiehlt, bei der nächſten 
Wahl keinen „Klebern und Strebern“ mit Frauen, die an 
großen Berliner Wohnungen hingen, die Vertretung zu über⸗ 
tragen; mit keiner Silbe greift er in die königliche Prärogative 
der Miniſterwahl ein, er ſpricht nur von der Abgeordnetenwahl. 

Wie kommt es nun, daß gegen eine ſolche Außerung, zu 
welcher der Inſaſſe von Friedrichsruh jederzeit als Wähler und 
Urwähler berechtigt iſt, plötzlich die ganze capriviſtiſche Preſſe 
in Aufmarſch gerät, reſpektive zum Angriff bläſt, und daß der 
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„Reichsanzeiger“, der ohne miniſteriellen Einfluß doch nicht zu⸗ 
gänglich iſt, mit der „Kölniſchen Zeitung“ in ein Horn zu 
ſtoßen angewieſen wird? Uns iſt dies aufgefallen, aber wir 
ſchließen daraus noch nicht, daß die Männer und die Fraktionen, 
deren Beihilfe hieraus erkennbar iſt, ſich irgendwie durch die 
Friedrichsruher Rede getroffen fühlten. Nicht, daß ſie keinen 
Anlaß dazu hätten, aber wir glauben, daß ſie zu abgehärtet 
gegen Vorwürfe ſind, um allein aus Empfindlichkeit in dieſer 
Weiſe nach dem Spruche: Wem's juckt, der kratze ſich, zu 
reagieren. Es ſcheint uns vielmehr ein Vorſtoß nach oben hin 
vorzuliegen zur Befeſtigung des alten Caprivismus, bei dem die 
„Kölniſche Zeitung“ als Chorführerin der Deklamationen funk⸗ 
tioniert, wie in früheren Zeiten. Die Epigonen des Grafen 
Caprivi befinden ſich noch heute im Beſitze amtlicher und offi⸗ 
ziöſer Einflüſſe, und wenn ſie auch unter ſich nicht immer einig 
ſind, ſo halten ſie doch nach außen hin die Solidarität aufrecht 
in der Hoffnung, daß die alten offiziöſen Stränge noch feſt 
genug hielten, und daß ſie in der Zukunft wieder ſtärker werden 
könnten. Es handelt ſich hierbei nicht ſowohl um Perſonen, die 
miteinander kämpfen, als um Syſteme, um die Frage, ob 
ſchließlich der alte Kurs mit ſeinem Schutze der inländiſchen 
Produktion, oder der neue capriviſtiſche mit dem Gewinnen der 
Gegner durch Tributzahlung bei uns fixiert werden ſoll. 


Abwehr. 
(16. Juni 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Kölniſche Zeitung“ und ihre capriviſtiſchen Freunde 
verlangen, wie wir dies aus dem Artikel des Blattes ſchließen, 
vom Fürſten Bismarck, daß er ſchweigt, gehorcht und Steuern 
zahlt. Warum verlangen ſie das nicht auch von Herrn Richter, 
Bebel und anderen? Der Unterſchied zwiſchen beiden Stellungen 
iſt doch nur der, daß der ehemalige Reichskanzler eine längere 
politiſche Erfahrung und ein in ſachlicher Arbeit gereiftes Urteil 
hat, was den anderen abgeht. Der Bismarck der „Kölniſchen 


307 


Zeitung“ hätte nach ihrer Anſicht den Landwirten, die ihn be- 
ſuchten, um ihm eine politiſche Anrede zu halten, antworten 
ſollen: „Meine Herren, ich darf mir leider wegen meiner Ver⸗ 
gangenheit nicht erlauben, über die preußiſche und deutſche Politik 
ein Urteil auszuſprechen; wenn ich es dürfte, ſo würde ich Sie 
beglückwünſchen, daß wir heute unter dem ſegensreichen Regime 
der Handelsverträge leben, daß wir unter dem Grafen Caprivi 
endlich eine Regierung gefunden hatten, die ſich auf die Sozial⸗ 
demokratie, die Polen und die Fortſchrittler ſtützte, und daß wir 
auf allen politiſchen Gebieten ſtets mutige und geſchickte Miniſter 
gehabt haben. Aber da ich früher Reichskanzler war, ſo muß 
ich auch dieſe meine Anerkennung verſchweigen.“ Auf ſolchen 
Unſinn läuft es doch hinaus, wenn Zeitungen, die, wie die 
Kölniſche, ihre Überzeugung vielleicht öfter als ihre Wäſche ge⸗ 
wechſelt haben, in dieſem ſchulmeiſternden Tone den Fürſten 
Bismarck belehren wollen. Wir finden die Forderung, daß 
Fürſt Bismarck, namentlich wenn er durch Deputationen und 
Kundgebungen en demeure geſetzt werde, ſchüchtern und byzan⸗ 
tiniſch ſchweigen ſolle, doch ungewöhnlich unverſchämt, und nur 
als Produkt des Parteifanatismus erklärlich. 

Die „Kölniſche Zeitung“ und andere Blätter ejusdem farinae 
ſprechen in ihren Artikeln übereinſtimmend von einer heftigen 
Erbitterung, Verſtimmung und von beſtimmten Plänen des 
Fürſten Bismarck. Es iſt das ja ein natürlicher Verſuch, im 
Parteikampf die Stellung, die man bekämpft, als Ergebnis zor⸗ 
niger Leidenſchaft zu charakteriſieren. Aber alle, die den Fürſten 
Bismarck in der letzten Zeit zu ſehen Gelegenheit hatten, haben 
bei ihm nur einen Grund zur Verſtimmung entdeckt, und der 
liegt in ſeinen neuralgiſchen Geſichtsſchmerzen. Ebenſowenig hat 
der Fürſt ein Bedürfnis — und wenn er es hätte, ſchwerlich 
die Möglichkeit — auf die Geſtaltung der jetzigen Regierung 
irgendwie Einfluß zu gewinnen. Wir ſind gewiß, daß er nicht 
einmal die Abſicht hat, Rat zu erteilen, wenn ein ſolcher von 
ihm begehrt werden ſollte; er würde ſich enthalten, die Verant⸗ 
wortlichkeit für einen Rat zu übernehmen, auf deſſen praktiſche 
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Durchführungen er keinen Einfluß hätte. Daß er aber einen 
ſolchen in amtlicher Stellung wieder erſtrebe, haben ſelbſt ſeine 
unfreundlichſten Gegner ihm bisher nicht Schuld gegeben. 

Die „Kölniſche Zeitung“, welche ſeinerzeit den Ausdruck 
„Zivil⸗Wallenſtein“ erfunden hat, während ihr dabei der Oktavio 
Pikkolomini ganz entgangen iſt und fie immer nur den tugend- 
haften Max zitiert, macht in ihrem Artikel dem Fürſten Bis⸗ 
marck auch noch den Vorwurf der Feigheit und des Hinterhalts. 
Die Haltung, die Fürſt Bismarck im Dienſte und ſpäter von 
1890 bis 1895 beobachtet hat, verdient dieſen Vorwurf ſicher 
nicht, wohl aber findet er Anwendung auf Leute, die aus Ehr⸗ 
geiz gegen ihren Vorgeſetzten konſpirieren. 


Fürſt Bismarck und der Nordoſtſeekanal. 
(26. Juni 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In ihrer Nummer vom 22. Juni lenkte die „Allgemeine 
Zeitung“ die Aufmerkſamkeit auf die Tatſache, daß an der feier⸗ 
lichen Eröffnung des Nordoſtſeekanals leider der Mann nicht 
teilnehmen könne, dem das deutſche Volk, wie ſo vieles andere, 
auch dieſes Werk in erſter Linie verdanke: Fürſt Bismarck. Um 
ſo mehr ſei es eine Ehrenpflicht der deutſchen Nation und nament⸗ 
lich auch der deutſchen Preſſe, in dieſen Tagen, in welchen ſo 
viel geehrt und gehuldigt werde, des alten Kanzlers nicht zu 
vergeſſen, der die Löſung der großen Aufgabe in ihren ſchwierigſten 
Stadien gefördert habe. Gleichzeitig führte die „Rheiniſch⸗Weſt⸗ 
fäliſche Zeitung“ durch Zuſammenſtellung einer Reihe hiſtoriſcher 
Dokumente den Nachweis, daß Fürſt Bismarck von dem erſten 
Tage ſeines Wirkens als preußiſcher Miniſterpräſident in Ver⸗ 
bindung mit der ſchleswig⸗holſteiniſchen Angelegenheit die Frage 
eines Nordoſtſeekanals erwogen und ſpäter aufs energiſchſte 
durchgeführt habe. Die erſte öffentliche Kundgebung in dieſem 
Sinne ſtamme aus dem Jahre 1864, und es ſei bezeichnend für 
die Lage der damaligen Zeit, daß Herr v. Bismarck einerſeits 
nicht wagen durfte, den Bau des Kanals auf Koſten des Staats 
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zu übernehmen, anderſeits es für notwendig hielt, den politiſchen 
Beherrſcher Europas, Napoleon III., dafür zu erwärmen. 
Das von der „Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Zeitung“ veröffentlichte 
Aktenmaterial wird von der „Berliner Börſenzeitung“ wie folgt 
reſumiert: Allgemein bekannt iſt der bezügliche, am 31. März 
1864 an den preußiſchen Botſchafter Grafen v. d. Goltz geſchriebene 
Brief. Daran knüpfte ſich eine längere Korreſpondenz. Dem 
preußiſchen Komitee, welches über die Mittel beriet, den Bau 
zu unternehmen, überreichte Bismarck am 20. Januar 1865 ein 
Votum, in dem er ſeiner Meinung dahin Ausdruck gab, „daß 
der Kanal, deſſen große Bedeutung für unſere Marine und 
Handelsſchiffahrt von keiner Seite verkannt wird, zur Ausführung 
gebracht werden muß, ſelbſt wenn dies ausſchließlich als Staats⸗ 
unternehmen, ohne alle Privatbeteiligung geſchehen müßte“. Am 
3. Februar 1866 zeigte Bismarck ſich in einem Schreiben an 
den Staatsminiſter v. d. Heydt hocherfreut, daß endlich ſich eine 
Geſellſchaft zum Baue des Nordoſtſeekanals bilden wolle. Dann 
kamen die Kriege, aber ſchon am 14. Juni 1871 hielt Bismarck 
im Reichstag eine Rede zugunſten des Nordoſtſeekanals. Der 
Plan gedieh jedoch damals nicht weiter. Am 13. Dezember 1881 
griff Fürſt Bismarck die Sache abermals an. Immer mehr 
vertiefte er ſich in die Angelegenheit und am 15. Auguſt 1885 
erfolgte dann von Varzin das entſcheidende Votum. Mit äußerſter 
Energie vertrat der Fürſt den Bau des Kanals; das Staats⸗ 
miniſterium ließ ſeine früheren Bedenken fallen und im Dezember 
1885 trat die Vorlage an den Reichstag heran. Wenn einer 
alſo, ſo ſchließt das Blatt ſein Reſümee, für das Zuſtandekommen 
des Nordoſtſeekanals gearbeitet hat, ſo iſt es Fürſt Bismarck. 
Wir glauben, daß ohne den Fürſten Bismarck der Nord⸗ 
oſtſeekanal überhaupt nicht gebaut ſein würde. Schon die Er⸗ 
werbung der Kieler Bucht und Holſteins, die bei ihrer Vor⸗ 
bereitung auch von oben her keine Unterſtützung fand, würde 
ohne die energiſche Vertretung des damaligen Miniſterpräſidenten 
wahrſcheinlich nicht ſtattgefunden haben, namentlich aber der 
Kanalbau nicht, der viele Jahre hindurch die Gegnerſchaft des 
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Landesverteidigungskomitees zu bekämpfen hatte, an deſſen Spitze 
die entſcheidende Autorität, der Graf Moltke ſtand. Bei der 
Kanalfeier war Fürſt Bismarck durch ſeine Geſundheit ver⸗ 
hindert, anweſend zu ſein; ſein Name iſt aber auch tatſächlich 
in keiner der bei dieſer Gelegenheit gehaltenen Reden erwähnt 
worden. 

Wir möchten noch eine andere Seite der Kanalfeier berühren, 
die in den betroffenen Kreiſen ſicherlich nicht ohne Eindruck ge⸗ 
blieben ſein wird. Die ſpätere Geſchichte wird vielleicht auch 
die hervorragenden Verdienſte unſerer Techniker bei dem Zu⸗ 
ſtandekommen dieſes eigenartigen, man kann wohl ſagen, einzigen 
Werkes der modernen Waſſerbaukunſt in den Hintergrund treten 
laſſen und ſich dem Eindruck öffnen, daß die bureaukratiſchen 
Behörden, welche den Kanal gelegentlich auf Dienſtreiſen von 
Berlin aus inſpiziert haben und bei ſeiner Übergabe an den 
Verkehr in den Vordergrund traten, das Hauptverdienſt an den 
nirgends in der Welt übertroffenen, vielleicht nicht erreichten 
Leiſtungen der Erbauer des Kanals gehabt hätten. Das ge- 
legentliche Bereiſen und die Beſichtigungen der techniſchen Bauten 
aber haben den Kanal nicht geſchaffen. Es iſt erfreulich, daß 
wenigſtens Herrn Baenſch eine hohe Auszeichnung zuteil ge⸗ 
worden iſt; aber wir glauben, daß ſolche Anerkennung und Aus- 
zeichnung allen am Kanalbau beteiligten Technikern in höherem 
Maße gebührt hätte, als ſie bisher ſtattgefunden hat. Die Bau⸗ 
techniker ſtehen zu dieſem Werke in denſelben Beziehungen wie 
beiſpielsweiſe der Geheimrat Koch zu ſeinen mediziniſchen Er⸗ 
findungen; das Verdienſt an dieſen kann man doch aber ſicher 
nicht der Herrn Koch vorgeſetzten Miniſterialinſtanz beilegen. 
Die Herſtellung des Kanals gibt unſeren Waſſerbautechnikern 
vor der ganzen wirtſchaftlich⸗techniſchen Welt eine Stellung, von 
der wir gewünſcht hätten, daß ſie auch in den amtlichen An⸗ 
erkennungen ſchärfer hervorgetreten und namentlich nicht hinter 
der der beteiligten Behörden zurückgetreten wäre. 
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Kaiſer Friedrich und Fürſt Bismarck. 
(27. Juni 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In einigen demokratiſchen Organen wird die alte Unwahr⸗ 
heit neu behauptet, daß in amtlichen Kreiſen zur Zeit der Krank⸗ 
heit des Kaiſers Friedrich die Frage der Einſetzung einer Regent⸗ 
ſchaft erörtert worden ſei. Es iſt ſchon anderweitig nachge wieſen 
worden, daß dies unzutreffend iſt und daß die betreffenden Be⸗ 
richterſtatter ungenau informiert waren. Unter anderem geht 
dies auch aus der Redensart hervor, „daß nach dem Tode Kaiſer 
Wilhelms I. eine volle Verſtändigung zwiſchen dem Fürſten Bis⸗ 
marck und dem Kaiſer Friedrich zuwege gekommen iſt, die nur 
durch die bekannten erſten Erlaſſe von San Remo aus erſchwert 
worden wäre.“ Die volle Verſtändigung zwiſchen dem Kaiſer 
Friedrich, damaligen Kronprinzen, war ſeit 1866 niemals unter⸗ 
brochen und zum konkreten Ausdrucke kam ſie — was mit der 
obigen Phraſe wohl gemeint iſt — im Jahre 1885 in dem Augen⸗ 
blicke, wo Kaiſer Wilhelm J. ſo ſchwer erkrankt war, daß für 
ſein Leben gefürchtet wurde. An der Regierungsfähigkeit des 
Kaiſers Friedrich hat in amtlichen Kreiſen niemals ein Zweifel 
beſtanden und der damalige Reichskanzler hat der Überzeugung, 
daß die Krankheit des Kaiſers Friedrich kein Regierungshindernis 
ſei, namentlich der Königin von England gegenüber bei deren 
Beſuche in Charlottenburg ſehr energiſchen Ausdruck dahin ge⸗ 
geben, daß eine Regentſchaftsfrage ohne ihn, den Miniſter⸗ 
präſidenten, gar nicht angeregt werden könne, und daß er, ſo⸗ 
lange er lebe und Miniſter ſei, unter keinen Umſtänden ſeine 
Zuſtimmung dazu geben werde. 


Graf Herbert Bismarck. 
(9. Juli 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Unter den offiziöſen Blättern der Caprivi⸗Epigonen in der 
Wilhelmſtraße nimmt die „Weſerzeitung“ einen hervorragenden 
Platz ein. Sie ſchreibt, und andere Offiziöſe drucken es nach, 
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Fürſt Bismarck wäre bei Darlegung feiner Auffaſſung über die 
Landwirtſchaft und deren Wahlpolitik von der Entrüſtung dar⸗ 
über geleitet worden, daß ſeinem Sohne Herbert nicht ein hohes 
Reichsamt zuteil geworden ſei. Wir beſchränken uns darauf, 
wieder abzudrucken, was wir am 17. Mai 1892 über dieſelbe 
Inſinuation geſchrieben haben: 


„Anläßlich der Verlobung des Grafen Herbert Bismarck ſind in der 
Preſſe verſchiedene Erfindungen in Umlauf geſetzt, deren Inhalt ſeiner 
übereinſtimmenden Faſſung nach auf Einheit des Urſprungs ſchließen 
läßt und die Unwahrheit verbreitet, als ob ſeit dem Austritt des Grafen 
Herbert aus dem Staatsminiſterium der Wiedereintritt desſelben von 
ihm oder ſeinem Vater jemals gewünſcht oder auch nur für möglich ge⸗ 
halten worden wäre.“ 


Wie eine mit den politiſchen Verhältniſſen vertraute Zeitung 
den Nonſens drucken kann, Graf Herbert Bismarck habe einen 
Botſchafterpoſten „gefordert“, iſt vollkommen unbegreiflich. Schon 
die ſprachliche Faſſung dieſer Erfindungen läßt Zweifel darüber 
aufkommen, ob ihr Urſprung ſie der Ehre wert macht, in acht⸗ 
bare Blätter aufgenommen zu werden. Worte wie „Rehabili⸗ 
tierung“, „Anſprüche fallen laſſen“, „unterhandeln“ würde kein 
Sachkundiger auf ſolche Vorgänge anwenden, wenn ſie ſtatt⸗ 
fänden. Allen Eingeweihten ſind die Gründe bekannt, welche 
den Grafen Bismarck Ende März 1890 beſtimmten, zurück⸗ 
zutreten, und die Verſuche, welche ſtattfanden, um ihn zum Ver⸗ 
bleiben im Amte zu bewegen; es iſt aber auch von allen wohl 
Informierten verſtanden worden, weshalb er dauernd ablehnte, 
zu bleiben. Daß nun der Graf nachträglich von dem ſtreber⸗ 
haften Ehrgeize erfaßt ſein ſollte, auf dem Poſten eines Agenten 
der heutigen Leitung des Auswärtigen Amtes ein Vollſtrecker 
der Inſtruktionen desſelben zu werden, das zu glauben, verrät 
Anſchauungen von Leuten, die mit der Denkart unabhängiger 
und ehrliebender Männer nicht hinreichend vertraut ſind, um ein 
Urteil darüber zu haben. 

Wir haben zu Ende des vorigen Jahres ſchon einmal Ver⸗ 
anlaſſung gehabt, den damals auftauchenden Verdächtigungen 
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über den Grafen Bismarck entgegenzutreten. Nachdem die be- 
züglichen Inſinuationen nunmehr und ſogar in achtbaren Blättern 
wiederholt werden, haben wir nicht unterlaſſen wollen, es von 
neuem als eine willkürliche Erfindung zu kennzeichnen, wenn 
über den Grafen behauptet wird, daß er ſeit ſeinem Ausſcheiden 
aus dem Miniſterium irgendwelche Anſtellung erſtrebt, gewünſcht 
oder gar wie einige Blätter ſagen „beanſprucht“ habe. 

Die Verſuche, auch ſeinem Vater Unterhandlungen über dieſe 
Frage zuzumuten, können wir unbeachtet laſſen. 

Wir haben von den inzwiſchen alle paar Monate wieder auf⸗ 
gewärmten Erfindungen über die angebliche Stellenjägerei des 
Fürſten Bismarck für ſeinen Sohn niemals Notiz genommen. 
Wenn wir das heute tun, ſo geſchieht es nur, um dieſe neueſte 
Gehäſſigkeit der Offiziöſen und ihre gegen den Fürſten Bis⸗ 
marck gerichteten Angriffe, wie die der „Kölniſchen Zeitung“ und 
des „Reichsanzeigers“, in das rechte Licht zu ſetzen. Dieſe 
Angriffe gehen von Männern aus, die ihre eigene Wertſchätzung 
nur nach dem offiziellen Stempel bemeſſen, der ihnen in Geſtalt 
von Amtern, Orden, Rang und Titel ſtaatlich atteſtiert wird, 
und welche die gleiche Geſinnung auch unabhängigen Männern 
Schuld geben, die nicht bereit ſind, ihre politiſche Überzeugung 
um eines Amtes willen zu verleugnen oder unterzuordnen. Die 
offiziöſen Artikelſchreiber und ihre Gewährsmänner haben eben 
keine Vorſtellung davon, daß andere durch das eigene Ehrgefühl 
in die Unmöglichkeit verſetzt ſind, die Pfade zu wandeln, auf 
denen ſie ſich behaglich fühlen. 

Graf Herbert Bismarck hat ſeit ſeinem freiwilligen Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Dienſte an keinem Tage die Abſicht gehabt, 
ſich um ein Staatsamt zu bewerben. Die entgegengeſetzte Be⸗ 
hauptung entſpringt dem perſönlichen Haß gegen ſeinen Vater, 
und dieſem Haſſe erſcheint jedes Mittel, auch das der bewußten 
Lüge, im Parteiintereſſe gerechtfertigt. 
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Aus der Zeit der Kriegserklärung Frankreichs. 
(10. Juli 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Die Zeitungen nehmen jetzt Gelegenheit, auf die Ereigniſſe 
vor fünfundzwanzig Jahren zurückzugreifen und ſtellen dabei den 
Verlauf der Dinge, der zur franzöſiſchen Kriegserklärung führte, 
klar. Wir haben den Eindruck, den Glais Bizoin und andere 
franzöſiſche Abgeordnete zu jener Zeit hatten: daß die Kriegs⸗ 
erklärung Frankreichs ſchon in den Vorgängen in dem franzö⸗ 
ſiſchen Parlamente am 6. Juli 1870 enthalten war, von denen 
Glais Bizoin und Arago ſagten, ſie ſeien keine Verhandlung, 
ſondern eine Kriegserklärung geweſen, eine Kriegserklärung, unter⸗ 
ſtützt durch eine lärmende offiziöſe Preſſe und Maſſendemon⸗ 
ſtrationen in der Richtung der bekannten Schlagwörter: „Wir 
müſſen die Preußen unter ein kaudiniſches Joch bringen!“ „Wir 
müſſen ſie mit dem Flintenkolben im Rücken über den Rhein 
ſtoßen!“ „La Prusse cane!“ „Wenn uns ſoviel geboten würde, 
wie den Preußen in Paris, wären wir längſt unterwegs nach 
der Grenze!“ Arago ſprach ſich dahin aus, „das Miniſterium 
habe Frankreich wider den Willen ſeiner Vertreter in die Sache 
hineingezogen und ſoeben den Krieg erklärt“. 

Es iſt danach nicht zu verwundern, daß preußiſche Staats⸗ 
männer nach Kenntnisnahme dieſer Vorgänge den Eindruck 
hatten, daß angeſichts dieſer mindeſtens brutalen Drohungen eine 
Nachgiebigkeit, auch nicht einen Strohhalm breit, auf preußiſcher 
Seite mehr möglich ſei und daß ſelbſt der Rücktritt des Hohen⸗ 
zollernſchen Prinzen geſchichtlich den Eindruck machen müſſe, als 
ſei er durch franzöſiſche Kriegsdrohungen erzwungen worden. 
Zur Kenntnis des Königs Wilhelm waren dieſe Details vor 
ſeiner letzten Entſchließung nicht in ihrer ganzen Vollſtändigkeit 
gelangt, aber wer ſie kannte, mußte das Gefühl haben: wenn 
nach dieſen Vorgängen ſowie nach den ſpäteren Außerungen die 
preußiſche Friedfertigkeit zugunſten Frankreichs ausgebeutet wird 
und der Krieg unterbleibt, ſo kommt Preußen damit in eine 
Lage, welche ihm ſeine deutſche und ſeine großmächtliche Zu⸗ 
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kunft abſchneidet, und die preußiſche Leitung wird früher oder 
ſpäter das Bedürfnis fühlen, den franzöſiſchen Krieg unter 
weniger günſtigen Umſtänden ſelbſt herbeizuführen, wenn es 
ſeinem deutſchen und europäiſchen Berufe gewachſen bleiben will. 
Dieſe Eventualität iſt durch die franzöſiſchen Entſchließungen 
vom 14. bis 19. Juli 1870, wo die Kriegserklärung Frankreichs 
erfolgte, zum Glück für Preußen beſeitigt worden. 


Ignorierung des Fürſten bei vaterländiſchen Feiern. 
(12. Juli 1895, Ab.⸗Ausg.) 


In den nationalgeſinnten Blättern Süddeutſchlands wird es 
ſcharf kritiſiert, daß der Name Bismarck bei der Wiederkehr der 
fünfundzwanzigjährigen Erinnerung an die große Zeit der Wieder⸗ 
aufrichtung des Deutſchen Reiches nicht genannt werden ſoll. 
Die „Augsburger Abendzeitung“ ſchreibt darüber folgendes: 


„Als vor fünfundzwanzig Jahren die Kunde von den Ereigniſſen in 
der franzöſiſchen Deputiertenkammer ganz Deutſchland durchflog und ſich 
die bange Gewißheit eines bevorſtehenden Krieges auf alle Gemüter 
legte, da lenkten ſich die Blicke aller Deutſchen von Nord und Süd neben 
dem greiſen Monarchen in Ems auf jenen Staatsmann, welchen erfolg⸗ 
reiche Tatkraft, eiſerne Energie und die beharrliche Verfolgung eines 
hehren Zieles: die Einheit der deutſchen Stämme, aus dem beſtgehaßten 
Miniſter zum populärſten Mann gemacht hatten: auf den Grafen Bis⸗ 
marck. Und in dem Jubel der Siege auf den blutgetränkten Schlacht⸗ 
feldern Frankreichs, in der Begeiſterung über die Wiederaufrichtung 
des Deutſchen Reiches ging der Name Bismarck nicht unter; er war der 
Leitſtern, der das junge Deutſchland aus blutigen Gefilden zu einem 
ruhmreichen Frieden führte. Alle Welt wies auf ihn als den Begründer 
als den Baumeiſter des Deutſchen Reiches; auch ſein greiſer, hochherziger 
Monarch erkannte ſeine unauslöſchlichen Verdienſte um das Reich“ und 
das Haus Hohenzollern an. Und jetzt, bei der Wiederkehr der fünfund⸗ 
zwanzigjährigen Erinnerung an jene hehre Zeit, jetzt ſoll auf einmal 
der Name Bismarck, zu deſſen Träger, dem ehrfurchtgebietenden achtzig⸗ 
jährigen Greiſe, noch jüngſt in dieſen Tagen alle deutſchen Stämme 
wallfahrteten, wie ausgelöſcht erſcheinen? Er dürfte in den Kund⸗ 
gebungen an unjere heranwachſende Generation, die das Jahr 187071 
noch nicht miterlebt hat, ſondern nur durch Vermittlung eines dankbaren 
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Volkes Kunde von jenen Männern erhält, welche das Deutſche Reich 
erbauten, nicht mit Namen genannt werden? Das ſcheint in der Tat 
unfaßlich! Mag nun aber wirklich das Jubiläum der Schlachttage vor⸗ 
übergehen, ohne daß man des Fürſten Bismarck erwähnt — — am 
18. Auguſt jedoch, an dem Tage der Erinnerung der Schlacht von Grave⸗ 
lotte, wo in Berlin der Grundſtein zum Nationaldenkmal für Kaiſer 
Wilhelm I. gelegt wird, kann eine Nichtbeachtung der Perſon oder des 
Namens des Fürſten Bismarck unmöglich ſtattfinden!“ 

Nach den Vorgängen bei Eröffnung des Nordoſtſeekanals 
erſcheint dieſe Annahme doch etwas gewagt. Im übrigen ſind 
wir der Anſicht, daß an den hiſtoriſchen Tatſachen nichts ge⸗ 
ändert wird, wenn die Nennung des Fürſten Bismarck bei 
offiziellen Feiern unterbleibt. Was die perſönlichen Empfin⸗ 
dungen des Fürſten betrifft, ſo glauben wir, daß er den Lohn 
für ſeine Taten vor allem im eigenen Bewußtſein, ſowie in den 
Kundgebungen der Dankbarkeit, Treue und Verehrung findet, 
die ihm vom deutſchen Volke dargebracht werden, und daß ihm 
dies genügt. Die amtliche Ignorierung wird ihn, wie wir ihn 
kennen, ſchwerlich mit Wehmut erfüllen, ſondern höchſtens Ge⸗ 
fühle in ihm wachrufen, die denen nicht unähnlich ſind, welche 
die Verweigerung der Gratulation zum achtzigſten Geburtstag 
durch die Mehrheit des Reichstages bei ihm erregte. 


Engländer und „Vaterland“. 
(13. Aug. 1895, Ab.⸗Ausg.) 


Bei der Polemik der deutſchen Preſſe gegen den „Standard“ 
iſt ein kleiner, anſcheinend recht geringfügiger Umſtand unbeachtet 
geblieben, der aber gleichwohl für die Geſinnung Englands gegen 
Deutſchland bezeichnend iſt. Gerade wie im geſelligen Verkehr 
eine Redewendung, eine Miene, ein Ausdruck, ja der Tonfall 
eines Wortes für die Wärme oder Kälte der perſönlichen Be— 
ziehungen charakteriſtiſch iſt, ſo drücken ſich auch die Beziehungen 
der Völker zueinander, oftmals in der Wahl einzelner Wörter 
aus, um mit einem Schlage das Quantum der Hoch- oder Miß⸗ 
achtung der einen Nation gegen die andere anzudeuten. Wenn 
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der Franzoſe uns Deutſchen ſeine Mißachtung bezeigen will, 
nennt er uns „Prussiens“; will er uns einigermaßen wohl, ſo 
ſagt er „Allemands“. Ahnlich ſpricht der Engländer in ſeinen 
Zeitungen von „Germany“, wenn er kühl und ohne Affekt redet; 
will er uns einen Hieb verſetzen, jo jagt er „Fatherland“. Die 
ironiſche Anwendung dieſes Wortes iſt ein Erbteil aus jener 
Zeit, wo es noch kein Deutſches Reich gab, und jeder grüne 
Clerk in der Londoner City ſich über die deutſche „Unity“ luſtig 
zu machen berufen fühlte. Zumal das Organ des gebildeten 
Philiſters, die „Times“, war damals faſt in jeder Nummer mit 
irgendeinem wohlfeilen sneering über das tabak⸗ und bier⸗ 
liebende „Fatherland“ bei der Hand. Geradeſo ſprachen neu⸗ 
lich ſowohl der „Standard“ in ſeinen beiden Artikeln, wie die 
„Daily News“ in ihrer Zurechtweiſung an den deutſchen Kaiſer 
wegen ſeiner auf der „Wörth“ gehaltenen Rede wieder von 
„Fatherland“ und „God and Fatherland“, und ihren engliſchen 
Leſern wird dabei ſofort ein ſpöttiſches Lächeln auf die Lippen 
getreten ſein. Dieſe Art von Ironie über das ebenſo einfache 
wie inhaltsvolle Wort „Vaterland“ iſt bei den Engländern um 
ſo weniger angebracht, als ihnen ſelbſt, deren Sprache aus ger⸗ 
maniſchen und romaniſchen Beſtandteilen zu einem unſchönen 
Kauderwelſch zuſammengewachſen iſt, ein Wort für den Begriff 
„Vaterland“ fehlt, für welchen die Romanen das analoge Wort 
patria gebrauchen, während die ſpracharmen Engländer ſich mit 
dem entlehnten country oder native country behelfen müſſen. 


Beſchießung von Paris. 


(19. Aug. 1895, Ab.⸗Ausg.) 


In den perjönlichen Erinnerungen an den Krieg von 1870/71, 
die der ehemalige Kriegsminiſter General v. Verdy, damals Ab⸗ 
teilungschef im großen Generalſtabe im Hauptquartier, im Auguſt⸗ 
hefte der „Deutſchen Rundſchau“ veröffentlicht, befindet ſich auch 
eine Außerung über das Bombardement von Paris. Es wird 
unter anderem geſagt, „die Heranziehung des Belagerungs⸗ 
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parfes mit ausreichender Munition habe jeine großen Schwierig⸗ 
keiten gehabt; man habe in erſter Linie doch die Verpflegung der 
Truppen ſicherſtellen müſſen“. Wir glauben, daß die Schwierig⸗ 
keiten nicht ausſchließlich durch das Bedürfnis unſerer Truppen⸗ 
verpflegung erzeugt waren, und daß ſie dadurch künſtlich ge- 
ſteigert wurden, daß ein großer Teil der Eiſenbahnfahrzeuge, fünf⸗ 
zehnhundert bis achtzehnhundert Achſen oder Wagen — wir 
glauben der Erinnerung nach das letztere annehmen zu ſollen — 
in Beſchlag genommen war, um die Lebensmittel zu verladen, 
die für Paris im Moment der Übergabe beſtimmt waren, weil 
man meinte, daß alsdann eine große Notlage zutage treten werde, 
deren Linderung aus allgemein menſchlichem Intereſſe, wie es 
in der anglikaniſchen Auffaſſung üblich iſt, für wichtiger gehalten 
wurde als die ſchnelle Einnahme der Hauptſtadt und die Be- 
endigung des Kampfes. Wir zweifeln mit dem Generale Verdy 
auch nicht daran, daß König Wilhelm in ſeiner praktiſchen und 
militäriſchen Auffaſſung ſchon damals, wie heute die urteilende 
Nachwelt, erkannt haben wird, was das Richtige war; wir 
glauben nur nicht, daß er auf militäriſchem Gebiete die Be⸗ 
ſcheidenheit ſo weit getrieben hat, um, wie ein Berliner Blatt 
ſchreibt, „in ſeiner großartigen Selbſtloſigkeit demjenigen die Ent⸗ 
ſcheidung zu überlaſſen, dem ſie geſchäftsmäßig zuſtand“. Wohl 
aber haben wir gehört, daß Einflüſſe, die von engliſchen hoch⸗ 
geſtellten Damen ausgingen, bei der Königin Auguſta Anklang 
und bei den engliſchen Damen im Hauptquartier Sympathie 
fanden. Dieſe Einflüſſe wußten ſich in dem Sinne Geltung zu 
verſchaffen, daß Paris das „Mekka der Ziviliſation“ wurde und 
die Zufuhr von Lebensmitteln für ſeine eventuell hungernden 
Einwohner für den Fall der Kapitulation zunächſt wichtiger ſei 
als die Heranbringung von Geſchützen zur Erzwingung der 
Kapitulation. Wer allen dieſen nach außen hin wenig bemerf- 
lichen Einflüſſen ſchließlich mit Erfolg die Spitze geboten und 
die Heranführung der Belagerungsgeſchütze noch rechtzeitig mög— 
lich gemacht hat, bevor die Intervention der Neutralen amt: 
lichen Ausdruck gewann, war niemand anders als der Kriegs— 
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miniſter v. Roon, der ſich durch die Kämpfe, die er als Minorität 
bei den militäriſchen Beratungen — ſchließlich vermöge der An⸗ 
nahme ſeiner Anſicht durch den König Wilhelm ſiegreich — 
durchfocht, eine ſchwere Nervenkrankheit zuzog, ſo daß der Aus⸗ 
fall ſeiner Mitwirkung in den militäriſchen Fragen ſowohl wie in 
den politiſchen über die Einrichtung und Geſtaltung des deutſchen 
Militärweſens als ſehr nachteilig empfunden wurde. — Übrigens 
hat die für die Franzoſen aufgeſpeicherte, von ihnen aber ſpäter 
zurückgewieſene Verproviantierung nach dem Waffenſtillſtande 
ſchädlich auf die Verpflegung unſerer Streitkräfte eingewirkt. 


Hofprediger Stöcker. 
(9. Sept. 1895, Ab.⸗Ausg., und 28. Sept., Morg.⸗Ausg.) 


Unter der Regierung des Kaiſers Friedrich wurde von ver⸗ 
ſchiedenen amtlichen und kirchenregimentlichen Seiten ein repreſ⸗ 
ſives Vorgehen gegen Stöcker und deſſen damalige chriſtlich⸗ 
ſoziale „Agitation“ angeregt und zwar mit der Entſchiedenheit, 
daß ein Kronrat unter dem Vorſitz des Kaiſers und Königs 
in Charlottenburg darüber ſtattfand, zu welchem außer dem 
Staatsminiſterium eine Anzahl hoher Beamter und Offiziere 
berufen wurde. Die Stimmung war daſelbſt gegen Stöcker 
gerichtet und gipfelte in der Anregung von Maßregeln behufs 
ſofortiger Beſeitigung dieſes angeſehenen Domgeiſtlichen. Der 
Beſchluß des Kaiſers aber fiel auf Antrag des Miniſterpräſidenten 
dahin aus, dem Beteiligten die Wahl zu ſtellen, ob er ſeine 
Stellung als Hof⸗ und Domprediger beibehalten oder ob er 
ſeine Agitation in Volksverſammlungen fortſetzen wolle. Stöcker 
wählte, wie bekannt, den Verzicht auf die Agitation und behielt 
die Stellung des Hof⸗ und Dompredigers einſtweilen bei, bis 
ſie ihm im Jahre 1890, ein halbes Jahr nach der Entlaſſung 
des Fürſten Bismarck, entzogen wurde, obſchon er ſich ſeitdem 
der Agitation in Volksverſammlungen, ſoviel uns bekannt iſt, 
enthalten hatte. Wir wiſſen nicht, ob die Stimmung, in welcher 
ſein Brief, den der „Vorwärts“ bringt, geſchrieben wurde, eine 
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dauernde geblieben iſt; aber ihre Entſtehung und ihre Bitter- 
keit verdankt ſie zweifellos der Haltung, welche der Reichskanzler 
in ſeinem Verkehr mit dem Prinzen den „Matineen“ gegenüber 
genommen hatte, um zu verhindern, daß der künftige Thron⸗ 
erbe ſchon damals für den Einfluß einer beſtimmten Koterie 
gewonnen werde. 

In dem Stöckerſchen Blatte „Das Volk“ wird geſagt, die 
Redaktion habe Stöcker, der in Bayern auf ſeinem Gute ſei, 
nicht gefragt, ob der vom „Vorwärts“ veröffentlichte Brief echt 
ſei, aber wenn dies der Fall wäre, ſo ſei er erklärlich durch 
das damalige Vorgehen des Kanzlers, der den Antrag geſtellt 
habe, Stöcker auf Grund des Ssozialiſtengeſetzes auszuweiſen. 
Die Inſinuation, Fürſt Bismarck habe dieſen Antrag geſtellt, 
beruht auf Erfindung, wenn auch die Erwägung der Frage 
damals nahegelegen hat. 


In einem Artikel, den der frühere Hofprediger Stöcker ver⸗ 
öffentlicht, heißt es: „Im Anſchluß an ſeinen Brief und ſeine 
Stellung dazu fing nun die mittelparteiliche Preſſe ihr wüſtes 
Treiben an.“ Wir wiſſen nicht, was Herr Stöcker „ſeinen Brief“ 
nennt; er ſagt nicht von wem und an wen er iſt, aber aus dem 
Zuſammenhange iſt zu folgern, daß er einen Brief des Fürſten 
Bismarck meint. Der letztere hat in der Angelegenheit, um die 
es ſich hier handelt, ſoviel uns bekannt iſt, nur einen Brief ge⸗ 
ſchrieben, und dieſer war ein Beſtandteil ſeiner Korreſpondenz 
mit dem damaligen Prinzen Wilhelm, die von letzterem hohen 
Herrn durch eigene Initiative angeregt worden war und die 
einzige Veranlaſſung bot, daß der damalige Reichskanzler ſich 
überhaupt um die Walderſeeverſammlung bekümmerte. Wir 
glauben nicht, daß Herr Stöcker von dieſer ganz intimen Korre⸗ 
ſpondenz des Fürſten mit dem Prinzen Wilhelm Kenntnis er⸗ 
halten hat, noch weniger die mittelparteiliche Preſſe. Das „wüſte 
Treiben“ der letzteren kann ſich alſo nicht an einen Brief des 
Fürſten Bismarck knüpfen, ſondern gehört in den Kampf, den 


die Stöckerſche Richtung mit den Mittelparteien an und für ſich, 
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ihrer Natur entſprechend, betrieb. Herrn Stöckers Vorſtoß gegen 
den damaligen Reichskanzler konnte dadurch nicht motiviert ſein, 
ſondern war wohl ein Ergebnis des Mißvergnügens darüber, 
daß der Reichskanzler es ablehnte, ſich in den Dienſt prieſter⸗ 
licher Politik zu ſtellen und auf amtlichem Gebiete dem Ver⸗ 
ſuche, ein von der Staatsregierung unabhängiges proteſtantiſches 
Zentrum neben dem katholiſchen herzuſtellen, ſeine Mitwirkung 
verſagt hatte. Herr Stöcker hat für die Tendenz, welche ſich 
in ſeinem Hammerſteinſchen Briefe ausſpricht, wohl ſchwerlich 
einen anderen Anlaß gehabt als ſeine Neigung, die kanzleriſchen 
Einflüſſe zugunſten der prieſterlichen einzuſchränken und an Stelle 
eines Kanzlers, der nur ſtaatliche Ziele erſtrebte, einen anderen 
zu bringen, der kirchlichen Einflüſſen auf dem Gebiete der Staats⸗ 
geſchäfte zugänglicher geweſen wäre, oder, noch ſchärfer und per⸗ 
ſönlicher gefaßt, die Erbſchaft des Fürſten Bismarck zur Vakanz 
zu bringen, um für ſich und mehr oder weniger abhängige 
Freunde von derſelben Beſitz zu nehmen. 
Die Andeutung des Herrn Stöcker, daß er durch mittel⸗ 
parteiliche Kämpfe provoziert worden ſei, halten wir für hin⸗ 
fällig; die Provokation ging nur von ſeinem eigenen herrſch⸗ 
ſüchtigen Ehrgeize aus. Es gab außer Herrn Stöcker damals 
noch manche andere Perſönlichkeiten, die dem Fürſten Bismarck 
gegenüber das Bedürfnis hatten, ſeine Koadjutoren cum spe 
succedendi zu werden, aber der damals vorwiegende Grund, 
aus dem der Reichskanzler ſich den Bemühungen widerſetzte, 
einem künftigen Thronerben unter dem unſcheinbaren Vorwande 
der Stadtmiſſion ſich vorzeitig an die Rockſchöße zu hängen, lag 
wohl in dem Pflichtgefühle der herrſchenden Dynaſtie gegenüber, 
dergleichen Verſuche, wie ſie von fortſchrittlicher und von eng⸗ 
liſcher Seite dem Kaiſer Friedrich gegenüber, bevor er zur Re⸗ 
gierung kam, gemacht worden waren, rechtzeitig entgegenzutreten. 
Die Unternehmer der Anbändelung ſind dadurch natürlich ver⸗ 
ſtimmt worden gegen die kanzleriſche Abwehr, und Herr Stöcker 
hat den Beiſtand, den ihm in dem Charlottenburger Kronrate 
der Fürſt Bismarck, ſoweit er es nach ſtaatlicher Pflicht ver⸗ 


322 


mochte, geleiſtet hat, nicht jo hoch veranſchlagt, daß ſeine Emp⸗ 
findlichkeit über die Verhinderung der Beſchlagnahme des Prinzen 
Wilhelm dadurch abgeſchwächt worden wäre. 


Ein Kartell gegen die Sozialdemokratie. 
(29. Sept. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Kreuz⸗Zeitung“ ſagt in einem an die Adreſſe der „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ gerichteten Artikel, daß die von uns befür⸗ 
wortete Kartellpolitik der konſervativen Partei zumute, irgend⸗ 
welche ihr bisher eigentümlichen Elemente „abzuſchütteln“ oder 
„auszumerzen“; das Blatt fragt, was nach ſolchen Ausmerzungen 
von ſeiner Partei übrig bleiben würde. 

Wir ſehen auch in dieſer Auslaſſung einen Verſuch, durch 
Übertreibung des Kartellgedankens dieſen ad absurdum zu führen. 
Ein Kartell verſchiedener, prinzipiell unter ſich nicht einiger Frak⸗ 
tionen kann unſerer Anſicht nach doch nur den Charakter eines 
Bündniſſes zwiſchen ſelbſtändigen Mächten haben, wie beiſpiels⸗ 
weiſe der Dreibund, der an keinen der Beteiligten die Aufforde⸗ 
rung ſtellt, auf die Wahrnehmung eigener Intereſſen Verzicht 
zu leiſten. Das Bündnis zwiſchen ihnen deckt immer nur die 
Intereſſen, in betreff deſſen ſie übereinſtimmen, ohne die Wahr⸗ 
nehmung derjenigen zu verbieten, in betreff deren die Überein⸗ 
ſtimmung einſtweilen fehlt. Das „Kartell“, wie es früher 
erſtrebt wurde, hatte immer nur den Zweck, Majoritäten für 
Intereſſen zu gewinnen, welche von allen Beteiligten als zweifel⸗ 
loſe Reichsintereſſen anerkannt wurden, alſo den Kampf gegen 
gemeinſame Feinde ohne Präjudiz für die ſpätere Ausfechtung 
derjenigen Differenzen, welche das Programm der einzelnen 
Bundesgenoſſen voneinander ſcheiden. Es rechtfertigte ſich dar⸗ 
aus die viel getadelte Scheidung zwiſchen Reichsfreunden und 
Reichsfeinden. Als Reichsfreunde erkannten ſich diejenigen unter- 
einander, welche das beſtehende Deutſche Reich unter monarchiſcher 
Führung wollten und vertraten, und es war nicht unbillig, die⸗ 
jenigen als Reichsfeinde zu kennzeichnen, welche dieſes monarchiſche 
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Kaiſerreich entweder überhaupt nicht wollten oder doch nicht jo, 
wie es beſteht. Man durfte annehmen, daß die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Beſtrebungen in ihrer Gegnerſchaft gegen monarchiſche 
Staaten und gegen die vorhandenen geſellſchaftlichen Zuſtände 
überhaupt Ziele verfolgen, welche jeder der zum Kartell ver⸗ 
einigten Fraktionen, als feindlich und verderblich gelten mußten. 
Daran hat ſich nichts geändert, ebenſowenig wie daran, daß 
manche Fraktionen, ſpeziell die fortſchrittliche und ultramontane, 
in der Sozialdemokratie eine Art von irregulärer Hilfstruppe 
erkannt haben, welche ihnen nach Art der Franktireurs gegen 
Nationalliberale und Konſervative und nach Bedürfnis auch 
gegen die Regierung Beiſtand leiſtet. Sie halten die ſozial⸗ 
demokratiſche Gefahr entweder für gering, oder ſie haben für 
die Erhaltung des Beſtehenden auch ihrerſeits nicht ein genügend 
großes Intereſſe, um zu einer Bekämpfung der Sozialdemokratie 
bewogen zu werden. 

Die Übereinſtimmung in betreff deſſen, was ſie nicht wollen, 
zwiſchen den reichsfreundlichen Fraktionen herzuſtellen, muß man 
nach wie vor doch als die defenſive Aufgabe aller derjenigen 
Politiker betrachten, welche die Verwirklichung ſozialiſtiſcher 
Utopien als den Bankerott unſerer ſtaatlichen Einrichtungen an⸗ 
ſehen, der nach Möglichkeit verhütet werden muß. Aber die 
ſtaatserhaltenden Fraktionen ſind bisher viel eifriger bemüht, 
die Punkte aufzuſuchen, in denen ſie uneinig ſind, als diejenigen, 
über welche Einigkeit herrſcht. Für Auseinanderſetzungen über 
erſtere Punkte würde ſich eine gefahrloſe und ſchickliche Zeit 
finden, wenn man die ſtaatlichen Grundwahrheiten erſt zur all⸗ 
gemeinen und von keiner Seite mehr beſtrittenen Anerkennung 
gebracht hat. Wir haben unter „Kartell“ nie etwas anderes 
verſtanden, als die Abwehr von Gefahren, mit denen wir von 
dem zügelloſen Anſtürmen auf die beſtehende ſtaatliche und ge⸗ 
ſellſchaftliche Ordnung der Dinge bedroht ſind. 

Ein Kartell in dieſer Auffaſſung würde auf ſeiten der Kon⸗ 
ſervativen keine Art von Ausmerzung oder Abſchüttelung im 
Prinzip bedingen. Perſönliche Strebſamkeit der Parteileitungen 
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kann allerdings die Fraktion in Wege bringen, welche die defenſive 
Stellung der uns vorſchwebenden Kartellbildung ſchädigen, und 
deshalb iſt es vielleicht ein Gewinn, wenn die Träger des Frak⸗ 
tionspartikularismus durch die Hammerſteinſche Kataſtrophe zum 
Nachdenken über ihre Stellung und ihr ſchließliches Verbleiben 
in unſerer Geſamtentwicklung veranlaßt werden. Wenn im Reichs⸗ 
tage dieſe unſere Auffaſſung Verſtändnis fände, ſo würden Er⸗ 
ſcheinungen wie der Vorſitz des Herrn Auer in einer Abteilung 
und der des Herrn Singer in einer der Kommiſſionen unmög⸗ 
lich ſein. — 

Der Kaiſer hat ſich mit ſeiner Aufforderung zur Defenſive 
gegen die Sozialdemokratie nicht an das Staatsminiſterium, 
ſondern an die Geſamtheit aller Reichsangehörigen gewandt. 
Letztere findet ihre Vertretung im Reichstage und an den Reichs⸗ 
tag wird man daher die kaiſerliche Aufforderung zur Abwehr 
gegen die Ausſchreitungen der Sozialdemokratie als in erſter 
Linie gerichtet anſehen dürfen. 


Zur Erklärung im „Reichsanzeiger“. 
(13. Okt. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Die Tatſache, daß das geſamte Staatsminiſterium in amt⸗ 
licher Form die Integrität eines ſeiner Mitglieder in Schutz 
nimmt), iſt ein Novum in unſerer Publiziſtik. Früher war es 
üblich, daß das Staatsminiſterium vielleicht vor Gericht klagte, 
wenn es in corpore beleidigt war, aber auf Angriffe gegen einzelne 
Miniſter zu erwidern, wurde ſtets dieſen ſelbſt überlaſſen und es 
fand auch auf gerichtlichem Wege ſtatt. Wir erinnern uns, wie 
zum Beiſpiel Fürſt Bismarck von der Preſſe angegriffen wurde, 
weil er gegen die Beleidigungen, welche die „Reichsglocke“ gegen 
ihn druckte, die ſehr viel ſchwerer, deutlicher und gröber waren 


) Bezieht ſich auf die im „Reichsanzeiger“ veröffentlichte Erklärung 
des preußiſchen Staatsminiſteriums, betreffend das Eintreten des Herrn 
v. Boetticher für ſeinen Schwiegervater, den Stralſunder Bankdirektor, 
der dem finanziellen und ſonſtigen Zuſammenbruch nahe war. 
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als die heute der „Zukunft“ und der „Deutſchen Tageszeitung“ 
ſchuld gegebenen, ebenfalls vor Gericht klagte. Die Klage führte 
zu einer vollſtändigen und beruhigenden Erledigung des ganzen 
Lärms, den die „Reichsglocke“ und ihre Ankläger erhoben hatten. 

Wir hätten gewünſcht, daß der übliche Weg in dieſem Falle 
nicht verlaſſen worden wäre, denn wir glauben nicht, daß der 
Zweck, die fragliche Sache zum Abſchluß zu bringen, durch den 
Schritt des Staatsminiſteriums und ſeines Amtsblattes erreicht 
werden wird. Wir ſehen ſchon jetzt, wie die Gegner der Re⸗ 
gierung, zum Beiſpiel der ſozialdemokratiſche „Vorwärts“, die 
Dinge auffaßt. Er zeigt, daß der Haß gegen den Fürſten Bis⸗ 
marck die Tendenz, die jetzige Regierung zu ſchädigen, noch über⸗ 
wiegt; der Artikel betrachtet als die oberſte Sünde in dem 
beſprochenen Falle, gemeinſchaftlich mit der „Germania“ und 
anderen klerikalen Blättern, die angebliche Verwendung von 
Mitteln des Welfenfonds behufs Deckung der damals vorhan⸗ 
denen Defekte. Wir ziehen zunächſt die Frage in Betracht, ob 
eventuell der Welfenfonds für dergleichen Zwecke rechtlich ver⸗ 
wendbar war. Die ſozialdemokratiſche und die klerikale Preſſe 
ſcheint anzunehmen, daß der Fonds nur zur Überwachung der 
Welfenbewegung in ihrer lokalen Begrenzung beſtimmt geweſen 
ſei; ſie berückſichtigt dabei nicht, daß die Welfenbewegung praktiſche 
Konſequenzen nur durch Zerſtörung und Schwächung der jetzigen 
Reichsverfaſſung und der preußiſchen Macht erreichen konnte. 
Die Wiederherſtellung des Königreichs Hannover iſt bisher nur 
möglich infolge des Verfalls der preußiſchen Macht und Mon⸗ 
archie, und die Ausgaben, die für den Schutz und die Kon⸗ 
ſolidierung derſelben gemacht worden ſind, und die, wie wir 
vermuten, bei weitem den größten Teil aller Ausgaben gebildet 
haben, entſprachen logiſch der geſetzlichen Beſtimmung des Fonds, 
den Beſtand des preußiſchen Staates gegen welfiſche Aspiration 
zu ſchützen und zu kräftigen. Es würde deshalb kein Pudendum 
für die damalige Regierung bilden, wenn ſie aus dem Welfen⸗ 
fonds Verwendungen gemacht hätte, welche den Zweck hatten, 
die preußiſche Regierung in ihrer Stärke und Unanfechtbarkeit 
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zu decken, und wenn die Berlegenheiten, denen aus dem Welfen⸗ 
fonds abgeholfen ſein ſoll, rein finanzieller Natur geweſen wären, 
ſo würde auch König Wilhelm nicht geneigt geweſen ſein, einer 
Abhilfe zuzuſtimmen. 

In der Sache ſelbſt können wir eigentlich nichts finden, was 
den gewaltigen Apparat einer amtlichen Ehrenerklärung von 
neun Miniſtern zugunſten eines ihrer Kollegen rechtfertigen 
könnte und wir verſtehen nicht, wie man dem Miniſter v. Boet⸗ 
ticher gegenüber von „ungeheuerlichen Anſchuldigungen“ ſprechen 
kann, wie dies in der Preſſe vielfach geſchieht. Es war kein 
Bedürfnis, dem Miniſter v. Boetticher ein Leumundszeugnis von 
dieſer Autorität auszuſtellen. Wir fürchten, daß die Verwendung 
ſolch ſchweren Geſchützes, wie es in der miniſteriellen Erklärung 
aufgefahren wird, wenn ſie in der Zukunft bei ähnlichen An⸗ 
läſſen an Stelle der gerichtlichen Klage zur Regel werden ſollte, 
ſehr bald ihre Wirkung einbüßen wird. Wir fürchten auch, daß 
dieſer ungewöhnliche Schritt und die Abneigung gegen offenes 
gerichtliches Verfahren die Aufgabe der Feinde des Herrn 
v. Boetticher und der jetzigen Regierung eher erleichtert und die 
Zahl der Zweifler vielleicht vermehrt hat. 

Wenn wir ſagen, daß wir den Fall als nicht wichtig genug 
für das Mittel der miniſteriellen Erklärung anſehen, ſo haben 
wir dabei nicht die Geringfügigkeit der Preßangriffe in der „Zu⸗ 
kunft“ und in der „Deutſchen Tageszeitung“ im Sinne, ſondern 
wir finden, daß ſelbſt der vermutete Tatbeſtand überhaupt nicht 
mit der Schwere ins Gewicht fallen würde, welche ihm die 
miniſterielle Empfindlichkeit beilegt. Daß letztere bei Herrn 
v. Boetticher beſonders feinfühlig iſt, haben wir ſchon zur Zeit 
der Kieler Kanalfeier erſehen können, als dieſer Miniſter frei⸗ 
willig in eine Schußlinie trat, welche gar nicht auf ihn zielte 
und dadurch allerdings wertvolle äußere Genugtuung erhielt. 
Ein Miniſter kann an und für ſich doch nicht für die Zuver⸗ 
läſſigkeit und die Moralität ſeiner angeborenen oder angeheirateten 
Verwandten verantwortlich gemacht werden. Es könnte ja manchen 
Mitgliedern des Staatsminiſteriums paſſieren, daß ſie in der 
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Wahl ihrer nächſten Verwandten oder Schwiegereltern nicht vor⸗ 
ſichtig genug geweſen ſind. Wenn alſo der Schwiegervater eines 
Miniſters in finanzielle oder ſelbſt weitergehende Gefahr gerät, 
ſo wird dadurch unſerer Anſicht nach die Integrität des Schwieger⸗ 
ſohnes noch nicht angefochten und beeinträchtigt. Niemand kann 
dem Miniſter v. Boetticher eine überwachende Tätigkeit eines Stral⸗ 
ſunder Bankdirektors zumuten, auch wenn derſelbe ſein Schwieger⸗ 
vater iſt. Es iſt ja edel, daß Herr v. Boetticher die Sache des 
Vaters ſeiner Frau ſofort als die eigene behandelt und für die⸗ 
ſelbe ſein eigenes Vermögen und einen erheblichen Teil des Ver⸗ 
mögens ſeiner männlichen Verwandten geopfert hat, und daß das 
Opfer von der Größe, wie es das Geſamtbedürfnis erforderte, 
ſeine Kräfte überſtieg, war nicht ſeine Schuld und keine Schädi⸗ 
gung für die eigene Ehrenhaftigkeit. Daß er die Art, wie dieſes 
Opfer von königlicher Seite vervollſtändigt wurde, hätte ſtolz 
zurückweiſen ſollen, iſt eine Zumutung, deren Annehmbarkeit 
man nach dem Maße des perſönlichen Gefühles des Beteiligten 
allein zu bemeſſen hat; aber die Entſcheidung darüber kann 
höchſtens das Maß des Stolzes des Beteiligten, nicht das ſeiner 
Ehrenhaftigkeit abgeben. Endlich iſt es durchaus wahrſcheinlich, 
daß Herr v. Boetticher die fehlenden Gelder nicht direkt erhalten 
hat, ſondern daß ſie da zur Einzahlung gelangt ſind, wo ſie 
fehlten: bei der Reichsbank. 

Wir wiſſen alſo, wie geſagt, nicht, warum man auf mini⸗ 
ſterieller Seite die gerichtliche Verhandlung geſcheut hat, welche 
durch Vernehmung der Miniſterialbeamten, des Chefs der Reichs⸗ 
bank und der beteiligten Bankhäuſer ein unanfechtbares Ergebnis 
zutage gefördert haben würde, das für Herrn v. Boetticher nach 
unſerer Schätzung der Verhältniſſe klarer und günſtiger aus⸗ 
gefallen ſein würde, als alle die Vermutungen und Folgerungen, 
welche ſich an die vorſichtig redigierte Erklärung im „Reichs⸗ 
anzeiger“ anknüpfen und ſchließlich den weiteren Forſchungen 
und Angriffen in der Preſſe nur Vorſpann leiſten werden. 
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Herr v. Boetticher. 
(44. Oft. 1895, Ab.⸗Ausg.) 


Daß der Staatsminiſter v. Boetticher immer ſchon andere 
Anſichten als Fürſt Bismarck in den Arbeiterfragen gehabt hat, 
iſt ohne Zweifel richtig; er war aber nicht in der Berechtigung, 
eine andere Anſicht als die des Reichskanzlers zu vertreten, am 
allerwenigſten hinter deſſen Rücken, denn er war als Staats⸗ 
ſekretär des Innern der direkte Untergebene des Reichskanzlers 
und hatte alſo die Verpflichtung, mit dieſem zu gehen oder aus⸗ 
zuſcheiden. Zum Mitgliede des preußiſchen Staatsminiſteriums 
aber war er als Nachfolger Delbrücks und Hofmanns lediglich 
ernannt, um dort die Anſichten des Reichskanzlers zu vertreten, 
wenn derſelbe perſönlich nicht dazu imſtande war. Auch beim 

Kaiſer hatte Herr v. Boetticher nicht die Berechtigung, andere 
Auffaſſungen als die ſeines Vorgeſetzten zu unterſtützen. So⸗ 
wohl beim Kaiſer wie im Parlament war er verpflichtet, der 
Sonntagsruhe und den Eingriffen in die Familie durch Verbot 
reſp. Beſchränkung der Frauen⸗ und Kinderarbeit zu wider⸗ 
ſprechen. Beides hat er unterlaſſen und wir glauben, daß die 
Meinungsverſchiedenheiten, die zum Ausſcheiden des erſten Reichs⸗ 
kanzlers führten, im Kabinett, beſonders aber bei Immediat⸗ 
vorträgen ſich der beſonderen Befürwortung durch Herrn v. Boet⸗ 
ticher erfreut haben. 


Nochmals: Herr Stöcker. 
(15. Okt. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In einer ſeiner letzten Preßveröffentlichungen erklärt Herr 
Stöcker in bezug auf den Fürſten Bismarck: „Ich habe den 
Fürſten allezeit in der äußeren Politik für den größten Staats⸗ 
mann der Weltgeſchichte, in der nationalen Politik für einen der 
größten gehalten und erklärt.“ Wenn wir von irgendeinem 
deutſchen Landsmann die Meinung hätten, daß er das ſei, was 
Herr Stöcker vom Fürſten Bismarck ſagt, ſo würden wir ihm 
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doch die Stellung als auswärtigen Miniſter und als Reichs⸗ 
kanzler gegönnt und ſogar, wenn er ſie nicht gehabt hätte, ver⸗ 
ſucht haben, ſie ihm zu verſchaffen. Denn nach einem großen 
Staatsmanne, der zugleich nationaler Politiker ſei, ſind wir ja 
doch ſeit einem halben Jahrhundert auf der Suche geweſen. Es 
kann uns nur verwundern und es zeigt wenig Intereſſe an 
unſerer weltgeſchichtlichen und nationalen Entwicklung, wenn 
Herr Stöcker in ſeinem Briefe vom 14. Auguſt 1888 die Ten⸗ 
denz verfolgt, Zwietracht zwiſchen einem ſo gearteten Kanzler 
und dem Kaiſer zu ſäen. Wir hätten glauben ſollen, ein Patriot 
wäre froh, daß der Kaiſer einen Kanzler habe, auf den die Be⸗ 
zeichnung Stöckers paßte. Wir können uns den Widerſpruch 
zwiſchen den Worten und Taten des Herrn Stöcker nur er⸗ 
klären, wenn wir ſeinen Außerungen minderes Gewicht beilegen, 
oder annehmen, daß ſie durch irgendwelche Nebenzwecke beein⸗ 
flußt werden. Jedenfalls liefert der Widerſpruch zwiſchen beiden 
Außerungen des Herrn Stöcker den Beweis einer Doppel⸗ 
züngigkeit, die an einem evangeliſchen Geiſtlichen beſonders be⸗ 
dauerlich erſcheint. 

Daß Herr Stöcker in der Wahl ſeiner Mittel, den Kaiſer 
gegen den Fürſten Bismarck einzunehmen, nicht ſehr wähleriſch 
geweſen iſt, zeigt auch ſein Verhalten in Sachen Bleichröder. 
Wir teilen den dabei vorliegenden Tatbeſtand an anderer Stelle 
mit. Herrn Stöckers Brief an Kaiſer Wilhelm I. verſucht, den 
damaligen Kanzler in die Sache hineinzuziehen und dabei den 
Eindruck zu erwecken, als wenn der Kanzler erſt Stöckers „Feind“ 
geworden ſei, nachdem er, Stöcker, Herrn Bleichröder angegriffen 
hatte. Herr Stöcker ſtellt die Sache ſo dar, als ob ſich Fürſt 
Bismarck die Bekämpfung der Fortſchrittspartei durch die Chriſt⸗ 
lichſozialen zwar habe gefallen laſſen, als man aber das Juden⸗ 
tum in der Perſon des Herrn v. Bleichröder angegriffen habe, 
ſei ſeine Geduld erſchöpft geweſen. Bei dieſem Anlaß ſei zum 
erſtenmal der Zorn des Kanzlers gegen Stöcker erregt worden. 
Hier tritt das Beſtreben Stöckers zutage, den Fürſten Bismarck 
als unter Bleichröders Einfluß ſtehend darzuſtellen, gewiſſer⸗ 
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maßen im Anſchluß an „Reichsglocke“-Gedanken. Im übrigen 
war der damalige Angriff Stöckers auf Herrn Bleichröder doch 
nicht jo unſchuldiger Natur, wie er jetzt von dem Urheber ge- 
ſchildert wird, und die Situation, die damals zu der Beſchwerde, 
man kann wohl jagen, zu dem Hilferufe Anlaß gab, den Bleich⸗ 
röder an den Kaiſer richtete, hatte doch ein anderes Fundament 
als die bloße Verweiſung auf die Hilfe der Juden für die Ar⸗ 
beiternot. Es wurden damals von Herrn Stöcker die etwaigen 
Rufer nach Gold und Schätzen von der Geiſtlichkeit abgewieſen 
und an Herrn Bleichröder adreſſiert. Dieſer Herr wurde per⸗ 
ſönlich genannt als der Inhaber der geſuchten Schätze; er mußte 
ſich alſo, wenn er, wie wir annehmen, kein Mann war, von 
dem man jagen konnte, impavidum ferient ruinae — was auch 
gar nicht ſeines Amtes war — beunruhigt fühlen, indem er ſich 
und ſeinen Treſor für etwa vorkommende Unruhen für die Plün⸗ 
derung deſigniert glaubte, und in dieſer Beſorgnis wandte er 
ſich, Schutz ſuchend, an den Kaiſer. 

Wenn Herr Stöcker, wie er erzählt, durch Verwendung des 
Präſidenten des Evangeliſchen Oberkirchenrats, Hermes, mit 
einem Verweiſe des Kultusminiſters davonkam, der allerdings 
die Bemerkung enthielt, „daß er durch Hinweiſung auf einzelne 
große Vermögen Begehrlichkeiten errege“, ſo war das ſehr milde. 
Ob es gerade von einer in der chriſtlichen Gemeinde berechtigten 
Geſinnung zeugt, wenn ein konſervatives Blatt Herrn Stöcker 
unter dieſen Umſtänden „den teueren Gottesmann“ nennt, über⸗ 
laſſen wir dem Urteile der chriſtlichen Gemeinde. 

Den Zorn des Fürſten Bismarck hat Herr Stöcker über⸗ 
haupt nie erregt und ſein Mißtrauen hat er durchaus nicht zum 
erſtenmal durch ſeinen Hinweis darauf, daß bei Bleichröder 
Schätze zu holen ſeien, wachgerufen. Wir glauben nicht, daß 
ein volles Vertrauen des erſten Kanzlers zu Herrn Stöcker 
jemals vorhanden geweſen iſt, und wenn Herr Stöcker jetzt 
den Glauben zu erwecken ſucht, daß das ihm gegenüber ein⸗ 
getretene kanzleriſche Mißtrauen erſt von der Bleichröderſchen 
Beziehung ſeinen Ausgang genommen habe, jo paßt dieſer Ver⸗ 
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ſuch ganz in die ſozialdemokratiſche und fortſchrittliche Neigung, 
den Fürſten Bismarck nach Möglichkeit zu verdächtigen. Wir 
bedauern, dieſe Neigung bei einem neuerdings von der konſer⸗ 
vativen Partei rehabilitierten Mitgliede derſelben zu finden. Die 
konſervative Partei wird ja wiſſen, was ſie tut, wenn ſie ihre 
Mitglieder ſich dazu hergeben läßt, ſozialdemokratiſchen und fort⸗ 
ſchrittlichen Angriffen auf den erſten Reichskanzler und deſſen 
Politik Vorſpann zu leiſten. 


Weiteres in Sachen Boettichers ). 
(18. Okt. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Bereits neulich haben wir erwähnt, daß der Miniſter 
v. Boetticher ſeinem damaligen Reſſort nach nicht berechtigt war, 
mit ſeinem Vorgeſetzten, dem Reichskanzler, in einen Wett⸗ 
bewerb im Reichstage oder beim Kaiſer einzutreten. 

Daß Fürſt Bismarck unerſchüttert bei ſeiner Meinung über 
Sonntagsruhe und Eingriffe in das Familienleben der Arbeiter 
blieb, iſt zweifellos; aber auch die Tatſache iſt es, daß ſein 
Amanuenſis, der Miniſter v. Boetticher, die kanzleriſchen Auf⸗ 
faſſungen im Konſeil, im Kabinett und im Reichstage zu unter⸗ 
ſtützen aufhörte, nachdem die Stellung des Fürſten als Rat⸗ 
geber beim Kaiſer unſicher geworden war. 

Daß Fürſt Bismarck es nicht verſtand, in Konkurrenz mit 
Herrn v. Boetticher im Kabinett die Dinge ſo vorzutragen, daß 
„die Vorſtellungen beim Kaiſer Eingang fanden“, bedauern wir, 
um ſo mehr, als der Fürſt im Verkehr mit hohen Herrſchaften 
ſonſt in ſeiner Dienſtzeit nicht unglücklich geweſen iſt. 

Daß Herr v. Boetticher dem Fürſten Bismarck vorgeſtellt 
hat, es ſei notwendig, den Wünſchen des Kaiſers in Sachen 
des Arbeiterſchutzes nachzugeben, iſt richtig; Herr v. Boetticher 
hat ſogar im Widerſpruche zu ſeiner Reſſortaufgabe, dem Reichs⸗ 


) Der Artikel knüpft an ein Interview an, das Herr v. Boetticher 
einem Vertreter des „Berliner Lokalanzeigers“ gewährt hatte. 
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kanzler beizuſtehen, deſſen Anſichten im Konſeil und im Staats⸗ 
miniſterium überzeugungstreu bekümpft. Wir treten nur der 
Anſicht entgegen, daß er zu dieſem Kampfe gegen ſeinen Bor- 
geſetzten nach der damaligen ſtaatsrechtlichen Lage berechtigt ge- 
weſen ſei. Die beiden Amtsvorgänger des Herrn v. Boetticher, 
die Herren Delbrück und v. Hofmann, wurden zu Mitgliedern 
des preußiſchen Staatsminiſteriums ausſchließlich zu dem Zwecke 
ernannt, um im letzteren die Anſichten ihres Chefs, des Reichs⸗ 
kanzlers, bei deſſen Abweſenheit oder anderweitiger Beſchäfti⸗ 
gung zu vertreten. Beide Herren haben ſich dieſen Aufgaben 
auch gewiſſenhaft unterzogen und im Staatsminiſterium die 
Anſichten des Reichskanzlers auch dann vertreten, wenn ſie 
perſönlich nicht einverſtanden waren. Von einer unmittelbaren 
Einwirkung der preußiſchen Staatsminiſter Delbrück und Hof⸗ 
mann auf die Entſchließungen des Königs iſt uns niemals etwas 
bekannt geworden, ebenſowenig von einer Erweiterung der 
ſtaatsrechtlichen Kompetenz des den Reichskanzler vertretenden 
Mitgliedes des preußiſchen Staatsminiſteriums bei Übernahme 
dieſer Stellung durch Herrn v. Boetticher; der Interviewer 
überſchätzt alſo die damalige Kompetenz des Herrn v. Boetticher, 
wenn er ihn als unter dem Drucke eines Konfliktes miniſterieller 
Pflichten dem Kaiſer gegenüber befindlich darſtellt. 

Was den Staatsrat betrifft, deſſen Mitglied und Vizepräſi⸗ 
dent Fürſt Bismarck war, und der ohne ſein Zutun berufen 
worden zu ſein ſcheint, ſo erklären wir die faktiſchen Angaben 
für ungenau, enthalten uns aber der Richtigſtellung, weil dieſe 
nur durch Hereinziehen der Perſon des Kaiſers bewirkt werden 
könnte. — Für vollſtändig richtig halten wir die Herrn v. Boet⸗ 
licher zugeſchriebene Anſicht, daß es für ihn einen Kampf gegen 
den Kaiſer nicht habe geben können. Wir halten aber auch in 
der Stellung des Reichskanzlers ſelbſt einen „Kampf“ gegen 
den Kaiſer für einen übel gewählten Ausdruck. Es kann ſich 
in miniſterieller Stellung bei uns niemals um einen Kampf 
gegen den Souverän, ſondern nur um die ehrerbietige Ver— 
tretung miniſterieller Anſichten bis zu dem Augenblicke handeln, 
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wo der Kaiſer die Meinungsverſchiedenheiten durch Allerhöchſten 
Befehl entſcheidet. Eine ſolche miniſterielle Diskuſſion dem 
Monarchen gegenüber durchzuführen, war Herr v. Boetticher 
nach ſeiner amtlichen Kompetenz nicht berufen; er war nicht 
berechtigt, ſeinen perſönlichen Anſichten auf einem anderen Wege 
als durch den ihm vorgeſetzten Reichskanzler im Immediat⸗ 
vortrage Ausdruck zu geben. Wenn es ſeinem Gewiſſen wider⸗ 
ſprach, der Natur ſeiner Berufung gemäß die kanzleriſchen 
Anſichten im Miniſterium und im Kabinett zu vertreten, ſo 
hätte er an beiden Stellen ſich jeder Äußerung enthalten 
ſollen, wenn er nicht nach dem Beiſpiel ſeiner Vorgänger in 
der gleichen Stellung, der Herren Delbrück und v. Hofmann, 
auf dieſe verzichten wollte. 


Kaiſer und Kanzler. 
(20. Okt. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Kölniſche Zeitung“ und nach ihr der offiziöſe „Ham⸗ 
burgiſche Correſpondent“ verbreiten folgende auf den Fürſten 
Bismarck bezügliche Mitteilung: 

„Es iſt Tatſache, daß ſchon ein halbes Jahr vor der Entlaſſung des 
Fürſten Bismarck der Kaiſer einem katholiſchen Kirchenfürſten gegenüber 
ſich darüber beklagt hat, wie ſchwer es ſei, mit Bismarck zuſammen zu 
arbeiten. Perſonen, welche Kenntnis von dieſer Unterredung hatten, 
zweifelten damals ſchon nicht, daß es über kurz oder lang zu einem Bruch 
zwiſchen dem Kaiſer und dem erſten Reichskanzler kommen würde.“ 

Auch dieſe Inſinuation wird am ſchärfſten dadurch beleuchtet, 
daß der Kaiſer ſelbſt am Schluſſe ſeines Neujahrsglückwunſches 
vom 30. Dezember 1889 nicht einem anonymen Prülaten, ſondern 
amtlich und öffentlich dem Fürſten ſelbſt kundgibt: „Ich bitte 
Gott, er möge mir in meinem ſchweren und verantwortungs⸗ 
e . Herrſcherberufe Ihren treuen und erprobten Rat noch 
viele Jahre erhalten.“ 


334 


Die Kabinettsorder von 1852. 
(24. Nov. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


Wir werden nachträglich auf einen Artikel aufmerkſam ge- 
macht, der vor einiger Zeit im „Berliner Tageblatt“ erſchienen 
iſt, und worin unter anderem geſagt wird: „Der Bruch des 
Fürſten Bismarck mit Kaiſer Wilhelm II. erfolgte bekanntlich 
wegen der Meinungsverſchiedenheiten des Kaiſers und des Kanz⸗ 
lers über die Kabinettsorder von 1852. Wie erinnerlich, wollte 
Fürſt Bismarck unter Berufung auf dieſelbe nicht dulden, daß 
die Reſſortminiſter beim Kaiſer Vortrag halten dürften, ohne 
ſeine, des Kanzlers reſpektive Miniſterpräſidenten, jedesmalige 
Erlaubnis zu haben. Der Kaiſer betrachtete dieſe Haltung 
ſeines erſten Beamten als einen Eingriff in ſeine monarchiſchen 
Rechte.“ 

Das „bekanntlich“, welches der Verfaſſer hier braucht, iſt 
ein Wort, das überall da Anwendung findet, wo man nicht 
genau Beſcheid weiß. Der Autor des „Berliner Tageblatts“ 
kennt offenbar die Order von 1852 nicht, über die er mit ſo 
viel Sicherheit ſchreibt. Sie lautet: 


„Ich finde es nötig, daß dem Miniſterpräſidenten, mehr als bisher, 
eine allgemeine Überſicht über die verſchiedenen Zweige der inneren 
Verwaltung und dadurch die Möglichkeit gewährt werde, die notwendige 
Einheit darin, ſeiner Stellung gemäß, aufrecht zu erhalten und Mir über 
alle wichtigen Verhaltungsmaßregeln auf Mein Erfordern Auskunft zu 
geben. Zu dem Ende beſtimme Ich folgendes: 1. Über alle Verwaltungs⸗ 
maßregeln von Wichtigkeit, die nicht ſchon nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften einer vorgängigen Beſchlußnahme des Staatsminiſteriums be⸗ 
dürfen, hat ſich der betreffende Departementschef vorher, mündlich oder 
ſchriftlich, mit dem Miniſterpräſidenten zu verſtändigen. Letzterem ſteht 
es frei, nach ſeinem Ermeſſen eine Beratung der Sache im Staats» 
miniſterium, auch nach Befinden eine Berichterſtattung darüber an Mich 
zu veranlaſſen. 2. Wenn es zu Verwaltungsmaßregeln der angegebenen 
Art, nach den beſtehenden Grundſätzen, Meiner Genehmigung bedarf, 
ſo iſt der erforderliche Bericht vorher dem Miniſterpräſidenten mit⸗ 
zuteilen, welcher denſelben mit ſeinen etwaigen Bemerkungen Mir vor- 
zulegen hat. 3. Wenn ein Verwaltungschef ſich bewogen findet, Mir in 
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Angelegenheiten feines Reſſorts unmittelbar Vortrag zu halten, jo hat 
er den Miniſterpräſidenten davon zeitig vorher in Kenntnis zu ſetzen, 
damit derſelbe, wenn er es nötig findet, ſolchen Vorträgen beiwohnen 
kann. Die regelmäßigen Immediatvorträge des Kriegsminiſters bleiben 
von dieſer Beſtimmung ausgeſchloſſen. 
Charlottenburg, den 8. September 1852. f 
gez. Friedrich Wilhelm, 
gegengez. Manteuffel.“ 
Danach iſt durchaus nicht geſagt, daß zu Immediatvorträgen 
eine Erlaubnis des Miniſterpräſidenten erforderlich ſei, ſondern 
nur, daß der Miniſterpräſident das Recht hat, dieſen Vorträgen 
beizuwohnen. Die Order wurde 1852 als eine Notwendigkeit 
empfunden, um der Uneinigkeit in dem Manteuffelſchen Mini⸗ 
ſterium ein Ende zu machen, die darauf beruhte, daß jeder 
Miniſter berechtigt war, auch Geſetze oder ſonſtige Maßregeln 
beim Könige in Vorſchlag zu bringen, ohne ſeinen Kollegen 
davon Mitteilung zu machen. Außerdem beſtand ja damals 
noch die Gepflogenheit, daß ſachkundige Männer auf die Ent⸗ 
ſchließung des Königs einwirken konnten, ohne verantwortliche 
Miniſter zu ſein. Wir brauchen das, was man damals Kamarilla 
nannte (Gerlach, Niebuhr, Gröben, Stolberg, Radowitz und fo 
weiter), nicht näher zu charakteriſieren; der König hatte eben 
zu dieſen Herren weit mehr Vertrauen wie zu den meiſten 
ſeiner Miniſter. Aber Herr v. Manteuffel hatte zunächſt nur 
das für ihn Erreichbare im Auge und das Bedürfnis, über 
Vorträge ſeiner Miniſter nicht nur unterrichtet, ſondern bei 
ihnen auch gegenwärtig zu ſein, um dem Könige die etwaigen 
Gegengründe vorzutragen. Die Entſcheidung blieb ja immer 
beim Könige, der nach der preußiſchen Verfaſſung diejenige 
Stellung einnimmt, die man vielfach irrtümlicherweiſe dem 
Miniſterpräſidenten zuſchreibt. Der König hatte dem dringen⸗ 
den Verlangen ſeines Miniſterpräſidenten nach der Order von 
1852 ſchließlich widerſtrebend nachgegeben; der Zweck derſelben 
war die Herſtellung der Einheitlichkeit im Staatsminiſterium, 
wie ſie im konſtitutionellen Staate unentbehrlich iſt. Dieſer 
Zweck wurde ſchlecht und recht erreicht, ſolange Herr v. Man⸗ 
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teuffel Miniſter war und die Order blieb auch während der 
neuen Ara unter den Miniſtern Hohenzollern und Auerswald 
in ſtrammer Anwendung. Nachdem Herr v. Bismarck Miniſter 
geworden war, iſt ein Zurückgreifen auf dieſe Order in Rivalität 
mit ſeinen Kollegen bei Kabinettsvorträgen aktenmäßig nicht 
erkennbar. Der Grund dafür iſt aber nicht in der Entbehrlich⸗ 
keit der Order von 1852 zu ſuchen, ſondern in der Tatſache, 
daß alle Miniſter über die Unentbehrlichkeit des Präſidenten 
einig und mit ihm in allen Stücken einverſtanden waren, und 
daß jeder derſelben bei Meinungsverſchiedenheiten ſich beruhigte, 
ohne im Kabinett mit dem Miniſterpräſidenten in Rivalität zu 
treten. Dieſer Zuſtand hat bis zum Ausſcheiden des Fürſten 
Bismarck im preußiſchen Staatsminiſterium geherrſcht; dasſelbe 
iſt deshalb ſtets in ſich geſchloſſen und einig geblieben ohne 
Rückgriff auf die Order von 1852. 

Es iſt im Intereſſe Preußens und des Reiches dringend zu 
wünſchen, daß dieſe Geſchloſſenheit im Miniſterium auch ferner 
andaure mit oder ohne die Kabinettsorder von 1852. Daß 
letztere außer Kraft geſetzt ſei, iſt bis jetzt amtlich nicht bekannt 
geworden. Es würde alſo zur Aufrechterhaltung der Geſchloſſen⸗ 
heit in der Politik des Miniſteriums nur erforderlich ſein, daß 
der derzeitige Miniſterpräſident ſich der Order erinnert. Die⸗ 
ſelbe betrifft allerdings nicht die Möglichkeit, daß Einflüſſe von 
Perſonen, die dem Staatsminiſterium überhaupt nicht angehören, 
mit der amtlichen Politik in Konkurrenz treten. Hiergegen aber 
gibt es überhaupt kein Remedium, es iſt dies bei jeder abſoluten 
Regierung der Fall und war es auch bei der konſtitutionellen 
Friedrich Wilhelms IV. Die „Quertreiberei“, um den heute 
publiziſtiſch modern gewordenen Ausdruck zu verwenden, fand 
damals ihr Gegengewicht in der Vorſicht, mit welcher Friedrich 
Wilhelm IV. Meinungsverſchiedenheiten mit Miniſtern, die er 
einmal gewählt hatte, jahrelang diskutierte, ohne mit ſeinen 
„ungehorſamen“ Miniſtern zu brechen. 


Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. II. 
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Zu den Minifterfragen. 
(26. Nov. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In einem Artikel älteren Datums, der uns nachträglich zur 
Beſprechung empfohlen wird, behauptet der offiziöſe „Ham⸗ 
burgiſche Correſpondent“, die Staatsſekretäre im Auswärtigen 
Amte und im Reichsamte des Innern ſeien „ſeit längerer Zeit 
regelmäßig Mitglieder des preußiſchen Staatsminiſteriums“. 
Dieſes „regelmäßig“ trifft nicht zu und iſt eine Fiktion im 
Sinne der Anderung unſerer ſtaatlichen Einrichtungen. Herr 
v. Boetticher, an deſſen Stellung der offiziöſe Artikel an⸗ 
knüpft, hat nie als regelmäßiges Mitglied des preußiſchen 
Staatsminiſteriums in Funktion geſtanden, ſondern nur als 
Vertreter des reichskanzleriſchen und der Reichspolitik inner⸗ 
halb des preußiſchen Miniſteriums in allen den Fällen, wo 
der Reichskanzler ſelbſt nicht imſtande war, die Reichsinter⸗ 
eſſen wahrzunehmen. Er iſt preußiſcher Miniſter, ebenſo wie 
Delbrück und Hofmann, immer nur als Hilfsarbeiter des 
Miniſterpräſidenten in deſſen Eigenſchaft als Reichskanzler ge⸗ 
weſen. 

Die auswärtigen Angelegenheiten hat Fürſt Bismarck, ſo⸗ 
lange er geſund genug war, ſtets ſich ſelbſt vorbehalten, und 
nur in der letzten Zeit ſeines Amtes ſeinen Sohn, den Grafen 
Herbert, nachdem er ihn ein Jahrzehnt hindurch in alle Ver⸗ 
hältniſſe ſelbſt eingeweiht hatte, als Vertreter auch der aus⸗ 
wärtigen Politik im preußiſchen Staatsminiſterium herangezogen. 
Es geſchah dies in dem Sinne, den Fürſt Bismarck neuerdings 
auch öffentlich vertreten hat: die einzelnen Bundesregierungen 
an der Reichsregierung und ſelbſt deren auswärtiger Politik 
lebhafter, als bis dahin der Fall war, zu beteiligen. Die Ver⸗ 
leihung des preußiſchen Miniſtertitels an den Grafen Herbert 
in ſeiner Eigenſchaft als Staatsſekretär des Außern im Reiche 
erfolgte erſt unter Kaiſer Friedrich, der geneigt war, dem 
Grafen Herbert nach Analogie des fürſtlichen Hauſes Pleß den 
Prinzentitel zu verleihen, wogegen Fürſt Bismarck Widerſpruch 
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erhob und bat, wenn jeinem Sohne eine Gnade erzeigt werden 
folle, ihn zum Mitgliede des preußiſchen Staatsminiſteriums 
zu ernennen, in welchem er, der Fürſt, doch einer in aus⸗ 
wärtigen Dingen ſachverſtändigen Unterſtützung zu bedürfen 
glaube, wie ſie ihm ſein Sohn nach langjähriger Schulung im 
Dienſt gewähren könne. Es iſt durchaus ein unberechtigtes 
Argument, wenn man annimmt, daß die Staatsſekretäre des 
auswärtigen Reichsamtes „regelmäßige“ Mitglieder des preußi⸗ 
ſchen Staatsminiſteriums ſeien. Ihre Ernennung iſt vielmehr 
lediglich eine Zweckmäßigkeits⸗ und unter Umſtänden eine Rang⸗ 
und Gehaltsfrage. Daß die zur Aſſiſtenz des Miniſterpräſi⸗ 
denten in ſeiner Eigenſchaft als Reichskanzler geſchaffenen preußi⸗ 
ſchen Staatsminiſter lediglich die Aufgabe haben, in Abweſenheit 
des Reichskanzlers deſſen Reichspolitik im Staatsminiſterium 
zur Geltung zu bringen, iſt eine Anſicht, die in keiner Weiſe, 
wie der offiziöſe Artikel im „Hamburgiſchen Correſpondenten“ 
meint, nur die Seite der Sache berührt und deshalb zu eng 
gefaßt iſt, ſondern ſie entſpricht genau der verfaſſungsmäßigen 
Kompetenz. 

Daß, wie der offiziöſe Artikel weiter andeutet, der Monarch 
das Recht hat, ſich durch Befragung jedes Beamten zu in⸗ 
formieren, auch über die Politik des Vorgeſetzten dieſes Be⸗ 
amten, und daß es deſſen Pflicht iſt, die geſtellten Fragen nach 
Pflicht und Gewiſſen zu beantworten, wollen wir nicht beſtreiten. 
Wir hatten aber unter Friedrich Wilhelm IV. in Preußen die 
nämliche Verfaſſung wie heute, während Kaiſer Wilhelm I. die 
Gewohnheit hatte, die königlichen Entſchließungen nur mit den 
dazu berufenen Beamten, mit jedem in ſeinem Reſſort, zu ver⸗ 
handeln. Daß ſein Herr Bruder dieſe Regel nicht beobachtete, 
hatte die Kamarillabildung zur Folge, über die ſpäterhin ja 
von konſtitutioneller Seite mannigfach Beſchwerde geführt worden 
iſt. Die Kamarilla unter Friedrich Wilhelm IV. bildete un⸗ 
zweifelhaft eine Erſchwerung der Staatsgeſchäfte, aber ſie be⸗ 
ſtand aus Männern, die auch ihrerſeits nach ihrer politiſchen 
Vorbildung verantwortliche miniſterielle Stellungen hätten über⸗ 
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nehmen können, wie Gerlach, Groeben, Radowitz, Bunſen und 
ſo weiter. 

Der offiziöſe Artikel im „Hamburgiſchen Correſpondenten“ 
enthält noch die Bemerkung, daß nach preußiſchem Staatsrechte 
jeder Staatsminiſter eine ganz ſelbſtändige Stellung und das 
Recht freier Abſtimmung habe. Der Satz paßt auf alle Miniſter, 
die ein Reſſort haben, aber nicht auf diejenigen Reichsbeamten, 
die lediglich zur Unterſtützung der Reichspolitik als Beiſtände 
des Reichskanzlers bei Ab- oder Anweſenheit ihres Vorgeſetzten 
zu preußiſchen Staatsminiſtern ernannt worden ſind. Wenn 
der offiziöſe Artikel damit ſchließt, daß „beide Staatsſekretäre“ 
in wichtigen Einzelfragen im preußiſchen Staatsminiſterium ab⸗ 
weichend von dem Reichskanzler geſtimmt hätten, ſo iſt das eine 
Unwahrheit inſofern, als der Staatsſekretär des Auswärtigen 
dabei mit einbegriffen erſcheint; und daß der Staatsſekretär des 
Innern gegen den Reichskanzler geſtimmt hat, trifft doch nur 
für die letzte Staatsminiſterialſitzung zu, nachdem dem erſten 
Reichskanzler die kaiſerliche Autorität nicht mehr zur Seite ſtand 
und belaſtet nur Herrn v. Boetticher. Hierin wurzelt, wie wir 
glauben, die Kritik, die von ſeiten des erſten Reichskanzlers das 
Verhalten des genannten Staatsſekretärs treffen mag. Die 
Frage, ob Herr v. Boetticher nicht berechtigt war, wie ſeine 
Freunde in der Publiziſtik es behauptet haben, bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheit mit dem Kanzler in einen Kampf mit dem 
Monarchen einzutreten, enthält doch eine vollſtändige Fälſchung 
der miniſteriellen Situation. Die „Nationalliberale Korreſpon⸗ 
denz“ ſagt darüber, daß es in Preußen ſchon zur Zeit des 
abſoluten Königtums nicht an Kämpfen — ſagen wir lieber 
Meinungsverſchiedenheiten — zwiſchen dem König und den 
Miniſtern gefehlt habe, und ſie folgert daraus weiter, daß die 
Demütigung Preußens im Jahre 1806 nicht zum kleinſten 
Teile durch die gefügigen, damals unverantwortlichen Miniſter 
verſchuldet geweſen ſei. Sie nimmt alſo ſchon damals, im un⸗ 
beſchränkten Abſolutismus, für die Miniſter die Befugnis in 
Anſpruch, die Klarheit und Entſcheidung ſchwebender Fragen 
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im „Kampfe“ zu gewinnen und äußert dabei, es ſei doch nicht 
verfaſſungsmäßig, wenn ein Miniſter ſeine unbedingte Gefügig⸗ 
keit gegenüber dem Willen des Königs durch ſeine Beamten⸗ 
eigenſchaft zu decken ſuche; das Staatsintereſſe verlangt unbedingt 
eine andere Auffaſſung des Miniſterberufes. 
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Das kaiſerliche Telegramm und die engliſche Preſſe. 
(6. Jan. 1896, Ab.⸗Ausg.) 


Die Exploſion, welche das kaiſerliche Telegramm an den 
Präſidenten Krüger in der engliſchen Preſſe verurſacht hat, iſt 
uns überraſchend geweſen. Die engliſche Preſſe hat bis dahin 
ſtets die Überzeugung vertreten, daß das Flibuſtierunternehmen 
des Dr. Jameſon der amtlichen engliſchen Politik vollſtändig 
fremd wäre, und daß England als europäiſche Macht zu dieſem 
räuberiſchen Einfall in Transvaal in keinerlei Beziehung ſtehe. 
Wenn dies ſchon durch manche Erſcheinungen in der Zuſammen⸗ 
ſetzung und Vorbereitung des Jameſonſchen Einfalles unwahr⸗ 
ſcheinlich wurde, ſo wird es durch den unüberlegten Ausbruch 
der engliſchen Preſſe auf das vollſtändigſte als Fiktion beſtätigt. 

Die Politiker, die in der engliſchen Preſſe heute zu Worte 
kommen, hatten ſich die Sache offenbar ſo zurechtgelegt, daß ſie 
mit heuchleriſcher Entrüſtung den Flibuſtierzug nicht billigen 
konnten, aber die faktiſchen Konſequenzen des Überlaufens der 
Burenrepublik, auf das ſie gerechnet hatten, als unabänderliches 
Ergebnis akzeptierten. Das kaiſerliche Telegramm an den Prä⸗ 
ſidenten von Transvaal iſt ihnen aber derartig unerwartet ge⸗ 
kommen, daß ſie die bis dahin getragene Maske vollſtändig fallen 
gelaſſen haben und plötzlich eine Sprache führen, als ob der 
räuberiſche Überfall des Dr. Jameſon eine amtliche Operation 
der engliſchen Regierung geweſen wäre. Läge dieſer Fall 
wirklich vor, ſo wäre allerdings das kaiſerliche Telegramm ein 
Schachzug gegen die engliſche Regierung geweſen, ſo aber iſt es 
doch nur eine Kundgebung gegen denſelben gewalttätigen Bruch 
des Friedens durch Dr. Jameſon, den bis dahin alle engliſchen 
Autoritäten als ihnen vollſtändig fremd gemißbilligt haben. 
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Wir erinnern uns kaum eines Ereigniſſes in neuerer Zeit, 
in welchem die Unehrlichkeit der engliſchen Preſſe in dieſer Weiſe 
feſtgenagelt worden wäre, wie in dem zornigen Ausbruch gegen 
das kaiſerliche Telegramm, durch welches der deutſche Kaiſer 
doch, genau betrachtet, nur der ſittlichen Entrüſtung der eng⸗ 
liſchen Regierung über den Einbruch in Transvaal den Beiſtand 
ſeiner europäiſchen Autorität leiſtete. Wir hätten alſo aufrichtiger⸗ 
weiſe erwarten dürfen, daß die engliſche Preſſe dem deutſchen 
Kaiſer ihren Dank votierte für den energiſchen Beiſtand, mit 
dem er ihrer eigenen Entrüſtung über dieſen ruchloſen Räuber⸗ 
einbruch in Transvaal Ausdruck gegeben hat. 

Wir wollen die Gründe hier nicht weiter unterſuchen, durch 
welche die engliſche Preſſe ſich beſtimmt findet, dem Flibuſtierchef 
Jameſon die legale Autorität der Königin von England zu ſub⸗ 
ſtituieren, aber für unparteiiſche Beobachter wird der natur⸗ 
wüchſige Ausbruch, mit welchem die engliſche Preſſe die Maske 
der offiziöſen Heuchelei durchbricht, nur Heiterkeit erregen. Es 
liegt dem eine politiſche Unehrlichkeit zugrunde, die ſtrebſame 
Mächte mitunter begehen, aber gewöhnlich in der Abſicht, wenn 
ſie ertappt werden, ganz ſtill zu bleiben. Der rohe Ausbruch 
in den engliſchen Blättern gegen die deutſche Sympathiekund⸗ 
gebung für die Buren wirft eine helle Beleuchtung auf die Un⸗ 
aufrichtigkeit der Politik, die dabei, wir wollen nicht ſagen von 
der engliſchen Regierung, aber von dem Hauptunruheſtifter in 
Südafrika, Herrn Cecil Rhodes, betrieben wird. Die ruſſiſche 
Politik hat ja auch ihre Strebſamkeiten, aber ohne chriſtliche 
Heuchelei und mit geſchickterer Beachtung der äußeren Formen. 


Ein neues Mittel gegen die Sozialdemokratie. 
(7. Jan. 1896, Morg.⸗Ausg.) 
Bedürfen wir, wie die Dinge liegen, keiner Gewalttat gegen 
unſere ſozialdemokratiſchen Mitbürger, ſo bedürfen wir doch eines 


Schutzes gegen die Exzeſſe, zu denen ſie nach ihren Partei⸗ 
einrichtungen verleitet werden könnten, und noch mehr bedürfen 
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wir des Schutzes gegen Hemmniſſe und Störungen, mit der ſie 
unſere ſtaatliche und bürgerliche Arbeit beeinträchtigen. Aber 
wir glauben nicht, daß man die Gefahren der Sozialdemokratie 
durch Vereinsgeſetze und andere Maßregeln im Sinne der 
jüngſten Umſturzvorlage beſchwören kann; vielleicht kann man 
ſie vertagen, aber nicht abwehren, und die Organiſation der re⸗ 
volutionären Partei iſt jedenfalls nur auf dem Wege der Spezial⸗ 
geſetzgebung zu zerſtören. Deshalb halten wir es nicht für 
zweckmäßig, die Sozialdemokraten, ſolange ſie nicht Straftaten 
begehen, ſtrafrechtlich zu verfolgen und dazu neue Geſetze zu 
ſchaffen. Wir glauben vielmehr, daß die weitere Abwehr der 
ſozialdemokratiſchen Gefahr namentlich durch Aufklärung der 
öffentlichen Meinung über die Ziele und Zwecke der Sozial⸗ 
demokratie erfolgen muß. Letztere ſelbſt gibt darüber nur un⸗ 
gern Aufſchluß und über das Rezept, nach dem ſie die Zukunft 
zur Zufriedenheit aller Menſchen geſtalten will; ſie ſchweigt ſich 
darüber aus, ſie begnügt ſich mit der Kritik und Anfechtung der 
jetzt beſtehenden ſtaatlichen Ordnung der Dinge. Ein altes fran⸗ 
zöſiſches Sprichwort jagt: „La critique est aisée, et l’art est 
difficile.“ Genaue Auskunft darüber, wie die Sozialiſten die 
menſchliche Exiſtenz künftig einrichten wollen, haben wir nicht, 
nur darüber können wir nicht zweifelhaft ſein, daß ſie die jetzigen 
ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Einrichtungen nicht als berechtigt 
anerkennen, und an ihrer Aufrechterhaltung und Ausbildung 
nicht im gleichen Sinne mitarbeiten wollen wie die Majorität 
der Bevölkerung. 

Da drängt ſich doch die Frage auf: Können wir ihre Mit⸗ 
arbeit nicht entbehren, können wir ſie nicht ausſchließen, können 
wir nicht das Tiſchtuch zwiſchen uns und ihnen zerſchneiden, 
indem wir ihnen die Mitarbeit an den ſtaatlichen Einrichtungen, 
die ſie verurteilen, verſagen? Jeder Deichverband lebt unter 
dem Satze: „Wer nicht will deichen, der muß weichen.“ Er ſoll 
alſo keinen Anteil haben an dem Schutze, den die Deiche ge⸗ 
währen. Die ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Einrichtungen ſind 
die Deiche, durch welche die menſchliche Geſellſchaft gegen die 
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Überflutung durch den Krieg aller gegen alle ſich ſchützt, und 
wer daran nicht mitarbeiten will, wer erklärt, daß er nur auf 
den Einbruch der Flut wartet, die die Deiche zerbricht, der ſoll 
auch bei ihnen nicht mitwirken. 

Um zu einer Sonderung der beiden Strömungen zu ge⸗ 
langen, welche unſer Volk bewegen, der der Ordnung und der 
der Sozialdemokratie, wird es zunächſt erforderlich ſein, daß die 
Regierung es ſich angelegen ſein läßt, in jeder Gemeinde ein 
authentiſches Regiſter der Angehörigen der ſozialdemokratiſchen 
Beſtrebungen herzuſtellen. Die Sache iſt nicht ſo ſchwierig, wie 
ſie ausſieht, wenn in den Liſten über die Sozialdemokraten einſt⸗ 
weilen nur alle diejenigen eingetragen werden, die ſich ſelbſt als 
Abgeordnete, Redakteure, Wahlredner und ſo weiter, zur Sozial⸗ 
demokratie bekennen; die Vervollſtändigung wird ſich ja allmählich 
finden. So wie es im franzöſiſchen Kriege für unſere Truppen 
Bedürfnis war, genau darüber unterrichtet zu ſein, wer Frank⸗ 
tireur war, von wem man erwarten konnte, plötzlich beſchoſſen 
zu werden, ebenſo iſt es für die Ruhe und Ordnung liebende 
Bevölkerung nützlich, kennen zu lernen, wer von ihren Nach⸗ 
barn zu denjenigen gehört, die auf den „großen Kladderadatſch“, 
auf den Zuſammenbruch, den Umſturz und die ſozialdemokratiſche 
Plünderung warten. 

Die Aufſtellung ſolcher Liſten würde an ſich ſchon Vorteile 
bieten, aber ſie würde auch als Kriſtalliſationspunkt für weitere 
legislative Maßregeln dienen können, nach welchen man denen, 
die unſere ſtaatliche Organiſation in ihren Zukunftsberechnungen 
der Zerſtörung preisgeben, die alſo keine zuverläſſige Mitarbeiter 
an deren Erhaltung ſind, dieſe Mitarbeit verſagt und ſich ohne 
ſie behilft. Wer zweifellos der ſozialdemokratiſchen Partei und 
ihren Beſtrebungen angehört, der ſollte unſerer Auffaſſung nach 
weder Wähler noch wählbar ſein, und wir glauben auch nicht, 
daß ihm die Benutzung der Sicherheiten und Bequemlichkeiten 
des von ihm angefochtenen und verurteilten Staates in gleichem 
Maße wie ſeinen übrigen Mitbürgern zuſtehen ſollte. 

Wir bringen dieſe Gedanken nur verſuchsweiſe zur Sprache; 
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nach irgendeiner Richtung hin aber wird ſich die Frage mit der 
Zeit entwickeln müſſen, und es wird entweder in irgendeiner 
Zukunft einen ſozialdemokratiſch regierten Staat geben müſſen, 
oder einen Staat, in dem die Einwohner, die ſich als Sozial⸗ 
demokraten amtlich bekennen, kein Recht zur ſtaatlichen Mitarbeit 
haben. Dabei iſt keine Art von Gewalt oder Blutvergießen 
nötig; man kann ruhig nebeneinander leben. 


Die Aufgaben einer deutſchen Regierung. 
(8. Jan. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Wir ſind in letzter Zeit in der Preſſe mehrfach der Behaup⸗ 
tung zur Diskreditierung des alten Kurſes begegnet, daß unter 
ihm „nichts mehr gelungen ſei“. Dieſer Redensart liegt eine 
ungermaniſche Auffaſſung der Aufgaben der Regierung zugrunde, 
eine rein franzöſiſche. | 

Die Tätigkeit einer franzöſiſchen Regierung, auch mancher 
andern, ſetzt ſich aus einer Reihe von Unternehmungen zu⸗ 
ſammen, welche geeignet ſind, entweder das Selbſtgefühl der 
Nation oder die Herrſchſucht der Regierung zu befriedigen. 
Frankreich iſt aus ſolchen Gründen nach Algier und Tunis, nach 
Mexiko und Madagaskar gegangen, und andere Staaten haben 
andere Unternehmungen gemacht, von deren Gelingen ſie irgend 
etwas für ihre eigene Sicherheit erwarteten. In germaniſchen 
Staaten und namentlich im Deutſchen Reiche wird die Regierung, 
wenn richtig, in einem anderen Sinne aufgefaßt. Sie kann 
unter Umſtänden eine zu poſitiven Taten zwingende ſein, wie 
die Herſtellung der deutſchen Nationalität es war, wo die preu⸗ 
ßiſche Regierung aus eigener Initiative die Führung der Nation 
übernehmen mußte. Nachdem die Löſung dieſer Aufgabe ge⸗ 
lungen iſt, kehrt eine deutſche, von Preſtigebedürfnis und Herrſch⸗ 
ſucht freie Politik, wenn ſie eine gewiſſenhafte iſt, zu den Auf⸗ 
gaben zurück, die innere Entwickelung des Landes vor Störungen 
zu behüten, eine Aufgabe, bei der wenig poſitive und ſpezielle 
Unternehmungen vorkommen werden, ſondern nur ſolche, bei 
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denen es ſich in der Hauptſache um die Fortführung der natio- 
nalen Entwicklung handelt. Eine deutſche Regierung wird in 
ihren Entſchließungen nicht die Aufgabe haben, auswärtige Unter⸗ 
nehmungen zu fördern, ſondern den inneren und äußeren Frieden 
vor Störungen zu bewahren. 

Sie wird viel öfter in der Lage ſein, zwiſchen zwei Übeln, 
die zum Kriege führen können, das kleinere zu wählen und 
richtig einzuſchätzen, als auf neue Unternehmungen auszugehen, 
deren Gelingen oder Mißlingen in Frage kommen könnte. Die 
deutſche Reichsregierung iſt 1871 ins Leben getreten, zu einer 
Zeit alſo, wo die Rede allgemein dahin ging, daß wir in 
ſpäteſtens fünf Jahren wieder Krieg haben würden; ſie hat den 
Frieden ein Vierteljahrhundert in Widerſpruch zu allen Prophe⸗ 
zeiungen und Bedrohungen erhalten, und ſie iſt in dieſen langen 
Jahren wiederholt in der Lage geweſen, die obenbezeichnete Wahl 
zwiſchen zwei Übeln, von denen eins notwendig war, treffen zu 
müſſen. Daß der innere und äußere Frieden noch heute beſteht, 
liefert den Beweis, daß ſie richtig gewählt hat, und daß der 
Grundriß für den Aufbau des Deutſchen Reiches nicht ſo unrichtig 
entworfen war, wie doktrinäre Politiker ſeinerzeit behaupteten. 

Wir wünſchen, daß auch der jetzigen Regierung „nichts ge⸗ 
lingen“ möge, was ſie etwa außerhalb ihrer Aufgabe, den 
Frieden und die Proſperität des Reiches zu fördern, verſuchen 
möchte. Wenn es einer Regierung unter bewegten Verhält⸗ 
niſſen gelingt, ohne Schaden für ihr Land zu regieren, ſo kann 
man nach menſchlicher Unvollkommenheit und nach germaniſcher 
Eigentümlichkeit ſchon zufrieden ſein. Das Regieren iſt immer ein 
Gang auf geſpanntem Seile in großer Höhe, und dabei nicht zu 
fallen, ſchon eine Leiſtung, die nicht in jedermanns Fähigkeit liegt. 


Aus der Vergangenheit. 
(8. Jan. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Im Dezemberheft der „Deutſchen Revue“ iſt ein Artikel 
enthalten: „Fürſt Bismarck und ſeine Mitarbeiter in der inneren 
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Politik 1862—1878. Von Heinrich von Poſchinger.“ Wir 
finden darin Angaben, zu denen wir einige Bemerkungen zu 
machen haben. In bezug auf den Kultusminiſter Dr. Falk 
können wir beſtätigen, daß Fürſt Bismarck den Rücktritt des 
Miniſters nicht veranlaßt, ſondern vielmehr verhindert hat, ſo 
lange es möglich war und dem Willen Falks entſprach. Falk 
lebt ja noch und wird dies bezeugen können. Sein Rücktritt 
iſt durch die Empfindlichkeit veranlaßt worden, die ſeine Behand⸗ 
lung am Hofe, namentlich ſo weit der Einfluß der Kaiſerin 
reichte, in ihm hervorgerufen hatte. 

Die Angabe, daß der Handelsminiſter Dr. Achenbach ſeiner⸗ 
zeit gegangen ſei, weil ſich ſeine Eiſenbahnpolitik mit der des 
Fürſten Bismarck nicht deckte, trifft zu; unrichtig iſt, daß ſich 
Dr. Achenbach im Laufe der Zeit der Bismarckſchen Auffaſſung 
betreffend die Konſolidierung des preußiſchen Staatsbahnbeſitzes 
durch Ankauf der wichtigeren Privatbahnen akkommodiert habe; 
Herr Dr. Achenbach iſt bis zu Ende ein Anwalt des Privat⸗ 
bahnſyſtems geblieben und er iſt ausgeſchieden, weil er auf ſeiner 
Meinung beſtand. Maybach war der erſte Eiſenbahnminiſter, 
der auf die Ideen des Fürſten Bismarck einging. 

Betreffs des Staatsminiſters Hofmann wird angeführt, daß 
Delbrück ihn ſelbſt bei ſeinem Ausſcheiden dem Reichskanzler 
als Nachfolger im Amte des Präſidenten des Reichskanzleramtes 
empfohlen habe. Das iſt richtig; Fürſt Bismarck hat daraufhin 
Herrn Hofmann dem Kaiſer zur Ernennung vorgeſchlagen. Dieſe 
Tatſache beweiſt, daß Fürſt Bismarck mit Delbrück in Frieden 
geſchieden iſt, ſonſt würde er ſchwerlich deſſen Rat befolgt und 
die Ernennung Hofmanns befürwortet haben. Delbrück ſelbſt 
hat dem Fürſten gegenüber immer nur körperliche Erſchöpfung 
als Grund ſeiner Demiſſion geltend gemacht. Wenn der Miniſter 
Hofmann in der letzten Zeit keine genügende Fühlung mehr mit 
dem Reichskanzler hatte, ſo rührte dies daher, daß Hofmann über⸗ 
haupt eine andere Politik verfolgte als Fürſt Bismarck, nament⸗ 
lich diejenige, die ſich ſpäter in den Arbeiterſchutzgeſetzen und der 
Sonntagsruhe durchgeſetzt hat. In ſeiner unabhängigen Stellung 


348 


als preußiſcher Handelsminiſter hat Herr Hofmann öfters Initia⸗ 
tiven genommen, die Fürſt Bismarck nicht billigen konnte, und 
bei dem beiderſeitigen Beharren auf unverträglichen Standpunkten 
war der Bruch unvermeidlich. 

Die Veröffentlichung in der „Deutſchen Revue“ kommt auf 
den Umſtand zu ſprechen, daß Fürſt Bismarck einen großen 
Teil des Jahres fern von Berlin zuzubringen pflegte, und führt 
dabei namentlich das Jahr 1877/78 an. Damals war Fürſt 
Bismarck infolge ſeines Abſchiedsgeſuchs überhaupt auf ein Jahr 
beurlaubt, und daß er in dieſer Zeit nicht in Berlin anweſend 
war, iſt natürlich. Außerdem hat die Erledigung der Geſchäfte 
unter ſeinem Fernbleiben von Berlin niemals gelitten. Im 
Gegenteil, wenn ſich der Fürſt in Friedrichsruh aufhielt, war 
ſein Verkehr mit den Miniſtern lebhafter und ſchneller als in 
Berlin. Wenn der Reichskanzler in Berlin war, ſo gelangten 
die Sachen, die er im Laufe des Tages erledigt hatte, doch in 
der Regel erſt nach Schluß der Arbeitszeit an die verſchiedenen 
Reſſorts, in deren Bureaus ſie meiſt einen Tag über aufge⸗ 
halten wurden, bevor ſie dem Kanzler wieder zur Unterſchrift 
vorgelegt wurden. Wenn der Fürſt dagegen in Friedrichsruh 
war, ſo gelangten die Ergebniſſe der täglichen Arbeit der Ber⸗ 
liner Bureaus mit dem Fünfuhrzuge zur Abſendung nach 
Friedrichsruh, trafen dort um neun Uhr ein und wurden vom 
Fürſten zwiſchen neun und zwölf Uhr erledigt, ſo daß ſie mit 
dem Zwölfuhrnachtzuge nach Berlin zurückgingen, wo ſie um 
fünf Uhr früh wieder vorlagen. Der Geſchäftsgang war alſo 
von Friedrichsruh aus ſchneller, als er von den bureau- 
mäßigen Kanzleidienern innerhalb der Berliner Stadtmauern 
hätte beſorgt werden können. 


In Sachen Boetticher⸗Berg. 
(27. Jan. 1896, Ab.⸗Ausg.; vgl. 13. Okt. 1895, Morg.⸗Ausg.) 


In einer Beſprechung der Haltung des Kreuzzeitungskomitees 
in Sachen Hammerſtein unterſuchte kürzlich die „Voſſiſche Zei⸗ 


349 


tung“ den ſtrafrechtlichen Begriff der „Begünſtigung“ und kam 
dabei auf den Fall Boetticher⸗Berg in einer Weiſe zu ſprechen, 
welche einige nachträgliche Bemerkungen unſerſeits erfordert. 
Das Voſſiſche Blatt ſagt unter anderem, der Tatbeſtand der Be⸗ 
günſtigung ſei in dieſem Falle vollkommen ausgeſchieden, „denn 
alles, was geſchah, geſchah mit Vorwiſſen des Fürſten Bis⸗ 
marck.“ Wir ſtellen demgegenüber nochmals feſt, daß Fürſt 
Bismarck von der ganzen Sache erſt in einem ſpäteren Stadium 
Kenntnis erhalten hat, als die „Voſſiſche Zeitung“ annimmt. 
Am früheſten iſt natürlich der Präſident der Reichsbank unter⸗ 
richtet geweſen. Der hat aber damals nicht, wie es vielleicht 
amtlich indiziert geweſen wäre, den oberſten Bankchef, dem 
Reichskanzler, Anzeige gemacht, ſondern ſich zunächſt mit deſſen 
Stellvertreter, mit Herrn v. Boetticher ausgeſprochen, um dieſem 
Zeit zur Sanierung der Lage zu laſſen. Dieſe Sanierung war 
durch Herrn v. Boetticher und andere Verwandte des Stral⸗ 
ſunder Bankdirektors ſowie durch einige Berliner Bankhäuſer 
proviſoriſch erfolgt, bevor der Reichskanzler über den ganzen 
Vorgang amtlich unterrichtet wurde. Und auch dann iſt dem⸗ 
ſelben zunächſt die Tatſache nicht bekannt geworden, daß dabei 
Dinge in Frage kamen, die eine Anzeigepflicht involvieren 
konnten. Wenn eine ſolche beſtand und verletzt worden iſt, ſo 
iſt dies alſo nicht, wie die „Voſſiſche Zeitung“ meint, mit Vor⸗ 
wiſſen des Reichskanzlers geſchehen, deſſen ganze Befaſſung mit 
der Sache ſich darauf beſchränkte, zu verhüten, daß ein Miniſter, 
zu deſſen Obliegenheiten unter anderem auch die Vertretung des 
Reichskanzlers in Bankſachen gehörte, in einem drückenden 
Schuldverhältniſſe zu einigen Berliner Bankhäuſern ſtand, wenn 
er dem Dienſte erhalten bleiben ſollte. 


Deutſchland und England. 
(28. Jan. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Die Beziehungen Englands zu Deutſchland waren bisher 
gerade nicht intim, aber auch nicht ſchlecht. Das unverſchämte 


350 


und beleidigende Lärmen der engliſchen Preſſe bei Gelegenheit 
einer perſönlichen Meinungsäußerung des deutſchen Kaiſers hat 
aber ohne Zweifel tatſächlich die Situation verſchoben. Jedes 
Land iſt für die Tonart ſeiner Preſſe verantwortlich. Die Be⸗ 
deutung der engliſchen Preſſe iſt in dieſer Richtung auf dem 
Kontinente vielleicht überſchätzt, aber dieſe Überſchätzung kommt 
gegenüber den rohen und unmotivierten Beleidigungen, wie ſie 
die Mehrheit der angeſehenen engliſchen Blätter eine Zeitlang 
gegen Deutſchland gebracht haben, erſt recht zur Hebung. Wir 
ſind weit entfernt, ein Bedauern hierüber auszuſprechen, denn 
wir glauben, daß die Stimmung, wie ſie für England lange 
Zeit bei uns beſtanden hat, ſolcher Abkühlung bedurfte. Sie 
war wohlwollender gegen England, als durch irgendwelche 
Gegenſeitigkeit gerechtfertigt erſchien. Sind wir England nach 
irgendeiner Richtung hin Dank ſchuldig für eine freiwillige ſym⸗ 
pathiſche Unterſtützung der deutſchen Politik? Wir wollen von 
den Kriegen zu Anfang des vorigen Jahrhunderts und von 
dem Siebenjährigen Kriege nicht ſprechen, wo der franzöſiſche 
Ausdruck perfides Albion von ſeiten Deutſchlands angezeigter 
geweſen wäre als je auf franzöſiſcher Seite; aber von der Zeit 
des Wiener Kongreſſes ab, in den deutſchen nationalen Fragen, 
in den ſchleswig⸗holſteiniſchen, in unſeren polniſchen Schwierig⸗ 
keiten, im franzöſiſchen Kriege von 1870/71, in unſeren kolonialen 
Verhältniſſen — haben wir da jemals einen Moment erlebt, 
wo die deutſche Politik die Empfindung gehabt hätte, daß Eng⸗ 
land mit uns ſympathiſiere? Und haben wir jemals von der 
engliſchen Diplomatie erlebt, daß ſie ein deutſches Intereſſe 
gefördert hätte? Nach den Freiheitskriegen hat man dem alten 
Blücher in England die Hände zerdrückt in Erinnerung an den 
Beiſtand, der zur Niederwerfung des gefährlichſten Feindes der 
Engländer geführt hatte; aber gleichzeitig auf dem Wiener 
Kongreſſe war England der Hauptgegner der deutſchen natio⸗ 
nalen und der preußiſchen dynaſtiſchen Intereſſen, und wenn 
1815 Napoleon nicht von Elba zurückgekommen wäre, ſo hätten 
wir es wahrſcheinlich erlebt, daß das Wiener Bündnis zwiſchen 
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England und den früheren gemeinſchaftlichen Gegnern Frank⸗ 
reich und Oſterreich ſich in blutige Kämpfe gegen die bisherigen 
Bundesgenoſſen, gegen Preußen und Rußland, umgeſetzt hätte. 

Der einzelne Engländer iſt für uns ſympathiſch, die engliſche 
Politik iſt niemals wohlwollend für uns geweſen und die engliſche 
Preſſe hat Deutſchland früher ebenſo mit Geringſchätzung behan⸗ 
delt, wie ſie uns heute feindliche Eiferſucht zeigt; erſteres geſchah 
aus Hochmut, letzteres aus Angſt vor dem made in Germany. 


Camphauſen und Delbrück. 
(28. Jan. 1896, Ab.⸗Ausg.) 


In verſchiedenen Blättern leſen wir in bezug auf die früheren 
Miniſter Camphauſen und Delbrück: 


„Die Verleihung des Schwarzen Adlerordens an die ehemaligen 
Miniſter Camphauſen und Delbrück hat in liberalen Abgeordnetenkreiſen 
einen vortrefflichen Eindruck gemacht. Die beiden Staatsmänner ſind 
ſtets die Vertreter einer freiheitlichen Wirtſchaftspolitik geweſen, und 
ihr Ausſcheiden aus dem Dienſte hatte erfolgen müſſen, weil ſie mit 
den wirtſchaftspolitiſchen Anſchauungen des Fürſten Bismarck nicht 
mehr hatten zuſammengehen können. Mit dem Miniſter Delbrück iſt 
Fürſt Bismarck übrigens in perſönlich konzilianter Weiſe auseinander⸗ 
gekommen, dagegen iſt er mit Herrn Camphauſen wiederholt hart zu⸗ 
ſammengeraten, ſo in jener denkwürdigen Herrenhausſitzung aus dem 
Jahre 1881, wo er dieſem ehemaligen preußiſchen Finanzminiſter den 
harten Vorwurf machte, daß er zur „Auspowerung' des Landes durch 
ſeine verkehrte Finanz⸗ und Wirtſchaftspolitik beigetragen habe.“ 


Daß Fürſt Bismarck mit Herrn Delbrück in Frieden ge⸗ 
ſchieden iſt, haben wir erſt kürzlich beſtätigt, da letzterer immer 
nur körperliche Erſchöpfung als Grund ſeiner Demiſſion vor⸗ 
geſchützt hat; aber wenn angenommen wird, daß der Fürſt mit 
Herrn Camphauſen als Miniſter wiederholt hart aneinander⸗ 
geraten ſei und dieſen dadurch zum Abſchied bewogen habe, ſo 
iſt das unzutreffend. Der Grund des Rücktritts Camphauſens 
war der, daß er von den Nationalliberalen im Reichstage ſo 
feindlich angegriffen wurde, daß er ſich ſchließlich der Tränen 
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nicht erwehrte. Auch dann noch hat Fürſt Bismarck ihn nur 
ermutigt und ſeine eigenen Entſchlüſſe infolge dieſer „Abſchlach⸗ 
tung“, wie Camphauſen es ſelbſt nannte, abgewartet, ohne ſie 
zu befördern. Das ſpätere Rencontre im Herrenhauſe wurde 
dadurch hervorgerufen, daß Herr Camphauſen in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als ausgetretener Miniſter die Regierung, welche die von 
ihm abgegebenen Geſchäfte weiterführte, in bitterer Weiſe kriti⸗ 
ſierte; darauf erfolgte von ſeiten des Miniſterpräſidenten die 
Abwehr des unerwarteten Angriffes eines bisherigen Kollegen. 
Fürſt Bismarck war und iſt der Anſicht, daß ein Miniſter, der 
gegen ſeinen Willen aus dem Amte gedrängt wird, ſehr wohl 
das Recht hat, das verbleibende Miniſterium im Parlamente 
anzugreifen, daß ein Miniſter aber, der freiwillig ausſcheidet, 
oder, wie Herr Camphauſen, auf parlamentariſchen Druck hin 
auf die Weiterführung der Geſchäfte verzichtet, nicht den Be⸗ 
ruf hat, ſeine früheren Kollegen, die ſich imſtande fühlen, die 
von ihm verlaſſenen Geſchäfte aufzunehmen und weiter zu 
führen, öffentlich anzugreifen. 


Die bulgariſche Taufe. 
(8. Febr. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Prinz Ferdinand von Koburg hat nach ſeinen eigenen Auße⸗ 
rungen in dem Manifeſte an das bulgariſche Volk die Zu⸗ 
ſtimmung des Papſtes zum Übertritt ſeines Sohnes in die 
nationale orthodoxe Kirche nicht erlangen können, und die Sprache 
der offiziöſen Organe des Vatikans gegen ihn läßt an Schärfe 
nichts zu wünſchen übrig. Es hat alſo in dieſem Falle keine 
Berückſichtigung der politiſchen Wenn durch die römiſche 
Kurie ſtattgefunden. 

Wir müſſen es dahingeſtellt ſein laſſen, ob die Verſagung 
der päpſtlichen Zuſtimmung nur prinzipieller Natur war oder 
von politiſchen und perſönlichen Erwägungen mit bedungen worden 
iſt, jedenfalls erſcheint ſie anfechtbar. Man kann doch dem 


Prinzen von Koburg unmöglich zumuten, daß er die bulgariſchen 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. II. 
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Intereſſen feinen perſönlichen konfeſſionellen unterordnen fol, 
wenn er in Bulgarien auf die Dauer regieren will. Selbſt 
ſeine Familienbeziehungen und die Möglichkeit, daß ſie notleidend 
werden könnten, dürfen für ihn, wenn er wirklich Fürſt von 
Bulgarien ſein und bleiben will, nicht davon abhängig gemacht 
werden, wie die konfeſſionellen Unterſchiede zwiſchen der römiſchen 
und der griechiſchen Kirche ſich im Laufe der Jahrhunderte ent⸗ 
wickelt haben. Wir glauben auch nicht, daß der heilige Petrus 
an der Himmelstür den Prinzen Ferdinand über dieſe Unter⸗ 
ſchiede katechiſieren wird und wir ſind auch zweifelhaft, ob Prinz 
Ferdinand die feineren Differenzen, welche die beiden Kirchen 
trennen, einem katechiſierenden Examinator gegenüber genau 
würde angeben können. Wir rechnen beide Konfeſſionen ebenſo 
wie unſere eigene zu den chriſtlichen und glauben, daß die dogma⸗ 
tiſchen Streitigkeiten, welche ſie voneinander ſcheiden, in der 
letzten Entſcheidung doch für das Geſchick des ſterbenden Chriſten 
nicht maßgebend ſein werden. 


Wir hatten angenommen, daß Prinz Ferdinand, wenn er 


Fürſt von Bulgarien bleiben und ſeine Dynaſtie dort fort⸗ 
pflanzen will, nach ſeinem Mißerfolge in Rom nunmehr ſelbſt 
zur griechiſchen Kirche übertreten würde, und wir können ihm 
nur empfehlen, ſchriftkundige konfeſſionelle Ratgeber über ſeine 
Ausſichten in dem einen oder dem anderen Falle noch heute 
anzuhören und zu dieſem Zwecke das kirchengeſchichtliche Studium 
der Trennung beider Konfeſſionen und ihrer Gemeinſamkeit vor 
dieſer Trennung nicht zu ſcheuen. 

Es ſind in anderen Ländern, die weniger zu den „wilden“ 
gerechnet werden können als Bulgarien, zu allen Zeiten Kon⸗ 
feſſionswechſel wegen Erbfolge und Landerwerb vorgekommen, 


ohne daß Dynaſtie und Land deshalb Schaden gelitten hätten, 


und wir betrachten es als eine prieſterliche Anmaßung, darüber 
beſtimmen zu wollen, welche der vorhandenen chriſtlichen Kon⸗ 
feſſionen die allein ſeligmachende iſt. 
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Angebliche Rückkehr des Fürſten ins Amt. 
(8. Febr. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


In einer Sitzung der bayeriſchen Kammer hat jüngſt der 
Abgeordnete Lutz unter anderem mitgeteilt, ein Mitglied der 
Zentrumspartei habe ihm ſeinerzeit, als die Zuſtimmung dieſer 
Fraktion zu den Handelsverträgen in Frage ſtand, erklärt, wenn 
man die Verträge nicht annehme, „dann komme Bismarck wieder“. 
Das ſei damals der Hauptgrund der klerikalen Zuſtimmung ge⸗ 
weſen. Mit dieſer törichten Bedrohung aller Gegner des erſten 
Reichskanzlers wird auch jetzt noch, man kann nicht ſagen Luxus, 
ſondern ein Geſchäft getrieben; man glaubt damit noch immer 
auf eine Menge von Leuten Eindruck machen zu können, die ſich 
vor dem Fürſten Bismarck ängſtigten und vor Caprivi nicht 
ängſtigten, alſo auf die ganze Phalanx von der Linken des 
Zentrums bis zur äußerſten Linken der Sozialdemokratie ge⸗ 
rechnet. Wir können dem gegenüber nur unſere Überzeugung 
dieſen ängſtlichen Reichsfeinden gegenüber ausſprechen, daß „Bis⸗ 
marck“ unter keinen Umſtänden „wieder kommt“ und daß ein 
Wiedereintritt des erſten Kanzlers in feine frühere Stellung ſo⸗ 
wohl durch deſſen perſönliche Stimmung und Leiſtungsfähigkeit 
wie durch die politiſche Situation abſolut ausgeſchloſſen iſt. Den⸗ 
jenigen Politikern gegenüber, welche eine zu dauerhafte Kon⸗ 
ſolidierung des beſtehenden deutſchen Kaiſerhauſes nicht wünſchen, 
wird heutzutage der Name Bismarck, Vater oder Sohn, als 
eine Art Knecht Ruprecht verwertet, mit dem allemal gedroht 
wird, wenn ein Symptom von Unzufriedenheit mit dem einen 
oder dem anderen der heutigen Miniſter ſich fühlbar macht. 
Selbſt wenn Fürſt Bismarck ſich noch rüſtig genug fühlte, um 
ſein früheres Amt wieder zu übernehmen, ſo würde er doch den 
Mut dazu nicht haben gegenüber der Befriedigung, mit der ſein 
Ausſcheiden vor ſechs Jahren von allen Parteien, mit denen er 
Politik getrieben hatte, aufgenommen wurde. Wir ſagen „Be⸗ 
friedigung“, weil wir glauben, daß das Wort Gleichgültigkeit 
nicht ganz richtig gewählt ſein würde. Jede Fraktion im Parla⸗ 
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mente hoffte damals, daß nach Beſeitigung des „jahrelangen 
Druckes“ die Berufung an ſie ergehen werde. Übrigens glauben 
wir auch nicht, daß es irgendeinem noch ſo energiſchen Nach⸗ 
folger des Fürſten Hohenlohe gegeben ſein würde, ſich im Parla⸗ 
mente durch den Fraktionsſumpf hindurch den Weg zu bahnen. 


Mangel an Parität. 
(9. Febr. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Die klerikale Preſſe erhebt unabläſſig die Beſchuldigung gegen 
den Staat, daß ein künſtliches Übergewicht des Proteſtantismus 
namentlich in der Beſetzung der Staatsämter ſtattfinde und daß 
alſo auch auf dieſem Gebiete „Mangel an Parität“ zum Aus⸗ 
druck gelange. Wir glauben, daß die Initiative zur Abſtellung 
dieſer Disparität, wenn ſie vorhanden iſt, nur von katholiſcher 
Seite ergriffen werden kann, indem unter den Katholiken die 
Leute häufiger ſind, welche Abneigung haben, das gegenwärtige 
evangeliſche Kaiſertum durch die Mitarbeit zu kräftigen. Die 
Zahl der katholiſchen Kandidaten für den höheren Staatsdienſt 
iſt dementſprechend verhältnißmäßig ſehr beſchränkt. Diejenigen 
katholiſchen Elemente, die in Betracht kommen, ſind zum großen 
Teil wohlhabend und zu eingelebt in ihre häuslichen Verhält⸗ 
niſſe, um ein Bedürfnis nach Verſorgung ihrer Kinder in dieſer 
Richtung zu haben, zum anderen Teile ſtehen ſie zu ſehr unter 
mütterlichen und beichtväterlichen Einflüſſen, um ſich in die Ge⸗ 
fahr zu begeben, unter Umſtänden zwiſchen der päpſtlichen und 
der kaiſerlichen Herrſchaft optieren zu müſſen. Es würde un⸗ 
gerecht ſein, diejenigen Katholiken, bei denen ſolche Erwägungen 
ſtattfinden, als Reichsfeinde zu bezeichnen, aber ſie haben doch 
das Gefühl, daß es ihnen unter Umſtänden unbequem ſein würde, 
an einer Regierung mitzuarbeiten, welche nicht in allen ihren 
Leiſtungen die päpſtliche Billigung hat. Wir glauben ſonach 
nicht, daß die Urſache einer „unparitätiſchen Behandlung der 
Katholiken“ in Regierungskreiſen zu ſuchen iſt, ſondern in dem 
Mangel an Bewerbungen von katholiſcher Seite. Von Intoleranz 
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iſt in der preußiſchen wie in der deutſchen Regierung jeit langer 
Zeit keine Rede geweſen, obwohl wir es auch nicht bedauern 
würden, wenn ein gewiſſer Ausſpruch des Code Napoléon dahin 
übertragen würde: la recherche de la confession est interdite. 


Monroe -⸗Doktrin. 
(9. Febr. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


In einzelnen Blättern dauert die durch die ſüdamerikaniſchen 
Vorgänge angeregte Diskuſſion über die ſogenannte Monroe⸗ 
doktrin fort. Wir ſind der Anſicht, daß dieſe Doktrin, wie ſie 
von ſeiten der amerikaniſchen Republik jetzt aufgeſtellt wird, 
eine unglaubliche Unverſchämtheit der übrigen Welt gegenüber 
iſt und eine lediglich auf große Macht begründete Gewalttat 
allen amerikaniſchen und denjenigen europäiſchen Staaten gegen⸗ 
über, die Intereſſen in Amerika haben. Man denke ſich ein 
europäiſches Analogon dieſer amerikaniſchen Überhebung, daß 
alſo ein Staat, etwa Frankreich oder Rußland, ſeinerſeits den 
Anſpruch erheben wollte, in Europa ſeien keine Verſchiebungen 
der Grenzen ohne ſeine Zuſtimmung erlaubt, oder daß in Aſien 
irgendeine vorwiegende Macht, Rußland oder England, die Prä⸗ 
tenſion aufſtellte, daß dort keine Verſchiebung der politiſchen 
Verhältniſſe ohne ſeine Zuſtimmung ſtattfinden dürfe! Wir 
haben den Eindruck, daß die großen Reichtümer, welche der 
amerikaniſche Boden ſeinen Bewohnern liefert, einen Teil der 
amerikaniſchen Geſetzgeber zu einer Überſchätzung der eigenen 
Berechtigung und zu einer Unterſchätzung der Unabhängigkeit 
anderer amerikaniſcher und europäiſcher Mächte veranlaßt. 


Zur Behandlung der Sozialdemokratie. 
(20. Febr. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben das Bedürfnis, dem Reichstagsabgeordneten 
Freiherrn v. Stumm unſere Anerkennung für die Tapferkeit 
auszuſprechen, mit der er in der vorgeſtrigen Reichstagsſitzung 
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der Sozialdemokratie entgegengetreten iſt, und für den politi- 
ſchen Blick, der ſich darin ausdrückt. Seine Rede iſt im Sitzungs⸗ 
berichte unſerer geſtrigen Morgenausgabe in genügender Aus⸗ 
führlichkeit wiedergegeben worden, ſo daß wir uns hier auf 
dies Referat beziehen können, um die Berufung auf Artikel 
unſeres Blattes, welche die Rede enthält, zu erläutern. 

Es hat nicht in unſerer Abſicht gelegen, einen Putſch der 
Sozialdemokratie zu provozieren und dann bis an die Knöchel 
im Blute zu waten. Wir raten überhaupt nicht zur Aggreſſion 
gegen die ſozialrevolutionäre Bewegung, ſondern nur zur De⸗ 
fenſive gegenüber einem zweifellos vorhandenen Angriffe. Unſere 
Auffaſſung der Beziehungen des Staates zu den Sozialdemo⸗ 
kraten gründet ſich lediglich auf die Notwendigkeit der Abwehr, 
ganz ähnlich wie dies bezüglich der preußiſchen Untertanen der 
Fall iſt, welche polniſche oder däniſche Sezeſſion erſtreben. Wir 
erblicken in ihnen, einerlei ob ihnen der Ausdruck gefällt oder 
nicht, Reichsfeinde, die ihren politiſchen Beruf in der Bekämpfung 
unſerer ſtaatlichen Einrichtungen, wie ſie einmal ſind, ſuchen 
und finden. Wir wollen nicht einmal das ſozialdemokratiſche 
Geſchwür aufſchneiden; wir wollen es höchſtens unterbinden, 
unblutig, und glauben auch nicht, daß Putſche daraus entſtehen 
würden, wenn der Staat, wie wir das vorgeſchlagen haben, 
auf die Mitwirkung ſeiner ſozialdemokratiſchen Angehörigen in 
der Geſetzgebung und in der Verwaltung verzichtete. Die 
Sozialdemokratie kommt durch dieſe Mitwirkung in eine un⸗ 
natürliche Lage; ſie wird durch unſere Geſetzgebung zur aktiven 
Mitarbeit an der Staatsmaſchine genötigt, die ſie ihrerſeits für 
fehlerhaft konſtruiert hält und abſchaffen will. Wenn dieſe Auf⸗ 
faſſung nicht von allen ſtaatserhaltenden Politikern geteilt wird, 
ſo liegt das zum Teil wohl daran, daß es vielen von ihnen 
auch ihrerſeits mit der „Staatserhaltung“ nicht ſo ernſt iſt, wie 
ſie ſich den Anſchein geben, und daran, daß einzelne Fraktionen 
für ihre Sonderintereſſen in der ſozialdemokratiſchen Wähler⸗ 
ſchaft Hilfstruppen finden, auf die ſie nicht verzichten mögen. 
Auf uns macht die Exiſtenz der ſozialdemokratiſchen Partei im 
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Reichstage immer den Eindruck des trojaniſchen Pferdes, das 
hineingeſchafft iſt, um die Stadt zu verderben. Man wird uns 
deswegen mit Laokoon vergleichen, aber Laokoon hatte recht. 
Es iſt doch kein Zweifel, daß die Sozialdemokratie den Umſturz 
alles Beſtehenden erſtrebt; auf welchem Wege iſt gleichgültig. 
Wäre der Sozialismus der gebildeten Stände und das Be⸗ 
dürfnis nach eventueller Wahlhilfe durch die Sozialdemokratie 
nicht im Spiele, ſo glauben wir, die Mehrheit unſerer Mit⸗ 
bürger wäre längſt zur Überzeugung gebracht worden, daß bei 
dem politiſchen Baue, den das Parlament ausführt, die Mit⸗ 
arbeit ſolcher Elemente, welche die demnächſtige Zerſtörung eben 
dieſes Baues zum offenbaren Programm haben, unzweckmäßig iſt. 

Es liegt uns fern, die Sanierung des ungeſunden Syſtems, 
unter dem wir arbeiten, auf gewalttätigem und blutigem Wege 
zu erſtreben; wir halten ſie für erreichbar auf dem Wege der 
Verwaltung und der Geſetzgebung, wenn die erſtere nur damit 
beginnen wollte, nach Maßgabe der Genauigkeit, die das vor⸗ 
handene Material bietet, durch amtliche Liſten in jeder Gemeinde 
feſtzuſtellen, welche Mitglieder derſelben Sozialdemokraten ſind 
oder doch wenigſtens ſich als ſolche offen und zweifellos be- 
kennen. Im Beſitz ſolcher Liſten wird man, je vollſtändiger ſie 
ſind, deſto genauer überſehen können, mit welchem Bruchteile 
der Bevölkerung der Staat dabei überhaupt zu rechnen hat. 
Es würde auch keine Geſetzverletzung, ſondern nur eine Vor⸗ 
bereitung der Behörden zum Anſchluß an die kaiſerlichen Auf⸗ 
forderungen zum Kampfe gegen den Umſturz darin liegen, wenn 
die Verwaltungsbehörden, die ja ſonſt vor keiner ſtatiſtiſchen 
Aufgabe, auch vor der anſcheinend zweckloſeſten zurückſchrecken, 
ſagen wir alſo, wenn das Statiſtiſche Amt ſich die Aufgabe 
ſtellte, die Zählung der Sozialdemokraten herbeizuführen, ſoweit 
erkennbares Material dazu vorhanden iſt. Ein anderer Zwang, 
als er bei der Volkszählung und bei anderen Ermittelungen 
geübt wird, iſt dabei nicht erforderlich, und ebenſogut wie der 
Staat ſeine Angehörigen nach ihrem religiöſen Bekenntniſſe zu 
fragen berechtigt iſt, glauben wir, ſteht ihm auch das Recht zu, 


359 


zu willen, wie ſchwer jede der politiſchen Überzeugungen im 
Lande zu veranſchlagen iſt, da dieſe auf die Entwicklung des 
Staates doch noch von unmittelbarerem Einfluſſe ſind als die 
konfeſſionellen. Mit der politiſchen überzeugung eines jeden 
ſeiner Bürger hat der Staat zu rechnen, die religiöſe ſollte er 
billigerweiſe dem Gewiſſen der einzelnen und der Kirche der 
verſchiedenen Konfeſſionen inſoweit anheimgeben, daß dieſelben 
nicht mehr die ſchwerwiegende und ſtörende Rolle in unſerem 
politiſchen Leben ſpielen wie bisher. | 


Bulgarien. 
(20. Febr. 1896, Ab.⸗Ausg.) 


Nachdem nunmehr die Anerkennung des Prinzen Ferdinand 


von Koburg als Fürſten von Bulgarien auch von ſeiten Eng⸗ 


lands erfolgt iſt, liegt die Zuſtimmung ſämtlicher Signatar⸗ 
mächte des Berliner Vertrages vor und der nach Artikel 3 des 
letzteren erforderlichen Beſtätigung des von der bulgariſchen 
Bevölkerung frei gewählten Fürſten durch die hohe Pforte ſteht 
nunmehr kein Hindernis mehr entgegen. Wir erblicken das 
wichtigſte Ergebnis der Peripetie, die ſich in bezug auf die bul⸗ 
gariſchen Angelegenheiten vollzogen hat, in der ferneren Milde⸗ 
rung der Kälte, die zwiſchen uns und Rußland längere Zeit 
ohne jeden politiſchen Grund beſtanden hat, ſowie in dem all⸗ 
gemeinen Abrücken von England und in der Annäherung an 
Rußland; wir hoffen, daß ſich dieſer Umſchwung namentlich in 
Bulgarien ſelbſt nachhaltig erweiſt und daß das Verhältnis des⸗ 
ſelben zu Rußland dauernd auf die Baſis des Berliner Ver⸗ 
trages geſtellt bleibt. 


Einzellandtage und Reichspolitik. 
(21. Febr. 1896, Ab.⸗Ausg.) 


Es iſt, wie bereits in einem früheren Artikel geſagt wurde, 
unſere Anſicht, daß ſich die Einzellandtage mehr als bisher um 
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die Reichspolitik kümmern jollen und nicht alles als noli me 
tangere betrachten dürfen, was über das rein finanzielle Ver⸗ 
hältnis der Einzelſtaaten zum Reiche hinausgeht. Das deutſche 
Nationalgefühl erfährt zweifellos eine erhebliche praktiſche Ver⸗ 
ſtärkung, wenn es in jedem Einzellandtag zum Ausdruck ge⸗ 
langt, wenn jeder Einzellandtag den Beweis liefert, daß er ſich 
nicht bloß auf dem Gebiete des Budgets mit der Reichspolitik 
beſchäftigt. Aber auch ſelbſt die finanzielle Frage rechtfertigt 
ſchon in jedem Landtage ſeine Beteiligung an der Feſtſtellung 
des ſtaatlichen Votums im Bundesrate; denn die Frage der 
Matrikularumlagen und der Herauszahlungen ſeitens des Reiches 
wirkt ſehr erheblich auf die Finanzen des eigenen Landes zurück. 
Ganz abgeſehen davon jedoch ſollte in jedem einzelnen Landtage 
der nationale Gedanke ſo weit lebendig ſein, daß erſterer ſich 
für die Art und Weiſe, wie der Anteil des Landes an der 
Reichspolitik ausgeübt wird, lebhaft intereſſiert. Die ganze 
Stellung des Bundesrates im Reiche würde an Wichtigkeit ge- 
winnen, wenn die Miniſter der Einzelſtaaten, von denen die 
Bevollmächtigten zum Bundesrate die Inſtruktion erhalten, 
letztere auch perſönlich vor der eigenen Kammer zu vertreten 
hätten und wenn das öffentliche Intereſſe dafür durch öffent⸗ 
liche Diskuſſion in den einzelnen Staaten ſtärker als bisher 
wachgerufen würde. Der Verkehr der Einzelſtaaten mit dem 
Bundesrate wird unſerer Anſicht nach zu vorwiegend vom 
diplomatiſchen Standpunkte aus behandelt, alſo als eine aus— 
wärtige Angelegenheit für den einzelnen Bundesſtaat. Wir 
halten dieſe Auffaſſung für unzutreffend. Es iſt eine innere 
und nationale Angelegenheit, die dabei vorliegt, und wir können 
nur wiederholt unſerer Befriedigung darüber Ausdruck geben, 
daß der badiſche Landtag in dieſer Richtung hin vorgegangen iſt. 

Dem preußiſchen Herrenhauſe iſt durch unzweckmäßige Be⸗ 
handlung und unzulängliche Beteiligung die Bedeutung, die es 
nach der preußiſchen Verfaſſung urſprünglich haben ſollte und 
die die frühere erſte preußiſche Kammer ihrerzeit unbeſtritten 
gehabt hat, zum großen Teile verloren gegangen und es wäre 
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ein großer Schaden für unſere Reichsinſtitutionen, wenn ſchließ⸗ 
lich das Gewicht des Bundesrates im Reiche auch auf dem 
parlamentariſchen Gebiete ſich in analoger Weiſe abminderte 
wie das des Herrenhauſes in Preußen. Wir ſagen ausdrück⸗ 
lich „auf parlamentariſchem Gebiete“, denn daß hinter dem 
Bundesrate die geſamten deutſchen Regierungen, einſchließlich 
der preußiſchen, mit ihrer militäriſchen Macht ſtehen, iſt eine 
Tatſache, die ſchon außerhalb des parlamentariſchen Gebietes 
liegt. Bei der Handhabung und Entwicklung der inneren Ver⸗ 
faſſung bleibt der Appell an die Gewalt die ultima ratio, mit 
deren Anwendung die Bedeutung der Volksvertretung und das 
Gleichgewicht der parlamentariſchen Inſtitutionen aufhört. 

Das Imponderabile in der Bedeutung des Bundesrates 
ſollte nach der Abſicht der Verfaſſung parlamentariſch ſtärker 
in Wirkung treten als bisher unſeren Eindrücken nach der Fall 
iſt. Ein unentbehrliches Requiſit hierfür aber iſt eine ſtarke 
Teilnahme der öffentlichen Meinung des deutſchen Volkes an 
den Verhandlungen des Bundesrates, und die kann zunächſt und 
ohne Verfaſſungsveränderung nur durch eine ſtärkere Beſchäfti⸗ 
gung der deutſchen Landtage mit der Reichspolitik angeſtrebt 
werden; denn zur Herſtellung der Offentlichkeit der Bundesrats⸗ 
verhandlungen würde eine Verfaſſungsänderung notwendig ſein, 
von der wir nicht wiſſen, ob ſie erreichbar iſt. 


Trinkſpruch des Fürſten Hohenlohe. 
(23. Febr. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Bei dem neulichen Feſtmahle zu Ehren des fünfundzwanzig⸗ 
jährigen Beſtehens des Bundesrates hat der Reichskanzler Fürſt 
Hohenlohe einen Trinkſpruch auf den deutſchen Kaiſer, die 
deutſchen Fürſten und freien Städte ausgebracht und darin des 
Fürſten Bismarck in einer Weiſe gedacht, daß wir erwartet 
hatten, die nationale deutſche Preſſe werde ihm hierfür An⸗ 
erkennung und Dank zollen. Bisher aber hat dies, ſoviel wir 
ſehen, nur der „Hannoverſche Courier“ getan. Das Blatt ſchreibt: 
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„Der Reichskanzler Fürſt Hohenlohe hat bei der geſtrigen Jubi⸗ 
läumsfeſttafel des Bundesrates ſeines großen Vorgängers in warmen 
Worten gedacht und damit gewiß den Gefühlen aller Feſtteilnehmer wie 
der übergroßen Mehrheit der Nation Ausdruck verliehen. An ſich iſt ja 
der Hinweis auf den Fürſten Bismarck bei einer ſolchen Reichsfeier 
ſelbſtverſtändlich; es wäre lächerlich und beſchämend, wollte man aus 
irgend einer Rückſichtnahme darauf verzichten. Aber, wie bekannt, waren 
zeitweiſe Irrungen und Verſtimmungen vorhanden, deren Erinnerung 
noch nicht ganz verſchwunden iſt und die es immer noch mit beſonderer 
Genugtuung empfinden laſſen, wenn von ſo hoher Stelle aus der Pflicht 
der nationalen Dankbarkeit gegen den erſten Kanzler genügt wird.“ 


Wir teilen die Auffaſſung des „Hannoverſchen Couriers“ und 
wiſſen die Ritterlichkeit im vollen Umfange zu würdigen, mit 
der Fürſt Hohenlohe des erſten Reichskanzlers gedacht hat. Seine 
Worte werden das Mißfallen nur derer erregen können, welche 
ſeine Feinde und Feinde des Deutſchen Reiches ſind. 


Dementi gegen den Miniſter v. Berlepſch. 
(16. April 1896, Ab.⸗Ausg.) 


Der Miniſter Freiherr v. Berlepſch hat nach den Zeitungen 
in einer Rede, die er bei der Feier des fünfundzwanzigjährigen 
Beſtehens des Vereins zur Wahrung der wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſen in Rheinland und Weſtfalen gehalten hat, geſagt, die 
Handelsverträge von 1891/92 ſeien nur eine Konſequenz der 
Bismarckſchen Wirtſchaftspolitik. 

Wir ſind zu der Erklärung ermächtigt, daß Fürſt Bismarck 
dieſe Auffaſſung für irrig hält. 


Zum Antergang des „Iltis“. 
(1. Aug. 1896, Morg.⸗Ausg.) 
Das betrübende Ereignis des Unterganges des „Iltis“ bietet 
ein Dokument der Einigung des deutſchen Volkes, inſofern in 


der mitgeteilten Liſte der untergegangenen Mannſchaften Leute 
aus allen Gegenden des Reichs, von Bayern bis zur Elbmün⸗ 
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dung und von Köln bis Oſtpreußen vertreten ſind. Man er- 
kennt aus dieſer Tatſache die Vorliebe, welche die Marine 
im deutſchen Volke hat und, wie geſagt, ein Zeichen der 
deutſchen Einheit, da Mitglieder aller deutſchen Volksſtämme 
auf dem Kriegsſchiffe zuſammen gedient haben und mit⸗ 
einander untergegangen ſind. 


Kreterbrief. 
(12. Aug. 1896, Ab.⸗Ausg.) 


Das „Berliner Tageblatt“ berichtet nach engliſchen Zeitungen, 
in Dundee in Schottland lebe ein Herr Ogilvy, den eine Auße⸗ 
rung, die Fürſt Bismarck kürzlich getan habe, daß er nämlich 
an Kreta weniger Intereſſe nehme als an dem kleinſten Winkel 
in ſeinem Garten, aufs tiefſte erſchüttert hätte. In dieſer 
Gemütsbewegung habe ſich Herr Ogilvy hingeſetzt und an den 
Fürſten einen Brief geſchrieben, in welchem er dieſen unter 
Berufung auf ſein Chriſtentum und ſeine Humanität beſchworen 
habe, ihm, Herrn Ogilvy, die Gründe mitzuteilen, weshalb er 
die unglücklichen Kreter ſo hart und unglimpflich behandelt habe. 
Wir können dieſe Angabe beſtätigen und auch den Wortlaut der 
Erwiderung mitteilen, die Herrn Ogilvy zugegangen iſt: 


„Friedrichsruh, den 25. Juli 1896. 
Geehrter Herr! 

Ich danke Ihnen für Ihren freundlichen Brief und für die gute 
Meinung, welche Sie von mir haben. Zu meiner Entſchuldigung gegen⸗ 
über den Kretern bitte ich aber zu berückſichtigen, was der Apoſtel Paulus 
im Briefe an Titus Kap. 1 Vers 12 und 13 ſagt. v. Bismarck.“ 


In den bibliſchen Stellen, die dieſer Kreterbrief des Fürſten 
anzieht, heißt es Vers 12: „Es hat einer aus ihnen gejagt, ihr 
eigener Prophet: die Kreter ſind immer Lügner, böſe Tiere 
und faule Bäuche;“ und Vers 13: „Dies Zeugnis iſt wahr. Um 
der Sache willen ſtrafe ſie ſcharf, auf daß ſie geſund ſeien im 
Glauben.“ 
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Kultusminiſter Dr. Falk. 
(30. Sept. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Germania“ berichtet über die angebliche Anregung der 
kirchenpolitiſchen Geſetze vom Jahre 1872 durch den Fürſten 
Bismarck das folgende: 

„Dr. Falk, Geheimer Oberjuſtizrat im Juſtizminiſterium, übernahm 
am 22. Januar 1872 an Müllers Stelle die Leitung des Kultusmini⸗ 
ſteriums. Kurze Zeit, nachdem Dr. Falk Kultusminiſter geworden, be⸗ 
ſuchte er die Witwe eines früheren Kollegen im Juſtizminiſterium. Der 
neue Kultusminiſter Dr. Falk war bei dieſem Beſuche ſehr erregt und 
klagte der Dame, daß Fürſt Bismarck ihm die Aufgabe geſtellt habe, 
mehrere gegen die katholiſche Kirche in Preußen gerichtete Geſetze unter 
Angabe beſtimmter Geſichtspunkte, von denen jene auszugehen hätten, 
auszuarbeiten. Dieſe Aufgabe ſei ihm im höchſten Grade unangenehm 
und bedauerlich, weil er überzeugt ſei, daß ſie ihren Zweck in keiner 
Weiſe erfüllen könne. Er habe ſeine Bedenken dem Fürſten Bismarck 
mitgeteilt, dieſer aber habe darauf beſtanden, und es bleibt ihm nichts 
übrig, als der Aufforderung Folge zu leiſten.“ 


Wir ſind zu der Erklärung ermächtigt, daß dieſe Mitteilung, 
ſoweit ſie den Fürſten Bismarck betrifft, vollſtändig erfunden 
und erlogen iſt. Wir bezweifeln nicht, daß der Staatsminiſter 
Falk dies auf Befragen beſtätigen würde. Die „Germania“ 
iſt mit ihren Entſtellungen über die deutſche Politik ein nütz⸗ 
licher Bundesgenoſſe der franzöſiſchen Blätter, die das gleiche 
Gewerbe betreiben. 


Deutſchland und Rußland.“) 
(15. Okt. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Das ruſſiſch⸗franzöſiſche Einvernehmen, das in den letzten 
Tagen durch die glänzenden Feſte von Cherbourg, Paris und 
Chalons jeine offizielle Beſtätigung erfahren hat, läßt ſich in 
ſeinen Anfängen auf das Mißbehagen des Fürſten Gortſchakow 
über die ſelbſtändige Rolle zurückführen, die das Deutſche Reich 


) Von Horſt Kohl im Auftrage eingeſandt. 
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in der europäiſchen Politik zu ſpielen ſich geſtattete. Für die 
Beſtrebung des deutſchen Reichskanzlers, durch Herſtellung eines 
Drei⸗Kaiſer⸗Bundes Europa den Frieden zu ſichern, hatte Fürſt 
Gortſchakow kein Verſtändnis; er ſah mit Neid auf ſeinen 
„diplomatiſchen Lehrling“. Das Jahr 1875 brachte den erſten 
Beweis dafür, daß das Rußland Gortſchakows ſich von der 
Baſis freundſchaftlichen Einverſtändniſſes, auf dem das Drei⸗ 
kaiſerbündnis beruhte, innerlich entfernt hatte und den Anſchluß 
an Frankreich ſuchte. Gortſchakow gab ſich — obwohl ihm die 
friedlichen Tendenzen der maßgebenden Perſönlichkeiten Deutſch⸗ 
lands aus beſter Quelle bekannt waren — dazu her, jene 
Komödie zu inſzenieren, die neulich an der Hand eines Briefes 
des Fürſten Bismarck an Kaiſer Wilhelm I. näher beleuchtet 
worden iſt. Die unfreundliche und unehrliche Rolle, die Gor⸗ 
tſchakow bei dieſer Gelegenheit geſpielt hat, hätte einen empfind⸗ 
lichen Staatsmann wohl verſtimmen können, aber Fürſt Bismarck 
hat es jederzeit verſtanden, perſönliche Stimmungen den politi⸗ 
ſchen Intereſſen unterzuordnen, und da für ihn das wichtigſte 
politiſche Intereſſe die Erhaltung des Friedens, dieſes Ziel aber 
nur durch ſorgſame Pflege der Beziehungen Deutſchlands zu 
Rußland und Ofterreih, wie dieſer Staaten untereinander zu 
erreichen war, ſo fuhr er — des ungetrübten Vertrauens ber 
drei Kaiſer ſicher — fort, in allen Divergenzen, die zwiſchen 
Oſterreich und Rußland aus dem Zuſammenſtoßen ihrer beider⸗ 
ſeitigen Intereſſen auf der Balkanhalbinſel entſprangen, das 
Amt des „ehrlichen Maklers“ zu verwalten. Schwieriger noch 
war die Aufgabe, die ihm nach Beendigung des ruſſiſch⸗türkiſchen 
Krieges zufiel, als es galt, die mannigfach ſich kreuzenden In⸗ 
tereſſen Rußlands, Oſterreichs und Englands auszugleichen und 
bald hier, bald dort zu Nachgiebigkeit und Mäßigung zu mahnen. 
Fürſt Bismarck hat ſich auf dem Berliner Kongreß, wie er 
ſelbſt einmal geſagt hat, als den „vierten ruſſiſchen Bevoll⸗ 
mächtigten“ betrachtet und alle ruſſiſchen Wünſche, ſoweit es 
ohne Verletzung deutſcher Intereſſen möglich war, nach Kräften 
unterſtützt, die meiſten auch durchgeſetzt. Dank hat er dafür 
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nicht geerntet. Graf Schuwalow, der mit voller Überzeugung 
Bismarcks ruſſenfreundliche Haltung anerkannte, fiel durch In⸗ 
trigen in Ungnade, gegen Bismarck aber eröffnete die ruſſiſche 
Preſſe eine Kampagne, in der eine künſtliche und berechnete 
Gereiztheit gegen Deutſchland und den Leiter der deutſchen 
Politik an den Tag trat. 

Zu einer franzöſiſch⸗ruſſiſchen Intimität iſt es in den Tagen 
des alten Kurſes nicht gekommen, es blieb der Ara Caprivi 
vorbehalten, die Keime von 1875 zu kräftiger Entwicklung zu 
bringen. 

Ein hiſtoriſches Dokument mag bezeugen, wie Fürſt Bismarck 
im vollen Einverſtändnis mit Kaiſer Wilhelm I. Rußland auch 
in ſchwierigen Situationen Treue hielt. Die ruſſiſchen Truppen 
waren nach anfänglichen Erfolgen am 30. und 31. Juli 1877 
bei Plewna zurückgeſchlagen worden und hatten ſich nach dem 
Schipkapaſſe zurückgezogen. England bereitete, geſtützt auf die 
Klagen der Türkei über angebliche Grauſamkeiten ruſſiſcher 
Truppen, eine gemeinſame Aktion der Mächte vor, in deren 
Auftrag der Deutſche Kaiſer im Intereſſe der Humanität beim 
Zaren vorſtellig werden ſollte. Daß ſie nicht zuſtande kam, 
hatte Rußland dem Kaiſer Wilhelm zu danken, der das eng⸗ 
liſche Anſinnen mit dem Hinweis auf die ſtrenge Neutralität 
ablehnte, die ſeine Regierung ſich zur Pflicht gemacht habe. 
Kaiſer Wilhelm, in dem die Erinnerung an die ruſſiſch⸗preußiſche 
Waffengemeinſchaft von 1813 immer lebendig blieb, nahm an 
dem Mißgeſchick der tapfern ruſſiſchen Truppen perſönlich den 
wärmſten Anteil und ſchrieb in dieſem Sinne am 6. Auguſt 
von Gaſtein aus ſeinem Kanzler. 

Das eigenhändige Antwortſchreiben Bismarcks lautet: 


Varzin, 11. Auguſt 1877. 


Eurer Majeſtät danke ich ehrfurchtsvoll für das huldreiche 
Schreiben aus Gaſtein vom 6. und empfinde mit Allerhöchſt⸗ 
denſelben ein peinliches Bedauern über die unvorſichtige Zer- 
ſplitterung der ruſſiſchen Heere und die dadurch verurſachten 
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Unfälle. Nicht daß ich politiſch eine für Deutſchlands Frieden 
gefährliche Wendung deshalb befürchtete, im Gegenteil haben 
dieſe unvermuteten Siege der Türken die Möglichkeit einer 
weiteren Verbreitung des Krieges durch Einmiſchung Englands 
oder Beunruhigung Oſterreichs in die Ferne gerückt. Aber es 
iſt unmöglich, ohne bewegte Teilnahme das Unglück dieſer tapferen 
und befreundeten Truppen zu leſen und ohne Erbitterung von 
den ſchändlichen Greueltaten der Türken gegen Verwundete und 
Wehrloſe Kenntnis zu nehmen. Bei ſolchen Barbareien iſt es 
ſchwer, die diplomatiſche Ruhe zu bewahren, und ich denke, daß 
unter allen chriſtlichen Mächten das Gefühl der Entrüſtung all⸗ 
gemein ſein muß. Vielleicht würde es den Intentionen Eurer 
Majeſtät entſprechen, wenn das Auswärtige Amt eine Mit⸗ 
teilung in dieſem Sinne an die übrigen Kabinette richtete und 
dieſelben zu gemeinſamen Vorſtellungen bei der Pforte auf⸗ 
forderte. Für die Ruſſen liegt in dieſen Erſcheinungen ein 
Zeugnis, daß ſie wirklich die Vorkämpfer chriſtlicher Ziviliſation 
gegen heidniſche Barbarei in dieſem Kriege ſind. 

Ich freue mich, aus Eurer Majeſtät Schreiben die Beſtäti⸗ 
gung meiner Überzeugung zu entnehmen, daß Deutſchland die 
Hand zu irgendwelcher Demütigung Rußlands nicht bieten darf, 
und daß Eure Majeſtät dem Kaiſer Alexander „Farbe halten“ 
wollen, das heißt die neutralité bienveillante durchführen und 
bei den jetzt, wie zu vermuten, ferner gerückten Friedensver⸗ 
handlungen billige Wünſche Rußlands diplomatiſch unterſtützen; 
auch ſolche, die nicht in allgemein chriſtlichen, ſondern in be⸗ 
rechtigten ruſſiſchen Wünſchen ihren Grund haben. Solche 
Wünſche geltend zu machen, wird Rußland allerdings nur als 
Sieger in der Lage ſein, und der Sieg wird ihnen vielleicht 
noch länger den Rücken drehen, wenn ſie, wie die letzten Be⸗ 
richte über eine angeblich dritte Schlacht bei Plewna bekunden 
würden — falls ſie richtig ſind —, wenn ſie fortfahren, ſtarke 
feindliche Stellungen ſchnell und mit unzureichenden Kräften 
nehmen zu wollen. Nutzloſe Aufopferung braver Soldaten iſt 
das einzige Reſultat. Eure Majeſtät beſorgten, daß die Türken 
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den Kampf vor dem Eintreffen der ruſſiſchen Verſtärkungen 
erneuern würden, nach den Zeitungen ſcheint es aber, daß den 
Ruſſen die Geduld fehlt, beſſere Geſtaltungen abzuwarten. 

Für Eurer Majeſtät Politik ſcheint wenigſtens eine Frucht 
ſchon gereift zu ſein, die der richtigen Würdigung der deutſchen 
Freundſchaft in der öffentlichen Meinung Rußlands. Die vor⸗ 
jährigen Beſtrebungen des Fürſten Gortſchakow und anderer 
antideutſcher Politiker, eine uns feindliche Fühlung zunächſt mit 
Oſterreich und dann nach Belieben mit Frankreich zu finden, 
Deutſchland aber in der Meinung des ruſſiſchen Volkes und 
Heeres zu diskreditieren, ſind definitiv mißlungen; wir ſind mit 
England in gutem Vernehmen geblieben, und die früher deutſch⸗ 
feindlichen Moskauer wollen eine Adreſſe an Eure Majeſtät 
richten; die Freundſchaft Oſterreichs haben Eure Majeſtät in 
Iſchl geſtärkt, und die bisher unermüdlichen Verleumder der 
deutſchen Politik finden mit ihren Fabeln über Kriegsgelüſte 
keinen Anklang mehr. Der Drei⸗Kaiſer⸗Bund wird unter Eurer 
Majeſtät Führung mit Gottes Hilfe auch ferner imſtande ſein, 
dem Kaiſer Alexander freie Bahn und dem übrigen Europa 
den Frieden zu erhalten. 

Ich werde mich glücklich ſchätzen, wenn ich Eurer Majeſtät 
in dieſer glorreichen Aufgabe wieder mit vollen Kräften dienen 
kann. Noch bin ich leider nicht ſo weit, wenn auch die un⸗ 
mittelbaren Krankheitserſcheinungen ſeit Kiſſingen zurückgetreten 
ſind, ſo iſt doch meine allgemeine Schwäche jetzt faſt größer als 
vor meiner Abreiſe nach Kiſſingen. Jede geiſtige Arbeit erregt 
meine Nerven ſo, daß der Schlaf mich flieht. Wollte ich mich 
ganz enthalten, ſo würde ich mit einigen meiner Kollegen auf 
dem Gebiete innerer Geſetzgebung in unheilbaren Zwieſpalt 
geraten. Geſetzentwürfe, die ich der Induſtrie ſchädlich oder 
unpraktiſch halte, entſtehen in meiner Abweſenheit, und der 
Kampf dagegen macht mir viel eigene Arbeit, noch mehr das 
Verlangen, in unſeren Zoll- und Steuergeſetzen und im Eiſen⸗ 
bahnweſen die Reformen anzubahnen, die ich notwendig glaube, 
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Eurer Majeſtät Miniſtern, allenfalls mit Friedenthal, der ein- 
zige, der vermöge ſeines Beſitzes zugleich zu den „Regierten“ 
gehört und mit dieſen empfindet, wo und wie die Schuhe drücken, 
die uns vom grünen Tiſche der Geſetzgebung her angemeſſen 
werden. Die Miniſter, ihre Räte, die Mehrzahl der Abgeord⸗ 
neten ſind gelehrte Leute, ohne Beſitz, ohne Gewerbe, unbeteiligt 
an Induſtrie und Handel, außerhalb des praktiſchen Lebens 
ſtehend; ihre Geſetzentwürfe, überwiegend Juriſtenarbeit, ſtiften 
oft Unheil, und die Abgeordneten aus dem praktiſchen Leben 
ſind einmal, den Gelehrten gegenüber, in Landtag und Reichs⸗ 
tag die Minderheit, und dann treiben ſie leider mehr Politik, 
als daß ſie ihre materiellen Intereſſen vertreten ſollten. So 
kommt es denn, daß ein Geſetzentwurf, der die letzteren ſchädigt, 
wenn er einmal von den Miniſtern eingebracht iſt, durch die 
Mehrheit der Gelehrten und Beamten in den Parlamenten 
leicht durchgebracht, meiſt noch verſchlechtert wird. Verzeihen 
Eure Majeſtät dieſe Darlegung der Verhältniſſe, welche mich 
hier zur Arbeit nötigen, während die Geſundheit Ruhe ver⸗ 
langt. Die auswärtigen Geſchäfte ſind nicht die aufreibenden. 

Ich ſoll nach Gaſtein gehen, vermag aber immer noch nicht 
den Entſchluß zur Reiſe zu faſſen, wegen Schwäche und Menſchen⸗ 
ſcheu. Meine Frau, welche Tölz in Bayern gebrauchen ſoll, dankt 
ehrfurchtsvoll für Eurer Majeſtät huldreiche Grüße und wünſcht 
Eurer Majeſtät fernerer Gnade untertänigſt empfohlen zu ſein. 

v. Bismarck. 


Fürſt Bismarck und Rußland. 
(24. Okt. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Voſſiſche Zeitung“ erinnert daran, daß Fürſt Gor⸗ 
tſchakow im Jahre 1882 vom Amte zurückgetreten und im Jahre 
1883 gejtorben, Fürſt Bismarck dann aber noch ſieben Jahre 
Reichskanzler geblieben ſei; wäre die Perſönlichkeit des Fürſten 


Gortſchakow das einzige Hindernis des deutſch⸗ruſſiſchen Einver⸗ 


nehmens geweſen, ſo hätte es wohl überwunden werden können. 
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Das einzige Hindernis iſt Fürſt Gortſchakow allerdings nicht 
geweſen. Trotz ſeiner vornehmen Stellung war er doch nicht 
mächtig genug, um an der Entfremdung Rußlands gegen Deutſch⸗ 
land mit Erfolg zu arbeiten, wenn ihm nicht andere Einflüſſe 
und Ereigniſſe zu Hilfe gekommen wären. Die ruſſiſche Kriegs⸗ 
politik hatte nicht die Erfolge gehabt, die man von ihr erwartete; 
vielleicht deshalb, weil ſie ihre Beſtrebungen nicht innerhalb der 
Grenzen gehalten hatte, die urſprünglich beabſichtigt waren, außer⸗ 
dem aber auch, weil ſie militäriſch vor Heranziehung des Generals 
Totleben nicht ſo ſachkundig geleitet war, um Erfolg zu ſichern. 
Wenn man der ruſſiſchen Politik weitere Ziele zuſchrieb, jo war 
ſie nicht entſchloſſen genug, um rechtzeitig mit den ſchwachen 
Kräften, die blieben, einen Vorſtoß auf Konſtantinopel zu machen. 
Dieſe Verſäumnis war, wenn man überhaupt ein großes Ge⸗ 
ſchäft machen wollte, ſechs Wochen ſpäter nicht mehr nachzuholen. 
Es waren alſo militäriſche und politiſche Fehler begangen und die 
Verantwortlichkeit für dieſe Fehler wollte man nicht in der 
Staatsleitung tragen, ſondern ſuchte ſie dem gutmütigen deutſchen 
Freunde zuzuſchieben. An hohen, vielleicht höchſten Stellen wurde 
damals geſagt: „Die Unterſtützung Deutſchlands iſt zu platoniſch, 
zu wenig praktiſch.“ Nun, über die platoniſche, das heißt über 
die wohlwollende Neutralität hinauszugehen, hätte die deutſche 
Reichsleitung wieder vor ihrer eigenen Nation nicht verantworten 
können. Aber Tatſache bleibt immer, daß außer der Tätigkeit 
Gortſchakows die verantwortlichen ruſſiſchen Leiter das überein⸗ 
ſtimmende Bedürfnis hatten, für die vorgekommenen Irrtümer 
einen anderen Schuldigen zu ſuchen, un bouc émissaire, und 
dazu ſchien der „platoniſche“ Deutſche geeignet, den man in die 
Wüſte außerhalb der alten Grenzen der ruſſiſchen Liebe hinaus⸗ 
ſtieß. Inſofern hat die „Voſſiſche Zeitung“ recht, daß Gor⸗ 
tſchakow allein nicht ſtark genug geweſen wäre, das ſchwer wiegende 
ruſſiſche Reich aus ſeiner deutſchen Freundſchaft in die Stellung 
hinüber zu ſchieben, welche die ruſſiſche Preſſe nach dem Berliner 
Kongreß einnahm. 

Aber der Artikel der „Voſſiſchen Zeitung“ führt ſeine irr⸗ 
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tümliche Auffaſſung auch für die Zeit nach dem Abſchiede und 
dem Tode Gortſchakows durch, indem er behauptet, daß deſſen 
Nachfolger ſowohl, wie die Zaren, denen dieſe Nachfolger dienten, 
ſeine Politik fortgeſetzt hätten. Das iſt abſolut unwahr. Schon 
in Skierniewize, alſo ſehr bald nach dem Thronwechſel und dem 
Ausſcheiden Gortſchakows war das gute Einvernehmen zwiſchen 
der deutſchen und der ruſſiſchen Politik hergeſtellt und blieb in 
dieſer Verfaſſung bis 1890. Bis zu dieſem Termine waren 
beide Reiche im vollen Einverſtändnis darüber, daß wenn eins 
von ihnen angegriffen würde, das andere wohlwollend neutral 
bleiben ſolle, alſo wenn beiſpielsweiſe Deutſchland von Frank⸗ 
reich angefallen wäre, ſo war die wohlwollende Neutralität Ruß⸗ 
lands zu gewärtigen, und die Deutſchlands, wenn Rußland un⸗ 
provoziert angegriffen würde. Dieſes Einverſtändnis iſt nach 
dem Ausſcheiden des Fürſten Bismarck nicht erneuert worden, 
und wenn wir über die Vorgänge in Berlin richtig unterrichtet 
ſind, ſo war es nicht etwa Rußland, in Verſtimmung über den 
Kanzlerwechſel, ſondern Graf Caprivi war es, der die Fort⸗ 
ſetzung dieſer gegenſeitigen Aſſekuranz ablehnte, während Ruß⸗ 
land dazu bereit war. Wenn man dazu die gleichzeitige poloni⸗ 
ſierende Ara, die durch die Namen Stablewski und Koscielski 
gekennzeichnet iſt, politiſch in Anſchlag bringt, ſo wird man nicht 
zweifelhaft ſein können, daß die ruſſiſche Regierung ſich fragen 
mußte: welche Ziele kann dieſer preußiſche Polonismus haben, 
der mit den Traditionen Kaiſer Wilhelms I. ſo flagrant im 
Widerſpruch ſteht? 

Wir laſſen andere gleichzeitige Symptome antiruſſiſcher Strö⸗ 
mungen in der politiſchen Richtung der Wilhelmſtraße hier un⸗ 
erwähnt; die Situation war ſchon durch die Capriviſche Haltung 
in der europäiſchen und in der polniſchen Politik für Rußland 
eine ſolche, daß dieſe Macht, ſo groß ſie iſt, ſich doch über die 
Zukunft Gedanken machen mußte. Rußland hat im Krimkriege 
die Situation erlebt, daß alle übrigen Großmächte, Frankreich, 
England, Italien, ihm gegenüber im Felde ſtanden, daß Ofter- 
reich das gleiche androhte, wenn Rußland nicht beſtimmte Kon⸗ 
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zeſſionen machte, und daß Preußen, die letzte der ruſſenfreund⸗ 
lichen Großmächte, nur mit großer Anſtrengung davon abgehalten 
wurde, die Koalition aller europäiſchen Mächte gegen Rußland 
zu vervollſtändigen. Wir wollen nicht ſagen, daß die Wieder⸗ 
holung dieſer Komplikation in der Wahrſcheinlichkeit liegt, aber 
wir finden es doch nur erklärlich, wenn auch ein ſo mächtiger 
und unangreifbarer Staat wie das Ruſſiſche Reich ſich ſagt: 
„Einen ſicheren Bundesgenoſſen müſſen wir uns in Europa zu 
halten ſuchen. Wir hatten früher auf den Dreikaiſerbund ge⸗ 
rechnet, dann wenigſtens auf das Hohenzollernſche Haus in ſeinen 
geſteigerten Machtverhältniſſen; wenn wir aber von dorther, an⸗ 
ſtatt eine zuverläſſige Stütze in ſchwierigen Lagen zu finden, 
eine Behandlung der polniſchen Fragen erleben, die nur ruſſen⸗ 
feindlich gemeint ſein kann, dann müſſen wir doch ſehen, daß 
wir eine anderweitige Anlehnung finden, die ſonſt bisher keine 
entſcheidende Anziehungskraft für uns hatte.“ 

So entſtand Kronſtadt mit der Marſeillaiſe und die erſte 
Annäherung zwiſchen dem abſoluten Zarentume und der fran⸗ 
zöſiſchen Republik, unſerer Anſicht nach ausſchließlich durch die 
Mißgriffe der Capriviſchen Politik herbeigeführt. Dieſelbe hat 
Rußland genötigt, die Aſſekuranz, die ein vorſichtiger Politiker 
in den großmächtlichen Beziehungen Europas gern nimmt, in 
Frankreich zu ſuchen. 


Die Erklärung im „Reichsanzeiger“. 
(31. Okt. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Wir haben in unſerer Mittwoch⸗Morgenausgabe die Erklä⸗ 
rung?!) mitgeteilt, welche der „Reichsanzeiger“ im nichtamtlichen 
Teile gegen den neulichen Artikel der „Hamburger Nachrichten“ 
über die deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen veröffentlicht hat. Wir 


) Sie beſagte, daß der anläßlich der Enthüllungen in den „Ham⸗ 
burger Nachrichten“ vom 24. Oktober vielfach hervorgetretene Wunſch 
nach amtlicher Stellungnahme nicht erfüllt werden würde, weil es ſich 
um „ſtrengſte Staatsgeheimniſſe handle“. 
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beabſichtigen nicht, in eine Polemik mit der Redaktion des „Reichs⸗ 
anzeigers“ auch in ihrem außeramtlichen Teile einzutreten, ſind 
aber doch genötigt, gegen einige Sätze ihres Artikels Verwah⸗ 
rung einzulegen. 

Einmal geben wir nicht zu, daß diplomatiſche Vorgänge der 
in Rede ſtehenden Art zu den „ſtrengſten Staatsgeheimniſſen“ 
gehören. Die beſprochenen ruſſiſch⸗deutſchen Verhandlungen ge⸗ 
hören der Geſchichte an und den Archiven; ihre Geheimhaltung 
war für uns wie für den Dreibund von Hauſe aus kein Be⸗ 
dürfnis, ſie erfolgte lediglich auf ruſſiſchen Wunſch und die 
Situation, auf welcher dieſer Wunſch damals beruhte, beſteht 
heute nicht mehr. Im deutſchen Intereſſe hätte unſerer An⸗ 
ſicht nach die volle Veröffentlichung gelegen, da der ganzen Sache 
für uns nicht etwa ein Pudendum zugrunde liegt, ſondern ein 
berechtigter Anlaß für alle friedliebenden Angehörigen des Reiches 
wie des Dreibundes, mit Genugtuung auf den Vorgang zurück⸗ 
zublicken. Staatsmänner, die den Frieden überhaupt pflegen 
wollen, die ſich die Schwere der Verantwortlichkeit ſtets vor 
Augen halten, welche die Schuld an einem Kriege der größten 
europäiſchen Mächte untereinander mit ſich bringen würde, ſind 
ſich der Pflicht bewußt, jedes ſich ihnen bietende Mittel zur 


Erhaltung des Friedens, welches mit den Intereſſen des eigenen 


Landes verträglich iſt, auch anzuwenden und zu vertreten. 

Die Behauptung, daß das 1890 abgelaufene deutſch⸗xuſſiſche 
Abkommen mit der Treue gegen den Dreibund nicht verträglich 
wäre, iſt vollſtändig aus der Luft gegriffen für jeden, der es 
kennt und der die Dreibundverträge auch nur oberflächlich lieſt. 
Schon dieſer Text wahrt der öſterreich-ungariſchen Monarchie 
in bezug auf etwaige neue deutſch⸗franzöſiſche Verwicklungen die 
Freiheit, ſogar bei einem Angriffe Frankreichs auf Deutſchland 
neutral zu bleiben und niemandem iſt es eingefallen, deshalb 
von einer Duplizität der öſterreichiſchen Stellung im Dreibunde 
zu ſprechen. Auch wenn, wie man theoretiſch bei aller prak⸗ 
tiſchen Unwahrſcheinlichkeit ſich zurecht legen kann, Rußland vom 
Deutſchen Reiche unprovoziert angegriffen würde, ſo wäre aus 
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dem Dreibundsvertrage eine Verpflichtung zur öſterreich ' ſchen 
Beteiligung an dem deutſchen Eroberungskriege gegen Rußland 
nicht herzuleiten. Der ganze Dreibund in corpore könnte, wenn 
Rußland dazu bereit wäre, mit letzterem ganz dasſelbe Ab⸗ 
kommen treffen, was bis 1890 zwiſchen Rußland und Deutſch⸗ 
land beſtanden hat; er würde deshalb auf ſeinen Hauptzweck, 
die gemeinſame Verteidigung gegen ruſſiſche Angriffe, nicht zu 
verzichten brauchen, und es würde gewiß allen Freunden des 
Friedens in Europa eine erhebliche Beruhigung gewähren, wenn 
die drei verbündeten Regierungen der ruſſiſchen gemeinſam ihre 
Neutralität für den Fall eines unprovozierten Angriffes auf 
Rußland zuſagten. Wenn bei der ruſſiſchen Regierung Neigung 
dazu vorauszuſetzen wäre, ſo würde es ſich unſerer Anſicht nach 
empfehlen, noch heute denſelben Vertrag zu erneuern, deſſen 
Fortſetzung im Jahre 1890 von uns abgelehnt wurde und deſſen 
jetziges Bekanntwerden in ſo hohem Maße die ſittliche Entrüſtung 
aller derjenigen Parteien in der Preſſe erregt, welche vor 1890 
dem Reiche unfreundlich und kämpfend gegenüberſtanden, nach 
1890 aber ſich für die Stützen desſelben ausgaben. 

Wir finden bei dieſer Sachlage die Behauptung, daß „Staats⸗ 
geheimniſſe“ zum Nachteile des Deutſchen Reiches preisgegeben 
worden wären, unbegründet und werden in dem leider nicht 
mehr beſtehenden ruſſiſchen Vertrage ſtets einen Beweis der 
Einſicht und der Gewiſſenhaftigkeit der Regierung Kaiſer Wil⸗ 
helms I. erblicken. Noch weniger können wir die Wendung des 
„Reichsanzeigers“ unbeanſtandet laſſen, in welcher er darauf 
„verzichtet“, „Falſches zu berichtigen“ oder „Unvollſtändiges zu 
ergänzen“. Letzteres würde der „Reichsanzeiger“ nur können, 
wenn er den Text des j heftig angefochtenen deutſch⸗xuſſiſchen 
Vertrages vollſtändig veröffentlichte; Falſches aber iſt in unſeren 
Anführungen überhaupt nicht enthalten geweſen und die An- 
deutung, als ob es wäre, würde uns wohl eine Berechtigung 
geben, im nichtamtlichen Teile des „Reichsanzeigers“ eine Be⸗ 
richtigung im Sinne des § 11 des Preßgeſetzes zu verlangen. 
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Fürft Bismarck und der Dreibund. 
(31. Okt. 1896, Ab.⸗Ausg.) 


Wir ſind von einer derartigen Blumenleſe von Zeitungs⸗ 
ausbrüchen über die Tatſache, daß bis 1890 unſer Frieden ge⸗ 
ſichert geweſen iſt, umgeben, daß wir unmöglich auf alle ein⸗ 
zelnen Artikel reagieren können, und wir wundern uns auch 
nicht, bei vielen derſelben das Gefühl zu haben, derſelben Macht 
gegenüber zu ſtehen, gegen welche nach der Außerung des ſter⸗ 
benden Talbot auch die Götter vergebens kämpfen. Aber warum 
Fürſt Bismarck ein Beſtreben gehabt haben ſoll, den von ihm 
allein geſchaffenen Dreibund zu zerſtören, dafür haben wir wirk⸗ 
lich kein Verſtändnis. Es iſt ja nicht neu und kam ſchon wieder⸗ 
holt vor als der Fürſt im Amte war, daß er gegen die Auslegung 
kämpfen mußte, als ob der Dreibund eine Erwerbsgenoſſen⸗ 
ſchaft ſei, deren Mitglieder ſich verpflichtet hätten, auch einer 
jeden aggreſſiven Feindſeligkeit der Bundesgenoſſen Heeresfolge 
zu leiſten. Der Dreibund iſt aber eine defenſive Friedens⸗ 
garantie und als ſolche von der deutſchen Politik früher un⸗ 
bedingt aufgefaßt worden; ſeiner Aufgabe, Europa den Frieden 
zu erhalten, wie er ſie ſeit nun bald ſiebzehn Jahren mit Er⸗ 
folg gelöſt hat, wird er noch immer gewachſen ſein, auch wenn 
alle drei Mitglieder einzeln oder ſolidariſch ſich auf ähnliche 
Rückverſicherungen gegen Aggreſſivkriege einlaſſen wie diejenige, 
welche für Deutſchland leider ſeit ſechs Jahren abgelaufen iſt und 
deren Exiſtenz der Regierung Kaiſer Wilhelms I., unter der fie 
entſtanden iſt, jetzt ſo heftig zum Vorwurfe gemacht wird. 


Zum ruſſiſchen Vertrage. 
(1. Nov. 1896, Morg.⸗Ausg.) 
Wunderlich erſcheint uns die Aufregung, in welcher ſich die 
klerikalen und die liberalen Blätter bis zur „Nationalzeitung“ 


über eine Veröffentlichung befinden, von der wir nur bedauern, 
daß ſie nicht früher erfolgt iſt und daß ſie nicht, nachdem ſie 
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erfolgte, im nationalen Intereſſe mit allgemeiner Genugtuung 
aufgenommen iſt. Wir können das Übermaß der liberalen und 
klerikalen Entrüſtung uns aus der Sache ſelbſt nicht erklären. 
Letztere iſt in ſich vernünftig, berechtigt und nützlich; außerdem 
ſind wir, ſolange wir die Geſetze nicht verletzen, niemandem für 
den Gebrauch verantwortlich, den wir von unſerer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Freiheit, unſere Anſicht durch Wort und Schrift aus⸗ 
zuſprechen, gemacht haben. 

Die wohlwollendſten Kritiker beſchränken ſich darauf, unſere 
faktiſchen Angaben für unwahrſcheinlich zu halten, wie das ja 
auch der bekannte Artikel im „Reichsanzeiger“ tut, indem er 
darauf „verzichtet, Falſches zu widerlegen“. Um die Glaub⸗ 
würdigkeit unſerer Angaben zu erſchüttern, oder doch die Ehr⸗ 
lichkeit des erſten Reichskanzlers anzufechten, wird das — vom 
diplomatiſchen Standpunkt aus betrachtet — doch vollſtändig 
banauſiſche Argument ins Gefecht geführt, daß die Haltung der 
deutſchen Regierung im Parlament und in den Reden des da⸗ 
maligen Kanzlers eine Unmöglichkeit geweſen ſei, wenn ſie „in 
ihrem Schubfach“, wie ein Blatt ſagt, eine Sicherheit gegen 
ruſſiſche Angriffe im Falle eines franzöſiſchen Krieges beſeſſen 
hätte. Daß dieſe Sicherheit auf ſechs Jahre vorhanden war, 
erſcheint uns als ein glänzender Erfolg der deutſchen Staats⸗ 
kunſt, den man loben, aber nicht ſchmähen ſollte; aber über die 
Dauer hinaus, auf welche man Verträge der Art zu ſchließen 
pflegt, auf unbeſtimmte Zeit eine ſolche Sicherheit zu erlangen, 
lag außerhalb der obwaltenden Möglichkeiten. Wenn der vor⸗ 
handene Vertrag 1890 nicht die beiderſeitige Bereitwilligkeit zur 
Fortſetzung fand, ſo trat doch immer wieder das si vis pacem, 
para bellum in ſein Recht, und ſowohl die Erhaltung des Friedens 
als eventuell auch die Erneuerung des Vertrages hatte um ſo 
mehr Ausſicht auf Erfolg, je ſtärker das Deutſche Reich in 
etwaige Kriege eintreten konnte. Große Armeeeinrichtungen 
laſſen ſich aber nicht plötzlich improviſieren, wenn das Bedürfnis 
dafür eintritt, und der Reichskanzler hat 1888 nur ſeine Pflicht 
getan, wenn er beim Reichstage die militäriſchen Bürgſchaften 
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für die Erhaltung des Friedens nachſuchte, auf die man ſich 
verlaſſen mußte, wenn die Verträge verſagten. 

Daß die Fühlung mit Rußland durch den Abſchluß des Drei⸗ 
bundes, wie die „Nationalzeitung“ ſagt, allen Wert verloren 
hat, können wir nicht zugeben, und wir glauben auch nicht, daß 
dieſe Auffaſſung von unſeren beiden Bundesgenoſſen im Drei⸗ 
bunde unbedingt geteilt wird. Denſelben war die Rückverſicherung 
mit Rußland nicht unbekannt und ſchwerlich unerwünſcht; im 
Gegenteil, man hat mit Befriedigung geſehen, daß Deutſchland 
die Beziehungen, die es mit Petersburg unterhielt, jederzeit be⸗ 
nutzte, um Verſtimmungen zwiſchen beiden benachbarten Kaiſer⸗ 
reichen zu verhüten, reſpektiwe beizulegen. Unſere Bundesgenoſſen 
werden zwar das Vertrauen gehabt haben, daß der Dreibund 
einen Krieg nach zwei Seiten hin werde beſtehen können, aber 
im Intereſſe des Friedens wird es ihnen doch lieber ſein, wenn 
ein Krieg, der von allen kontinentalen Mächten die ungeheuer⸗ 
lichſten Opfer an Blut, Geld und Vermögen fordern würde, 
überhaupt vermieden werden kann. Dächten die beteiligten Re⸗ 
gierungen anders, ſo würden ſie ſchon unter Kaiſer Wilhelm J. 
die ruſſiſchen Beziehungen Deutſchlands zum Gegenſtande von 
Beſprechungen gemacht haben. Es iſt dies niemals der Fall 
geweſen, obſchon ihnen die Pflege der politiſchen Beziehungen 
zu Rußland, wie ſie von Berlin aus trotz aller Rüſtungen und 
Börſenmaßregeln niemals unterblieben iſt, und ſelbſt die jetzt 
verſchrienen Abkommen nicht fremd waren. Wir glauben, die 
aufgeregten Blätter in der Preſſe zerbrechen ſich ohne Not den 
Kopf der zum Dreibunde verbündeten Regierungen. 

Wir ſind zu der ganzen Beſprechung dieſer Verhältniſſe, 
außer anderen Zwecken, über die wir niemandem Auskunft 
ſchuldig ſind, äußerlich durch die fortgeſetzte Geſchichtsfälſchung 
veranlaßt worden, die von der klerikal⸗liberalen Preſſe nicht 
ohne Beihilfe der offiziöſen in der Richtung betrieben wird, die 
Regierung Kaiſer Wilhelms I. und ſeines Kanzlers unehrlicher⸗ 
weiſe für alle Übel verantwortlich zu machen, über die jetzt nach 
verſchiedenen Seiten hin geklagt wird, namentlich aber für den 
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Abbruch der früheren günftigen Beziehungen zu Rußland, der 
die europäiſche Stellung des Deutſchen Reiches ſicher nicht beſſert. 
Wir haben deshalb die uns mitgeteilte Tatſache an die Offent⸗ 
lichkeit gebracht, daß dieſer Abbruch erſt unter der Regierung 
des zweiten Kanzlers und durch die unzweideutige Zurückweiſung 
des ruſſiſchen Anſuchens um Fortſetzung des bisherigen Ver⸗ 
hältniſſes herbeigeführt wurde. Gegen dieſen aktenmäßigen Be⸗ 
weis, daß der Bruch des ruſſiſchen „Drahtes“ unter Caprivi 
ſtattfand, kann die unehrliche Verleumdung der deutſchen Politik 
unter Kaiſer Wilhelm I. nicht Stich halten. Wir hätten es rich⸗ 
tiger gefunden, wenn von amtlicher Seite, ebenſo wie früher bei 
Gelegenheit der Fälſchung der „Emſer Depeſche“, eine akten⸗ 
mäßige Klarſtellung der Wahrheit ſtattgefunden hätte, und möchten 
dieſelbe noch heute empfehlen. 

Wir glauben, daß Verleumdungen der Politik Kaiſer Wil⸗ 
helms I. und ſeines Kanzlers überhaupt nicht zu den Aufgaben 
der Nachfolger des letzteren gehören, und wenn die Wirkſamkeit 
des erſten Kaiſers und des erſten Kanzlers als ein integrierender 
Beſtandteil der preußiſch⸗deutſchen Entwicklung ſeitens der offiziöſen 
Preſſe — wenn die amtliche den Entſchluß dazu nicht finden 
konnte — jemals eine Verteidigung gegen ſozialdemokratiſche, 
klerikale und fortſchrittliche ungerechte Angriffe gefunden hätte, 
ſo würden wir unſerſeits gern unterlaſſen haben, uns mit der 
Vertretung der Ehrlichkeit und der Gerechtigkeit gegen dieſe 
Verleumdungen zu belaſten. Wir glauben, daß auch der frühere 
Reichskanzler nicht für nötig gehalten haben würde, ſich Depu⸗ 
tationen und Publiziſten gegenüber politiſch auszuſprechen, wenn 
ſich in der offiziöſen oder amtlichen Preſſe der letzten ſechs Jahre 
irgendeine Notiz finden ließe, welche eine wohlwollende Er— 
innerung an die Zeit Kaiſer Wilhelms I. zum Ausdruck gebracht 
hätte, und daß er demgegenüber alle übelwollenden Inſinuationen 
ruhig in den Kauf genommen haben würde. Es gibt gewiß 
eine erhebliche Anzahl achtbarer Blätter, die gleich uns der Ver⸗ 
gangenheit gerecht werden, aber offiziöſe und inſpirierte ſind 
nicht darunter; in denen dauert der Caprivismus auch nach dem 
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Ausscheiden feines Begründers ungeſchwächt fort. Sobald Fürſt 
Bismarck und die ihm befreundeten Blätter dagegen reagieren, 
heißt es immer: „Ja, Bauer, das iſt ganz was anders; ihr habt 
keine Preßfreiheit, die haben nur wir!“ und dem Fürſten wird 
ſeine ſtaatsbürgerliche Berechtigung zur freien Meinungsäußerung, 
ſelbſt ſoweit er defenſiv davon Gebrauch macht, beſtritten. Als 
ob ſie dadurch verloren gegangen wäre, daß ihr Inhaber ein 
Menſchenalter hindurch ſachkundig an der Staatsmaſchine mit⸗ 
gearbeitet hat! 


Der Kampf gegen den Fürſten Bismarck. 
(7. Nov. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Fürſt Bismarck hat von der Zeit an, als er 1862 Miniſter⸗ 
präſident wurde, oft Epochen gehabt, in denen er heftig ange⸗ 
griffen wurde, namentlich bei ſeinem erſten Auftreten, doch kaum 
jemals mit der Heftigkeit und in der Tonart wie heute, nach⸗ 
dem er ſeit bald ſieben Jahren außer Dienſt iſt. Minder heftig 
in der Sprache als in der Konfliktszeit, wenn auch giftiger in der 
Bosheit, waren die Angriffe der konſervativen Partei zur Zeit 
der „Reichsglocke“ auf den Kanzler, der ihren Führern den Ge⸗ 
horſam verſagte. Die Kämpfe in der Ara Windthorſt gegen 
die fortſchrittlich⸗klerikale Reichstagsmehrheit der achtziger Jahre 
waren ja auch leidenſchaftlich, aber in der Grobheit, man kann 
wohl ſagen in der Roheit der Sprache, blieben ſie doch weit 
zurück hinter dem, was man heute in den angeſehenſten fort⸗ 
ſchrittlichen und offiziöſen Blättern zu leſen bekommt. Daß 
dieſer zornigen Aufregung die Sorge zugrunde liegt, Fürſt Bis⸗ 
marck könnte wieder ins Amt kommen, iſt doch zu unwahrſchein⸗ 
lich, wenn auch vielleicht manche urteilsloſe Leute mit dieſer Per⸗ 
ſpektive erſchreckt und aufgeregt werden. Aber Perſönlichkeiten, 
die gebildet genug ſind, um eine Zeitung zu redigieren, ſelbſt 
eine ſozialiſtiſche, werden ſolche törichten Gedanken nicht haben. 
Wie dem auch ſei, jedenfalls iſt der Ton der Preßangriffe auf 
den Fürſten Bismarck immer roher und die Schimpfworte ſind 
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gröber geworden. Die Gegner des früheren Kanzlers haben 
ſich in der Preſſe vermehrt, ob auch im Volke, laſſen wir un⸗ 
erörtert. Auch die Freunde ſind mehr geworden; ſie be⸗ 
ſchränkten ſich in der Konfliktszeit beinahe auf die Kreuzzeitung. 
Die Gattung der Gegner hat ſich modifiziert. Sie beſtand da⸗ 
mals ziemlich ausſchließlich aus den liberalen Schattierungen, 
die gehofft hatten, nach Ermüdung oder Abdikation König Wil⸗ 
helms J. ſelbſt ans Ruder zu kommen, und dieſe Hoffnungen 
mehrere Jahre nicht aufgaben. Damals hießen die Gegner 
einfach die Liberalen und vertraten die parlamentariſche Macht⸗ 
entwicklung gegenüber dem Königtume. Dieſe Charakteriſtik 
paßt heute nicht mehr ganz. Aus den Liberalen ſind Demo⸗ 
kraten geworden und die verſchiedenen Kategorien derſelben: die 
ſoziale, die fortſchrittliche, die klerikale und die offiziöſe Demo⸗ 
kratie, arbeiten in erſter Linie keineswegs im Sinne der Ver⸗ 
faſſung und der Parlamentsherrſchaft; ſie rufen nach Polizei, 
Juſtiz, Bureaukratie und Zuchthaus, ſobald ſich eine politiſche 
Meinung unabhängig von der ihrigen geltend macht. 

Man fragt ſich nach dem gemeinſamen Ziele, deſſen Er⸗ 
kenntnis die Feinde des erſten Reichskanzlers unter einen Hut 
bringt. Uns ſcheint es kaum ein poſitives mehr zu ſein, ſondern 
nur das negative gemeinſamer Verſtimmung über das Ergebnis 
der letzten dreißig Jahre. Wenn aber der Haß gegen den Fürſten 
Bismarck, der in dem heutigen Preßſturme Ausdruck findet, 
noch ſtärker iſt als der 1862 gegen den preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten, ſo fragt man ſich: was hat der Gehaßte getan, um 
dieſe Verſchärfung der Verbitterung ſeiner Landsleute gegen ihn 
herbeizuführen? Jede Erſcheinung der Art hat doch ihre Iogi- 
ſchen Urſachen. Wir können hier keine anderen entdecken, als 
die Mitarbeit des jetzigen Altreichskanzlers an der Herſtellung 
des beſtehenden deutſchen Reiches und die Hoffnung, das in 
dieſer Richtung Geſchaffene zu untergraben, zu ſchwächen und 
ſein Erſtarken nach Möglichkeit zu verhindern. Überzeugte 
Monarchiſten ſind weder die ſozialen noch die fortſchrittlichen 
Demokraten, und die Klerikalen ſehen evangeliſche Dynaſtien 
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als eine Krankheit an, welche die Zeit und die ärztliche Pflege 
zu heilen hat. Wir glauben kaum, daß der Haß gegen den 
Fürſten Bismarck ſo heftig zum Ausbruch gelangt wäre, wenn 
er nicht von der vierten Gattung Demokratie, die wir nannten, 
der offiziöſen, geſchürt worden wäre. Dieſe Schürung iſt ſogar 
auf die halbamtliche Preſſe der bundesfreundlichen Kreiſe in 
Baden und Weimar übertragen worden. In der Billigung und 
Unterſtützung der Bureaukratie, die im Beſitze der techniſchen 
Leitung iſt, findet auch die von ihr nicht direkt bevorzugte Preſſe 
eine Ermutigung, wenn nicht eine Rechtfertigung in ihrem Kampf 
gegen den Fürſten Bismarck. Der Stoff, aus dem ſie jetzt ihre 
Nahrung ſaugen, lieferte ja auch ohne offiziöſe Beihilfe nicht viel. 

Die Frage, ob politiſche Beziehungen, die ſeit mehr als 
ſechs Jahren bedeutungslos geworden ſind, nach dem Gewiſſens⸗ 
rate der demokratiſchen Blätter chriſtlich⸗tugendhaft oder ruchlos 
waren zu der Zeit, wo ſie im Intereſſe des Friedens hergeſtellt 
wurden, hat keine bewegende Kraft für die öffentliche Meinung. 
Da wo ſie eine berechtigte Kritik finden konnte, bei den Ge⸗ 
noſſen des Dreibundes, hat ſie offenbar keine Erregung verur⸗ 
ſacht, und erlangt kaum in einzelnen ſporadiſchen Kennzeichen 
Berliner offiziöſen Einfluſſes Beachtung. Die ſittliche Entrüſtung 
unſerer heimiſchen Demokratie findet dort nur mäßigen Anklang, 
und ebenſo in Frankreich. In England zeigte ſich ſchon mehr 
Sympathie dafür, wie natürlich für jedes Auftauchen von Sym⸗ 
ptomen ruſſenfeindlicher Geſinnung in Preußen und in Deutſch⸗ 
land ſeit dem Krimkriege, in der polniſchen Revolution von 1863, 
in bezug auf die ſogenannte Seeſchlange, das preußiſch⸗ 
ruſſiſche Abkommen, über welches der Chorus der preußiſchen 
Oppoſition, der engliſchen Blätter und der engliſchen Diplomatie 
mit gleicher Heftigkeit herfiel. Und wenn man in England ge⸗ 
wußt hat, daß die ruſſiſche Verſtimmung, welche nach dem Ber⸗ 
liner Kongreß gegen Deutſchland laut wurde, auf irgendeinem 
Wege der diplomatiſchen Verſöhnlichkeit ihrer Heilung entgegen⸗ 
ging, ſo wird man natürlich allen engliſchen Einfluß in der 
Diplomatie und in der deutſchen Bevölkerung angeſpannt haben, 
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um dieje Heilung zu verhindern. Die Dreikaiſerbegegnungen 
von Berlin im Jahre 1872 und von Skierniewize im Jahre 
1884 paßten nicht in die engliſche Politik, und wenn in der Tat 
ein Abkommen daraus ſich gebildet hat, welches Rußlands Neu⸗ 
tralität im Falle eines Angriffes in Ausſicht ſtellte, ſo war die 
Beſeitigung eines ſolchen Abkommens Aufgabe der engliſchen 
Politik von dem Augenblicke an, wo ihre Leiter die Überzeugung 
hatten, daß es exiſtierte. Wenn es exiſtierte, ſo konnte es 
ſeine Wirkung ja nur England und Frankreich gegenüber äußern. 
Frankreich gegenüber zugunſten Deutſchlands, was den eng⸗ 
liſchen Politikern ziemlich gleichgültig geweſen ſein würde, aber 
England gegenüber ausſchließlich zugunſten Rußlands. Zwiſchen 
dieſen beiden Mächten konnten Händel in Aſien und im Orient 
entſtehen, und wenn dies der Fall war, ſo hatte die Haltung 
Deutſchlands ihre Wichtigkeit. Ein anderer als ein engliſcher 
Angriff auf Rußland wird den Kontrahenten wohl kaum vor⸗ 
geſchwebt haben, und namentlich keiner von ſeiten Ofterreichs, 
das ſich auf einen unprovozierten Angriff auf Rußland doch 
kaum jemals wieder eingelaſſen haben würde, ohne ſeine Ab⸗ 
ſichten vorher mit der deutſchen Reichspolitik zu beſprechen; aus 
ſolcher Beſprechung würde auch für beide Teile Klarheit darüber 
gewonnen worden ſein, ob ein beabſichtigtes kriegeriſches Vor⸗ 
gehen ein provoziertes ſei oder nicht. Die Beilegung und Ver⸗ 
hütung öſterreichiſch⸗ruſſiſcher Verſtimmung hat die deutſche Po- 
litik früher jederzeit als ihre Aufgabe angeſehen. 

Die ſchwerſtwiegende in unſeren Veröffentlichungen, wenn 
ſich dieſelben wie es ſcheint, als begründet erweiſen, liegt auch 
wohl nicht in der ſehr geſchickten und verſtärkten Herſtellung 
einer verſtärkten Friedensgarantie, ſondern in der Angabe, daß 
auf die Beibehaltung derſelben nach 1890 von unſerer Seite 
verzichtet worden ſei. Wenn dieſe Tatſache nicht entſchiedener 
als bisher in Abrede geſtellt wird, jo wird ſich der Forjcher- 
trieb in der Preſſe und eventuell im Reichstage doch wohl mehr 
auf die Gründe dieſer Ablehnung als auf die Motive der Her- 
ſtellung und der öffentlichen Beſprechung des behaupteten rujji- 
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ſchen Abkommens richten. Dieſes Abkommen muß, wenn wir 
recht unterrichtet ſind, von allen drei deutſchen Kaiſern gebilligt 
worden ſein bis 1890. Für ſeinen Abbruch, wenn es bis 1890 
beſtanden hat, wäre die Frage von Intereſſe, wann England 
Kenntnis von der Exiſtenz desſelben erhalten hat. 


Preßroheit. 


(8. Nov. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Die „Braunſchweigiſche Landeszeitung“ hängt folgenden 
Roheitsausbruch gegen den Fürſten Bismarck niedriger: 


„Von der unſäglichen Brutalität, mit der man den Schöpfer der 
deutſchen Einheit zu behandeln ſich nicht entblödet, mag eine Probe aus 
dem Berliner Wochenblatt ‚Die Welt am Montag‘ den Beweis liefern. 
Es heißt da an einer Stelle: 

Bismarck hat kein phyſiſches Recht auf ein ſeelen⸗ und geiſtesfriſches 
Alter, wie Gladſtone und Moltke. Körper und Nerven ſind zermorſcht 
unter den tückiſchen Einflüſſen eines unregelmäßigen und unhygieniſchen 
Lebens, ſo daß es natürlicher und gerechter iſt, die Bedingung für ſolche 
Unbegreiflichkeiten, wie die letzte Enthüllung in ſeinem greiſenhaft ver⸗ 
fallenen Gehirn, als in ſtändigen moraliſchen Perverſitäten zu ſuchen.“ 

Und eine ſolche unerhörte Roheit dem Manne, der ſein ganzes 
Mannesalter bis zu ſeinem fünfundſiebzigſten Jahre unaufhörlich, Tag 
und Nacht dem Dienſte des Vaterlandes gewidmet hat!“ 


Wie wir aus Friedrichsruh erfahren, hat Fürſt Bismarck, 
als ihm die obige Stelle aus der „Welt am Montag“ vor⸗ 
gelegt wurde, geäußert: „Solche Schreibereien beweiſen nur, 
daß viele Leute mit großer Ungeduld auf mein Ende warten 
und froh ſein werden, wenn die „alte Raketenkiſte“ erſt be⸗ 
graben und ein ſchicklicher Kranz hingelegt worden iſt. Des⸗ 
halb wird jede Nachricht, daß es mit meiner Geſundheit 
ſchlechter ginge, mit großer Genugtuung verbreitet, unter Um⸗ 
ſtänden auch erfunden.“ I 
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Die Interpellation. 
(12. Nov. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Die Aufregung in der Preſſe, zu der unſer Artikel vom 
24. Oktober Anlaß gegeben hat, läßt ſich jetzt in ihrem Um⸗ 
fange ziemlich überſehen, und das Ergebnis des Überblicks ge- 
währt uns eine gewiſſe Genugtuung. Die Tragweite unſeres 
Artikels beurteilen wir nicht bloß aus der Zuſtimmung, ſondern 
ein gewichtiges Element der Beurteilung liegt auch in der Frage: 
„Wer ſind unſere Gegner?“ Wir haben uns darüber ſchon in 
unſerem Artikel vom 7. November ausgeſprochen und haben ein 
Verſtändnis dafür, wenn Fürſt Bismarck, wie uns privatim mit⸗ 
geteilt wird, in befreundeten Kreiſen geſagt haben ſoll: „Ich 
muß doch dem Deutſchen Reiche und der Monarchie gute und 
wirkſame Dienſte erwieſen haben, daß die Gegner noch heute, 
nachdem ich ſechs Jahre nicht mehr im Dienſte bin, einen jo rach⸗ 
ſüchtigen Haß gegen mich empfinden.“ Wir ſind durch dieſes 
Vorgewicht, mit dem die Aufregung über unſeren Artikel ſich 
gegen den erſten Reichskanzler richtet, unſerſeits in einer be⸗ 
haglichen Deckung geblieben; wir haben wenigſtens keinen Ar⸗ 
tikel in Erinnerung, in welchem den „Hamburger Nachrichten“ 
eine Verſchwörung gegen das Deutſche Reich wegen ihrer Ver⸗ 
öffentlichung Schuld gegeben wird. Vielleicht wird dies noch 
der Fall ſein, nachdem die Interpellation über die Enthüllungen 
der „Hamburger Nachrichten“ von der Zentrumspartei im Reichs⸗ 
tage eingebracht iſt und, wie es heißt, dort zur Diskuſſion ge⸗ 
langen wird. Die kompetenten juriſtiſchen Behörden haben 
bisher keine Neigung zu einem Einſchreiten gegen uns gezeigt; 
möglicherweiſe wird ſie ein Reichstagsvotum dazu ermutigen. 
Wir ſind vollſtändig darauf gefaßt und werden uns in unſerer 
Abwehr der Würde eines angeſehenen und unbeſcholtenen Organs 
der deutſchen Preſſe entſprechend verhalten. 

Die Interpellation bezieht ſich in ihren beiden erſten Fragen 
auf Vorgänge unter Kaiſer Wilhelm J., das heißt auf den Ab- 
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Dreibunde, und auf die Nichterneuerung dieſes Abkommens 
durch den Grafen Caprivi im Jahre 1890. Wir glauben, daß 
die Diskuſſion der Interpellation, wenn ſie ſtattfindet, weſent⸗ 
lich nach der, letzteren Richtung hin gravitieren wird. Die 
Münchener „Allgemeine Zeitung“ ſagt in einem Wiener Artikel 
vom 27. Oktober: „Was der erſte Kanzler geknüpft und der 
zweite gelöſt hatte, war für den dritten nur eine hiſtoriſche Tat⸗ 
ſache, von der er vielleicht gar keine Kenntnis hatte. Somit 
bleibt auch nicht der Schatten des Mißtrauens an ſeiner Politik 
haften, und die öſterreichiſchen Staatslenker werden mit derſelben 
Zuverſicht wie bisher den Bund pflegen.“ Wir glauben kaum, 
daß eine retroſpektive Diskuſſion im Reichstage über die Frage, 
ob ein ruſſiſcher Vertrag 1884 im Intereſſe des Deutſchen 
Reiches erwünſcht und richtig war, noch heute einen lebhaften 
Anklang in der öffentlichen Meinung finden wird. Uns könnte 
es ja nur erwünſcht ſein, wenn die Auffaſſung, die wir für die 
richtige halten, dabei zur vollen Klarheit und Anerkennung käme, 
dahingehend, daß die Regierung Kaiſer Wilhelms J. ſich durch 
eine Rückverſicherung des Friedens mit Rußland Anſpruch auf 
den Dank nicht nur der Deutſchen, ſondern aller Friedens⸗ 
freunde in Europa, einſchließlich der Mitglieder des Dreibundes 
erworben habe. 

Beſonders lebhaft dürfte ſich im Reichstage das Intereſſe 
herausſtellen, die Gründe kennen zu lernen, durch welche Graf 
Caprivi 1890 ſich genötigt geſehen hat, den noch beſtehenden 
Draht, der uns mit Rußland verband, abzuſchneiden. Es wird 
den etwaigen Erklärungen der Regierung gewiß leicht werden, 
der Nation die Beruhigung zu gewähren, daß bei dieſem Ent⸗ 
ſchluſſe auswärtige Einflüſſe von Mächten, welchen ein deutſch⸗ 


ruſſiſches Abkommen unbequem ſein konnte, nicht wirkſam ge⸗ 


weſen ſind. Wir ſind der Überzeugung, daß eine vollkommen 
durchſichtige Offentlichkeit der Verhandlungen und Erwägungen, 
welche dabei ſtattgefunden haben können, im Intereſſe des deut⸗ 
ſchen Volkes liegt, und als Freunden der verfaſſungsmäßigen 
Inſtitutionen, unter denen wir leben, würde es uns auch er⸗ 
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wünſcht ſein, wenn aus dieſen Erörterungen ein verſchärftes 
Gefühl miniſterieller Verantwortlichkeit, wie die Verfaſſung ſie 
uns verſpricht, hervorginge. Die Frage, ob ein mächtiges 
Nachbarreich wie Rußland mit uns, oder mit unſeren Gegnern 
in Europa engere Fühlung hat, iſt für die geſamte Bevölkerung 
des Deutſchen Reiches eine Frage von hervorragender Wichtig⸗ 
keit, und nicht minder iſt dies die andere, ob die engliſche 
Politik bemüht und imſtande iſt, auf die unſrige einen Einfluß 
zu üben, deſſen Ergebniſſe nicht unbedingt im Intereſſe des 
Deutſchen Reiches liegen. 

Wir zweifeln nicht, daß die für alle Deutſchen wünſchens⸗ 
werte Klarheit hierüber eine beruhigende Wirkung auf unſere 
öffentliche Meinung und auf die Anhänglichkeit derſelben an 
unſere beſtehenden Inſtitutionen üben würde. Wir werden 
uns alſo freuen, wenn die klerikale Interpellation im Reichs⸗ 
tage ſie herbeiführt. 


Aus der Zeit Caprivis. 
(15. Nov. 1896, Morg.⸗Ausg.) 


Wir vermiſſen bei den Erörterungen der gegneriſchen Preſſe 
über die angebliche Feindſeligkeit, mit welcher Fürſt Bismarck 
gleich nach ſeiner Dienſtentlaſſung dem verantwortlichen Ber- 
treter des „neuen Kurſes“ entgegengetreten ſei, hiſtoriſche Wahr⸗ 
heits⸗ und Gerechtigkeitsliebe. Die Beziehungen zwiſchen dem 
erſten Reichskanzler und ſeinem Nachfolger ſind nicht von 
Friedrichsruh aus verdorben worden, ſondern das dort vor⸗ 
handene Wohlwollen für den Grafen Caprivi mußte von der 
anderen Seite her erſt ausgerottet werden. Wir ſind in der 
Lage, dafür aktenmäßige Belege beizubringen. Unſer Blatt er⸗ 
hielt im April 1890, alſo ſehr bald nach dem Kanzlerwechſel, 
den Auftrag, die Behauptung der freiſinnigen Preſſe, „Fürſt 
Bismarck laſſe dem neuen Reichskanzler durch die ‚Hamburger 
Nachrichten Schwierigkeiten bereiten,“ als unwahr zurückzuweiſen, 
und wir fügten damals (23. April) wörtlich hinzu: „Demgegen— 
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über konſtatieren wir, daß uns Fürſt Bismarck vielmehr den 
Wunſch ausgedrückt hat, Herr v. Caprivi, den er wegen ſeiner 
perſönlichen Eigenſchaften hoch ſchätze, möge ſeinem Charakter 
und der Schwierigkeit ſeiner Aufgabe entſprechend mit Rückſicht 
behandelt werden. Er, der Fürſt, ſei mit Herrn v. Caprivi be⸗ 
freundet und wünſche es zu bleiben.“ Eine Korrektur dieſer 
Auffaſſung und Stimmung des Fürſten Bismarck trat erſt ein, 
als die ganze offiziöſe Preſſe des Grafen Caprivi konſequent das 
Bemühen zeigte, alle ihr entſtehenden Unbequemlichkeiten auf die 
Zeit des früheren Reichskanzlers abzuladen, und die Führung 
der Politik unter Kaiſer Wilhelm I. als möglichſt ungeſchickt und 
erfolglos darzuſtellen, und demgegenüber die des neuen Kurſes 
in ein günſtiges Licht zu ſetzen. Dies geſchah, obwohl bei Be⸗ 
ginn eben dieſes neuen Kurſes amtlich, und ſogar von höchſter 
Stelle aus, erklärt worden war, daß der neue Kurs nur die 
Fortſetzung des alten ſein würde, alſo der Politik, an der der 
erſte Reichskanzler länger als ein Menſchenalter mit Erfolg ge⸗ 
arbeitet hatte. Wenn dieſe Behauptung der Fortſetzung ehrlich 
gemeint war, hätte man doch erwarten ſollen, daß die offiziöſe 
Preſſe des neuen Kurſes gegen Verunglimpfungen des Fürſten 
Bismarck, der die Grundlagen der geſamten Politik geſchaffen 
hat, verteidigend auftreten werde, und daß ſie das Gefühl einer 
Zuſammengehörigkeit mit dem Leiter der Politik haben werde, 
als deren Fortſetzung ſie die eigene angeſehen wiſſen wollte. 

Wenn wir aus Sympathie für den erſten Kanzler deſſen 
Verteidigung gegen die offiziöſen Angriffe, denen er unter ſeinem 
Nachfolger ausgeſetzt war, übernommen haben, ſo iſt uns dabei 
ſtets die Aufgabe zugewieſen worden, in der Defenſive zu 
bleiben, Angriffe abzuwehren, die unter dem zweiten Kanzler 
in deſſen offiziöſer Preſſe und den ihr affiliierten Organen auf 
die Leiſtungen des erſten Kanzlers veröffentlicht wurden. Das 
neue Kanzlertum übernahm eben ſehr raſch anſtatt der Fort⸗ 
ſetzung des alten Kurſes die entgegengeſetzten Auffaſſungen der 
Feinde desſelben, die dieſen alten Kurs ſeit Jahrzehnten auf das 
heftigſte und zum Teil mit Erfolg bekämpft hatten, ſeit ein Teil 
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der Nationalliberalen und der geſamte Freiſinn von der Regie⸗ 
rung abgeſchwenkt und bei vielen prinzipiell wichtigen Ab⸗ 
ſtimmungen mit dem Zentrum zuſammen eine Majorität gegen 
den erſten Reichskanzler gebildet hatten. 

Wir haben neuerdings in feindlichen Artikeln oft das Wort 
zitiert geſehen: „Wir laufen niemandem nach!“ Von der 
Capriviſchen Richtung konnte man eher das Gegenteil ſagen: 
„Wir laufen jedermann nach und ſuchen die Gegner nicht zu 
bekämpfen, ſondern durch Konzeſſionen zu gewinnen.“ Wenn 
man die einzelnen Konzeſſionen durchgeht, die unter Caprivi 
auch den unverſöhnlichſten Gegnern des Deutſchen Reiches ge⸗ 
macht worden ſind, ſo wird man dieſen Vorwurf berechtigt finden. 


Herrn v. Marſchalls „Flucht in die Offentlichkeit“. 
(10. Dez. 1896, Ab.⸗Ausg.) 


Dem Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, Herrn 
v. Marſchall, wird für ſein Einſchreiten und Auftreten gegen 
die bekannten Preßintrigen vor Gericht!) uneingeſchränktes Lob 
und Anerkennung nicht nur von der offiziöſen Preſſe und der 
„Kölniſchen Zeitung“ zuteil, ſondern auch von den klerikalen und 
demokratiſch⸗ſozialiſtiſchen Blättern. Wir laſſen ununterſucht, 
welchen Motiven der außergewöhnlich warme Ton auf ſeiten 
der letzteren entſpringt; daß es Genugtuung über einen dem 
Staatsintereſſe geleiſteten Dienſt geweſen ſein ſollte, iſt aus ver⸗ 
ſchiedenen Gründen wenig glaubhaft. Vielleicht erklärt ſich, ſo⸗ 
weit nicht zweifelhaftere Inſtinkte dabei im Spiele ſind, das 
Verhalten zum Teil aus den Zugeſtändniſſen, welche in dieſem 
Prozeſſe den demokratiſchen Auffaſſungen durch das Erſcheinen 
von Reichskanzler, Miniſtern und Botſchaftern vor den gericht⸗ 
lichen Schranken gemacht worden ſind. Wir ſtehen allerdings 


) Betraf den Prozeß Leckert⸗Lützow⸗Tauſch, der auf Betreiben des 
Herrn v. Marſchall wegen Intrigen, die die genannten Vertrauens- 
männer der politiſchen Polizei gegen ihn und andere Miniſter angezettelt 
hatten, eingeleitet worden war. 
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auch auf dem Standpunkte, den neulich die „Voſſiſche Zeitung“ 
aus früheren Berichten und Reden des Fürſten Bismarck kon⸗ 
ſtruiert hat, daß die abſoluteſte Offentlichkeit ein ſehr wertvolles 
Requiſit des modernen Regimes ſei, aber wir unterſcheiden 
dabei doch zwiſchen Vorgängen, die ihrer Natur nach vor den 
Strafrichter gehören, und ſolchen, bei denen dies nicht der Fall 
iſt; demgemäß ſind wir der Anſicht, daß eine Gerichtsverhand⸗ 
lung kaum als der geeignete Ort für die Behandlung von 
Kontroverſen zwiſchen Miniſtern zu betrachten, ſondern daß das 
Staatsminiſterium eher als das zuſtändige Forum anzuſehen 
ſein wird. Der feſte Zuſammenſchluß im letzteren iſt allerdings 
durch die 1890 erfolgte Aufhebung der Kabinettsorder von 1852 
gelockert worden, und es wird erinnerlich ſein, daß die Weige⸗ 
rung des Fürſten Bismarck, ihrer Beſeitigung zuzuſtimmen, 
einen der letzten Gründe ſeines Rücktritts gebildet hat. Wir 
halten es für eine Malice des Schickſals, wenn heute ein Blatt 
wie die „Frankfurter Zeitung“ der Hoffnung Ausdruck geben 
kann, „der Prozeß Leckert möge dazu beitragen, den Mitgliedern 
der Regierung etwas mehr Zuſammenhang und Rückgrat zu 
geben“. Wir finden es begreiflich, daß Herr v. Marſchall mit 
ſeiner Behandlung der Frage vor Gericht bei der „Frankfurter 
Zeitung“ und anderen Blättern ähnlicher Richtung ſich beliebt 
gemacht hat; von anderer Seite wird ihm vielleicht der Vor⸗ 
wurf nicht erſpart bleiben, daß er doch etwas mehr als abſolut 
notwendig und nützlich war, in die Anſchauungen des früheren 
Staatsanwalts zurückgefallen iſt und den Diplomaten zu ſehr 
abgeſtreift hat. 
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1897. 


Zum Hamburger Streik. 
(15. Jan. 1897, Ab.⸗Ausg.) 


In der geſtrigen Reichstagsſitzung iſt vom Hamburger 
Streik die Rede geweſen. Der Sozialiſt Molkenbuhr be⸗ 
ſchuldigte die Behörden der Parteinahme für die Unternehmer. 
Wir hätten gewünſcht, daß die Entgegnung darauf vom Bundes⸗ 
ratstiſche aus etwas energiſcher ausgefallen wäre. Wir ſind 
der Anſicht, daß es Pflicht der Behörden iſt, die Betriebe in 
ihrem Kampfe gegen ſozialiſtiſche Vergewaltigung, wie ſie beim 
Hamburger Streik beabſichtigt war, mit allen Mitteln zu 
ſchützen. Die Auffaſſung, daß die Sozialdemokratie den Schutz 
der Landesgeſetze wie jede andere Partei finden müſſe, halten 
wir für das Ergebnis einer doktrinären Verranntheit, welche 
mit den tatſächlichen Verhältniſſen unvereinbar iſt. Eine Agi⸗ 
tation, welche eingeſtandenermaßen auf Umſturz der Staats⸗ 
und Geſellſchaftsordnung gerichtet iſt und die kommuniſtiſche 
Diktatur des Proletariats anſtrebt, die auf die Landesgeſetze 
„pfeift“ und ſchwere Verbrechen wie Meineid gut heißt, wenn 
ſie im Parteiintereſſe begangen werden, hat jeden Anſpruch auf 
Parität verwirkt und darf ſich nicht wundern, wenn der Staat 
ſie auf Kriegsfuß behandelt. Wir betrachten letzteres als Pflicht 
des Staates, wenn er nicht darauf verzichten will, ſich und die 
geltende Erwerbs⸗ und Rechtsordnung der Willkür der Sozial⸗ 
demokratie auszuliefern, jedenfalls liegt es ihm ob, dem von 
der Sozialdemokratie zunächſt bedrohten Unternehmertum in 
ſeinem Kampfe nach Kräften beizuſtehen. Wir halten es für 
durchaus notwendig, daß er dieſe Verpflichtung öffentlich an⸗ 
erkennt und nicht durch halbe Entſchuldigungen den Anſchein 
erweckt, als empfände er die Beihilfe, die er den Unternehmern 
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gewährt hat, als Pudendum. Es muß der Sozialdemokratie 
rund heraus erklärt werden, daß die Regierung ſie bekämpfen 
und die Unternehmer unterſtützen wird. 

Bei dieſer Gelegenheit möchten wir noch bemerken, daß uns 
die Benutzung des ſozialiſtiſchen Terminus „Streikbrecher“ durch 
die Regierung und die Vertreter der bürgerlichen Geſellſchaft 
bedenklich erſcheint. Es liegt in dem Ausdruck ein Vorwurf, 
der auf ſozialiſtiſcher Seite natürlich, auf ſtaatserhaltender wider⸗ 
ſinnig iſt. Die vernünftigen Arbeiter, die damit bezeichnet 
werden, brechen den Sozialdemokraten die Treue, nicht uns, 
und wir haben allen Grund, unſere Arbeitswilligen, oder wie 
man ſie ſonſt nennen will, nicht durch Anwendung der von 
ſozialiſtiſcher Seite gegen ſie in Umlauf geſetzten gehäſſigen 
Nomenklatur in ihrem Selbſtgefühl zu kränken. 


Die deutſch⸗ruſſiſche Rückverficherung. 


(16. Jan. 1897, Morg.⸗Ausg.) 


Der „Peſter Lloyd“ ſchrieb kürzlich über das deutſch⸗ruſſiſche 
Neutralitätsabkommen, es ſei unglaubhaft, daß ein öſterreich⸗ 
ungariſcher Staatsmann dieſen Vertrag gekannt und gebilligt 
habe; das könne man erſt glauben, wenn der betreffende Di⸗ 
plomat ſich öffentlich dazu bekenne. Dieſe Auffaſſung iſt nicht 
ganz verſtändlich. Die dortige Preſſe hat niemals in Abrede 
geſtellt, daß Oſterreich⸗Ungarn mit dem Deutſchen Reiche und 
Rußland an dem ſogenannten Dreikaiſerbündnis beteiligt ge⸗ 
weſen iſt. Dasſelbe verſprach aber, wenn wir recht unterrichtet 
ſind, die wohlwollende Neutralität bei jedem Angriff, dem eine 
der beteiligten drei Mächte von einer vierten ausgeſetzt ſein 
könnte, alſo beiſpielsweiſe bei einem franzöſiſchen Angriffe auf 
Deutſchland, bei einem engliſchen oder türkiſchen auf Rußland. 
War es in praxi eigentlich etwas anderes als was der deutſch⸗ 
ruſſiſche Vertrag von 1887 ſtipulierte, um den europäiſchen 
Frieden ſicherzuſtellen, wenn Oſterreich⸗Ungarn die wohlwollende 
Neutralität im Falle eines engliſchen Angriffes auf Rußland 
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zuficherte oder eines türkiſchen? Das Dreikaiſerbündnis hat, 
ſoviel wir wiſſen, im Jahre 1887 ſein Ende erreicht, ohne er⸗ 
neuert zu werden. Es waren damals vorübergehend erregte 
Stimmungen vorhanden. An Stelle des abgelaufenen Drei⸗ 
kaiſerbündniſſes trat die bekannte deutſch⸗ruſſiſche Rückverſiche⸗ 
rung, die in der Hauptſache dasſelbe Reſultat hatte: für Deutſch⸗ 
land nämlich die Sicherheit gegen ein ruſſiſch-franzöſiſches 
Bündnis im Falle eines franzöſiſchen Angriffs auf Deuſchland, 
wie er beiſpielsweiſe zur Zeit der Schnäbele⸗Affäre noch für 
möglich gehalten wurde. Wenn ein ſolcher Krieg damals ver⸗ 
mieden wurde, ſo gebührt das Verdienſt daran der Leitung 
unſerer auswärtigen Politik. 


Murawjew. 
(16. Jan. 1897, Morg.⸗Ausg.) 


Wir halten alle Beſorgniſſe, die ſich in der Preſſe an die 
Ernennung des Grafen Murawjew zum ruſſiſchen Miniſter des 
Auswärtigen knüpfen, für vollſtändig unbegründet. Er wird 
natürlich ruſſiſche Politik machen, aber unſerer Anſicht nach nur 
ruſſiſche und dieſe nicht im Dienſte irgendwelcher fremder Ein⸗ 
flüſſe. Graf Murawjew iſt unſeres Erachtens ein Politiker, 
mit dem die Geſchäfte, die man überhaupt mit ihm zu machen 
hat, leicht und angenehm ſind, weil ſie ehrlich betrieben werden. 
Der neue Miniſter iſt ein Edelmann nicht nur von Geburt, 
ſondern auch von Geſinnung. Sein Name hat in Rußland von 
früheren Generationen her einen nationalen Klang. In Berlin, 
wo nicht ſelten die Geſchäfte der ruſſiſchen Botſchaft ſelbſtändig 
von ihm geführt wurden, hat er ſympathiſche Erinnerungen 
hinterlaſſen und ſich niemals in grundſätzlicher Gegnerſchaft 
gegen Deutſchland gezeigt. Wenn er als ruſſiſcher Miniſter 
ruſſiſche Politik betreibt, ſo wird man bei uns damit nur zu— 
frieden ſein können; denn die notwendigen Ziele der unver— 
fälſchten ruſſiſchen Politik haben nichts, was mit dem deutſchen 
Intereſſe nicht verträglich wäre. Daß die ruſſiſche Politik auch 
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antideutſch werden kann, iſt natürlich nicht ausgeſchloſſen; aber 
wir glauben, daß unſere friedlichen Beziehungen zu Rußland 
ganz und gar von unſerer eigenen Politik abhängen und daß 
wir einen mutwilligen Angriff ruſſiſcherſeits auf uns weder jetzt 
noch künftig zu gewärtigen haben. Es fehlen dazu die kolli⸗ 
dierenden Intereſſen beider Nationen. 


Elſäſſiſches. 


(18. Jan. 1897, Ab.⸗Ausg.) 


Man wundert ſich, daß unter den elſäſſiſchen Honoratioren 
eine deutſche Geſinnung von Hauſe aus nicht vorhanden iſt und 
auch keine Fortſchritte macht. Dabei wird die Tatſache über⸗ 
ſehen, daß bisher im Elſaß die Sprache der gebildeten Leute 
die franzöſiſche war und daß das Deutſch, was dort geſprochen 
wird, kein kritikfreies iſt. Es hat ſich infolgedeſſen allmählich 
die Empfindung herausgebildet, daß es „vornehmer“ ſei, Fran⸗ 
zöſiſch zu ſprechen, ähnlich wie beiſpielsweiſe in den baltiſchen 
Provinzen die Sprache des gemeinen Mannes Eſthniſch und 
Lettiſch, die des Adels und des gebildeten Städters Deutſch iſt. 
Wer dort Deutſch lernt, geht damit in eine etwas höhere ge⸗ 
ſellſchaftliche Klaſſe über; er wird vom Letten zum Kurländer. 
So ähnlich wird ſich die Empfindungsweiſe der verſchiedenen 
Bevölkerungsklaſſen in den Reichslanden ausgebildet haben; man 
gehört dort zur höheren Geſellſchaft, wenn man Franzöſiſch ſpricht, 
ganz abgeſehen von dem Anteile, den man ſich als Franzoſe 
an dem Glanze von Paris und an der franzöſiſchen Vor⸗ 
geſchichte beilegt. Es iſt für den erſten Eindruck der geläufig 
Franzöſiſch ſprechenden und durch die chemin de fer de Mulhouse 
mit Paris verbundenen elſäſſiſchen Notabeln ein Herabſteigen 
in die kontribuable Maſſe, wenn ſie ſich die deutſche Sprache 
angewöhnen. Es macht ihnen vielleicht einen ähnlichen Eindruck, 
wie ihn der kurländiſche Adel empfangen würde, wenn man 
ihn veranlaſſen wollte, ſich der lettiſchen Sprache amtlich oder 
geſellſchaftlich zu bedienen. Das elſäſſer „Dütſch“ hat allmäh⸗ 
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lich für die reichsländiſchen Honoratioren diejelbe Stelle ein- 
genommen wie das Lettiſche für den baltiſchen Adel und die 
höheren Stadtbewohner. 

Wir glauben, daß in dieſem pſychologiſchen Moment, deſſen 
Beſeitigung nicht leicht iſt, eine der Schwierigkeiten der Re⸗ 
germaniſierung des Landes liegt. Die Forderung hochdeutſchen 
Unterrichts in den Schulen dürfte eine Gegenwirkung in ſich 
tragen, aber ſo ſehr ſchnell wird aus den höheren Kreiſen des 
Elſaß der Eindruck nicht ſchwinden, daß Franzöſich „vornehmer“ 
ſei als „Dütſch“. 


Beurlaubung deutſcher Offiziere als Inſtruktoren. 
(18. Jan. 1897, Ab.⸗Ausg.) 


In Sachen der deutſchen Inſtruktionsoffiziere in der chileni⸗ 
ſchen Truppe beſtätigt es ſich, daß die Kündigung ihrer Stellung 
in der Tat auf eine Behandlung zurückzuführen iſt, die ihrer 
nicht würdig war. Wir halten die Beurlaubung für ſolche 
Zwecke überhaupt für eine fragwürdige Einrichtung, die unter 
Umſtänden mehr Schaden als Nutzen bringt und jedenfalls 
liegt es nicht im Intereſſe des Deutſchen Reiches, in den 
Rivalitätskämpfen der ſüdamerikaniſchen Staaten durch Hergabe 
von Inſtruktionsoffizieren Partei zu ergreifen. 


Graf Arnim und Herr v. Tauſch. 
(11. Febr. 1897, Morg.⸗Ausg.) 


In der Sitzung des Reichstages vom 6. Februar hat der 
Abgeordnete Lieber Verwahrung gegen die Behauptung ein- 
gelegt, daß ein Prozeß wie der gegen Leckert-Lützow⸗Tauſch 
unter dem Fürſten Bismarck nicht möglich geweſen ſei, worauf 
ihm ſeine Geſinnungsgenoſſen mit dem Rufe „Arnim!“ zu⸗ 
ſtimmten. 

Es iſt ein Irrtum, daß der Prozeß gegen den Grafen Arnim 
irgendwelche Analogie mit dem Verfahren vor dem Moabiter 


395 


Gerichte aufweiſt. Die Perſönlichkeiten bieten ſchon keine Parallele. 
Graf Arnim war ein vornehmer Mann von hoher Bildung, 
der ſich für den Poſten eines Reichskanzlers geeignet hielt und 
darüber keinen Zweifel ließ; aber zum Prozeß wäre es über 
dieſe Frage zwiſchen ihm und dem damaligen Reichskanzler 
ſchwerlich gekommen. Das Verfahren gegen den Grafen Arnim 
fand ſeinen Ausgangspunkt in einer Beſchwerde ſeines Nach⸗ 
folgers auf dem Poſten des Pariſer Botſchafters, des heutigen 
Reichskanzlers Fürſten Hohenlohe, welcher erklärte, daß einige 
Originalaktenſtücke, die politiſch von Wichtigkeit wären, in den 
Pariſer Botſchaftsarchiven fehlten. Graf Arnim gab auf er⸗ 
folgte Nachfrage zu, daß er dieſelben mitgenommen habe, weil 
ſie ihn perſönlich beträfen und verweigerte ihre Herausgabe. 
Das Auswärtige Amt hatte ein zweifelloſes Recht auf dieſe 
Herausgabe, forderte ſie dienſtlich und beſchritt auf die weitere 
Weigerung des früheren Botſchafters den Rechtsweg lediglich 
behufs Herausgabe dieſer Aktenſtücke, die für den Geſchäfts⸗ 
betrieb unentbehrlich waren. Nachdem der Prozeß eingeleitet 
war, entzog ſich ſein Verlauf dem amtlichen Einfluß und endete 
mit einer Verurteilung des Grafen Arnim, die im Auswärtigen 
Amte nicht erwartet worden war und die auch auf Grund des 
pragmatiſchen Beamtenrechtes kaum erwartet werden konnte. 
Dieſelbe hätte durch Appell oder Begnadigung mit der gewohn⸗ 
heitsmäßigen Erwartung in Einklang gebracht werden können, 
wenn dazu nicht geſetzlich die Rückkehr des Grafen Arnim nach 
Preußen erforderlich geweſen wäre. Sie wurde abgelehnt und 
dafür erſchien die heute vergeſſene Broſchüre „Pro nihilo“, durch 
welche ſich der damalige Reichskanzler verleumdet fühlte. Daß 
auf die dienſtlich angeſtellte Klage eine Verurteilung des Grafen 
zu fünf Jahren Zuchthaus erfolgte, war wieder ein Beweis, 
daß die amtlichen Auffaſſungen des Strafrichters von denen des 
auswärtigen Dienſtes erheblich abwichen. Es lag unſerer An⸗ 
ſicht nach kein Grund zu ſo ungeheuerlichen Verurteilungen vor, 
wie ſie im erſten und im zweiten Falle erfolgten. Die Per⸗ 
ſönlichkeiten aber, Herr v. Tauſch und Graf Arnim, waren 
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himmelweit voneinander verſchieden. Graf Arnim wollte ein- 
geſtandenermaßen an Stelle des Fürſten Bismarck Reichskanzler 
werden — was man von Herrn v. Tauſch niemals behauptet 
hat — und er verfuhr zu dieſem Zweck aggreſſiv gegen ſeinen 
damaligen Vorgeſetzten, ſo daß dieſer zur Verteidigung genötigt 
war. Kann man etwas Ahnliches von Herrn v. Tauſch in Be⸗ 
ziehung zum heutigen auswärtigen Dienſte behaupten? Wir 
können noch heute das Verhalten des Grafen Arnim nicht 
billigen; ſein berechtigter Ehrgeiz konnte die Zeit nicht abwarten. 
Aber eine Analogie zwiſchen den Fällen Arnim und Tauſch zu 
behaupten, iſt doch eine unverſchämte Beleidigung des Grafen 
Arnim. 

Wer iſt denn Herr v. Tauſch, was hat er geleiſtet, was 
konnte er tun, was konnte er ſchaden? Ihn unſchädlich zu 
machen, wenn er unbequem wurde, war für das preußiſche 
Staatsminiſterium eine Sache, die im regelmäßigen Verlauf 
kaum zu deſſen Entſcheidung gediehen, ſondern innerhalb der 
Kompetenz des Polizeireſſorts geblieben wäre. Eine Diſziplinar⸗ 
unterſuchung, von der man mit Übertreibung ihrer Schwierig⸗ 
keiten geſprochen hat, war dazu in keiner Weiſe erforderlich. 
Man konnte Herrn v. Tauſch, wenn ſein Reſſortchef damit ein⸗ 
verſtanden war, mit viel geringeren bureaukratiſchen Mitteln 
unſchädlich machen, falls man ihn unbequem fand. Man brauchte 
nur ſein Dezernat zu ändern, ihm keine Aufträge mehr zu 
geben, die ihn mit anderen Reſſorts in Berührung brachten. 
Es kommt ja häufig vor, daß preußiſche Miniſter auf unabſetz⸗ 
bare Mitarbeiter angewieſen ſind, deren Tätigkeit ſie nicht 
billigen. Abſetzen kann man fie nicht und zu Diſziplinarver⸗ 
fahren geben ſie ſelten Anlaß. Dann hilft man ſich einfach 
damit, daß man ſie Dezernaten zuteilt, auf deren Gebieten ſie 
dem Chef nicht unbequem werden können. Wir erinnern nur 
an die Geheimräte, welche beim Abſchluß unſerer Handels⸗ 
verträge tätig waren. Sie waren langjährige Mitarbeiter des 
erſten Kanzlers, der ein Gegner dieſer Verträge war, aber ſie 
wurden in unſchädlichen Dezernaten beſchäftigt. So hätte man 
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es ja auch leicht mit Herrn v. Tauſch machen können, wenn 
man ihn los ſein wollte; von Verſetzung gar nicht zu reden. 
Er kann alſo in ſeiner Perſon und in ſeiner Stellung keinen 
Anlaß gegeben haben, die ſchweren Batterien gegen ihn auf⸗ 
zufahren, welche der Prozeßverhandlung gegen ihn beſondere 
Wichtigkeit verliehen haben. Kanzler, Botſchafter, Miniſter auf 
der Zeugenbank — da muß doch ein anderes Jagdergebnis 
vorgeſchwebt haben als dieſer kümmerliche Herr v. Tauſch mit 
allem, was er getan hat und hätte tun können. 

Wir vermuten, wenn nicht der weitere Prozeß gegen 
v. Tauſch noch ganz unvorhergeſehene Reſultate liefert, daß das 
Schlußergebnis den Urhebern dieſer Beunruhigung der öffent⸗ 
lichen Meinung denſelben Eindruck der Enttäuſchung machen 
wird wie der Tod des Polonius dem Hamlet nach ſeinem 
Degenſtoß durch den Vorhang. Man hatte eben eine hohe 
politiſche Stelle hinter dieſem Schwindel vermutet. Die einzige 
Hoffnung auf einen einigermaßen würdigen Abſchluß dieſer 
Aktion kann für ihre Unternehmer nur darin liegen, daß das 
weitere Verfahren gegen Tauſch doch noch „Hintermänner“ auf⸗ 
deckt, die für „tanti“ gelten können, wenn auch andere als die⸗ 
jenigen, die man urſprünglich zu ſchädigen ſuchte, vielleicht ganz 
unerwartete. Man wird ja unter der heutigen Praxis des 
Ermittlungsverfahrens und des Zeugniszwanges alles zutage 
fördern können, was man überhaupt klarlegen will und über 
dieſe Grenze hinaus wird die Sache auch hiſtoriſch unaufgeklärt 
bleiben. 

Vielleicht gibt die Fortſetzung des Prozeſſes Tauſch auch 
noch Aufklärung darüber, was es mit der Bebelſchen Ver⸗ 
dächtigung über einen Brief aus Friedrichsruh, den Tauſch 
beſeſſen haben ſoll, für eine Bewandtnis hat. Wenn Herr Bebel 
hier nicht in einen der ihm geläufigen Irrtümer verfallen iſt, 
ſo müßte es ſich dabei um eine erfolgloſe Briefmarderei han⸗ 
deln, die wir regulären Poſtbeamten nicht zutrauen können und 
die uns geneigt macht, der Legende Glauben zu ſchenken, daß 
Herr v. Tauſch in Poſtuniform auf der Eiſenbahn die Friedrichs⸗ 
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ruher Korreſpondenz perlujtriert habe. Wir können uns mit 
dieſem Bilde ſchwer vertraut machen; aber auf welchem anderen 
Wege ſoll der Inhalt des Briefes zur Kenntnis des Gewährs⸗ 
mannes des Herrn Bebel gelangt ſein? 


Parteinahme der Kleriko⸗Demokratie für 
Herrn v. Marſchall. 


(11. Febr. 1897, Ab.⸗Ausg.) 


Mit Bezug auf Herrn v. Marſchall wurde den „Leipziger 
Neueſten Nachrichten“ dieſer Tage geſchrieben: 


„Schon während des Prozeſſes Leckert⸗Lützow fiel der außergewöhn⸗ 
lich warme Ton auf, in welchem Herr v. Marſchall nicht nur von der 
offiziöſen, ſondern auch von der klerikalen und demokratiſchen Preſſe 
wegen ſeines Auftretens in Moabit gefeiert wurde. Daß dieſe Hingabe 
an den auswärtigen Miniſter, der von der Zeugenbank aus mehrere 
Tage lang die Rolle des Staatsanwalts ſpielte, der überzeugung ent⸗ 
ſprungen ſei, Herr v. Marſchall habe dem Staatsintereſſe einen wichtigen 
Dienſt geleiſtet, wird kein urteilsfähiger Politiker angenommen haben, 
ſoweit die Organe der Kleriko⸗Demokratie dabei in Betracht kommen. 
Zentrum wie Freiſinn haben ihrer Geſchichte und ihrer Tendenz nach 
keinen Anſpruch, Glauben zu finden, wenn ſie behaupten, daß ihnen die 
Befeſtigung und der Schutz der jetzigen Einrichtungen im Deutſchen Reiche 
als Aufgabe ihrer Parteien am Herzen liege; das Zentrum nicht, weil 
es wider ſeine Natur geht, das Deutſche Reich mit der proteſtantiſchen 
Spitze zu befeſtigen, der Fortſchritt nicht, weil er im Grunde ſeines 
Weſens republikaniſch iſt und keinerlei Intereſſe hat, die monarchiſchen 
Inſtitutionen, wie fie jetzt auf Grund der Verfaſſung beſtehen, zu fördern.“ 


Es iſt für die reichstreuen Deutſchen, die mit Vertrauen in 
die Zukunft blicken, jedenfalls beunruhigend, daß die heutige 
Reichsleitung und namentlich die hervorragenden Kräfte der— 
ſelben den Beifall gerade der Parteien haben, deren Befriedi— 
gung über die Entſtehung des Reiches, jo wie es iſt, geſchicht— 
lich zweifelhaft erſcheint. Das gilt auch bezüglich der Marſchall⸗ 
ſchen Rede und von dem Beifall, der ſeinen Auslaſſungen aus 
dem Schoße des Zentrums und der Demokratie zuteil ward, 
ſowie von der „wohlwollenden Neutralität“ der Sozialdemo⸗ 


399 


kratie gegen ihn. Es äußern ſich darin Tendenzen, von denen 
man nicht annehmen kann, daß ſie ſich für die Befeſtigung und 
Entwicklung eines Deutſchen Reiches unter preußiſcher Dynaſtie 
begeiſtern. Wenn dieſe Parteien der Regierung nicht entgegen⸗ 
treten, ſo würde das ſchon beunruhigend ſein für unſere Auf⸗ 
faſſung der Aufgaben der Reichsregierung; wenn ſie ihr aber 
enthuſiaſtiſchen Beifall zollen, im einzelnen noch mehr als im 
ganzen, ſo ziehen wir daraus den Schluß, nicht daß dieſe Par⸗ 
teien ihre Stellung patriotiſch reformiert haben, ſondern daß 
ſie ſich mit der Hoffnung ſchmeicheln, das Verhalten der Re⸗ 
gierung ſei für ihre Zwecke mindeſtens nicht nachteilig, und daß 
ſie kein Bedürfnis haben, ihrerſeits das Odium auf ſich zu 
nehmen, welches damit verbunden wäre, wenn ſie nach ihrer 
Herzensmeinung die Reichsinſtitutionen angriffen, ſondern daß 
ſie eben abwarten, inwieweit ihre Geſchäfte ohne ihr Zutun 
durch andere beſorgt werden. 


Aufrechterhaltung der Verfaſſung. 
(12. Febr. 1897, Morg.⸗Ausg.) 


„Wenn doch Herr v. Miquel, jo ſchreibt die Kölniſche Volks⸗ 
zeitung“, endlich ſeine Hände aus der Reichstagspolitik heraus⸗ 
laſſen wollte. Es geht im Reichstage ganz gut ohne ihn und 
ſogar noch viel beſſer ohne ihn. Der Staatsſekretär des Reichs⸗ 
finanzamtes hat ſich dort vorzüglich eingearbeitet, kommt längſt 
ohne Miquels Rat aus und wird mit dem Reichstage ganz gut 
fertig, wenn er nicht geſtört wird.“ 

Das iſt doch eine Anſicht, von der man ſagen kann, ſie 
ſchlägt allem ins Geſicht, was bei Herſtellung des Reiches die 
preußiſche Abſicht geweſen iſt. Die Sache war bekanntlich ſo 
gedacht, daß die preußiſchen Miniſter vorwiegenden Einfluß 
auf die Reichsgeſchäfte haben ſollten, alſo in Finanzſachen der 
preußiſche Finanzminiſter. Dazu muß es freilich ein geſchloſſenes 
preußiſches Miniſterium geben, das ſeine Auffaſſungen im Namen 
des preußiſchen Staates in der Form des preußiſchen Votums 
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im Bundesrate geltend macht. Auf dieſes Votum hat natürlich, 


ſoweit Finanzfragen in Betracht kommen, der preußiſche Finanz⸗ 
miniſter entſcheidenden Einfluß. Einen Reichsfinanzminiſter gab 
es zur Zeit der Errichtung des Deutſchen Reiches nicht und gibt 
es auch noch heute nicht. Der Staatsſekretär des Reichsſchatz⸗ 
amtes iſt ein Untergebener des Reichskanzlers und der Reichs⸗ 
kanzler ſeinerſeits iſt bei Abgabe des preußiſchen Votums, das 
im Bundesrate von ſchwerem Gewicht iſt, in Finanzſachen an 
die Anſicht des preußiſchen Finanzminiſters gebunden. Darin 
beſteht eben der unentbehrliche Zuſammenhang zwiſchen der 
preußiſchen und der Reichsverwaltung, daß der preußiſche Aus⸗ 
wärtige Miniſter, der die allein kompetente Behörde für das 
preußiſche Votum im Bundesrate iſt, die preußiſche Stimme 
doch nicht ohne Berückſichtigung ſeines Finanzkollegen inſtruieren 
kann. Der Reichskanzler iſt der Adminiſtrativbeamte des Kaiſers 
und hat als ſolcher auf die Auffaſſung Seiner Majeſtät wahr⸗ 
ſcheinlich, wenn er geſchickt genug dazu iſt, erheblichen Einfluß 
und dadurch wieder auf das preußiſche Votum im Bundesrate; 
aber der Reichskanzler iſt vermöge ſeiner Stellung als Kanzler 
nicht einmal geborener Vertreter Preußens im Bundesrate; das 
wird er nur durch Ernennung des Königs von Preußen. Das 
Reichsſchatzamt mit ſeiner mehr ſprachlich als geſchäftlich ge⸗ 
wählten Bezeichnung hat überhaupt keine weitere Aufgabe als 
die Pflege der techniſchen Beziehungen zwiſchen dem preußiſchen 
Finanzminiſter, durch Vermittlung des dem Reichsſchatzamt vor⸗ 
geſetzten Kanzlers, mit den Reichsfinanzeinrichtungen. 

Die ganze Verfaſſung fälſcht ſich heutzutage allmählich in 
der Richtung, daß die Staatsſekretäre des Reiches als jelb- 
ſtändige Beamte betrachtet werden, während ſie, genau ge— 
nommen, ſolange ſie nicht mit der Vertretung des Kanzlers 
betraut ſind, doch immer nur die erſten vortragenden Räte des 
Reichskanzlers ſind. Es iſt uns erheblich aufgefallen, in der 
neulichen Rede des Staatsſekretärs des Auswärtigen Amtes den 
Ausdruck zu finden, daß mit einer beſtimmten Maßregel nicht 


nur der Reichskanzler, ſondern auch er, der auswärtige Staats⸗ 
Hofmann, Fürſt Bismarck 1890 bis 1898. II. 
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ſekretär, einverſtanden geweſen wäre. Das machte dann den 
analogen Eindruck, als wenn ein vortragender Rat des preußi⸗ 
ſchen Finanzminiſteriums öffentlich erklären wollte, daß auch er 
mit der Vorlage ſeines Miniſters einverſtanden ſei. Wir fragten 
uns dieſer Außerung des Herrn v. Marſchall gegenüber, wie 
es denn überhaupt möglich geweſen ſein könnte, daß, nachdem 
der Reichskanzler einverſtanden war, ſein Staatsſekretär im 
auswärtigen Dienſte es nicht geweſen wäre? Derſelbe hat un⸗ 
abhängig vom Kanzler gar keinen locus standi, ſolange wir 
uns an die beſtehende Reichsverfaſſung halten. Wir betrachten 
es als unſere Pflicht, darauf aufmerkſam zu machen, weil die 
Ausbildung der Staatsſekretäre zu ſelbſtändigen Miniſtern eine 
Verfaſſungsänderung involvieren würde, von der wir befürchten, 
daß ſie allmählich die Beziehungen der Bundesſtaaten mitein⸗ 
ander lockert. Wenn das preußiſche Staatsminiſterium in der 
Reichspolitik in den Hintergrund tritt und wenn die Beamten 
des Reichs, welche berufen ſind, die Beſchlüſſe des Bundesrates 
auszuführen, ſelbſtändige Stellungen einnehmen, ſo geſchieht 
das auf Koſten der nichtpreußiſchen Staaten des Reichs und 
iſt gewiß nicht geeignet, deren Neigung zur Beteiligung an den 
Reichsgeſchäften und zur Hingabe an die Reichspolitik zu fördern. 
Wir begreifen, daß unſere ſtreng verfaſſungsmäßige Auffaſſung 
im heutigen Reichstage keine Vertreter findet; denn die Majorität 
des Reichstages iſt eben gewählt auf Grund von Prinzipien, 
die mit der ewigen Dauer des heutigen Deutſchen Reiches nicht 
rechnen. Auch die Minorität tritt aus Reſpekt vor höheren 
Einflüſſen doch für die ſtrenge Aufrechterhaltung der Reichs⸗ 
verfaſſung nicht mit der Energie ein, die wir im Hinblick auf 
unſere deutſche nationale Zukunft für nützlich halten. 

Die Reichspolitik war urſprünglich mit der preußiſchen da⸗ 
durch feſt verbunden, daß das Votum Preußens im Bundesrate 
nur in Übereinſtimmung mit den Auffaſſungen des preußiſchen 
Staatsminiſteriums abgegeben werden konnte, und der Reichs⸗ 
kanzler war in dem erſten Entwurf der Verfaſſung nur gedacht 
als preußiſcher Bundespräſidialgeſandter. Dieſe Einrichtungen 
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entſprangen der Schonung, welche man preußiſcherſeits den 
Bundesgenoſſen ſchuldete, um ihnen die Genugtuung einer Mit⸗ 
wirkung an der gemeinſamen Reichspolitik nicht zu verkümmern. 
Aber wir ſind der Anſicht, daß auch noch heute dieſe Rückſichten 
mehr als geſchieht feſtgehalten werden ſollten, und wenn die 
„Reichsminiſterien“, wie ſie heutzutage fälſchlich genannt werden, 
ihre Stellung überſpannen, ſo glauben wir, daß damit der Zuſam⸗ 
menhang der Bundesſtaaten untereinander nicht gefördert wird. 


Wiederherſtellung des Königreichs Hannover 
„auf friedlichem Wege“. 


(12. Febr. 1897, Ab.⸗Ausg.) 


In einer welfiſchen Verſammlung hat kürzlich ein Redner 
Strafloſigkeit in Anſpruch genommen, wenn die „Wieder⸗ 
herſtellung des ehemaligen Königreichs Hannover auf geſetz⸗ 
lichem Wege“ als das Ziel ſeiner Partei deklariert werde. 
Daran möchten wir die Bemerkung knüpfen: Würde eine Partei 
ſtraflos ſein und würden wir mit ihr als einer gleichberechtigten 
verkehren können, welche die „Herſtellung der Republik in 
Deutſchland auf geſetzlichem Wege“ als ihre Aufgabe bezeichnete? 
Es wäre dies für das Deutſche Reich und Kaiſertum doch kaum 
ſchlimmer als die „Herſtellung des Königreichs Hannover auf 
geſetzlichem Wege“. Es wird ein Bruch mit den beſtehenden 
Verhältniſſen unter Deckung vor dem Strafrichter nach Mög⸗ 
lichkeit erſtrebt. Ebenſo läge die Sache hinſichtlich der Be⸗ 
ſtrebungen reichsländiſcher Vertreter auf „geſetzlichem“, „ver⸗ 
tragsmäßigem“ Wege zu Frankreich, und denen der Polen, 
„auf geſetzlichem Wege“ zur nationalen Selbſtändigkeit zurück⸗ 
zugelangen. Wenn ſie das öffentlich erklärten, würde das keinem 
Staatsanwalt Anlaß zum Einſchreiten geben? Wir glauben, 
daß nach dieſen Richtungen hin mehr Grund zum Vorgehen 
der Anklagebehörde im öffentlichen Intereſſe gegeben iſt als es 
im Prozeſſe Leckert der Fall war. 


Abbruch des Kulturkampfes. 
(12. Febr. 1897, Ab.⸗Ausg.) 


Die „Germania“ reproduziert eine Außerung der gleichfalls 
klerikalen „Neiſſer Zeitung“, wonach Fürſt Bismarck ſeinerzeit 
den Kulturkampf „aus Nachgiebigkeit gegen das Zentrum“ ab⸗ 
gebrochen habe. Wir bemerken dazu, daß der Abbruch des 
Kulturkampfes nicht aus dieſem Grunde erfolgt iſt, ſondern weil 
nach Deſertion der Fortſchrittspartei, der Nationalliberalen und 
eines großen Teils der Konſervativen das Gefecht keine Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg mehr bot. 


Herr Stieber. 
(13. Febr. 1897, Morg.⸗Ausg.) 


Unter den vielen Unwahrheiten, mit denen Herr Bebel in 
geläufiger Manier und ohne Rückſicht auf alle Widerlegungen 
ſeiner Fiktionen debütiert, befindet ſich auch die, daß Fürſt 
Bismarck Herrn Stieber 1866 zum Chef der politiſchen Polizei 
gemacht habe. Der erſte Kanzler hat eine politiſche Polizei der 
Stieberſchen Art nie betrieben, ſondern iſt im Gegenteil viel⸗ 
mehr Gegenſtand der Tätigkeit derſelben im Auftrage von Kreiſen 
geweſen, die ihm feindlich waren. Im Jahre 1866 und auch 
ſpäter in Frankreich hat Herr Stieber keine andere Aufgabe 
gehabt als die Überwachung der perſönlichen Sicherheit des 
Königs. Die Sache kam 1870 in Mainz zur Konteſtation 
zwiſchen dem Armeekommando und dem Reichskanzler, wobei 
ſich herausſtellte, daß Herr Stieber nicht zum Stabe des Reichs⸗ 
kanzlers gehöre, ſondern zum Hofe, und daß die Verantwort⸗ 
lichkeit für ſein Verhalten nicht beim Reichskanzler liege. Stieber 
begleitete den Monarchen auf deſſen Befehl, aber nicht infolge 
der Initiative des Kanzlers. Es handelte ſich dabei um eine 
Maßregel der Zweckmäßigkeit, die wir im Hinblick auf Attentate, 
denen der König im Kriege ausgeſetzt werden konnte, für voll⸗ 
ſtändig begründet halten. 


404 


Minifterielle Beredſamkeit. 
(7. März 1897, Morg.- Ausg.) 


Gegenüber dem Auftreten des Herrn v. Marſchall im Reichs⸗ 
tage bei der Debatte, die ſich an die bekannten Prozeſſe knüpfte, 
iſt die Rednergabe dieſes Miniſters vielfach und mit Recht an⸗ 
erkannt worden. Natürliche Anlage und Übung machen auch 
hier den Meiſter. Die beſten Redner gehen aus den Berufen 
hervor, deren Angehörige genötigt ſind, viel und oft zu reden, 
wie Staatsanwälte, Advokaten, Volksvertreter und ſo weiter. 
Dieſe Redner entwickeln ſich aber auch erſt mit der Zeit. Wenn 
man die heutigen Reden der ſozialdemokratiſchen Führer Bebel 
oder Liebknecht mit denen vergleicht, die ſie vor 20 Jahren ge⸗ 
halten haben, ſo ergibt ſich in rhetoriſcher Hinſicht ein zweifel⸗ 
loſer Fortſchritt. Jeder öffentliche Redner, der ſein Gewerbe 
jahrelang betreibt und übt, ſpricht zuletzt mit geläufiger Sicher⸗ 
heit, namentlich wenn er von Verlegenheit oder Angſtlichkeit 
frei iſt. 

Große Redner, die dazu befähigt ſind, Eindruck zu machen, 
brauchen ſo wenig wie große Dichter politiſche Begabung zu 
beſitzen. Der Redner bedarf vor allen Dingen des Schwunges. 
Er darf nicht von Angſtlichkeit oder Scheu betreffs deſſen, was 
er ſagt, und der Richtigkeit ſeiner Darſtellung erfüllt ſein, und 
er muß die Sprache in allen ihren Ausdrucksmitteln beherrſchen. 
Eine ſolche wirkſame Beredſamkeit iſt zwar bei einem Staats⸗ 
manne eine erwünſchte Zugabe und namentlich im Parlamente 
unentbehrlich, aber für die Angehörigen eines Staates iſt es 
nützlicher, wenn fie von Schweigern wie Moltke, als von „Red⸗ 
nern“ regiert werden. Die Beredſamkeit iſt nicht das Maß⸗ 
gebende bei der Sache, und es kommt bei dem Regieren nicht 
darauf an, ob der Kutſcher des Staatswagens elegant fährt, 
ſondern vor allen Dingen darauf, daß er genau die Wege kennt, 
die zu dem Ziele führen, das erreicht werden ſoll. 
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Ein Kartell der produktiven Stände. 
(11. März 1897, Morg.⸗Ausg.) 


Sobald ſich von irgendeiner Seite die Frage der Bildung eines 
Kartells zur Beſeitigung der jetzigen ſchädlichen Reichstags⸗ 
majorität erhebt, wird eingewendet, daß der Gedanke unaus⸗ 
führbar ſei. Wir ſind davon nicht überzeugt, ſondern glauben 
im Gegenteil, daß wenn die Sache richtig angefaßt wird, ſehr 
wohl zu einem befriedigenden Ergebniſſe zu gelangen wäre. 
Freilich würde es von vornherein verfehlt ſein, die neue Majo⸗ 
rität bei künftigen Wahlen dadurch ſichern zu wollen, daß die 
alten Fraktionen ein Kartell zu dieſem Behufe ſchlöſſen. Dafür 
wären dieſe einmal nicht zu haben und zweitens würde, auch 
wenn dies Hindernis nicht obwaltete, nichts Brauchbares und 
Lebenskräftiges dadurch zu erreichen ſein. Die jetzigen Frak⸗ 
tionen, wenn ihre Vereinigung unter Zurückdrängung aller prin⸗ 
zipiellen Meinungsverſchiedenheiten ſich ermöglichen ließe, würden 
ſich gegenſeitig tatſächlich kaum jemals ehrlich unterſtützen, weil 
jede der andern den Weg abſchneiden will, um zuerſt im miniſte⸗ 
riellen Hafen einzulaufen. Aber in der Wählerſchaft liegt die 
Sache doch anders. Wenn diejenigen Fragen, betreffs deren 
die Reichstagsmehrheit oft zu ſo befremdenden Beſchlüſſen ge⸗ 
langt, einer direkten Abſtimmung durch ſämtliche Wähler unter⸗ 
worfen würden, dürfte das Reſultat ſehr viel anders beſchaffen 
ſein als das im Reichstage erzielte; ein hoher Prozentſatz der 
Wähler empfindet die Voten ihrer Abgeordneten als im Wider⸗ 
ſpruche zu den Abſichten ſtehend, die ſie, die Wähler, hatten, 
als ſie den betreffenden Kandidaten ihre Stimme gaben. Aber 
nicht darauf gründen wir unſere Hoffnung, ſondern wir wollen 
nachweiſen, wie es möglich ſein würde, ſowohl die erforderliche 
Majorität auf anderem Wege, wie auf dem der bisherigen Partei⸗ 
wahlen zu erreichen, als auch den Beſtand derſelben gegen die 
Fraktionsſtrebereien und Fraktionseiferſüchteleien ſicher zu ſtellen. 

Wir gehen davon aus, daß alle produktiven Deutſchen, die 
Erzeuger von inländiſchen Werten, in der Bevölkerung die 
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Majorität bilden, und wir ſehen nicht ein, weshalb dieſe Sach⸗ 
lage nicht auch bei den Wahlen zum Ausdruck zu bringen ſein 
ſollte, weshalb nicht die produktiven Stände zuſammenhalten, 
und dieſes Zuſammenhalten als Wahlparole proklamieren 
ſollten. Man hat ſchon früher zwiſchen Bienen und Drohnen 
unterſchieden; wir empfehlen, hieraus das Schlagwort für die 
nächſten Wahlen zu formulieren. Es liegt durchaus im Inter⸗ 
eſſe aller Produzenten, mögen ſie Getreide, Webſtoffe oder 
Metalle erzeugen, daß ſie ſich vereinigen, um denjenigen Ein⸗ 
fluß auf die Geſetzgebung zu erlangen, der ihnen gebührt, und 
den ſie jetzt wegen ihrer Uneinigkeit und deshalb nicht haben, 
weil ſo viele Leute im Parlamente das große Wort führen, die 
an der nationalen Arbeit nicht beteiligt ſind, und weil Fraktions⸗ 
intereſſen dort den Ausſchlag geben, die alles andere ſind, nur 
nicht der Ausdruck der Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens 
unſeres Volkes. 

Das erſte Erfordernis eines befriedigenden Ergebniſſes der 
nächſten Wahlen beſteht darin, daß die Verblendung der Wähler 
über ihre eigenen Intereſſen, welche jetzt durch fraktionelle und 
konfeſſionelle Bearbeitung ſtattfindet, beſeitigt wird. Wozu 
Wahlen führen, die unter ſolchen Einflüſſen erfolgen, zeigt der 
jetzige Reichstag deutlicher als uns lieb ſein kann: die Herren 
Richter, Lieber und ſo weiter haben das Heft in den Händen, 
die Regierung getraut ſich kaum den Mund aufzutun; wir 
haben latente Parlamentsherrſchaft, aber ſie iſt ſchlimmer als 
ſie in England beſteht, und die Achivi, qui plectuntur, ſind die⸗ 
jenigen Stände, auf welche die größten Rückſichten genommen 
werden ſollten, die produzierenden. 

Die Regierung iſt dringend an einer baldigen Anderung 
dieſes Zuſtandes intereſſiert; denn es wird immer die Aufgabe 
einer verſtändigen Staatsleitung bleiben, die einheimiſche Pro⸗ 
duktion zu ſchützen. Daß die Regierung dieſe Aufgabe erfüllt, 
daran muß auch dem Arbeiterſtande gelegen ſein, weil es ſonſt 
überhaupt keine lohnende Produktion im Lande und folglich 
auch keine gutbezahlte Arbeitsgelegenheit gibt. Die Klaſſen der 
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Bevölkerung, die an dem Gedeihen einer gewinnbringenden 
nationalen Arbeit nicht intereſſiert ſind, beſtehen lediglich in den 
unproduktiven Elementen, in den „Nichts⸗als⸗Konſumenten“, 
unter denen die Gehaltsbezieher im Staats⸗ oder Kommunal⸗ 
amt, die Profeſſoren, Paſtoren und viele andere Leute, die 
gleichwohl auf unſer politiſches Leben großen Einfluß haben 
und immer mehr zu nehmen bemüht ſind, in erſter Reihe ſtehen. 

Wir empfehlen für die nächſten Wahlen den Zuſammen⸗ 
ſchluß aller produzierenden Stände, vor allem der Landwirt⸗ 
ſchaft und der Induſtrie. Für den Abſatz unſerer induſtriellen 
und landwirtſchaftlichen Produkte iſt der einheimiſche Konſument 
von höherer Wichtigkeit als der Export. Wenn der inländiſche 
Verbraucher verarmt und ſeine Kaufkraft verliert, ſo iſt die 
Kalamität viel größer, als wenn der Export ſtockt. Der Umſatz 
im Inlande bleibt immer in den Millionenberechnungen und 
Vergleichen die Hauptſache, und das Bedürfnis unſerer Induſtrie 
wird durch wohlhabende deutſche Bauern immer beſſer gedeckt 
als durch überſeeiſche Abnehmer, wenigſtens ſoweit die geſunde 
Induſtrie in Betracht kommt. 

Endlich raten wir zur Wahl eines ſtärkeren Prozentſatzes 
von Männern des praktiſchen Lebens, die an ihrem Leibe die 
Früchte der Geſetzgebung, die ſie machen, zu ſpüren bekommen. 
Von dieſen iſt auch anzunehmen, daß ſie beſſer als viele der 
bisherigen Volksvertreter aus dem Reiche der Drohnen und des 
Strebertums befähigt ſind, die politiſchen Intereſſen unſeres 
Volkes und die Würde des Reichstages zu wahren; namentlich 
aber werden ſie zur Erfüllung der Hauptaufgabe, die dem 
heutigen Staate geſtellt iſt, der Bekämpfung und Unſchädlich⸗ 
machung der Sozialdemokratie beſſer geeignet ſein als jene. 


Schwarz⸗Weiß⸗Not. 


(25. März 1897, Ab.⸗Ausg.) 


Die Verordnung Seiner Majeſtät des Kaiſers und Königs 
über die allgemeine Anlegung der deutſchen Kokarde in der 
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Armee legt es nahe, ſich der Entſtehung und Bedeutung der- 
ſelben zu erinnern. 

Nach Herſtellung des Norddeutſchen Bundes und Beginn 
einer deutſchen Marine, an der außer Preußen auch andere 
deutſche Staaten Anteil nahmen, war es ein Bedürfnis, für 
die Marine ebenſo wie in der Landarmee eine Flagge herzu⸗ 
ſtellen, deren Farben die Kokarde wiedergab. Das frühere 
deutſche Einheitszeichen aus der Zeit von 1848, Schwarz⸗Rot⸗ 
Gold, war dazu nach der Art, wie dieſe Farben im revolutio⸗ 
nären Dienſt der Armee gegenübergetreten waren, nicht ver⸗ 
wendbar. Der Bundeskanzler erhielt daher den Auftrag, Vor⸗ 
ſchläge zu machen, und befürwortete bei Seiner Majeſtät dem 
Könige die jetzige Zuſammenſtellung, weil in derſelben nicht nur 
das preußiſche Schwarz⸗Weiß, ſondern auch das Weiß-Rot der 
Hanſeaten und Holſteiner, alſo der ſtärkſten außerpreußiſchen 
Schiffszahl, vertreten war. Und in der Tat ergab es ſich, daß 
dieſe Einfügung der heimiſchen Flagge in die Bundesflagge in 

den Hanſeſtädten und in Holſtein Beifall fand. 
| Dem Könige gegenüber machte der Bundeskanzler für dieje 
Zuſammenſtellung noch das Motiv geltend, daß Weiß-Rot die 
alten brandenburgiſchen Farben ſeien, wie ſie bis zur Zeit des 
Großen Kurfürſten geführt wurden, und dieſe Erwägung trug 
nicht wenig dazu bei, den König mit der Hinzufügung der 
roten Farbe in die Flagge zu befreunden. 

Seine Majeſtät pflegte auf Reiſen, wo beide Flaggen deko⸗ 
rativ gemiſcht waren, die ſchwarz⸗weiß⸗roten und die ſchwarz⸗ 
weißen, wenn die erſteren zu Geſicht kamen, wohl ſcherzweiſe 
dem Kanzler zu ſagen: „Da haben Sie Ihre brandenburgiſchen 
Fahnen.“ Die Abneigung des Heeres gegen die ſchwarz⸗rot⸗ 
goldenen Farben iſt auf die ſchwarz⸗weiß⸗roten niemals auch 
nur ſporadiſch übergegangen. 


Angebliches Telegramm des Kaiſers. 
(5. April 1897, Ab.⸗Ausg.) 


Vom offiziöſen Wolff'ſchen Bureau iſt dieſer Tage folgende 
Nachricht an die Zeitungen gegeben worden: 


„Unter den zahlreichen Glückwunſchtelegrammen, welche dem Fürſten 
Bismarck aus Anlaß ſeines Geburtstages zugegangen ſind, befindet ſich 
auch ein ſolches Seiner Majeſtät des Kaiſers, welches in ſehr herzlichen 
Ausdrücken abgefaßt iſt.“ 


Wir haben aus den Äußerungen, welche die offiziöſe Preſſe 
an dieſe Mitteilung knüpfte, Anlaß genommen, uns in Fried⸗ 
richsruh über die Richtigkeit der Meldung zu erkundigen, und 
erfahren, daß ein ſolches Telegramm dort nicht eingetroffen iſt. 


Welfenlegionäre in Strelitz. 
(6. April 1897, Ab.⸗Ausg.) 


Mecklenburg⸗Strelitz iſt von jeher ein Sitz antipreußiſch⸗ 
deutſcher Beſtrebungen geweſen. Auch im Sommer 1870 hatten 
dort verſchiedene vornehme Welfenlegionäre Zuflucht gefunden, 
um von Strelitz aus ihre hochverräteriſchen Abſichten zu ver⸗ 
wirklichen. Um der Notwendigkeit zu entgehen, ſie ſchließlich 
nach Kriegsrecht aburteilen und vor den Sandhaufen ſtellen zu 
laſſen, ordnete Graf Bismarck die Verhaftung derſelben an. In 
Strelitz wurde dieſelbe durch ein Pikett Paſewalker Küraſſiere 
ausgeführt. Darauf erfolgte „Beſchwerde“ der Strelitzer Re⸗ 
gierung beim Bundesrate, worauf der Bundeskanzler nach 
Strelitz den Beſcheid ergehen ließ, daß, wenn ſich Derartiges 
wiederholen ſollte, niemand in Strelitz hoch genug ſtehe, um 
vor dem Schickſale der Welfenlegionäre ſicher zu ſein. 
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Zum Beſuche Windthorſts. 


(17. Aug. 1897, Morg.⸗Ausg.) 


Eine Berliner Korreſpondenz der „Münchener Allgemeinen 
Zeitung“ vom fünfzehnten dieſes Monats enthält die Notiz über 
den Beſuch Windthorſts beim Fürſten Bismarck im März 1890. 

Die Darſtellung iſt bemerkenswert auch als Beleg, daß 
die oft beſprochenen Vorgänge vom März 1890 in ihren Einzel⸗ 
heiten auch heute noch mißverſtändlich aufgefaßt werden. Nicht 
Fürſt Bismarck war es, der die Meinung Windthorſts zu er⸗ 
mitteln wünſchte und deshalb die Initiative zur Beſprechung 
nahm, ſondern Windthorſt wollte erfahren, wie weit er in ſeinen 
Anſprüchen gehen könne, — wenn er damals nicht etwa Mit⸗ 
arbeiter an einem kombinierten Angriff auf die Stellung des 
Kanzlers war. Er hatte den Beſuch erbeten; er hatte durch 
Bleichröder den Fürſten Bismarck fragen laſſen, ob dieſer ge⸗ 
neigt ſei, ihn zu empfangen. Die indirekte Zuſtellung einer 
ſolchen Frage ſetzte den Reichskanzler in Verwunderung, da in 
Parlamentskreiſen bekannt war, daß jeder Abgeordnete, auch 
gegneriſcher Partei, vom Kanzler empfangen wurde, wenn er 
den Wunſch kundgab. Bleichröder bemerkte, Windthorſt habe ſich 
nicht getraut, direkt nachzufragen, und doch hatte der Zentrums⸗ 
führer ſchon früher auf Grund eigener direkter Anmeldung dem 
Kanzler ſeinen Beſuch gemacht. 

Manche Umſtände ſprechen dafür, daß der Wahl gerade dieſer 
Vermittlung beſondere, uns noch unbekannte Abſichten zugrunde 
lagen; ob ſie der Art waren, daß ſie einen Schachzug bedeuteten 
gegen Verhandlungen, die zwiſchen dem Hofe und den adligen 
Mitgliedern des Zentrums inkluſive der Polen und Welfen nach 
Angabe des obigen Artikels geſchwebt haben ſollen, iſt uns 
nicht bekannt. 
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Engliſche Politik Preußen gegenüber. 
(8. Sept. 1897, Morg.⸗Ausg.) 


Ein Artikel des „Hannoverſchen Couriers“ über die „un⸗ 
eigennützige“ engliſche Politik Preußen und Deutſchland gegen⸗ 
über enthielt den Satz: 

„Und als dann das preußiſche Schwert Napoleon überwunden hatte, 
da war es hauptſächlich England, das das Haus Hohenzollern und 
Preußen um den wohlverdienten Lohn ruhmreicher Waffentaten, ge⸗ 
waltigſter Anſtrengungen und größter Opfer an Gut und Blut brachte. 
Engliſche Intrigen verhinderten, daß in den Wiener Verhandlungen die 
ſchon damals von = angeſtrebte politiſche Einigung Deutſchlands 

Elſaß⸗Lothringen durchgeſetzt wurden.“ 

Hierzu bemerken wir, daß England damals zunächſt in der 
Ausſicht auf eine ſpäter fehlgeſchlagene Heirat des nachmaligen 
Königs der Niederlande, Prinzen von Oranien, mit der Prinzeß 
Charlotte, vorzugsweiſe auch die Vergrößerung des Königreichs 
der Niederlande im Auge hatte, ſelbſt in weiterer Ausdehnung 
über die heutigen deutſchen Reichsgrenzen hinaus, als ſie ver⸗ 
wirklicht wurde, und daß dieſem Beſtreben der Gedanke zu⸗ 
grunde lag, die ganze Nordſeeküſte durch Heirat mit der eng⸗ 
liſchen Krone zu vereinigen, wie es mit Hannover bereits der 
Fall war, und mit Oſtfriesland von England auf dem Wiener 
Kongreß durchgedrückt wurde. Es wäre dann die ganze Küſten⸗ 
linie von Oſtende bis zur Elbmündung unter die Herrſchaft der 
Nachfolger der niederländiſch⸗engliſchen Dynaſtie gekommen. Wir 
haben hier nicht zu unterſuchen, an weſſen Abneigung der Plan 
der holländiſch⸗engliſchen Heirat geſcheitert iſt, ſo daß die eng⸗ 
liſche Braut ſchließlich den Prinzen Leopold von Koburg vorzog. 
Bekanntlich ſtarb Prinzeß Charlotte unerwartet und vorzeitig. 
Dieſe Details der Erinnerung an die Zeit des Wiener Kongreſſes 
ſind heute wenig bekannt oder vergeſſen. 


und die Zurücknahme v 
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Aus der Vergangenheit. 
(26. Okt. 1897, Ab.⸗Ausg.) 


Wir haben in der Preßrevue unſeres heutigen Morgenblattes 
einen Artikel der „Berliner Neueſten Nachrichten“ reproduziert, 
der ſich mit der politiſchen Broſchüre beſchäftigt, die der Reichs⸗ 
gerichtsrat außer Dienſt Dr. Otto Mittelſtaedt unter dem Titel 
„Vor der Flut“ erſcheinen läßt, und deren erſter Teil „Unter 
Wilhelm dem Zweiten“ in der „Zukunft“ veröffentlicht worden 
iſt. Lediglich der Satz in den uns ſonſt in der Hauptſache 
ſympathiſchen Ausführungen Mittelſtaedts, 

„daß, als Kaiſer Wilhelm J. die müden Augen ſchloß, die bis⸗ 
märckiſche Staatskunſt und Staatslenkung mindeſtens in der inneren 
Politik deutliche Zeichen allmählichen Niederganges erkennen ließ,“ 
veranlaßt uns, nochmals auf die Sache zurückzukommen. Es 
überraſcht uns, daß ein ſo klarer Beurteiler wie Mittelſtaedt 
nicht ſagt, worin der von ihm behauptete Rückgang beſtanden 
habe. Daß zu jener Zeit ein gewiſſer Wechſel in den politiſchen 
Maßnahmen des damaligen Reichskanzlers eingetreten iſt, war 
natürlich, und zwar als ſelbſtverſtändliche Folge des Regenten⸗ 
wechſels. Denn da die politiſchen Überzeugungen des Kaiſers 
Friedrich doch nicht identiſch mit der Politik ſeines Vaters waren 
und da die Politik des jetzt regierenden Kaiſers damals noch 
ganz unbekannt war, ſo war es natürlich, daß mit dem Ableben 
des alten Kaiſers eine gewiſſe vorſichtige Zurückhaltung in der 
Politik des Kanzlers eintrat, bis die Verhältniſſe ſich klären 
würden. Aber Mißerfolge liegen in dieſer Zeit nicht vor; ge⸗ 
rade umgekehrt: der letzte große Erfolg der inneren Politik, den 
Wilhelm I. hatte, war ein parlamentariſcher und beſtand darin, 
daß am 6. Februar 1888 das Eingreifen der Regierung von 
einer vorher im deutſchen Parlamente nie dageweſenen Wirkung 
war, indem nach der Rede des Kanzlers alle Parteien einig 
waren in der Annahme früher von ihnen zum Teil bekämpfter 
Regierungsforderungen. 
Ein zweiter ſehr großer Erfolg der damaligen deutſchen 
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Politik lag in den auswärtigen Verhältniſſen, nämlich in der 
Gewinnung der Zuſtimmung Rußlands zu der Verlängerung 
des bis 1887 beſtandenen Dreikaiſerbündniſſes zu zweien, nach⸗ 
dem die Neigung Rußlands, es zu dreien fortzuſetzen, nicht 
mehr vorhanden war. Daß aber Rußland nach allen damaligen 
Erlebniſſen noch 1890 bereit war, den den Frieden Europas 
ſichernden Neutralitätsvertrag zwiſchen Deutſchland und Ruß⸗ 
land zu erneuern, iſt wohl ein ſehr großer diplomatiſcher Er⸗ 
folg geweſen, der nur durch die ſpätere Capriviſche Ablehnung 
vereitelt wurde. | 
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1898. 


Kiautſchou. 
(17. Jan. 1898, Ab.⸗Ausg., und 19. Jan. 1898, Ab.⸗Ausg.) 


Durch die Preſſe geht folgende Notiz: 

„Fürſt Bismarck ſoll kürzlich bei Gelegenheit eines zwiſchen ihm und 
dem Großherzog von Sachſen⸗Weimar ſtattgefundenen Meinungsaus⸗ 
tauſches, wie der „‚Poſt aus Weimar geſchrieben wird, an letzteren tele⸗ 
graphiert haben, daß er dieſe diplomatiſche Aktion (betreffs Kiautſchou) 
für eine ganz vortreffliche halte, die gar nicht beſſer hätte eingeleitet und 
durchgeführt werden können“. Das gleiche habe Fürſt Bismarck gegen⸗ 
über dem Herzog⸗Regenten von Mecklenburg⸗Schwerin in ähnlicher Form 
ausgeſprochen.“ 

Dieſe Mitteilung beruht auf Erfindung. Wir zweifeln nicht 
daran, daß Fürſt Bismarck für die Unternehmung ſympathiſch 
geſtimmt iſt, glauben aber nicht, daß er ſich für berechtigt ge⸗ 
halten hat, ſeine Privatanſicht über die erwähnten Vorgänge 
den oben genannten hohen Herren mitzuteilen. 


* 


Daß die Blicke Deutſchlands bereits im Jahre 1870 auf 
Erwerbung der Kiautſchoubucht gerichtet waren, beweiſt, ſchreibt 
die „Kölniſche Zeitung“, eine Mitteilung Ferdinand v. Richt⸗ 
hofens, des bekannten Geographen, Geologen und Forſchungs⸗ 
reiſenden. Richthofen war mit dem Range eines Legations⸗ 
ſekretärs als Geologe der preußiſchen Sendung nach Japan, 
China und Siam in den ſechziger Jahren beigegeben und widmete 
ſich dann von 1868 bis 1872 in Shanghai der beſonderen Er⸗ 
forſchung von China; ſpäter war er bekanntlich von 1875 bis 
1883 Profeſſor der Erdkunde an der Bonner Hochſchule. Nach 
Richthofen hat Fürſt Bismarck bereits 1870 die Beſetzung der 
Kiautſchoubucht beabſichtigt, deren großen Vorzüge dem deutſchen 
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Gelehrten ſofort in die Augen gefallen waren, während die 
Gefahr einer Verſandung durch den Fluß Ku⸗ho doch nur in 
ſehr weiter Ferne liege und vorläufig ganz außer Betracht 
bleiben dürfe. Die deutſchen Pläne gerieten durch den Aus⸗ 
bruch des Krieges von 1870 in den Hintergrund, indeſſen war 
aufgeſchoben nicht aufgehoben. Profeſſor Alfred Kirchhof in 
Halle an der Saale war es, der jüngſt im dortigen Verein für 
Erdkunde auf dieſe vielen gewiß neue Mitteilung aufmerkſam 
machte und der großen allgemeinen Freude unter vielem Bei⸗ 
fall Ausdruck verlieh, daß die jetzt zur Tatſache gewordene 
Erwerbung inſofern auch ein im Fahrwaſſer des weitaus⸗ 
ſchauenden Altreichskanzlers erreichter großer Erfolg ſei, deſſen 
ganze Tragweite ſich zur Stunde noch gar nicht überſehen ließe. 


Schutz der Reichsverfaſſung. 
(23. Febr. 1898, Ab.⸗Ausg.) 


Das Auftreten der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten im 
Reichstage provoziert die Prüfung ihrer Legitimation in ſtren⸗ 
gerer Form als bisher. In dieſer Hinſicht iſt die Reichs⸗ 
tagsſitzung vom 21. Februar lehrreich, in welcher der Ab⸗ 
geordnete v. Stumm auf die ſozialdemokratiſchen Invektiven 
erwiderte: 


„Sie haben eigentlich gar nicht das Recht hier zu ſitzen. Sie be⸗ 
ziehen zugeſtandenermaßen Diäten und verletzen damit die Verfaſſung.“ 

Abg. Bebel: Den Bezug von Privatdiäten habe ja Bismarck ver⸗ 
hindern wollen, er habe aber doch nicht die Macht dazu gehabt. 

Abg. Singer: Seine Freunde müßten Diäten annehmen, weil ſie 
ſich nicht .. an Gründungen beteiligen könnten. 


Hiernach geſtehen die Sozialdemokraten offen zu, als Ab⸗ 
geordnete Diäten zu beziehen, und ſetzen ſich damit in fla⸗ 
granten Widerſpruch zu Artikel 32 der Reichsverfaſſung, welcher 
lautet: 


„Die Mitglieder des Reichstages dürfen als ſolche keine Beſoldung 
oder Entſchädigung beziehen.“ 
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Die Frage iſt als eine Verfaſſungsfrage jo tiefgehend, daß 
es ſich wohl empfehlen würde, ihr näher zu treten, als in den 
flüchtigen Verhandlungen zwiſchen den oben genannten Ab⸗ 
geordneten geſchehen iſt. Da der Reichstag nach Artikel 27 der 
Verfaſſung die Legitimation ſeiner Mitglieder ſelbſt prüft, ſo iſt 
es für ihn eine Ehrenpflicht und eine Rechtspflicht, dafür zu 
ſorgen, daß Mitglieder, welche in dieſer ihrer Eigenſchaft Ent⸗ 
ſchädigungen beziehen, nicht zugelaſſen werden, ihre Funktionen 
auszuüben. 

Die Diätenloſigkeit war bei Herſtellung der Verfaſſung das 
Aquivalent für das allgemeine und geheime Wahlrecht. Wenn 
dieſes Aquivalent reichstagsſeitig nicht gegeben wird, ſo wird 
man eben auf die Unterlagen des damaligen Kompromiſſes 
wieder zurückgreifen müſſen. Es iſt die Frage, ob ein Reichs⸗ 
tag, welcher ſich der Verfaſſung nicht konformiert, berechtigt iſt, 
die Reichstagsfunktionen auszuüben, und ob nicht die verbündeten 
Regierungen in der Lage ſind, den geſchäftlichen Verkehr mit 
einem Reichstage, welcher ſich ſeinerſeits den verfaſſungs⸗ 
mäßigen Verpflichtungen nicht fügt, abzulehnen. Die nächſte 
Aufgabe der Regierungen in dieſer Richtung würde ſein, ſich 
die Gewißheit zu verſchaffen, welche Mitglieder des Reichs- 
tags im Widerſpruch mit Artikel 32 der Verfaſſung Diäten 
beziehen und dadurch ihr Anrecht auf Teilnahme am Reichs⸗ 
tage verlieren. 

Da die Ausführung des Artikel 32 nach der Verfaſſung dem 
Reichstage und ſeinem Präſidium obliegt, und da die Verfaſſung 
zu den Reichsgeſetzen gehört, über deren Ausführung nach 
Artikel 17 dem Kaiſer die Überwachung zuſteht, ſo kann man 
ſich alſo fragen, ob es nicht angezeigt wäre, daß der Kaiſer 
unter Bezugnahme auf Artikel 17 der Verfaſſung eine Botſchaft 
an den Reichstag richtete, in welcher derſelbe zu ſtrikter Aus⸗ 
führung des Artikel 32 an ſeinem Teile aufgefordert würde. 
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Kein Maullorbgeſetz. 
(18. März 1898, Ab.⸗Ausg.) 


Einem Artikel der „Deutſchen Zeitung“ vom 17. dieſes 
Monats über die Beratung der Flottenvorlage entnehmen wir 
folgende Stellen: 

„Was die Einzelheiten des nunmehr unabänderlichen § 9 angeht 
ſo haben wir daran noch auszuſetzen, daß nur dem Sinne der vorauf⸗ 
gegangenen Verhandlungen und der angeführten Ziffer, nicht aber auch 
dem Wortlaut nach zum Ausdruck kommt, daß ſich der ganze Paragraph 
nur auf die Dauer des Sextennats bezieht; bei der zweiten Regierungs⸗ 
erklärung ſcheint es vollends direkt ſo, als ob dies Steuerverſprechen 
für das Aternat des Beſtehens des Deutſchen Reiches, ſeiner Einzel⸗ 
ſtaaten und ſeiner Flotte gelten ſolle. Der Gedanke wäre ſo verwerflich 
und würde ſolche Verwicklungen zur Folge haben, daß das Reich politiſch 
und finanziell in Verwirrung und Aufruhr geraten könnte. Die Reichs⸗ 
regierung könnte ſich zwar ſchließlich in der Richtung der Ausführungen 
des Abgeordneten Richter mit der Beſchneidung und Zurückſtellung 
anderer Ausgaben und Erleichterungen helfen, eine ſolche Zentrums⸗ 
klammer am deutſchen Reichsbau wäre aber ebenſo unwürdig wie ge⸗ 
fährlich, und wir dürfen daher wohl erwarten, daß entſprechend dem 
Verhalten des Zentrums auch die nationalen Parteien ſich die Verſiche⸗ 
rung des Gegenteils hiervon ſchwarz auf weiß geben laſſen werden.“ 


Wenn die verbündeten Regierungen damit einverſtanden 
ſind, wirklich auf die Dauer, auf Aternat oder auch nur auf 
Sextennat, die Regierung für finanzielle Vorlagen feſtzulegen, 
ſo würde dies ein weit ſchwererer Eingriff in die Reichsver⸗ 
faſſung ſein, als davon befürchtet wurde, daß Flottenausgaben 
für länger als eine Legislaturperiode beſtimmt werden könnten. 
Wir können kaum glauben, daß die verbündeten Regierungen 
damit einverſtanden ſein würden, daß ſie in bezug auf ihre 
finanzielle Geſetzgebung auf längeren oder kürzeren Zeitraum 
oder gar auf immer gebunden werden ſollten; es würde eine 
ſolche Beſtimmung in die Kategorie der Maulkorbgeſetze ge⸗ 
hören, von denen früher in oppoſitioneller Richtung öfter die 
Rede geweſen iſt, und wir würden es ſchwer beklagen, wenn 
die Regierungen ſich auf dieſe Lahmlegung einließen; es würde 
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ſpäter unſere Finanzpolitik unfrei und beſchränkt ſein. Wer hat 
denn das Recht, die Finanzhoheit der künftigen Regierungen 
und Reichstage zu binden und zu beſchränken? 

Wenn das Zentrum dieſe Abſicht hat, ſo iſt das nach ſeiner 
ganzen Tendenz dem beſtehenden Deutſchen Reiche gegenüber 
nicht zu verwundern. Aber daß die verbündeten Regierungen 
ſich auf dieſe Weiſe für eine ſolche Bindung einfangen laſſen, 
bezweifeln wir bisher. Es läge darin eine partielle Abdikation 
der Rechte, welche die Verfaſſung und die Bundesverträge den 
Regierungen zuerkannt haben und ein Präjudiz, für die Nach⸗ 
folge in der Geſetzgebung ſowohl auf der Regierungsſeite wie 
auf der parlamentariſchen. Und ſo dringend wir die Stärkung 
unſerer Flotte wünſchen, ſo glauben wir doch, daß ſie durch 
ein ſolches Opfer an unſerer verfaſſungsmäßigen Freiheit der 
Bewegung teuer erkauft ſein würde. Für die Politik des Zen⸗ 
trums liegt in dieſen ſteuerlichen Prohibitionen ein Hilfsmittel 
für die Wahlen, daneben aber eine Lähmung der Reichspolitik, 
wie ſie überhaupt den letzten Zielen der Zentrumspolitik entſpricht. 


Aniformtragen des Fürſten Bismarck. 
(26. März 1898, Morg.⸗Ausg.) 


In den Zeitungsartikeln über das Militärjubiläum des 
Fürſten Bismarck iſt von der Tatſache, daß derſelbe nach 1866 
regelmäßig Militäruniform trug, vielfach in der Vorausſetzung 
die Rede geweſen, daß dies auf Grund eigener Wahl geſchehen 
ſei. Wenn dies der Fall wäre, ſo wäre es nur natürlich, da 
nach unſeren Hofgewohnheiten die bei der Stellung des Reichs⸗ 
kanzlers faſt täglichen Beziehungen zum Monarchen in der 
Formfrage der Kleidung für Militärs leichter ſind als für Zivil. 
Aber die Frage ſtand gar nicht zur Entſcheidung des Kanzlers. 
Einmal hatte der König Wilhelm 1866 den Wunſch geäußert, 
ſeinen Miniſterpräſidenten auch ferner in der Uniform zu ſehen, 
in welcher er den König während des Krieges begleitet hatte. 
Dann aber hörte Graf Bismarck damals auf, Landwehroffizier 
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zu jein, indem er zum Generalmajor der aktiven Armee er⸗ 
nannt wurde. Mit dieſer Eigenſchaft war nach den beſtehenden 
Vorſchriften auch die Verpflichtung verbunden, in der Reſidenz⸗ 
und Garniſonſtadt Berlin jederzeit die Uniform ſeiner militäri⸗ 
ſchen Charge zu tragen. Es war dies eine erhebliche Erleichte⸗ 
rung für ſeinen täglichen Dienſt am Hofe und ihm gewiß 
angenehm, aber er war herkömmlicherweiſe ſo gut wie jeder 
Offizier eines Berliner Regiments in der Lage, in Berlin 
Uniform tragen zu müſſen. 
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Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 


2. Okt., Morg.⸗Ausg.: 


2. Nov., 


75 
2 


5 


4 
2 


J. 


2 


Ab.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


2. Dez., Morg.⸗Ausg.: 


2 
2 
7. 
2 
75 
” 
J. 


Morg.⸗Ausg.: 

Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


„Zu den Handelsvertragsverhandlungen mit 
Oſterreich⸗Ungarn“. 

„Lebensmittelverteuerung“. 

„Fürſt Bismarck und die ‚Hamburger Nach⸗ 
richten “. 

„Landgemeindeordnung“. 

„Landgemeindeordnung“. 

„Deutſchland und Oſterreich. Reproduktion aus 
der Rede vom 6. Februar 1888“%. 

„Zweierlei Maß auf ſeiten Oſterreich⸗Ungarns 
in den handelspolitiſchen Anſprüchen an 
ſeine beiden Verbündeten“. 

„Die Nationalliberalen und die Wirtſchafts⸗ 
politik. 

„Landgemeindeordnung“. 

„Zu dem preußiſchen Reformgeſetze“. 

„Schonung der Beziehungen zu Rußland und 
England“. 

„Fürſt Bismarck und Ofterreih-Ungarn“. 

„Herr v. Boetticher“. 

„Fürſt Bismarck und der Handelsvertrag mit 
Oſterreich⸗Ungarn“. 

„Herr v. Boetticher“. 

„Reichsverfaſſung ein Reichs geſetz“. 

„Zur Entlaſſung des Fürſten Bismarck. Ab⸗ 
drücke aus Schultheß' Geſchichtskalender und 
Bemerkungen über die Gegenzeichnung“. 

„Herr Oppert aus Blowitz“. 

„Wiederholte Abwehr“. 

„Bündnis und Handelsvertrag mit Öfterreich- 
Ungarn“. 

„Die öſterreichiſchen Offiziöſen gegen den Fürſten 
Bismarck“. 

„Schweineeinfuhr“. 

„Sozialiſtiſche Komödie in Erfurt“. 

„Schweineeinfuhr“. 

„Zum Handelsvertrage mit Oſterreich⸗Ungarn“. 

„Alters⸗ und Invaliditätsverſicherung“. 

„Engliſche und deutſche Landwirtſchaft“. 

„Beſuch in Ratzeburg“. 

„Beſuch Windthorſts“. 

„Zu den Handelsverträgen“. 

„Uriasbriefe und, beſte preußiſche Traditionen“. 

„Zu den Handelsverträgen“. 

„Alters verſicherung“. 

„Fürſt Bismarck und das Verſorgungsgeſetz“. 


20. Jan., Morg.⸗Ausg.: 


9 Ab.⸗Ausg.: 
20. „ Morg.⸗Ausg.: 
21. „ Morg.⸗Ausg.: 
22. „ Morg.⸗Ausg.: 

3. Febr., Ab.⸗Ausg.: 
9 Ab.⸗Ausg.: 
28. 5 Ab.⸗Ausg.: 
9 Ab.⸗Ausg.: 
27. „ Morg.⸗Ausg.: 

9. März, Morg.⸗Ausg.: 
1 Ab.⸗Ausg.: 
27. „ Morg.⸗Ausg.: 


7. April, Morg.⸗Ausg.: 
7. „ Morg.⸗Ausg.: 


8. „ Morg.⸗Ausg.: 
1175 Ab.⸗Ausg.: 


14. „ Morg.⸗Ausg.: 
15. „ Morg.⸗Ausg.: 
24. „ Morg.⸗Ausg.: 
30. „ Morg.⸗Ausg.: 


1. Mai, Morg.⸗Ausg.: 
7. „ Morg.⸗Ausg.: 
7. „ Morg.⸗Ausg.: 
88 Ab.⸗Ausg.: 
17. „ Morg.⸗Ausg.: 


18. „ Morg.⸗Ausg.: 
18. „ Morg.⸗Ausg.: 
4. Juni, Morg.⸗Ausg.: 


12. „ Morg.⸗Ausg.: 


12. „ Morg.⸗Ausg.: 


1892. 


„Miquel und das Zentrum“. 

„Freigebigkeit gegen das Ausland“. 

„Volkswirtſchaftsrat“. 

„Ungariſche Refaktien“. 

„Verſorgungsgeſetz“. 

„Zentrumspolitik“. 

„Teilnahme des Fürſten an den Herrenhaus⸗ 
verhandlungen“. 

„Mitgliedſchaft des Fürſten am Norddeutſchen 
konſtituierenden Reichstage“. 

„Berichtigung der kaiſerlichen Außerung über 
Sir Francis Drake“. 

„Zum Falle Limburg⸗Stirum“. 

„Zentrum und Konſervative“. 

„Welfenfonds und reichsländiſche Offiziöſe“. 

„Zur Kriſis von 18907. 

„Kanzler und Miniſterpräſident“. 

„Verbreitung von Gehäſſigkeiten gegen den 
Fürſten Bismarck durch die „Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung “. 

„Fürſt Bismarck und die Selbſteinſchätzung“. 

„Berichtigung einer falſch verſtandenen Auße⸗ 
rung des Fürſten bei ſeiner letzten Ge⸗ 
burtstagsfeier“. 

„Preußiſche Steuerreform“. 

„Der Kartellgedanke“. 

„Zu den Miniſterfragen“. 

„Offiziöſe Schönfärberei zugunſten der Caprivi⸗ 
ſchen Handelsverträge“. 

„Vermögensſteuer“. 

„Zu den Steuerfragen“. 

„Offiziöſes Ungeſchick“. 

„Verfolgung von Bismarckbeleidigungen“. 

„Angebliche Streberei des Grafen Herbert Bis⸗ 
marck“. 

„Deutſchland und Rußland“. 

„Graf Herbert und die angebliche Verſöhnung “. 

„Hetzereien gegen das deutſch-ruſſiſche Einver⸗ 
nehmen“. 

„Der gegenwärtige Zuſtand Europas ein Er⸗ 
gebnis der diplomatiſchen Arbeit in den 
Jahren 1878 bis 1889“. 

„Angebliche Unterredungen mit dem Grafen 
Peter Schuwalow “. 
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7. Juli, 


13. 


21. 
28. 
30. 


12. 
13. 


15. 
18. 


27. 
11. 


6. Dez., 


2 


2 
4 
2 


Aug., 


2 


2 


4 


Okt., 


2 


5. 


Jan., 


2 


Ab.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 


+ 


Ab.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg. 


Ab.⸗Ausg.: 
4. Sept, Morg.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 
8. Nov., Morg.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg. 
Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


„FJürſt Bismarck und der Zar“. 

„Ablehnung der Verantwortlichkeit eines Artikels 
der ‚Münchener Neueſten Nachrichten“ über 
die Entlaſſung“. 

„Fürſt Bismarck und der König von Sachſen“. 

„Dementi abgeſchmackter Veröffentlichungen“. 

„Der Kartellgedanke und die Kiſſinger Huldi⸗ 
gungen“. 

„Die Buren als Anſiedler“. 

„Die Jenenſer Außerung betreffend „Damas⸗ 

kus “. 

„Kabinettsorder von 1852“. 

„Händedrücke“. 

„Gegenzeichnung von Kanzlerentlaſſungen“. 

„Zur Militärvorlage“. 

„Militärvorlage“. 

„Militärvorlage“. 

„Maßregeln gegen Rußland unter dem Fürſten 
Bismarck“. 

„Graf Herbert und Lothar Bucher“. 

„Militärvorlage“. 

„Rechtzeitige Veröffentlichung wirtſchaftlicher 
Vorlagen“. 

„Handelsvertrag mit Sſterreich⸗Ungarn“. 

„Dementi gegen Liebknecht“. 

„Dementi des Interviews von Le Roux im 
Pariſer „Journal“. 

„Richter und Rickert“. 

„Militärvorlage“. 

„Militärvorlage“. 

„Soziale Revolution und Krieg“. 

„Reife des Grafen Eulenburg nach Ems 1870%. 

„Judenfrage“. 

„Jeldmarſchallrang des Miniſterpräſidenten“. 


1893. 
„Das Transmiſſoriale“. 


: „Welfenfondsquittungen“. 


Morg.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 

Morg.⸗Ausg.: 


„Neujahrsanſprache des Kaiſers “. 

„Die ruſſiſche Preſſe“. 

„Ausgaben für DER und Marine”. 

„Buren“. 

„Anerkennung für Freiherrn v. Stumm“. 

„Auflöſung des Reichstages oder Rücktritt des 
Kanzlers bei Ablehnung der Militärvorlage“. 


25. Jan., Morg.⸗Ausg.: 


9 Ab.⸗Ausg.: 
26. „ Morg.⸗Ausg.: 
26. „ Morg.⸗Ausg.: 
1. Febr., Ab.⸗Ausg.: 
1 Ab.⸗Ausg.: 


9 Ab.⸗Ausg.: 
9 Ab.⸗Ausg.: 
23. „ Morg.⸗Ausg.: 
14. März, Ab.⸗Ausg.: 
15. „ Morg.⸗Ausg.: 
16. „ Morg.⸗Ausg.: 
23. „ Morg.⸗Ausg.: 
3 Ab.⸗Ausg.: 
31. „ Morg.⸗Ausg.: 
31. „ Morg.⸗Ausg.: 
4. April, Ab.⸗Ausg.: 
1 Ab.⸗Ausg.: 
13. „ Morg.⸗Ausg.: 
13. „ Morg.⸗Ausg.: 
23. „ Morg.⸗Ausg.: 
23. „ Morg.⸗Ausg.: 
26. Morg.⸗Ausg.: 


11. Mai, Morg.⸗Ausg.: 
10. Juni, Morg.⸗Ausg.: 
1 u 
15 


8 


4 Ab.⸗Ausg.: 
„ Morg.⸗Ausg.: 
„ Ab.⸗Ausg.: 
v Ab.⸗Ausg.: 
„ Morg.⸗Ausg.: 
„ Morg.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 
* Ab.⸗Ausg.: 
„ Morg.⸗Ausg.: 
„ Morg.⸗Ausg.: 
1 Ab.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


Morg.⸗Ausg.: 


„Militäriſche Vorſpiegelungen“. 

„Militärvorlage“. 

„Einſchüchterung und Beunruhigung in Sachen 
der Militärvorlage“. 

„Schwächlichkeit des Reichstages“. 

„Die Uriasbriefe ein Pudendum“?“ 

„Fürſt Bismarck ſoll angeblich ein Chauviniſten⸗ 
blatt gekauft haben“. 

„Nochmals: Auflöſung oder Rücktritt“. 

„Das Bismarckſche Wappen“. 

„Militärlaſt pro Kopf der Bevölkerung“. 

„Das Ziel der Sozialdemokratie“. 

„Handelsvertrag mit Columbien“. 

„Fürſt Bismarck und die Sozialdemokratie“. 

„Herr v. Marſchall“. 

„Geheimrat Huber“. 

„Handelsvertrag mit Columbien“. 

„Graf Caprivi und die Landwirtſchaft“. 

„Reichskanzler und preußiſcher Miniſter des 
Außern“. 

„Nochmals: Geheimrat Huber“. 

„Graf Caprivi und die Landwirtſchaft“. 

„Fürſt Bismarck und die Landwirtſchaft“. 

„Auflöſung und Kanzlerwechſel“. 

„Fürſt Bismarck und die Landwirtſchaft“. 

„Der preußiſche auswärtige Miniſter und die 
Reichsangelegenheiten“. 

„Militärvorlage“. 

„Jules Ferry und die deutſche Ausländerei“. 

„Militärvorlage und Handelsverträge“. 

„Unzutreffende Parallelen zwiſchen 1887 und 
1893”. 

„Berichtigung“. 

„Die Fälle Koſeritz und Rudhardt“. 

„Fürſt Bismarck und Herr Stöcker“. 

„Kandidatur des Grafen Herbert Bismarck“. 

„Aus der Zeit der „Reichsglocke' (Herr v. Dieſt⸗ 
Daber “. 

„Zwei Dementis (Bulgariſche Anleihe. Belgien)“. 

„Katholiſche Bauern und Handelsverträge“. 

„Antrag Huene“. 

„Zur Rede Kalnokys “. 

„Deckungsfrage und Verſchiebung nach links“. 

„Wiederholte Auflöſung des Reichstags bei Ab⸗ 
lehnung der Militärvorlage“. 

„Mängel der Militärvorlage“. 
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17. Juni, Ab.⸗Ausg.: „Herbert Bismarck und Graf Caprivi“. 

23. Nov., Morg.⸗Ausg.: „Die Überhandnahme des bureaukratiſchen Ein⸗ 
fluſſes“. 

24. „ Morg.⸗Ausg.: „Die Überhandnahme des bureaukratiſchen Ein⸗ 
fluſſes“. 

2. Dez., Morg.⸗Ausg.: „Das geheimnisvolle Attentat aus Orleans“. 

3. „ Morg.⸗Ausg.: „Regierungsniederlagen“. 


1894. 


6. Jan., Morg.⸗Ausg.: „Graf Arnim“. 
6. „ Morg.⸗Ausg.: „Angeblicher Brief der Frau Fürſtin Bis⸗ 
marck“. 
7. „ Morg.⸗Ausg.: „Imperative Mandate“. 
7. „ Morg.⸗Ausg.: „Politiſches Verhalten der Beamten“. 
10. „ Morg.⸗Ausg.: „Graf Arnim“. 
1 Ab.⸗Ausg.: „Graf Arnim⸗Schlagenthin“. 
20. „ Morg.⸗Ausg.: „Fürſt Bismarck und die „Hamburger Nach⸗ 
richten“. 
21. „ Morg.⸗Ausg.: „Kompetenz des Reichskanzlers“. 
„ Ab.⸗Ausg.: „Der Fall Mittnacht“. 
20. Febr., Ab.⸗Ausg.: „Zum ruſſiſchen Handelsvertrage“. 
1. März, Morg.⸗Ausg.: „Die Frage der Auflöſung“. 
8 Ab.⸗Ausg.: „Schlußprotokoll zu Artikel 19 9550 ruſſiſchen 
Handelsvertrags“. 
2. „ Morg.⸗Ausg.: „Der Fall Thüngen“. 
By Ab.⸗Ausg.: „Polniſche Reichstagsfraktion und ruſſicher 
Handelsvertrag“. 
3. „ Morg.⸗Ausg.: „Die ‚Voſſiſche Zeitung‘ über den Fürſten Bis. 
marck“. 
Bi Ab.⸗Ausg.: „Dementi gegen den Grafen Dönhoff⸗Fried⸗ 
richsſtein “. 
6. „ Morg.⸗Ausg.: „Graf Herbert Bismarck und Geheimrat v. Hol⸗ 
ſtein“. 
7. April, Morg.⸗Ausg.: „Korrekturen zum Artikel der „Voſſiſchen Zei⸗ 
tung‘ über den Fürſten Bismarck“. 
es Ab.⸗Ausg.: „Landwirtſchaft und Reichsverfaſſung“. 
Mai, Morg.⸗Ausg.: „Berichtigung einer Außerung des Lord Au⸗ 
guſtus Loftus “. 
190. Ab.⸗Ausg.: „Herr v. Schlözer“. 
6. Juni, Ab.⸗Ausg.: „Die Reichsregierung im Prozeß Thüngen“. 
209. Juli, Morg.⸗Ausg.: „Mangel eines Bedürfniſſes, den Grafen Caprivi 
mit ähnlichen Sicherheitsmaßregeln zu um⸗ 
geben, wie ſeinerzeit den Fürſten Bismarck“. 
19. Aug., Morg.⸗Ausg.: „Angeblicher Vergleich der Anarchiſten mit 
Schweinen“. 


S 
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13. Sept., Ab.⸗Ausg.: 
15. „ Morg.⸗Ausg.: 
20. „ Morg.⸗Ausg.: 
. 5 Ab.⸗Ausg.: 
. Ab.⸗Ausg.: 

5. Dez., Ab.⸗Ausg.: 
11. „ Morg.⸗Ausg.: 
13. „ Morg.⸗Ausg.: 


26. Jan., Ab.⸗Ausg.: 
19. Febr., Morg.⸗Ausg.: 


19. 
23. 


Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


77 
7. 


3. März, Morg.⸗Ausg.: 


5. „ Morg.⸗Ausg.: 
5. „ Morg.⸗Ausg.: 
6. „ Morg.⸗Ausg.: 
8. April, Ab.⸗Ausg.: 
23. „ Morg.⸗Ausg.: 
3 Ab.⸗Ausg.: 


5. Mai, Morg.⸗Ausg.: 


7. „ Morg.⸗Ausg.: 
23. „ Morg.⸗Ausg.: 
24. Juni, Ab.⸗Ausg.: 
25. „ Morg.⸗Ausg.: 
26. „ Morg.⸗Ausg.: 
N. „ Ab.⸗Ausg.: 

9. Juli, Morg.⸗Ausg.: 
19. Aug., Ab.⸗Ausg.: 
19. 5 Ab.⸗Ausg.: 
1 Ab.⸗Ausg.: 
28. Sept., Ab.⸗Ausg.: 
28. „ Morg.⸗Ausg.: 

1. Okt., Morg.⸗Ausg.: 
9 Ab.⸗Ausg.: 
1 Ab.⸗Ausg.: 


„Die Königsberger Rede des Kaiſers“. 

„Der preußiſche Finanzminiſter und die Reichs⸗ 
ſteuerreform“. f 

„Graf Caprivi und die Rede des Kaiſers“. 

„Erhöhung der Beſoldung der Unteroffiziere“. 

„Bayern im Bundesrate in bezug auf das 
Vereins⸗ und Verſammlungsweſen“. 

„Stellungnahme der ausländiſchen Preſſe zum 
Tode der Fürſtin Bismarck“. 

„Umſturzvorlage“. 

„Stellungnahme der ausländiſchen Preſſe zum 
Tode der Fürſtin Bismarck“. 


1895. 


„Antrag Kanitz“. 

„Gegenzeichnung der Kaiſerlichen Erlaſſe von 
1890%. 

„Aufgabe des Staatsrates“. 

„Anerkennung für den Miniſter v. Köller“. 

„Fürſt Bismarck im Staatsrat“. 

„Währungsfrage“. 

„Zum ruſſiſchen Handelsvertrage“. 

„Reſſortminiſter für die ländlichen Behörden“. 

„Fürſt Bismarck und Lord Roſebery“. 

„Die Friedrichsruher Oberförſter“. 

„Fürſt Radolin“. 

„Die Verſailler Uhrgeſchichte“. 

„Sozialiſten und Reichstagspräſidium“. 

„Cecil Rhodes“. 

„Fürſt Bismarck und Herr v. Boetticher“. 

„Fürſt Bismarck und Herr v. Boetticher“. 

„Fürſt Bismarck und Herr v. Boetticher“. 

„Biſchof Korum von Trier“. 

„Fürſt Bismarck als angeblicher ‚Kleber‘ und 
Gehaltsbezieher“. 

„Deutſch⸗Engliſches“. 

„Betrübnis des Fürſten“. 

„Graf Herbert und Herr v. Boetticher“. 

„Herr v. Hammerſtein“. 

„Herr Stöcker“. 

„Der Statthalter von Elſaß⸗Lothringen und die 
deutſche Landwirtſchaft“. 

„Erklärung im „Reichsanzeiger“, betreffend die 
Sache Boetticher⸗Berg“. 

„Plettenberg. Stöcker“. 
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15. Oft., Ab.⸗Ausg.: 
1 Ab.⸗Ausg.: 
16. „ Morg.⸗Ausg.: 
18. „ Morg.⸗Ausg.: 
20. „ Morg.⸗Ausg.: 
9 Ab.⸗Ausg.: 
25. Nov., Ab.⸗Ausg.: 


. Ab.⸗Ausg.: 
. Ab.⸗Ausg.: 
7. Jan., Morg.⸗Ausg.: 
9. „ Morg.⸗Ausg.: 


7 Ab.⸗Ausg.: 


27. 

9 Ab.⸗Ausg.: 
8. Febr., Morg.⸗Ausg.: 
9. „ Morg.⸗Ausg.: 
8 Ab.⸗Ausg.: 
26. Mai, Ab.⸗Ausg.: 
18. Juni, Ab.⸗Ausg.: 
30. „ Morg.⸗Ausg.: 
3. Juli, Ab.⸗Ausg.: 


11 


Okt., Morg.⸗Ausg.: 


24. „ Ab.⸗Ausg.;: 


19 


Dez., Morg.⸗Ausg.: 


16. Jan., Morg.⸗Ausg.: 


12 


12. 
12. 


13. 


7 


Febr., Morg.⸗Ausg.: 
„ Morg.⸗Ausg.: 
* Ab.⸗Ausg.: 


„ Morg.⸗Ausg.: 
. März, Morg.⸗Ausg.: 
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„Fürſt Lobanow“. 

„Stralſunder Bankdirektor Berg, Schwieger⸗ 
vater des Herrn v. Boetticher“. 

„In Sachen Hammerſtein“. 

„Herr v. Boetticher“. 

„Staatsſekretär, Miniſter und Miniſterpräſi⸗ 
dent“. 

„Angebliche Kolonialaustauſchpläne des Fürſten 
Bismarck“. N 

„Kriegsminiſter Bronſart v. Schellendorf“. 

„Herr v. Boetticher“. 

„In Sachen Stöcker“. 


1896. 


„Paultney⸗Bigelow“. 

„Warnung vor Überſtürzung in Sachen der 
parlamentariſchen Erledigung des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs“. 

„Marineforderungen“. 

„Parlamentstribünen“. 

„Herr v. Boetticher“. 

„Rückzahlung der Grundſteuerentſchädigung und 
Landwirtſchaft“. 

„Herr v. Boetticher“. 

„Angebliches Schreiben des Fürſten Bismarck 
an Mazzini“. 

„Fürſt Bismarck und der franzöſiſche Botſchafter 
Herbette“. f 

„Berichtigung zur Unterredung des Fürſten mit 
Li⸗Hung⸗Tſchang“. 

„Chriſtusorden des Fürſten Bismarck“. 

„Vexilla regis prodeunt“. 

„Kolonialdirektor Dr. Kaiſer“. 

„England, das tugendhafteſte Land in der Politik“. 


1897. 
„Zum Prozeß Tauſch“. 


„Le roi me reverra“. 

„Denkmal für den Fürſten Bismarck“. 

„Angebliches Schiedsrichteramt des Fürſten zwi⸗ 
ſchen England und Amerika“. 

„Agrarier und Hakatiſten“. 

„Genealogiſches des Hauſes Bismarck“. 


* 


26. April, 


Ab.⸗Ausg.: 


1. Juli, Morg.⸗Ausg.: 


1. 


19. 


10. Aug., 


28. 


.. 
2 


7. 


Ab.⸗Ausg.: 
Morg.⸗Ausg.: 


Ab.⸗Ausg.: 
Ab.⸗Ausg.: 


21. Okt., Morg.⸗Ausg.: 


9. Jan., Morg.⸗Ausg.: 


31. 


J 


Ab.⸗Ausg.: 


„Desaveu gegen das Werk „Fürſt Bismarck nach 
ſeiner Entlaſſung “. 

„Herr v. Marſchall“. 

„Agrarier und Bismarckfronde“. 

„Herr v. Kardorff⸗Wabnitz über die Kleriko⸗ 
Demokratie“. 

„Staatshilfe bei Hochwaſſerſchäden“. 

„Zum Beſuche Windthorſts“. 

„Fürſt Bismarck und die Kriegervereine“. 


1898. 


„Reporter in Friedrichsruh“. 
„Befinden des Fürſten Bismarck“. 
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Dr. Arnold, 
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Prof. Dr. O. Behaghel, 

Prof. Dr. Birlinger, 

Prof. Dr. H. Blümner, 

Dr. F. Bobertag, 

Prof. Dr. K. Borinski, 

Dr. R. Boxberger, 

Prof. Dr. W. Creizenach, 

Dr. J. Crüger, 

Prof. Dr. H. Düntzer, 

Prof. Dr. A. Frey, 

Dr. R. Froning, 

Dr. L. Fulda, 

Prof. Dr. W. Golther, 

Dr. N. Hamel, 

Prof. Dr. A. Hauffen, 

Prof. Dr. E. Henrici, 

Dr. H. Hildebrand, 

Prof. Dr. M. Koch, 

Prof. Dr. E. Kühnemann, 

Prof. Dr. H. Lambel, 

Dr. R. Frhr. v. Lilieneron, 

Dr. M. Mendheim, 

Dr. A. G. Meyer, 

Dr. H. Meyer, 

Prof. Dr. J. Minor, 

Prof. Dr. F. Muncker, 

Dr. P. Nerrlich, 

Dr. H. Oeſterley, 

Prof. Dr. H. Palm, 

Prof. Dr. F. Pfaff, 

Prof. Dr. P. Piper, 

Dr. H. Pröhle, 

Prof. Dr. A. Sauer, 

Prof. Dr. K. J. Schröer, 

Dr. N. Steiner, 

Prof. Dr. A. Stern, 

Prof. Dr. J. Vetter, 

Prof. Dr. O. F. Walzel, 

Prof. Dr. G. Witkowski, 

Prof. Dr. E. Wolff, 

Dr. Th. Zolling 
herausgegeben von 
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welche im Hinblick auf den wiſſenſchaftlichen 
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Genüge leiſtet. Von den bekannten Autoren⸗ 
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Bürger, Gedichte. 2 Teile in 1 Band. 
Chamisso, Gedichte uſw. 1 Band. 
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Eine bewährte Weltgeſchichte für Studienzwecke: 


K. F. Beckers Weltgeſchichte. 


5. Auflage. 


Neu bearbeitet von Prof. Dr. J. Miller und Prof. Dr. K. F. Grotz. 
Bis auf die Gegenwart fortgeführt von Prof. Dr. E. Hesselmeyer. 
4132 Seiten Text mit 1608 Abbildungen, 37 Einſchaltbildern, 
19 erläuternden Karten und vielen Plänen. 
6 Doppelbände, elegant in Leinen gebunden je 6 Mark, 
in Liebhaberband (Halbleder) je 6 Mark 50 Pf. 


Unter den Geſchichtswerken von Ruf nimmt „Beckers Weltgeſchichte“ eine 
der erſten Stellen ein. Ihre anerkannten Hauptvorzüge ſind: richtige, lückenloſe 
Auswahl des Intereſſanten und Wiſſenswerten, lebendige und unterhaltende 
Erzählungsweiſe, überſichtliche Anordnung und Einteilung, wiſſenſchaftliche Zu⸗ 
verläſſigkeit. Dieſe Vorzüge ſind auch der fünften, bis zur Gegenwart reichen⸗ 
den Auflage ungeſchmälert erhalten. Beckers Weltgeſchichte iſt ein echt deutſches 
Werk, ein Geſchichts⸗ und Hausbuch voll Vaterlandsliebe und Wahrheitſinn, 
ungeſchminkt im Urteil über Perſonen und in der Darſtellung der Ereigniſſe, 
ein Buch, dem auch das Salz nicht fehlt. Neu hinzugekommen iſt eine nam⸗ 
hafte Bereicherung des Bilderſchmuckes. Trotz des reichen und wertvollen 
Inhalts iſt der Preis von Beckers Weltgeſchichte ein ſo billiger, daß jedermann 
die Anſchaffung ermöglicht iſt. 


8 3 1 ) Illuſtrierte Geſchichte der 

Befreiungskriege. 
Ein Jubiläumswerk zur Erinnerung 
an die große Zeit vor 100 Jahren. 
Von Prof. Dr. J. v. Pflugk-Harttung. 
414 Seiten Text mit 343 Abbildungen, 


40 Kunſtbeilagen und 15 Fakſimile⸗ 
drucken. In Prachtband geb. 20 Mark. 


Dieſes Werk iſt der großen Zeit, die zu 
childern es beſtimmt iſt, durchaus würdig. 
ie künſtleriſche Ausſchmückung iſt eine ge⸗ 
diegene und formvollendete, ſo daß man ſich 
vollkommen in die bewegten Momente des gro⸗ 
Pie Völterkampfes zurückzuverſetzen vermag. 
ie literariſche Darſtellung darf als volks⸗ 
tümlich im beſten Sinne bezeichnet werden; je⸗ 
der Satz beweiſt, daß hier ein ſachverſtändiger 
und gerade mit den Vorgängen und Perſön⸗ 
lichkeiten des Befreiungskrieges durch eigene 
eingehende Studien vertrauter Hiſtoriker die 
Feder führte. (Frankfurter Zeitung.) 


Zu haben in allen Buchhandlungen. 


Union Deutſche Verlagsgeſellſchaft in Stuttgart, Berlin, Leipzig. 


Das überſeeiſche Deutſchland. 


Die deutſchen Kolonien in Wort und Bild. 


Zweite, vermehrte Auflage. 


Bearbeitet von Hauptmann a. D. Hutter, Prof. Dr. K. Dove, Heinrich Seidel, 
Dr. Franz Reinecke, Wirkl. Admiralitätsrat Dr. Schrameier, Dr. E. Obſt, 
Prof. Dr. R. Büttner, Direktor C. v. Beck. 


Mit 250 Textabbildungen, 23 ganzſeitigen Tafeln und 22 ein⸗ und 
mehrfarbigen Karten. Zwei elegante Leinenbände. Preis 15 Mark. 


„Das überſeeiſche Deutſchland“ EI Behörden, Kolonialgeſellſchaften und 
vereine, Bibliotheken und Gelehrte, Militärs, die Exportinduſtrie, den Handels⸗ 
ſtand, die Preſſe, die Miſſionsanſtalten, für unſere wackeren Kulturpioniere und 
deren Angehörige von hervorragender 333 Ihnen allen wird es als 
auf der Höhe der Zeit ſtehendes authentiſches Nachſchlagewerk gute Dienſte 
leiſten, den Gebildeten aller Stände will es in anziehender Weiſe die intereſſante 
Kenntnis des Kulturſtandes unſerer Kolonien vermitteln. Die einzelnen Ab⸗ 
ſchnitte ſind von hervorragenden Kennern von Land und Leuten verfaßt; die 
Karten enthalten die neueſten Ermittelungen. (Königsberger Allgem. Zeitung.) 


N Zwei Jahrtauſende 
Germania. deutſchen Lebens. 
Kulturgeſchichtlich geſchildert von Johannes Scherr. Sechſte Auflage. 


Neu herausgegeben und bis auf die 
Gegenwart fortgeführt von Hans Prutz. 


500 Seiten Text mit 375 Abbildungen auf Kunſtdruckpapier und 
50 Extra⸗Kunſtbeilagen. + In Prachtband gebunden 20 Mark. 


Ein Buch von hoher geſchichtlicher und künſtleriſcher Bedeutung für ju 
und alt, für alle Kreiſe und Stände, ein Werk, aus dem die deutſche art 
reichen Gewinn ziehen kann. Gerade im Hinblick auf die nd onen eit unjerer 
Tage iſt der daraus entſpringenden Geſinnung kraftvolle Vertretung und mög⸗ 
lichſt weite Verbreitung zu wünſchen. (Deutſchland, Weimar.) 


Im Wandel der Jahrtauſende. 


Eine Weltgeſchichte in Wort und Bild. 


Herausgegeben von Dr. Albrecht Wirth. 


480 Seiten Text mit 461 Abbildungen und 40 Kunſtbeilagen nach 
Originalen hervorragender Künſtler. In Prachtband geb. 30 Mark. 


2. soon dem ſorgfältig ausgeſtatteten, mit reichem und meiſt geſchmackvoll 
ausgewähltem Bilderſchmuck verſehenen Werk „Im Wandel der Jahrtauſende“ 
erzühlt Albrecht Wirth die Geſchichte neu, knapp und gedrungen und doch 
mit der ihm eigenen Anſchaulichkeit, Urteilskraft und Friſche. Es gewährt keinen 
geringen Genuß, in dieſer in beſtem Sinne volkstümlichen eee die ſich 
auch durch Klarheit und Güte des Stils auszeichnet, die altbekannten Stoffe an 
ſich vorüberziehen zu laſſen; und ſo groß iſt der Unterfcieb des Vortrags dieſes 
Hiſtorikers gegen die herkömmliche Geſchichtſchreibung, daß man gleichſam etwas 
völlig Neues zu leſen glaubt. Wirths Schreibart iſt durchaus univerſell; mit 
Geſchmack er er die Gefahr vermieden, überladen zu wirken oder den Leſer durch 
entlegene Gelehrſamkeit zu verwirren. (Der Tag, Berlin.) 


Zu haben in allen Buchhandlungen. 


Illuſtrierter Katalog über Pracht⸗ und Geſchenkwerke, ſowie Romane, 
Novellen, Jugendſchriften uſw. von der Verlagshandlung koſtenfrei. 
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